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56. Sitzung 

Bonn, den 4. Juni 1970 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 8.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Meine Damen und Herren! Nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung soll dip Tagesordnung er-
gänzt werden um dein 

Mündlichen Bericht des Vermittlungsaus-
schusses zu dem Gesetz zur Änderung von 
Kostenermächtigungen, sozialversicherungs-
rechtlichen und anderen Vorschriften (Kosten-
ermächtigungs-Änderungsgesetz) 

— Drucksache VI/897 — 

Ich nehme an, daß das Haus damit einverstanden 
ist. — Dann ist die Erweiterung der Tagesordnung 
damit beschlossen. Nach einer Vereinbarung im 
Ältestenrat soll der Bericht des Vermittlungsaus-
schusses heute um 18 Uhr aufgerufen werden. 

Die  folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Vorsitzende des Vermittlungsausschusses hat am 3. Juni 
1970 mitgeteilt, daß der Vermittlungsausschuß das vom Deut-
schen Bundestag in seiner 45. Sitzung am 22. April 1970 be-
schlossene Verwaltungskostengesetz (VwKostG) bestätigt hat. 
Sein Schreiben wird als Drucksache VI/899 verteilt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hat am 2. Juni 1970 mitgeteilt, daß gegen 
die nachfolgenden Verordnungen keine Einwendungen erhoben 
wurden: 

Verordnung des Rates zur Verlängerung des Wirtschaftsjah-
res 1969/1970 für Rindfleisch 

Verordnung des Rates zur Verlängerung des Milchwirt-
schaftsjahres 1969/1970 
— Drucksache VI/ 618 — 

Verordnung des Rates zur Bestimmung der Tafelweinarten 

Verordnung des Rates zur Festsetzung der Orientierungs

-

preise für die Zeit vom . . . 1970 bis zum 15. Dezember 1970 

Verordnung des Rates mit Grundregeln für die Festsetzung 
des Referenzpreises für Wein 

Verordnung des Rates zur Definition bestimmter aus Dritt-
ländern stammender Erzeugnisse der Zolltarifnummern 22.04 
und 22.05. 
- Drucksache VI/768 — 

Verordnung des Rates zur Festsetzung der Auslösungspreise 
für bestimmte Tafelwefnarten für die Zelt vom . . . bis zum 
15. Dezember 1970. 
— Drucksache VI/770 — 

Damit kommen wir zum ersten Punkt der Tages-
ordnung: 

Fragestunde 

— Drucksache VI/869  — 

Es  kommen zuerst die Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten. Zunächst die Frage 45 des 
Abgeordneten Geldner. Tst Herr Geldner im Saal? 
— Dann wird die Frage schriftlich beantwortet. Das 
gilt auch für die Frage 46. 

Ich komme zur Frage 47 des Abgeordneten 
Niegel: 

Welche Gründe haben zu der Meldung der „Süddeutschen Zei-
tung" vom 5. Mai 1970 geführt, die sich auf Äußerungen von 
Bundeskanzler Brandt beruft, „der offensichtlich tief besorgt über 
die Verschlechterung dar Handelsbeziehungen zu den  USA  und 
deren möglichen politischen Auswirkungen eine 15prozentige f 
Getreidepreissenkung für angemessen halte, wofür den Bauern 
aus dem Haushalt ein Ausgleich gewährt werden müsse"? 

Herr Niegel ist im Saal. Bitte sehr, Herr Staats-
sekretär! 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Der Herr Bundeskanzler hat keine 
Äußerungen getan, die darauf schließen lassen 
könnten, daß er eine solche Getreidepreissenkung 
für angemessen halte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Niegel. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat der 
Herr Bundeskanzler — wenn schon der Staatssekre-
tär im Ernährungsministerium die Äußerungen des 
Herrn Bundeskanzlers immer dementieren muß 
— wenigstens dann bei der „Süddeutschen Zeitung" 
darauf hingewiesen, daß er diese Äußerung nicht 
getan hat? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Ich bin für die Äußerungen der Süd-
deutschen Zeitung nicht verantwortlich. Ich kann 
Ihnen nur mitteilen, daß der Bundeskanzler eine 
solche Äußerung nicht getan hat. 

Vizepräsident Dr. Jaeger.: Eine zweite Zusatz

-

frage! 
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Niegel (CDU/CSU) : Herr  Staatssekretär, wenn 
Sie .schon sagen, der Herr Bundeskanzler habe diese 
Äußerung nicht getan — ich habe ja in meiner Frage 
nicht nach der Äußerung, sondern nach den Grün-
den dieses möglichen Zitats gefragt --, möchte ich 
fragen, ob dann jenes Zitat zutrifft, ,daß der Bun-
deskanzler vor dem National Presseclub in Wa-
shington zur gleichen Zeit erklärt hat, die Bundes-
republik Deutschland werde sich auch weiterhin mit 
Nachdruck dafür einsetzen, daß die Europäische 
Gemeinschaft eine weltweite Liberalisierung nicht 
hemmen dürfe. „Brandt scheint auch zu weiteren 
Zugeständnissen auf dem Getreidesektor bereit zu 
sein", schreibt dazu das Landwirtschaftliche Wo-
chenblatt. 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Dazu kann ich nicht Stellung nehmen, 
weil ich diese Äußerung im Text nicht vorliegen 
habe. Ich darf aber noch einmal darauf verweisen, 
daß aus meiner Antwort soeben schon ersichtlich 
wurde, daß der Bundeskanzler eine Äußerung in 
Richtung Getreidepreissenkung nicht getan hat. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage der Abgeordnete Dasch. 

Dasch (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, halten 
Sie es für denkbar, daß auf Grund dieser Äuße-
rung des Herrn Bundeskanzlers bei Liberalisierungs-
verhandlungen der EWG mit den USA doch ein 
niedrigerer Getreidepreis in der EWG herbeigeführt 
werden könnte? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Nein, dieser Auffassung bin ich nicht. 
Das würde im übrigen auch im Widerspruch stehen 
zu den agrarpolitischen Vorstellungen der Bundes-
regierung. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zur 
Frage 48 des Abgeordneten Müller (Mülheim). Ist er 
im Saal? — Nein. Dann wird die Frage schriftlich 
beantwortet; das gilt auch für die Frage 49. 

Ich komme zur Frage 50 des Abgeordneten 
Niegel: 

Wieviel landwirtschaftliche Betriebe werden im Bundesgebiet 
und in Bayern künftig nach dem vom Bundesernährungsminister 
vorgelegten Richtlinienentwurf für ein mittelfristiges Förderungs-
programm der Bundesregierung im Bereich der Landwirtschaft, 
unter Berücksichtigung der einzelnen Forderungskriterien — wie 
z. B. bereinigtes Betriebseinkommen von 24 000 DM je Betrieb, 
ordnungsgemäße Buchführung bzw. zweimaliger Buchführungs-
abschluß pro Jahr, persönliche und berufliche Qualifikation durch 
Landwirtschaftsgehilfenprüfung und landwirtschaftlicher Fachschul-
abschluß sowie Bereitwilligkeit zu Kooperation — noch mit einer 
Förderung rechnen können? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Herr Kollege Niegel, ich beantworte 
Ihre Frage wie folgt. 

Eine genaue Beantwortung der gestellten Frage 
wäre nur dann möglich, wenn für eine repräsenta-
tive Anzahl von Betrieben im Bundesgebiet bzw. 
in Bayern Betriebsentwicklungspläne vorliegen 
würden. Weder für Bayern noch für das Bundes-
gebiet existieren jedoch bisher solche Unterlagen. 
Die Entwicklungsfähigkeit eines Betriebes läßt sich 
nur an Hand einer genauen betriebswirtschaftlichen 
Analyse des Einzelunternehmens sowie an Hand 
der individuellen Fähigkeiten und Neigungen des 
Betriebsleiters beurteilen. Deshalb soll die Vor-
lage eines Betriebsentwicklungsplanes in jedem 
Fall zur Voraussetzung einer Förderung gemacht 
werden. 

Aus den vorgesehenen Buchführungsauflagen 
dürfte sich keine ungerechtfertigte Abgrenzung des 
Berechtigtenkreises ergeben, da die landwirtschaft-
lichen Buchstellen zugesichert haben, daß ihre Kapa-
zität ausreiche, um den zu erwartenden Arbeits-
anforderungen gerecht zu werden. Die Anforderun-
gen an die Berufsausbildung sollen nur für die Be-
triebsleiter gestellt werden, die nach 1953 geboren 
sind, so daß sich jeder Betroffene rechtzeitig hier-
auf einstellen kann. 

Die Bereitschaft zur Kooperation setzt eine per-
sönliche Entscheidung des Betriebsinhabers voraus, 
die von hier aus nicht beurteilt werden kann. 

Das Förderungsprogramm ist den Bundesländern 
zugeleitet worden und wird mit ihnen ausführlich 
beraten werden. Ich werde darüber hinaus einen 
Praktikerausschuß mit dem Programm befassen. 
Der Ernährungsausschuß dieses Hohen Hauses be-
absichtigt, ein öffentliches Hearing zu veranstalten. 
Die Wissenschaft werde ich befragen. 

So ist gewährleistet, daß die endgültigen Be-
stimmungen unter Verwendung der Meinungen 
aller Fach- und Sachkundigen erlassen werden 
können. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Niegel. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie meiner Meinung zustimmen, daß nach dem Grü-
nen Bericht heute ein bereinigtes Betriebseinkom-
men von 1032 DM vorliegt? Wenn man von diesem 
bereinigten Betriebseinkommen, das Sie ja zur Ziel-
schwelle machen, ausgeht und die Betriebe über 
5 ha im Bundesgebiet ansieht, dann bleiben von den 
700 000 Betrieben über 5 ha 100 000 übrig, die über 
die Grenze des bereinigten Betriebseinkommens 
gelangen; in Bayern sind es nur noch 25 000. Das 
heißt, daß 600 000 Betriebe über 5 ha im Bundes-
gebiet und 210 000 Betriebe in Bayern nicht mehr 
mit einer Förderung rechnen können. 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Herr Kollege Niegel, ich würde Ihrer 
Auffassung und den von Ihnen genannten Zahlen 
nicht zustimmen. Im übrigen wurde die Zielschwelle 
so festgelegt, daß die Betriebe nach der Umstellung 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 56. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Juni 1970 	2957 

Parlamentarischer Staatssekretär Logemann 

entsprechend den Grundsätzen des Landwirtschafts-
gesetzes ein angemessenes Einkommen erzielen sol-
len. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer zweiten 
Zusatzfrage Herr Abgeordneter Niegel. Ich bitte 
Sie, sich kurz zu fassen. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, in wel-
chen Kriterien unterscheidet sich dieser sogenannte 
Ertl-Plan vom Mansholt-Plan, abgesehen von der 
Zielschwelle? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Der Plan, den wir jetzt vorgelegt ha-
ben— Sie meinen das mittelfristige Förderungspro-
gramm —, unterscheidet sich in sehr wesentlichen 
Punkten vom sogenannten Mansholt-Plan, auch von 
der zweiten Ausgabe, in  der eindeutig ein Ein-
kommen für zwei volle Arbeitskräfte angestrebt 
wird. 

Im übrigen, Herr Kollege Niegel, verstehe ich Ihre 
Besorgnisse nicht ;  denn Ihnen dürfte bekannt sein, 
daß Ihr Parteifreund und ehemaliger Landwirt-
schaftsminister Höcherl in seinem Buch „Die Welt 
zwischen Hunger und Überfluß" auf Seite 125 die 
Einführung einer sogenannten Entwicklungsschwelle 
vorgeschlagen hat. Darüber hinaus hat er in seinem 
Buch die Einführung einer sogenannten Eingangs-
schwelle als absolute untere Grenze für die Förde

-

rungswürdigkeit der Betriebe angeregt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dasch. 

Dasch (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da in 
dem Vorschlag des Ernährungsministeriums eine 
Jahresschwelle von vier Jahren festgelegt wurde, 
wonach ein Betrieb 24 000 DM Gesamteinkommen 
oder 16 000 DM Pro-Kopf-Arbeitseinkommen erhal-
ten haben soll, frage ich Sie, auf welchen gesicherten 
Grundlagen der Preispolitik oder der preispoliti-
schen Zielsetzung der Bundesregierung diese Jahre 
berechnet werden sollen. 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Herr Kollege, vielleicht darf ich hier 
eine Antwort verlesen, die der Abgeordnete Loge-
mann einmal auf eine ähnliche Frage seinerzeit von 
Bundesernährungsminister Höcherl bekommen hat. 
Da heißt es: 

Die Zahl der Voll-, Zu- und Nebenerwerbs

-

betriebe läßt sich weder absolut noch im Ver-
hältnis der einzelnen Betriebsformen festlegen, 
jedoch wird sich auch zukünftig ähnlich wie in 
der Vergangenheit die Zahl der Betriebe und 
der Anteil der einzelnen Betriebsformen än-
dern. Der Verlauf der Entwicklung wird maß-
geblich von der Einkommenserwartung unserer 
Industriegesellschaft bestimmt, also von einem 

außerlandwirtschaftlichen Faktor, — der sich 
einer Quantifizierung deshalb entzieht, weil zu-
sätzlich noch zahlreiche andere endogene und 
exogene Determinanten wirksam werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Dr. Gleissner. 

Dr. Gleissner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
ohne noch einmal in die Zahlenarithmetik einzustei-
gen, frage ich: Ist es nicht so, daß Sie mit dem För-
derungsprogramm, welches Sie jetzt vorschlagen, 
einen Weg begehen, der erstens einmal von dem 
abweicht, was bisher Sie, Herr Ernährungsminister, 
zehn Jahre lang selbst und im besonderen in der 
seinerzeitigen Mansholt-Debatte im Dezember 1968 
vertreten haben, und daß damit zweitens der bäuer-
lichen Landwirtschaft erneut Defätismus und Re-
signation beschert werden? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Herr Kollege, Ihre Auffassung kann ich 
nicht teilen. Wir haben uns bemüht, in unserem mit-
telfristigen Förderungsprogramm sehr flexible Lö-
sungen und Entwicklungen vorzuschlagen und Kri-
terien einzusetzen, die tatsächlich weitgehend fle-
xibel gehalten worden sind. Es ist doch bekannt, daß 
eigentlich schon Herr Minister Höcherl die Vater-
schaft für diesen Entwurf angemeldet hat. Er hat ge-
sagt, das sei die Fortsetzung seines Plans. Ich darf 
darauf hinweisen, daß ich insofern Ihre parteipoliti-
sche Übereinstimmung nicht kenne. 

(Zuruf des Abg. Dr. Gleissner.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Moment, Herr Ab-
geordneter Gleissner! Zu einer zweiten Zusatzfrage 
haben Sie das Wort nicht bekommen, und Sie be-
kommen es auch nicht. 

Herr Abgeordneter Haack! 

Dr. Hack (SPD) : Herr Staatssekretär, da in der 
Frage des Kollegen Niegel nach einer Förderung 
landwirtschaftlicher Betriebe im Bundesgebiet und 
in Bayern gefragt wird, darf ich Sie um Auskunft 
darüber bitten, ob die Bundesregierung davon aus-
geht, daß es nur eine einheitliche Förderung im ge-
samten Bundesgebiet geben darf. 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Wir gehen natürlich vom gesamten 
Bundesgebiet aus. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Jobst! 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wer 
ist überhaupt dazu in der Lage, die verlangten und 
vorzulegenden Buchführungsunterlagen zu prüfen? 
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Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Die Möglichkeit dazu besteht 
durchaus. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dröscher! 

Dröscher (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es nicht 
so, daß nach Jahren der Ungewißheit und der un-
klaren Aussagen darüber, welche Schwellen gesetzt 
werden sollen, jetzt endlich klare Vorstellungen 
bestehen, so daß diejenigen Betriebe, die nun die 
Chance haben, Hilfe zu erhalten, keinen Grund zu 
Defätismus, sondern zu Optimismus haben? 

Logemann, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Gerade diese Absicht haben wir 
und deshalb haben wir die flexible Lösung in unsere 
Vorstellungen zum mittelfristigen Förderungspro-
gramm aufgenommen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Wirtschaft, Herr 
Staatssekretär Dr. Arndt, und zwar zuerst zur 
Frage 34 des Abgeordneten Schulte (Schwäbisch

-

Gmünd). Ist der Fragesteller im Saal? — Das ist 
nicht der Fall. Dann wird die Frage schriftlich beant-
wortet. 

Wir kommen zur Frage 35 des Abgeordneten Dr. 
Jobst: 

Treffen Meldungen zu, wonach der beim Bundesminister für 
Wirtschaft bestehende Arbeitskreis „Automation" in eine „Deut-
sche Kommission für technischen und strukturellen Wandel (oder 
fur Automation)" umgewandelt werden soll? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Präsident, ich 
bitte, die beiden Fragen zusammenfassend beant-
worten zu dürfen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte sehr! Dann 
rufe ich noch die Frage 36 des Abgeordneten Dr. 
Jobst auf: 

Welche haushaltsmäßigen Belastungen sind für diese Maß-
nahme vorgesehen, und wie sollen sie gedeckt werden? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Diese Meldungen 
treffen zu, Herr Kollege. Es ist vorgesehen, den 
Arbeitskreis „Automation" durch Kabinettsbeschluß 
in eine von der Bundesregierung unabhängige 
Sachverständigenkommission umzuwandeln. Die 
Einzelheiten, insbesondere Einzelheiten der haus-
haltsmäßigen Belastung, werden zur Zeit zwischen 
den Ressorts erörtert. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zusatzfrage, bitte 
sehr! 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, war-
um ist die Umwandlung erforderlich, nachdem der 
bisherige Arbeitskreis „Automation" regelmäßig 
unter Beteiligung der Sozialpartner sowie der Bun-
desministerien für Arbeit und Sozialordnung und 
für Wirtschaft getagt hat? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Ein Teil der Teil-
nehmer wünscht die Umwandlung in einen unab-
hängigen Sachverständigenausschuß. Das ist ein 
Petitum, dem die Regierung nicht allzu starken 
Widerstand entgegensetzen könnte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie in der Lage, zu sagen, welche Wissenschaftler 
von Rang bisher in den Arbeitskreis „Automation" 
berufen wurden und nach welchen Auswahlkriterien 
diese Berufung erfolgt ist? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Ich bin gern bereit, 
darüber in den zuständigen Ausschüssen des Bun-
destages eingehend Bericht zu erstatten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Sie können noch 
einmal fragen, Herr Dr. Jobst, da Sie zwei Haupt-
fragen gestellt haben. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Ja, ich habe noch eine Zu-
satzfrage. Ich möchte gern wissen, Herr Staatssekre-
tär, welche Forschungsobjekte ohne Ausschreibung 
an wen vergeben worden und wie viele Ausschrei-
bungen bisher erfolgt sind. 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Ich bin gern bereit, 
Ihnen auch das im Ausschuß oder direkt schriftlich 
mitzuteilen. Das ist ein umfangreicher Katalog, der 
sich nicht zur Verlesung eignet. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dasch, eine Zusatzfrage. 

Dasch (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, trifft es 
zu, daß die Aufträge der Bundesregierung für diese 
Forschungsobjekte immer nur an den gleichen engen 
Kreis der Institute vergeben werden? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: So viele Aufträge 
hat es für diesen Arbeitskreis noch nicht gegeben. 
Es waren bisher 14 Objekte. Ich sehe hier durchaus 
unterschiedliche Namen bei den bearbeitenden 
Forschern. Das reicht von Bonn bis Berlin und von 
Frankfurt bis Heidelberg. 

(Abg. Dasch: Auch bis München?) 

— München ist ganz besonders stark vertreten. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Niegel, eine Zusatzfrage. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, warum 
vergibt der Bundesminister für Wirtschaft die mei-
sten Forschungsprojekte auf dem Umweg über das 
Rationalisierungskuratorium der Deutschen Wirt-
schaft und nicht direkt an die wissenschaftlichen 
Institute? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Weil das Ratio-
nalisierungskuratorium der Deutschen Wirtschaft 
gewisse Aufgaben hat, in deren Rahmen es solche 
Aufträge zu vergeben wünscht und sich dabei des 
Rückgriffs auf öffentliche Mittel des Bundes bedient. 
Es handelt sich um Projekte der Rationalisierung 
und Produktivitätssteigerung. Ich glaube, das läuft 
schon seit zehn Jahren. Die Frage ist nur, in wel-
chem Verhältnis diese Projekte zur gesamten Akti-
vität des RKW stehen sollten. Über diese Frage 
stehen wir zur Zeit in Erörterung mit dem RKW. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zur 
Frage 37 des Herrn Abgeordneten D i . Giulini: 

Kann die Bundesregierung Auskunft geben, oh bei Kapital-
hilfen in Entwicklungsländer Lieferbindungen vereinbart weiden, 

die der bundesdeutschen Industrie zugute kommen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege Giulini, 
bei der multilateralen Kapitalhilfe gibt es sowieso 
keine Form von Lieferbindungen. Bei der bilateralen 
Kapitalhilfe gibt es Lieferbindungen, insbesondere 
bei der Warenhilfe, zum geringfügigen Teil auch 
bei der projektgebundenen Hilfe. Diese Lieferbin-
dungen hat die Bundesregierung im Jahre 1969 zu-
gunsten der Entwicklungsländer gelockert. Seitdem 
können Unternehmen aus Entwicklungsländern auch 
im Falle von Lieferbindungen sich um Kapitalhilfe-
projekte bewerben und Lieferungen und Leistungen 
dafür erbringen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
bitte sehr! 

Dr. Giulini (CDU/CSU) : Darf ich fragen, Herr 
Staatssekretär, ob zu dieser Handhabung unserer-
seits ein paralleles Verhalten der Vereinigten Staa-
ten vorliegt. 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft Es gibt einen inter-
nationalen Vergleich über den Anteil der Liefer-
bindungen an der Entwicklungshilfe. Dabei schneidet 
die Bundesrepublik Deutschland recht günstig ab, 
die von Ihnen soeben genannten Länder weitaus 
ungünstiger. Es gibt allerdings auch Länder — wie 
Holland und Schweden —, deren Lieferbindung noch 
geringer ist als die der Bundesrepublik. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Dr. Giulini (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
würden Sie meinen Eindruck bestätigen, daß die 
Amerikaner durch die strenge Vorschrift, daß, wenn 
man Dollar gibt, auch im Dollar-Raum gekauft wer-
den muß, einen gewissen Vorteil haben, daß wir 
z. B. auch in Dollar leisten und die Entwicklungs-
länder den Eindruck haben, es komme eben von der 
anderen Seite — ich will nicht sagen: von der fal-
schen Seite —, und dadurch diese Leistung nicht 
mittelbar oder sogar unmittelbar der deutschen 
Industrie zugute kommt? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Diese USA-Leistun-
gen ,sind nicht ausschließlich entwicklungspolitisch 
zu sehen, Herr Abgeordneter; da stimme ich Ihnen 
völlig zu. Andererseits muß man sich fragen, ob ein 
Land mit Zahlungsbilanzschwierigkeiten, wie es die 
USA seit langem sind, überhaupt Entwicklungshilfe 
in dem gegenwärtigen Umfang bewilligen würde, 
wenn nicht diese Bindung bestünde. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Dann kommt die 
Frage 38 des Herrn Abgeordneten Giulini: 

Welche Stellung nimmt die Bundesregierung zur Zeit hei 
Kapitalhilfe in Entwicklungsländer ein, nachdem 1965 keine 
Lieferbindung bestand, 1965 bis 1970 eine solche aber praktiziert 
wurde? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Es stimmt nicht, daß 
im Jahre 1965 keine Lieferbindungen bestanden, 
Bindungen also erst in dem Zeitraum danach ein-
geführt worden sind. Tatsächlich gibt es für die 
Warenhilfe diese Bindung von Anfang an und für 
den Teil der projektgebundenen Hilfe eine gering-
fügige Bindung in Höhe von 10 % der Kapitalhilfe. 
Im übrigen ist die Bundesregierung — sie hat das 
wiederholt erklärt — der Auffassung, daß die ent-
wicklungspolitische Wirksamkeit der Kapitalhilfe 
erhöht wird, wenn Lieferungen und Leistungen 
international ausgeschrieben werden. Dazu paßt die 
Lieferbindung nicht. Die Bundesregierung arbeitet 
daher auf einen weiteren Abbau der Bindungen 
— vor allem in der OECD und in der Welthandels-
konferenz — hin. Insoweit heutzutage überhaupt 
noch Kapitalhilfekredite liefergebunden sind, hat 
das den Grund, die deutsche Wirtschaft zu schützen, 
und zwar vor den Lieferbindungspraktiken anderer 
Geberländer, wie Sie vorhin mit Recht sagten. Im 
übrigen beträgt der Anteil der Lieferbindungen an 
den gesamten Kapitalhilfe-Zusagen des Jahres 1969 
33,5 %. Davon entfallen über 20 % auf Waren-
kredite und auf Reparaturgeschäfte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zu 
den Fragen 39 — des Abgeordneten Weigl — und 
40 — des Abgeordneten Dr. Ritz —: 

Welche Folgerungen will die Bundesregierung aus der Tatsache 
ziehen, daß sich das bestehende Lohngefälle zwischen deri 
einzelnen Fördergebieten seit 1967 laufend verstärkt, z. B. da-
durch, daß die Verdienste der Industriearbeiter in Berlin jetzt 
schon um 22,8 % über den Verdiensten der Industriearbeiter im 
niederbayerischen Zonenrandgebiet liegen? 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der Katastrophe in 
Rumänien, deren riesiges Ausmaß Teilen der Öffentlichkeit in 
der Bundesrepublik Deutschland noch gar nicht bewußt ist, beim 
Ministerrat der EWG eine Sondersitzung mit dem Ziel zu bean-
tragen, eine wirksame und schnelle Hilfsaktion der EWG, ins- 
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Vizepräsident Dr. Jaeger 
besondere auf dem Gebiet der Nahrungsnuttelversorgung, einzu-
leiten? 

Die Fragen werden auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet. 

Die Antwort des Parlamentarischen Staatssekre-
tärs Rohde vom 4. Juni 1970 auf die Frage 39 des 
Abgeordneten Weigl lautet: 

Im Oktober 1969 beliefen sich die  Bruttostundenverdienste der 
Industriearbeiter im Bundesgebiet auf 5,61 DM und in Bayern 
auf 5,08 DM. Großstadtverdienste sind mit den Durchschnittsein-
kommen in Flächenländern überhaupt nicht vergleichbar. Ver-
gleicht man aber Berlin mit anderen Großstädten, so liegt das 
Lohnniveau in Berlin niedriger. Im übrigen hat sich der Lohn-
rückstand Bayerns seit 1967 nicht verstärkt; er hat sich leicht 
verringert. 

Die Bundesregierung bemüht sich, durch eine aktive Struktur-
politik im Zusammenwirken mit den Ländern die Wirtschafts-
kraft der schwach strukturierten Gebiete zu stärken. Durch das 
Angebot zusätzlicher Arbeitsplätze wird das bestehende Ein-
kommensgefälle abgebaut. Die Bundesregierung hat sich zu die-
ser Politik ausführlich in ihrem soeben erstatteten Struktur-
bericht geäußert (Drucksache VI/761 vom 8. 5. 1970). 

Auf die Frage 40 des Abgeordneten Dr. Ritz hat 
der Parlamentarische Staatssekretär Rohde am 
3. Juni 1970 geantwortet: 

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, daß eine 
rasche Hilfe gegeben wird, falls an die Europäischen Gemein-
schaften derartige Wünsche herangetragen werden. 

Bei den zahlreichen für die nächsten Wochen vorgesehenen 
Ratstagungen kann die Behandlung dieser Frage auf einer dieser 
Tagungen erfolgen. Die Einberufung einer Sondersitzung dürfte 
unter diesen Umständen nicht notwendig sein. 

Im übrigen möchte ich auf die erhebliche bilaterale Hilfe ver-
weisen, die von deutscher Seite Rumänien schon gewährt 
werden konnte und über die das Bulletin der Bundesregierung 
vom 26. Mai 1970 nähere Ausführungen macht. 

Ich komme zur Frage 41 des Abgeordneten Kiep.— 
Er  ist nicht im Saale; die Frage wird schriftlich 
beantwortet. 

Die Fragen 42 und 43 des Abgeordneten Dr. Pohle 
sind zurückgezogen. 

Wir kommen zur Frage 44 des Abgeordneten 
Jung: 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um die infolge der Diskontsatzerhöhung der Deutschen Bundes-
bank  besonders hart getroffenen mittelständischen Unternehmen 
insbesondere in den Gebieten vor dem Konkurs zu bewahren, 
die im Gegensatz zu den konjunkturüberhitzten Städten der 
Ballungsgebiete auf Grund ihrer Wirtschaftsstruktur nicht an dem 
Konjunkturboom ursächlich beteiligt waren und somit von den 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen von Bundesregierung und 
Bundesbank besonders hart getroffen werden? 

Die Frage wird auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antwort des Parlamen-
tarischen Staatssekretärs Dr. Arndt vom 3. Juni 1970 
lautet: 

Eine räumliche, sektorale und betriebsgrößenmäßige Abstu-
fung der geld- und währungspolitischen Maßnahmen ist in einem 
einheitlichen Wirtschafts- und Währungsgebiet wie der Bundes-
republik nicht möglich und marktwirtschaftlich nicht vertretbar. 

Die Bundesregierung ist -- wie sie bereits im Strukturbericht 
1970 ausgeführt hat — bemüht, den kleinen und mittleren Unter-
nehmen die Anpassung an den technischen Fortschritt und an 
wirtschaftliche Strukturveränderungen zu erleichtern. Hierfür 
stellt sie Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt, ferner zinsgünstige 
ERP-Kredite sowie Bürgschaften oder Rückbürgschaften zur 
Risikominderung bereit. So wurde das Volumen der ERP-Kre-
dite für die typisch mittelständischen Bereiche gegenüber 1969 
um 20 v.  H.  von 285 auf 342 Millionen DM aufgestockt. 

Auch im Bereich der regionalen Wirtschaftsförderung gibt die 
Bundesregierung gezielten Maßnahmen den Vorzug. Sie hat die 
dafür 1970 verfügbaren Mittel um 30 Millionen DM gegenüber 
dem Vorjahr, nämlich auf 353,8 Millionen DM, erhöht und durch 
Einführung der Investitionszulage den Anreiz, neue Dauer-
arbeitsplätze zu schaffen, erheblich verstärkt. Schließlich wurde 
durch die neue Konzeption der Regionalen Aktionsprogramme 
die Wirksamkeit aller Maßnahmen des Bundes und der Länder 
verbessert. 

Ich komme dann zur Frage 32 des Abgeordneten 
Dr. Hammans. — Er ist nicht im Saale. Die Frage 
wird schriftlich beantwortet. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Justiz. Zunächst 
die Frage 31 des Abgeordneten Leicht: 

Wann wird die Bundesregierung eine Zusage fur den auf ver-
schiedenen Justizministerkonferenzen im Jahr 1969 und bei 
späteren Einzelbesprechungen im Bundesjustizministerium in 
Aussicht gestellten Zuschuß von 50 v. H. der Bau- und Erschlie-

ßungskosten für die Errichtung einer Deutschen Richterakademie 
in Trier geben? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär Bayerl! 

Dr. Bayerl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Justiz: Herr Kollege 
Leicht, Herr Minister Jahn und auch seine Herren 
Amtsvorgänger haben mehrfach erklärt, daß sie sich 
um eine angemessene finanzielle Beteiligung des 
Bundes an den Kosten der Richterakademie bemü-
hen werden, ohne daß jedoch ein bestimmter Pro-
zentsatz der Beteiligung genannt worden ist. 

Der Bund trägt bereits jetzt einen wesentlichen 
Anteil der sächlichen Kosten der sogenannten „flie-
genden Richterakademie". Als sich abzeichnete, daß 
eine Richterakademie mit festem Standort errichtet 
werden sollte, haben wir uns wegen der finanziellen 
Beteiligung des Bundes erneut an den Herrn Bun-
desminister der Finanzen gewandt. Diese Verhand-
lungen sind noch nicht völlig abgeschlossen. Ich 
hoffe zuversichtlich, daß in Kürze Klarheit darüber 
erzielt werden kann, in welchem Umfang der Bund 
einen Zuschuß leisten wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Wagner (Trier) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, demnach trifft es also nicht zu, daß der 
Bund bereits einen bestimmten Prozentsatz für seine 
Beteiligung in Aussicht gestellt hätte. 

Dr. Bayerl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Justiz: Nein, das trifft 
nicht zu. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zu 
Frage 33 des Abgeordneten Dr. Haack: 

Wie wird die Bundesregierung sich dafür einsetzen, daß Trieb-
täter durch hormonelle Kastration behandelt werden können? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Bayerl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Justiz: Herr Kollege 
Haack, ich verstehe Ihre Frage so, daß mit dem Aus-
druck „hormonelle Kastration" eine medikamentöse 
Behandlung gemeint ist, die den Geschlechtstrieb in 
ähnlicher Weise dämpft wie die Kastration. Die Er-
forschung und Erprobung solcher Behandlungs-
methoden hat in den letzten Jahren erhebliche Fort-
schritte gemacht. Die Bundesregierung wird sich im 
Rahmen ihrer rechtlichen und tatsächlichen Möglich-
keiten dafür einsetzen, daß diese Fortschritte auch 
nutzbar gemacht werden können. 

Die Bundesregierung hat sich schon in der ver-
gangenen Wahlperiode darum bemüht, daß recht- 
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liche Bedenken, die einer derartigen Behandlung im 
Wege stehen könnten, ausgeräumt wurden. Auf 
ihren Vorschlag ist in das Gesetz über die frei-
willige Kastration und andere Behandlungsmetho-
den vom 15. August 1969 eine Bestimmung aufge-
nommen worden, die klarstellt, daß außer der chi-
rurgischen Kastration auch die medikamentöse Be-
handlung von Triebstörungen zulässig ist. 

Die wissenschaftliche Diskussion über Methoden 
und Ergebnisse der medikamentösen Behandlung 
von Triebstörungen ist noch im Fluß. Die Bundes-
regierung wird diese Entwicklung aufmerksam be-
obachten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Haack (SPD) : Herr Staatssekretär, wird die 
Bundesregierung im Kontakt mit den Ländern sich 
darum bemühen, daß die rechtliche Möglichkeit nicht 
dadurch in Schwierigkeiten gerät, daß vielleicht 
bürokratische oder finanzielle Hindernisse entstehen 
könnten? Ist auch sichergestellt, daß etwa die Kran-
kenkassen bereit sind, hier über die entsprechenden 
Bestimmungen der RVO dafür zu sorgen, daß auch 
vom Finanziellen her diese Möglichkeit besteht? 

Dr. Bayerl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Justiz: Herr Kollege 
Haack, Sie wissen, daß die Frage der Kosten in den 
Zuständigkeitsbereich der Länder fällt. Ich bin da-
von überzeugt — das ist auch unsere Erfahrung —, 
daß es bisher keine finanziellen Schwierigkeiten 
gibt, weder bei denjenigen, die sich bereits im 
Vollzug in einer Strafanstalt befinden — denn dort 
fällt die medikamentöse Behandlung zur Triebdämp-
fung unter die ärztliche Behandlung wie sonst auch, 
so daß die Kosten der Staat tragen muß —, noch bei 
Behandlungsbedürftigen, die sich noch nicht in einer 
Maßregel oder einem Strafvollzug befinden. Hier ist 
es eine Frage, ob sich diese sexuelle Abnormität 
bereits so verdichtet hat, daß sie als Krankheit zu 
beurteilen ist. Wenn dem so ist, muß sie nach der 
Reichsversicherungsordnung oder nach dem Bundes-
sozialhilfegesetz selbstverständlich behandelt wer-
den. Wir haben jedenfalls noch keine Erfahrungen, 
daß es deswegen Schwierigkeiten gibt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Arbeit und Sozial-
ordnung. Herr Staatssekretär Rohde steht zur Ver-
fügung. 

Die Frage 51 des Herrn Abgeordneten Weigl 

Ist es sozial vertretbar, daß für das in Ausbildung befindliche 
Kind Waisenrente bis zum 25. Lebensjahr gewährt wird, wenn 
der Vater Arbeiter bei der Deutschen Bundesbahn war, dagegen 
bis zum 27. Lebensjahr, wenn der Vater als Beamter der Deut-
schen Bundesbahn verstorben ist? 

wird auf seinen Wunsch schriftlich beantwortet. 

Die Antwort des Parlamentarischen Staatssekre-
tärs Rohde auf die Frage des Abgeordneten Weigl 
vom 4. Juni 1970 lautet: 

Ihre Frage gilt der Tatsache, daß bei Leistungen an und für 
Kinder über 18 Jahre, die sich noch in Schul- oder Berufsaus-
bildung befinden, in der Sozialversicherung eine niedrigere Al-
tersgrenze gilt als im Beamtenrecht und in der Kriegsopferver-
sorgung. Die Bundesregierung hält diesen Zustand für wenig be-
friedigend und erstrebt eine einheitliche Altersgrenze für alle 
öffentlichrechtlichen Leistungen dieser Art. 

Dabei muß auch geprüft werden, wer die Mehrausgaben tragen 
soll, die der Sozialversicherung durch die Erhöhung der Alters-
grenze von 25 auf 27 Jahre erwachsen würden. Da die Herauf-
setzung der Altersgrenze den in Ausbildung stehenden Kindern 
zugute käme, sollten nach Auffassung des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung diese Mehrausgaben aus öffentlichen 
Mitteln bestritten werden. 

Wir kommen zu Frage 52 des Abgeordneten 
Russe: 

Bedauert die Bundesregierung entsprechend der Auffassung 
der Freien Demokratischen Partei, daß sie noch nicht in der 
Lage war, „all das an wohlfahrtsstaatlichen Sicherungsstrukturen 
zu beseitigen, was in über zwanzigjähriger CDU-Verantwortung 
entstand" (Freie demokratische Korrespondenz vom 15. Mai 
1970)? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Präsident, ich bitte, die beiden Fragen zusammen be-
antworten zu dürfen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte sehr! Dann 
rufe ich auch Frage 53 des Abgeordneten Russe auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, Strukturen der sozialen 
Sicherung abzubauen und gegebenenfalls welche? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Der 
von Ihnen, Herr Kollege, erwähnte Artikel in der 
„Freien Demokratischen Korrespondenz" antwortet 
unter anderem einer Kritik am Sozialbericht, die in 
dem Unternehmerbrief des Deutschen Industrie-
instituts veröffentlicht worden war. Dabei kam es 
dem Verfasser anscheinend darauf an, sich gegen 
eine globale und polemische Verwendung des Be-
griffs „Wohlfahrtsstaatliche Sicherungsstrukturen" 
zu wenden. Auch Sie, Herr Kollege Russe, werden 
nicht für sich beanspruchen wollen, in 20jähriger Re-
gierungsverantwortung geradezu „wohlfahrtsstaat-
liche Sicherungsstrukturen" erreicht zu haben. Man 
sollte mit solchen schillernden Begriffen vorsichtig 
umgehen. 

Der Sozialbericht 1970 zeigt in allen seinen Teilen, 
daß es Ziel der Bundesregierung ist, das „Soziallei-
stungssystem und die sozialpolitischen Aktivitäten 
den gewandelten Verhältnissen anzupassen" und 
weiterzuentwickeln, um dem einzelnen Menschen — 
ich zitiere wörtlich — , ; die Chance zu bieten, sich 
in einer sich wandelnden Umwelt zu behaupten". 
Damit hat sich die Bundesregierung klar für einen 
weiteren Ausbau des sozialen Rechtsstaates ent-
schieden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte sehr, Herr 
Abgeordneter Müller, eine Zusatzfrage! 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie uns in diesem Zusammenhang schon 
sagen, welche Strukturen der sozialen Sicherung bei 
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den von der Bundesregierung in Aussicht genom-
menen inneren Reformen berücksichtigt werden? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege, darüber hat die Bundesregierung einen um-
fangreichen Sozialbericht vorgelegt. Darüber haben 
wir in diesem Parlament mehrere Stunden diskutiert. 
Ich habe den Eindruck, es würde diese Fragestunde 
überfordern, das zu wiederholen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Geisenhofer. 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
gehört nach Ihrer Meinung das Arbeitsförderungs-
gesetz zu den wohlfahrtsstaatlichen Sicherungs-
strukturen, und fassen Sie die Kriegsopferversor-
gung als ein Element der wohlfahrtsstaatlichen 
Sicherung auf? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Die 
von Ihnen genannten Gesetze sind Bestandteil des 
sozialen Rechtsstaates und sozialstaatlicher Entwick-
lung. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zur 
Frage 54 des Abgeordneten Geisenhofer: 

Trifft es zu, daß sich der Bundesrechnungshof bei seinen Be-
anstandungen zur neuen Organisationsverteilung des Bundes-
arbeitsministeriums (vgl. Stenographischer Bericht über die 
51. Sitzung am 8. Mai 1970, S. 2574 - Anlage 5) auch dahin 
geäußert hat, bei dieser Organisationsverteilung seien personelle 
und nicht sachliche Gesichtspunkte maßgebend gewesen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Präsident, auch die Fragen 54 und 55 möchte ich 
gern im Zusammenhang beantworten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte sehr! Ich rufe 
dann noch die Frage 55 des Abgeordneten Geisen-
hofer auf: 

Welche weiteren Beanstandungen, die in der Antwort in der 
Fragestunde vom 8. Mai 1970 nicht erwähnt sind, hat der Bun-
desrechnungshof erhoben, und wie gedenkt der Bundesarbeits-
minister, den Beanstandungen abzuhelfen? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Minister Arendt hat in seiner Antwort vom 8. Mai 
1970 an Herrn Kollegen Härzschel bereits darauf 
hingewiesen, daß Beanstandungen des Bundesrech-
nungshofes zur neuen Organisationsverteilung im 
Bundesarbeitsministerium nicht vorliegen. Ich möchte 
noch einmal betonen, daß sich Ihre Fragen nur auf 
Anmerkungen eines Referenten des Bundesrech-
nungshofes anläßlich einer Haushaltsbesprechung be-
ziehen können. Dabei ist auch ohne nähere Begrün-
dung eine Bemerkung im Sinne Ihrer Frage gemacht 
worden. Über die Besprechung ist in meinem Hause 
ein Vermerk angefertigt worden. Ich will hier nicht 
untersuchen, auf welche Weise dieser hausinterne 

Vermerk an die Presse und auch an Ihre Fraktion ( 
gelangt ist. 

Die wichtigsten Einzelheiten — damit komme ich 
zur Beantwortung Ihrer zweiten Frage — sind eben-
falls bereits in der Antwort an Herrn Kollegen 
Härzschel genannt worden. Daneben hat der Refe-
rent des Bundesrechnungshofes noch die Errichtung 
eines besonderen Referats für landwirtschaftliche 
Unfallversicherung, Eigenunfallversicherung und 
Fachaufsicht über die Bundesausführungsbehörde 
für Unfallversicherung erwähnt. Ich möchte noch-
mals unterstreichen, Herr Kollege, daß die Organi-
sation des Bundesarbeitsministeriums nach sachli-
chen Gesichtspunkten entsprechend der aktuellen 
sozialpolitischen Aufgabenstellung des Hauses vor-
genommen worden ist. Jede Organisation bedarf 
natürlich einer ständigen Überprüfung. Es sind des-
halb schon bald nach Amtsantritt dieser Regierung 
— auch in Verbindung mit einer Unternehmensbe-
ratungsfirma — entsprechende Untersuchungen ein-
geleitet worden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Geisenhofer. 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
hat der Bundesrechnungshof den Ansatz der Hilfs-
referenten als überhöht bezeichnet? Wieviel zusätz-
liche Referate wurden durch die Umorganisation ge-
schaffen? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege, es wurden diejenigen Referate geschaffen, 
die aus der Sache, aus den Arbeitsvorhaben der 
Bundesregierung notwendig erscheinen. Wir haben 
uns vorgenommen das zeigt auch der Sozial-
bericht —, auf breitem Feld in der Sozialpolitik Ver-
säumnisse der Vergangenheit aufzuarbeiten. Dafür 
mußten personelle Voraussetzungen geschaffen 
werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Geisenhofer, eine weitere Zusatzfrage. 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
halten Sie ein eigenes Referat „Verfassungs-
beschwerden der Sozialversicherung" und ein eige-
nes Referat „5. Buch der RVO" für erforderlich? 
Wieviel Beamte und Angestellte sind durch die 
letzten Umorganisationen zusätzlich in die Abtei-
lung I eingegliedert worden? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege, ich will Ihnen diese Frage im einzelnen 
gern schriftlich beantworten. Ich möchte dazu aber 
eine allgemeine Bemerkung machen. 

Wir haben uns vorgenommen, Vorarbeiten für 
ein einheitliches Sozialgesetzbuch in die Wege zu 
leiten. Sie wissen aus Ihren Erfahrungen als Sozial-
politiker, daß dies ein historisches Vorhaben ist, 
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für das auch personelle und sachliche Voraussetzun-
gen erforderlich sind. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
der Abgeordnete Müller (Berlin). 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
trifft es zu, daß die Angehörigen des Arbeitsmini-
steriums in der letzten Zeit zunehmend gefragt 
werden, ob sie einer Gewerkschaft oder einer poli-
tischen Partei angehören, vielleicht auch in der 
Form: „Wo gehören Sie hin?" oder: „Wo stehen 
Sie?" 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege, das trifft nicht zu, und dem muß ich wider-
sprechen. Wir können aber — wenn Sie wollen — 
auf Erfahrungen kommen, die wir — z. B. mit der 
Weitergabe des hausinternen Vermerks — in den 
letzten Monaten gemacht haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Frage 56 des 
Abgeordnenten Dr. Slotta 

Ist die Bundesregierung bereit, die durch Militärdienst, Krieg 
und Gefangenschaft verlorenen Jahre als Beitragszeiten für die 
gesetzlichen Rentenversicherungen und nicht wie bisher als 
Ersatzzeiten anzurechnen? 

wird auf seinen Wunsch schriftlich beantwortet. 

Die Antwort des Parlamentarischen Staatssekre-
tärs Rohde vom 4. Juni 1970 lautet: 

Zunächst darf ich darauf hinweisen, daß Ersatzzeiten hei der 
Rentenberechnung wie Beitragszeiten berücksichtigt werden. Ihre 
Bewertung erfolgt mit dem zum 31. Dezember 1964 erreichten 
Durchschnittswert. Dieser liegt — wie wir von den Rentenver-
sicherungsträgern erfahren — in der Mehrzahl aller Fälle höher 
als ein Wert, der sich hei Nichteinberufung zum Militärdienst 
aus der Zahlung von Versicherungsbeiträgen ergehen hätte. Dies 
erklärt sich daraus, daß die Mehrzahl der  Kriegsteilnehmer jün-
geren Jahrgängen angehörte, die im Falle einer Beschäftigung 
während der Ersatzzeiten im Schnitt weniger verdient hätten, 
als sie bis zu dem genannten späteren Stichtag im Durchschnitt 
verdient haben. 

Daraus kann abgeleitet werden, daß die Anerkennung der 
Zeiten des Militärdienstes, der Kriegsgefangenschaft usw. als 
Beitragszeiten die Betroffenen grundsätzlich nicht begünstigen 
würde. Die Bundesregierung hat gleichwohl eine Sondererhebung 
hei den Versicherungsträgern veranlaßt, um die Auswirkungen 
der geltenden Berechnungsmethoden näher festzustellen. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Die Frage 57 des Abgeordneten Dr. Schmitt-
Vockenhausen aus dem Bereich des Bundesministers 
der Verteidigung 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Änderung des Unterhalts-
sicherungsgesetzes dahin gehend einzubringen, daß Wehrpflich-
tige, die auf Grund tarifvertraglicher Regelung kurzfristig ver-
mögenswirksame Leistungen erbringen, auch dann die Leistungen 
durch die öffentliche Hand erhalten, wenn der Tarifvertrag 
kürzer als ein Jahr vor der Einberufung abgeschlossen wurde? 

wird ebenfalls auf Wunsch schriftlich beantwortet. 

Die Antwort des Parlamentarischen Staatssekre-
tärs Berkhan vom 3. Juni 1970 lautet: 

Nach dem Unterhaltssicherungsgesetz (§ 7 Abs. 2 Nr. 6 d) 
werden einem Wehrpflichtigen unter bestimmten Voraussetzun-
gen während des Wehrdienstes die Beiträge für Bauspar- und 
Prämiensparverträge vom Bund erstattet. Der Gesetzgeber ging 
hierbei davon aus, daß der Wehrpflichtige bisher eigene Bei-
tragsleistungen erbracht hat, infolge des entfallenen Einkom-
mens während des Wehrdienstes hierzu jedoch nicht mehr in 
der Lage ist. 

Eine andere Sachlage ist gegeben, wenn vor der Einberufung 
nicht der Wehrpflichtige, sondern der Arbeitgeber die Beiträge 
als vermögenswirksame Leistungen erbracht hat. Ob auch 
diese Leistungen, die der Arbeitgeber wegen des Ruhens des 

Arbeitsverhältnisses während des Wehrdienstes einstellt, vom 
Bund übernommen werden sollen, ist weniger eine Frage der 
Unterhaltssicherung als der Vermögensbildung für Wehrpflich-
tige. Dieses Problem ist im „Weißbuch 1970" unter dem Thema 
Wehrgerechtigkeit (Seite 65) angesprochen und bedarf einge-
hender Prüfung. Vom Ergebnis dieser Prüfung wird es abhän-
gen, ob das Unterhaltssicherungsgesetz in dem von Ihnen ange-
sprochenen Sinne geändert werden muß. 

Ich komme dann zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit. 
Herr Staatssekretär Westphal steht zur Verfügung. 

Die Frage 58 des Abgeordneten Roser — er ist 
nicht im Saal — wird schriftlich beantwortet. 

Die nächste Frage, die Frage 59 
Wie steht die Bundesregierung grundsätzlich zu dem Gedan-

ken eines sogenannten klassenlosen Krankenhauses? 

des Abgeordneten Flämig wird auf Wunsch des 
Fragestellers schriftlich beantwortet. 

Die Antwort des Parlamentarischen Staatssekre-
tärs Westphal vom 4. Juni 1970 lautet: 

Nach dem Grundgesetz ist in Krankenhausfragen im Rahmen 
der konkurrierenden Gesetzgebung der Bund für die „wirt-
schaftliche Sicherung der Krankenhäuser und die Regelung der 
Krankenhauspflegesätze" zuständig. Fragen der inneren Struk-
tur der Krankenhäuser können in einem solchen ersten Kran-
kenhausfinanzierungsgesetz des Bundes zur Zeit nicht geregelt 
werden. 

Frage 60 des Abgeordneten Freiherr Ostman von 
der Leye: 

Glaubt die Bundesregierung, daß die Meßzahl für die Förde-
rung von Studentenwohnheimen pro Wohneinheit bei Studenten-
wohnheimen in herkömmlicher Art 17 000 DM bis 19 000 DM und 
hei Studentenwohnheimen in Appartmentform mit zentraler Koch-
gelegenheit bzw. mit Kochgelegenheit innerhalb des Appartments 
bis zu 20 000 DM — angesichts der Steigerung der Baupreise 
und auch im Hinblick auf die regionalen Situationsunterschiede 
an den einzelnen Hochschulorten — noch angemessen ist? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Herr Kollege, es ist der Bundesregierung bekannt, 
daß sich die Erhöhung der Baupreiskosten auch auf 
die Kosten für den Bau und die Einrichtung von 
Studentenwohnheimen auswirkt und so die mit Er-
laß des Bundesministeriums für Familie und Jugend 
vom 30. April 1969 zugrunde gelegten, in der An-
frage angeführten Kosten pro Bettplatz bei einem 
Teil der Neubauprojekte überschritten werden müs-
sen. 

Unabhängig von diesen Meßwerten ist die Ange-
messenheit und Erforderlichkeit der jeweiligen 
Kosten nach fachlicher Prüfung sowohl von der zu-
ständigen obersten Landesbehörde als auch von der 
Wohnheimberatungsstelle beim Deutschen Studen-
tenwerk anzuerkennen. Die Prüfung nimmt auf die 
jeweiligen örtlichen Gegebenheiten Rücksicht. Die 
auf diese Weise festgestellten notwendigen Kosten 
werden sodann, auch wenn diese die Meßwerte 
übersteigen, der Bewilligung von Mitteln aus dem 
Bundesjugendplan zugrunde gelegt. 

Die Träger neu geplanter Studentenwohnheime 
werden über die geltenden Voraussetzungen der 
Förderung jeweils informiert. 

Eine formelle Änderung des oben angegebenen 
Erlasses ist nach Abstimmung mit dem Bundesmini-
sterium für Wirtschaft und den obersten Landes- 
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jugendbehörden in den nächsten Wochen beab-
sichtigt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ist die zweite 
Frage, die Frage 61, des Herrn Abgeordneten Frei-
herr Ostman von der Leye damit auch schon beant-
wortet? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Nein. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Dann rufe ich die 
Frage 61 des Abgeordneten Freiherr Ostman von 
der Leye auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um den Bau von 
Studentenwohnheimen, vor allem an Hochschulorten mit erheb-
lichem allgemeinem Wohnungsdefizit, verstärkt fortführen zu 
können? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Die nach dem sogenannten Düsseldorfer Wohnheim

-

plan geforderte Unterbringung von 30 % der Stu-
dierenden in Wohnheimen wird auch von der Bun-
desregierung als Ziel angesehen. Soll dieses in 
überschaubarer Zeit erreicht werden, so müssen die 
vom Bund und von den Ländern bereitzustellenden 
jährlichen Mittel bedeutend erhöht werden. Die 
Bundesregierung beabsichtigt, den Ländern vorzu-
schlagen, die Finanzierung des Baues von Studen-
tenwohnheimen auf eine neue Grundlage zu stellen 
und nach Möglichkeit in die Gemeinschaftsaufgaben 
nach dem Hochschulbauförderungsgesetz aufzuneh-
men. 

Die Unterbringungssituation in den Hochschul-
orten wird bei der Vergabe der Mittel berücksich-
tigt, so insbesondere der in der Regel besonders 
beschränkte freie Wohnungsmarkt bei Auf- und 
Ausbau neuer Hochschulen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Freiherr Ostman von der Leye. 

Freiherr Ostmann von der Leye (SPD) : Herr 
Staatssekretär, können Sie mir sagen, ob es schon 
Vorstellungen gibt über die zukünftige Zusammen-
arbeit zwischen Bund, Ländern und Gemeinden, die 
in diesem Falle zuständig wären für eine Finanzie-
rung dieser Projekte und die Bereitstellung von 
Grundstücken dafür? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Es gibt auf diesem Gebiet vor allem zwischen Bund 
und Ländern seit langem eine enge Zusammenarbeit, 
da die Hauptzuständigkeit für die Durchführung der 
Pläne bei den Ländern liegt. Es ist dann Sache der 
Länder, engen Kontakt mit den Hochschulstädten zu 

haben, in denen Wohnheime errichtet werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme damit 
zur Frage 62 des Abgeordneten Dr. Bechert (Gau-
Algesheim) : 

Welche Gründe haben die Bundesregierung bewogen, die An-
wendung von DDT erst mit Wirkung vom Mai 1971 zu ver-
bieten? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Herr Kollege, wie Ihnen bekannt ist, hat das Kabi-
nett auf meine Vorlage über die Prüfung eines 
Verbots von DDT den Beschluß gefaßt, einen inter-
ministeriellen Ausschuß zur Prüfung der Notwendig-
keit und Möglichkeit eines generellen DDT-Verbots 
unter der Federführung des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit zu bilden. 

Nachdem dieser Kabinettsbeschluß bekannt ge-
worden ist, hat sich der Bundesminister für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten in einer Pressever-
lautbarung vom 22. Dezember 1969 dahingehend 
geäußert, daß die Verwendung von DDT im Bereich 
der Landwirtschaft spätestens nach Ablauf der im 
Pflanzenschutzgesetz festgelegten vorläufigen Zu-
lassung im Mai 1971 nicht mehr zugelassen wird. 

DDT darf zur Zeit nach der Höchstmengenver-
ordnung-Pflanzenschutz nur bei einer ganz be-
schränkten Zahl von Lebensmitteln, drei Obstarten 
und eine Gemüseart (Äpfel, Birnen, Weintrauben 
und Kohl), mit einem sehr geringen Rückstandswert 
(1 ppm, d. h. 1 mg/kg) vorhanden sein. Auf andere 
als den obengenannten Lebensmitteln ist höchstens 
ein Zehntel dieser Rückstandsmenge zulässig. 

Nach Abschluß der Arbeiten des interministeriel-
len Ausschusses werden in Konsequenz der dort 
festgestellten Erfordernisse und Möglichkeiten gege-
benenfalls weitere Einschränkungen vorzunehmen 
sein. Es hat sich allerdings herausgestellt, daß in 
bestimmten Hygienebereichen und in der Forst-
wirtschaft ein absolutes DDT-Verbot noch auf 
Schwierigkeiten stößt. Auf Letzteres hat auch die 
WHO kürzlich hingewiesen. 

Auch im EWG-Bereich wird zur Zeit die Frage der 
zulässigen DDT-Rückstandsmenge auf Obst und Ge-
müse in der Sachverständigengruppe des Minister-
rats geprüft. Die EWG will die Entscheidung über 
die zunächst zulässige Toleranz von der Festsetzung 
der WHO über die täglich zulässige Dosis abhängig 
machen. Die Ergebnisse der von der WHO angereg-
ten Untersuchungen in drei großen internationalen 
Instituten über gesundheitsschädliche Eigenschaften 
von DDT sollen dabei berücksichtigt werden. Auch 
soll das Ergebnis der Beratungen des interministe-
riellen Ausschusses zur Prüfung der Notwendigkeit 
und Möglichkeit eines generellen DDT-Verbots in 
die Beratungen der EWG einbezogen werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dr. Bechert. 

Dr. Dr. h. c. Bechert (Gau-Algesheim) (SPD) : 
Hält es die Bundesregierung überhaupt für richtig, 
Höchstmengen für einzelne Pflanzenschutzmittel 
festzusetzen, wo ihr doch sicherlich bekannt ist, daß 
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von einer wirksamen Kontrolle über die Einhaltung 
dieser Höchstmengen gar keine Rede sein kann; 
wäre es nicht besser, die besonders verdächtigen 
und gefährlichen Stoffe völlig zu verbieten, also 
auch das DDT, das ja im Verdacht steht, außer nach-
gewiesenen Nervenschäden auch Krebs erzeugen zu 
können? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Herr Kollege Bechert, die Problematik ist einerseits, 
daß es — wie ich eben auch schon ausgeführt habe 
— einige wenige Gebiete gibt, auf denen auf DDT 
nach dem, was man bisher darüber weiß und sagen 
kann, noch nicht verzichten kann, und zweitens, daß 
diese Frage auch mit unserem gesamten Recht zu-
sammenhängt, das wir auf diesem Gebiet bisher 
haben. Von dem jetzigen Recht ausgehend ist die 
Möglichkeit nicht gegeben, das generell in dem 
Sinne zu regeln, wie Sie es sagen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage des Abg. Dr. Bechert. 

Dr. Dr. h. c. Bechert (Gau-Algesheim) (SPD): 
Darf ich darauf aufmerksam machen, Herr Staats-
sekretär, daß ich danach gefragt habe, ob die Bun-
desregierung es überhaupt für sinnvoll und richtig 
hält, Höchstmengen für einzelne Pflanzenschutzmit-
tel, wie das ganz allgemein üblich ist — nicht nur bei 
uns —, festzusetzen? Ich frage also nach dem Sinn 
dieser Maßnahme: ist das überhaupt zweckmäßig, 

1  wo doch sicherlich bekannt ist ich nehme an, auch 
der Bundesregierung —, daß von einer wirksamen 
Kontrolle — ich wiederhole damit also meine vorige 
Frage — gar keine Rede sein kann? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit: Ich möchte trotzdem, Herr Kollege Bechert, bei 
dem bleiben, was ich gesagt habe. Ich kann Ihnen 
aber zusagen, daß dieses Thema innerhalb der Be-
ratungen des interministeriellen Ausschusses zur 
Sprache kommt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Brand (Pinneberg). 

Dr. Brand (Pinneberg) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, ist Ihnen bekannt, daß die Sowjetunion die Pro-
duktion von DDT in ihrem Land bereits verboten 
hat, weil es gesundheitsschädlich ist? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Ja, Herr Kollege, das ist der Bundesregierung be-
kannt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe die 
Frage 63 des Abgeordneten Dr. Bechert auf: 

Wann wird die Bundesregierung die lebensmittelrechtlichen 
und Pflanzenschutzbestimmungen in der Weise andern, daß die 
Anwendung der besonders gefährlichen Stoffe mit sofortiger 
Wirkung verboten wird, die in Anlage 2 der Höchstmengenver-
ordnung-Pflanzenschutz vom 30. November 1966 genannt sind, 
während in der genannten Verordnung nur das Vorkommen in 

Lebensmitteln für diese Stoffe verboten worden ist, was zur 
Folge hat, daß diese Stoffe nach wie vor ausgiebig angewendet 
werden, und die Erzeuger von Lebensmitteln bestenfalls hoffen, 
daß beim Einhalten der Wartezeiten keine Spuren dieser gefähr-
lichen Ptlanzenschutzmittel im angebotenen Lebensmittel mehr 
vorhanden sind, worüber aber weder die Erzeuger noch die Ver-
braucher irgendwelche Gewißheit haben? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Auf Grund der durch das Lebensmittelgesetz ein-
geräumten Ermächtigung stellte die Höchstmengen-
verordnung-Pflanzenschutz das Verbot auf, Pflan-
zen oder Pflanzenteile, die mit Stoffen der Anlage 2 
mittelbar oder unmittelbar behandelt worden sind 
und in oder auf denen diese Stoffe noch vorhanden 
sind, als Lebensmittel in den Verkehr zu bringen. 
Mangels einer weitergehenden Ermächtigung konnte 
die Höchstmengenverordnung-Pflanzenschutz ein 
generelles Anwendungsverbot in bezug auf diese 
Stoffe nicht aussprechen. Abgesehen von den vor-
stehend geschilderten Rechtsgründen, die einem 
generellen Anwendungsverbot dieser Stoffe bei Er-
laß der Höchstmengenverordnung-Pflanzenschutz 
entgegenstanden, konnte die Landwirtschaft auf die 
Anwendung dieser Stoffe aber auch nicht völlig ver-
zichten. Sie waren insbesondere als Samenbeizmittel 
unentbehrlich, fanden insoweit jedoch in einem 
Stadium Verwendung, in dem von Lebensmitteln 
noch nicht gesprochen werden konnte. 

Infolge der Neuentwicklung weniger schädlicher 
Pflanzenschutzmittel wird heute auf die in der 
Anlage 2 zur Höchstmengenverordnung-Pflanzen-
schutz genannten Stoffe weitgehend verzichtet wer-
den können, so daß nach einer Änderung des Pflan-
zenschutzgesetzes einem völligen Verbot dieser 
Stoffe nähergetreten werden kann. Der Bundesmini-
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat 
deshalb die Absicht, dem Kabinett in diesen Tagen 
den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Pflan-
zenschutzgesetzes vorzulegen, das in der Neufas-
sung des § 6 die Ermächtigung enthält, weitgehende 
Anwendungsbeschränkungen und -verbote für Pflan-
zenschutzmittel auszusprechen, soweit dies zum 
Schutze der menschlichen Gesundheit oder zur Ab-
wehr von Schäden erforderlich ist, die bei der An-
wendung von Pflanzenschutzmitteln entstehen könn-
ten. Entsprechende Verordnungen werden bereits 
vorbereitet. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Bechert. 

Dr. Dr. h. c. Bechert (Gau-Algesheim) (SPD) : 
Herr Staatssekretär, wird die Bundesregierung aus 
der Tatsache, daß bereits über hundert verschiedene 
Insektenarten gegenüber bisher für wirksam gehal-
tenen Pflanzenschutzmitteln — wie z. B. gegenüber 
dem DDT und anderen chlorierten Kohlenwasserstof-
fen — resistent, also widerstandsfähig geworden 
sind, den Schluß ziehen, die biologische Schädlings-
bekämpfung endlich ausgiebiger zu fördern als 
bisher und in geeigneten Fällen auch die Sterilisie-
rung männlicher Insekten durch den amtlichen Pflan-
zenschutz anwenden zu lassen, wie das bei gewissen 
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Schädlingsarten in den Vereinigten Staaten mit 
großem Erfolg getan worden ist und getan wird? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Herr Kollege Bechert, ich bin überzeugt, daß in die 
Vorarbeiten der Fachleute über diese Problematik 
auch Ihre Gedanken einbezogen werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Dr. Bechert. 

Dr. Dr. h. c. Bechert (Gau-Algesheim) (SPD) : 
Herr Saatssekretär, welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, z. B. die in der Krankenhauskost 
vorhandenen Restmengen von Pflanzenschutzmitteln 
und sonstigen gesundheitsgefährdenden Stoffen 
feststellen zu lassen? Ist eine solche Prüfung schon 
einmal gemacht worden? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Herr Kollege Bechert, diese Frage kann ich Ihnen 
jetzt nicht beantworten. Ich bin aber gerne bereit, 
Ihnen schriftlich darauf zu antworten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Brand (Pinneberg). 

Dr. Brand (Pinneberg) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Präsidenten der Biologischen Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft, Prof. Dr. Schuhmann, der 
in der Bundesrepublik angewandte chemische Pflan-
zenschutz gebe keine Anlaß zu Befürchtungen, die 
Verbraucher landwirtschaftlicher und gärtnerischer 
Produkte könnten in ihrer Gesundheit geschädigt 
werden? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Herr Kollege Brand, aus dem, was ich vorher als 
Antwort auf die Frage des Kollegen Bechert vor-
getragen habe, geht deutlich hervor, daß eine solche 
Auffassung — in dieser Formulierung — von der 
Bundesregierung nicht geteilt werden kann. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zu 
Frage 64 des Abgeordneten Dr. Arnold. — Er ist 
nicht im Saal. Die Frage wird schriftlich beantwor-
tet. 

Dann rufe ich die Frage 65 des Abgeordneten 
Härzschel auf: 

Warum hat die Bundesregierung in ihrer schriftlichen Antwort 
auf meine Frage (vgl. Stenographischer Bericht über die 38. Sit-
zung am 13. März 1970, Seite 1926 - Anlage 23) unzutreffende 
Angehen über die Krebssterblichkeit in der Bundesrepublik 
Deutschland gemacht, obwohl nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes und der Zeitschrift der Weltgesundheitsorganisation 
„World Health" die Bundesrepublik Deutschland mit der Krebs-
sterblichkeit bei den Frauen en der Spitze und bei den Männern 
an zweiter Stelle steht, und welche Konsequenzen will die 
Bundesregierung aus dieser Feststellung ziehen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit: Herr Kollege Härzschel, Ihren Vorwurf, daß 

die Bundesregierung in ihrer Schriftlichen Antwort 
auf Ihre Frage in der Fragestunde vom 13. März 
1970 unzutreffende Angaben über die allgemeine 
Krebssterblichkeit in der Bundesrepublik gemacht 
habe, erheben Sie zu Unrecht. Die Bundesregierung 
hat sich auf die amtliche Veröffentlichung der WHO 
„World Health Statistics Annual" 1966 gestützt. 
Auch nach der gleichen Veröffentlichung der WHO 
für das Jahr 1967, die uns erst in diesen Tagen zu-
ging, steht die Bundesrepublik mit der Krebssterb-
lichkeit hinter Österreich, Luxemburg und Belgien 
an vierter Stelle. 

Hinsichtlich der in Ihrer heutigen Anfrage erst-
mals angeschnittenen Frage der unterschiedlichen 
Sterblichkeit von Männern und Frauen an Krebs 
ist nach der vorgenannten Veröffentlichung der 
WHO für 1967 ebenfalls festzustellen, daß die Bun-
desrepublik mit der Krebssterblichkeit der Männer 
erst an fünfter Stelle (hinter Osterreich, Luxemburg, 
Belgien und der Tschechoslowakei) und mit der 
Krebssterblichkeit der Frauen an zweiter Stelle hin-
ter Österreich steht. Ich nehme an, daß es sich bei 
der von Ihnen genannten Veröffentlichung um das 
WHO-Magazin „World Health", Ausgabe Februar/ 
März 1970, handelt, in der lediglich einige ausge-
wählte Staaten aufgeführt sind. 

Wie Ihnen, Herr Kollege, bekannt ist, können 
nach dem derzeitigen Stand der medizinischen Wis-
senschaft ca. 50 % aller Krebskranken mit der Hei-
lung rechnen, sofern die Erkrankung frühzeitig er-
kannt wird. Eine Verminderung der Krebssterblich-
keit ist daher in erster Linie über eine Verbesse-
rung der Früherkennung und Frühbehandlung der 
Krebskrankheit zu erreichen. Die Möglichkeiten der 
Früherkennung von Krebskrankheiten werden da-
durch verbessert, daß die gesetzlichen Krankenkas-
sen in zunehmendem Maße die Kosten der entspre-
chenden Vorsorgeuntersuchungen übernehmen und 
dafür auch die notwendigen Laborkapazitäten ge-
schaffen werden. Konkrete Vorschläge sind den 
Ländern zugeleitet worden. 

Eine besondere Bedeutung kommt der gesund-
heitlichen Aufklärung der Bevölkerung zu. Auf 
meine Veranlassung hat die Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung u. a. Merkblätter und 
Broschüren über das Wesen der Krebskrankheiten 
erarbeitet. Ein moderner Aufklärungsfilm „Kampf 
dem Krebs — Früherkennung rettet Leben" ist am 
Weltgesundheitstag 1970 uraufgeführt worden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Härzschel. 

Härzschel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wür-
den Sie mir zumindest zugeben, daß dann, wenn ich 
die großen Industrienationen zum Vergleich heran-
ziehe, die Bundesrepublik an der Spitze steht? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit: Ich muß sagen, daß ich nicht in der Lage bin, 
hier so weitgehende Erklärungen abzugeben, wo 
Österreich, Belgien und die anderen Staaten einzu-
ordnen sind. Deswegen möchte ich bei den Angaben 
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der Statistik bleiben, die die WHO amtlich ver-
öffentlicht hat. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer zweiten 
Zusatzfrage Herr Abgeordneter Härzschel. 

Härzschel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wür-
den Sie einmal der Bevölkerung mitteilen, welche 
Bemühungen die Bundesregierung unternommen hat 
im Blick auf die Erforschung des Krebses und welche 
Versorgungsmaßnahmen sie vorhat, was Sie in 
Ihrem Ministerium in der Planung entwickeln? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit: Herr Kollege Härzschel, sehr gern; aber wir 
werden dann wohl auch mitteilen müssen, wer uns 
ein wenig daran hindert, daß wir mehr für gesund-
heitliche Aufklärung tun können. Wenn Sie geistern 
abend hier die Haushaltsdebatte miterlebt hätten, 

(Beifall bei der SPD) 

wüßten Sie ein wenig darüber, wie sehr wir darauf 
Wert gelegt haben, mehr Mittel  für gesundheitliche 
Aufklärung zu bekommen, zu der die Krebsaufklä-
rung ganz entscheidend und vorrangig gehört. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zur 
Frage 66 der Frau Abgeordneten von Bothmer: 

Hält es die Bundesregierung für vertretbar, daß geistig Behin-
derte nur dort Erziehungs- und Ausbildungsstätten linden, wo 
persönliche Initiative einzelner, meist betroffener Gruppen, ent-
sprechende Einrichtungen ins Leben gerufen haben, und wäre 
es nicht gerecht, nach dem Gleichheitsgrundsatz, der auch diesen 
Menschen Schule und Ausbildung zuspricht, ganz allgemeine 
staatliche Voraussetzungen dafür zu schaffen? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Frau Kollegin, nach Kenntnis der Bundesregie-
rung trifft es nicht zu, daß nur dort Erziehungs- und 
Ausbildungsstätten für geistig Behinderte zur Ver-
fügung stehen, wo persönliche Initiative einzelner 
Gruppen diese Einrichtungen ins Leben gerufen hat. 
Nach § 93 des Bundessozialhilfegesetzes haben viel-
mehr die Träger der Sozialhilfe in Zusammenarbeit 
mit den Trägern der freien Wohlfahrtspflege darauf 
hinzuwirken, daß die zur Gewährung der Sozial-
hilfe — wozu nach § 40 des Bundessozialhilfe-
gesetzes Hilfen zur schulischen und  beruflichen 
Eingliederung gehören — geeigneten Einrichtungen 
zur Verfügung stehen; erforderlichenfalls sind sie 
neu zu schaffen oder auszubauen. 

Hinsichtlich der schulischen Einrichtungen beste-
hen in einer Reihe von Ländern Gesetze, die ins-
besondere die Schulpflicht für Behinderte regeln. In 
Ausführung dieser Gesetze müssen die erforder-
lichen schulischen Einrichtungen jeweils geschaffen 
werden. Die Bundesregierung ist bereit, bei den 
hierfür allein zuständigen obersten Landesbehörden 
den genauen Stand der Entwicklung zu erfragen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Frau Abgeordnete von Bothmer. 

Frau von Bothmer (SPD) : Ist man sich darüber 
klar, daß es ja nicht nur darauf ankommt, die Be-
troffenen dann zu betreuen, wenn sie „schulpflich-
tig" werden, sondern daß es gerade bei diesen 
Kindern darauf ankäme, sie von frühester Jugend 
an in einer gewissen Weise zu unterrichten und zu 
fördern? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Frau Kollegin, man ist sich darüber im klaren. Ge-
rade das Bundessozialhilfegesetz ist in seiner mo-
dernen Konzeption darauf gerichtet, den einzelnen 
Fall in den Vordergrund zu stellen und auf ihn hin 
gezielt Hilfen zu entwickeln. Daß die Aufgabe ge-
stellt ist und daß wir uns nicht daran hindern las-
sen dürfen, ständig bessere Leistungen zu erbringen, 
ist nach meinem Eindruck allen Beteiligten bewußt; 
dies trifft auch für die Ebene zu, auf der die Zu-
ständigkeit liegt, nämlich für die Länder und die 
Sozialhilfeträger. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage, bitte sehr! 

 

Frau von Bothmer (SPD) : Kann man denn diese 
Kinder überhaupt erfassen? Gibt es eine Melde-
pflicht, oder nimmt man noch davon Abstand, eine 
solche einzuführen? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit: Das Bundessozialhilfegesetz ist im vergange-
nen Jahr novelliert worden. Dabei ist eine in sehr 
vorsichtiger Form gefaßte Meldepflicht eingeführt 
worden, die besagt, daß der Arzt dann, wenn er den 
Eindruck hat, daß die von ihm gegebenen Ratschläge 
an die Eltern eines behinderten Kindes nicht befolgt 
werden, verpflichtet ist, der Gesundheitsbehörde 
Mitteilung zu machen, so daß diese sich dann darum 
kümmern kann. Es ist ein sehr schwieriges Gebiet, 
auf dem erst noch Erfahrungen gesammelt werden 
müssen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
bereit, in Ihrem Hause darauf hinzuwirken, daß die 
Probleme der schulischen Ausbildung für behinderte 
Kinder möglichst als Gemeinschaftsaufgabe von 
Bund und Ländern behandelt werden, um damit die 
hier mit Recht angesprochenen schulischen Voraus-
setzungen schaffen zu können? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit: Herr Kollege Josten, dies würde bedeuten, 
sehr intensive Arbeitskraft zur Klärung von Ver-
fassungsfragen einzusetzen. Mir scheint, daß die 
Zusammenarbeit mit den Ländern, auch ohne daß 
wir es von der verfassungsrechtlichen Problematik 
her aufgreifen, zum einen eng ist und zum anderen 
weiter enger gestaltet werden kann, um dem nach- 
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zukommen, was Sie mit Recht sagen, nämlich daß es 
auf diesem Gebiet eine gute, enge und intensive 
Zusammenarbeit mit den Ländern geben muß, um 
diesen behinderten Kindern in besserer Weise zu 
helfen und zu ihrem Recht zu verhelfen, als das 
heute schon der Fall ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe die Frage 67 
der Abgeordneten Frau von Bothmer auf: 

Sollte nicht die in den Ländern gleichmäßig einzurichtende 
besondere Ausbildung der Erzieher und Lehrer staatliche An-
erkennung finden? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit: Frau Kollegin von Bothmer, auch für diese 
Frage sind allein die Länder zuständig. Die Bundes-
regierung ist aber bereit, eine an die Länder zu rich-
tende Anfrage auch hierauf zu erstrecken, so daß 
wir uns einen Überblick über das verschaffen kön-
nen, was zur Ausbildung der Kräfte geschieht, die 
mit behinderten Kindern umgehen, ihnen helfen und 
sie unterrichten. Durch unsere Umfrage wollen wir 
auch anregen, dieses Thema zum Gegenstand neuer 
Überlegungen und Verbesserungen zu machen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Dann komme ich 
zur Frage 68 des Abgeordneten Dasch: 

Plant die Bundesregierung eine Aktion gegen den verstärkten 
Verbrauch von Rauschgift, insbesondere bei Jugendlichen, um 
eine gesundheitliche und soziale Gefährdung zu verhindern? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit: Herr Kollege Dasch, die beunruhigende 
Situation auf dem Gebiet des Drogen- und Rausch-
mittelmißbrauchs Jugendlicher hat in Unterstützung 
der bestehenden örtlichen Aktionen eine Reihe von 
zentralen Maßnahmen des Bundesministeriums für 
Jugend, Familie und Gesundheit ausgelöst. 

Es wurde eine kleine Expertenkommission be-
rufen, die vor allem die Aufgabe hat, Vorschläge 
und Empfehlungen für eine sachgerechte Informa-
tion der verschiedenen Adressatengruppen — Ju-
gendliche, Eltern, sonstige erzieherische Bezugsper-
sonen, Lehrer, Journalisten, Pfarrer — und für diffe-
renzierte erzieherische Hilfen zugunsten anfälliger, 
gefährdeter und bereits drogenabhängiger Jugend-
licher noch im Laufe dieses Jahres zu erarbeiten. 

Außerdem führt die Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung ein Forschungsvorhaben durch, 
das die Motive, die Jugendliche zum Drogen- und 
Rauschmittelgebrauch führen, aufdecken soll. Ferner 
hat die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä-
rung eine Befragung von 5000 Schülern eingeleitet, 
die ebenfalls für das weitere Vorgehen relevante 
Ergebnisse erwarten läßt. 

Weiterhin bemüht sich das Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit um eine zentrale 
Sammlung und Aufbereitung des in- und auslän-
dischen Schrifttums der verschiedenen Disziplinen 
auf dem Gebiet „Jugend und Rauschmittel". Darüber 

hinaus fördert das Bundesministerium ein von der 
Psychiatrischen Universitätsklinik Frankfurt/Main 
unter Leitung von Prof. Dr. med. Bochnik eingelei-
tetes Untersuchungsprojekt, das sich mit Möglich-
keiten der Prävention, der Therapie und der Reha-
bilitation Suchtstoffgefährdeter befaßt. 

Auf dem Gebiet der Gesetzgebung bereitet das 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Ge-
sundheit eine Änderung des Gesetzes über den 
Verkehr mit Betäubungsmitteln (Opiumgesetz) vor, 
durch die unter anderem die strafrechtlichen Be-
stimmungen neu gestaltet werden sollen. Insbeson-
dere ist zur wirksameren Bekämpfung des ille-
galen Suchtstoffhandels eine Strafverschärfung für 
gewerbsmäßig begangene Suchtmitteldelikte vor-
gesehen. Für Täter, insbesondere Ersttäter, die ille-
gal Suchtstoffe lediglich in geringen Mengen zum 
Eigenverbrauch erwerben, wird dagegen eine Bes-
serstellung erwogen. 

Die Suchtstoffkommission der Vereinten Natio-
nen, deren Mitglied die Bundesrepublik ist, bereitet 
zur Zeit eine internationale Regelung der Kontrolle 
psychotroper Stoffe — Halluzinogene, Stimulantien 
und bestimmter Beruhigungsmittel — vor, die in 
verschiedenen Ländern häufig mißbräuchlich ver-
wendet werden. Die Arbeiten dieser Kommission 
werden unter Beteiligung der Bundesrepublik be-
schleunigt durchgeführt, um möglichst bald eine 
wirksame weltweite Kontrolle der genannten Stoffe 
zu erreichen. Für Anfang 1971 ist eine Bevollmäch-
tigtenkonferenz der Vereinten Nationen in Genf 
vorgesehen, in der die abschließende Formulierung 
eines Protokolls zur Regelung der internationalen 
Kontrolle psychotroper Stoffe mit anschließender 
Unterzeichnung erfolgen soll. Dieses Protokoll soll 
zusätzlich zu den bereits bestehenden internationa-
len Betäubungsmittelvereinbarungen geschaffen 
werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
der Abgeordnete Dasch. 

Dasch (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Ihren Ausführungen im ersten Teil entnehmen, daß 
die Bundesregierung der Auffassung ist, daß man 
beispielsweise mit den Kirchen und Jugendverbän-
den eine Aktion unternehmen sollte, damit die 
Jugend, die nachwachsende Generation, gar nicht in 
diese Gefährdung hineingerät? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Sicher, Herr Kollege, wir sind bereits auch über 
diese Fragen im Gespräch, sowohl mit Fachorgani-
sationen als auch den Wohlfahrts- und den Jugend-
verbänden, und — wie Sie sagen —, soweit es von 
dort her ein Interesse der direkten Beteiligung gibt, 
auch mit den Kirchen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine weitere Zu-
satzfrage des Abgeordneten Dasch. 

Dasch (CDU/CSU) : Kann damit gerechnet wer-
den, daß nach Vorliegen der von Ihnen aufgezeigten 
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Untersuchungen und der wissenschaftlichen Erkennt-
nisse in einem breiten Ausmaß eine Aufklärungs-
aktion gegen diese Mittel erfolgt? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Herr Kollege Dasch, erstens sind die Städte schon in 
vielfältiger Hinsicht damit befaßt und mühen sich 
um eine Auseinandersetzung mit diesem Problem 
durch Aufklärung, Informationen und Ratschläge. 
Dies alles zusammenzufassen und es auf Bundes-
ebene aktiv auszugestalten, ist unsere feste Absicht. 
Damit sind wir bereits beschäftigt und bereiten 
Aktionen vor. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zur 
Frage 86 des Abgeordneten Dr. Haack: 

In welchem Umfang wird in der Bundesrepublik Deutschland 
bereits eine vorschulische Erziehung vermittelt? 

Westphal, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Herr Kollege Dr. Haack, vorschulische familiener-
gänzende Erziehung findet in der Bundesrepublik 
Deutschland vor allem in Kindergärten statt. Am 
31. Dezember 1968 gab es in der Bundesrepublik 
15 644 Kindergärten. 75 v. H. dieser Einrichtungen 
wurden von Trägern der freien Jugendhilfe unter-
halten, 21 v. H. befanden sich in der Trägerschaft 
der öffentlichen Hand; einen vergleichsweise klei-
nen Anteil haben privat-gewerbliche Träger. Die 
amtliche Statistik weist für den 31. Dezember 1968 
1 050 707 verfügbare Kindergartenplätze aus. Nur 
rund ein Drittel aller drei- bis fünfjährigen Kinder 
kann daher gegenwärtig Aufnahme in Kindergärten 
finden. 

In einigen Bundesländern laufen seit geraumer 
Zeit außerdem Versuche mit Vorschulklassen, in 
denen fünfjährige Kinder gemeinsam von Kinder-
gärtnerinnen, Jugendleiterinnen und Lehrern be-
treut und gezielt auf den Besuch der Grundschule 
vorbereitet werden. Die in Vorschulklassen zur Ver-
fügung stehenden Plätze werden gegenwärtig stati-
stisch noch nicht erfaßt, da es sich um vergleichs-
weise kleine Größenordnungen handelt. Eine Aus-
nahme bildet das Land Berlin, wo für rund ein 
Viertel aller fünfjährigen Kinder Plätze in soge-
nannten Vorschulgruppen vorhanden sind. 

Die Bundesregierung wird unter Würdigung der 
kürzlich von der Bildungskommission des Deut-
schen Bildungsrates unterbreiteten Empfehlungen 
ihre Vorstellungen zu dem derzeitigen Angebot an 
Einrichtungen der vorschulischen Erziehung in Kürze 
in ihrem Bericht über Bildungs- und Wissenschafts-
politik darlegen, der, wenn alles gut geht, heute im 
Kabinett verabschiedet wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage. 
— Dann danke ich Ihnen Herr Staatssekretär und 
komme zu den Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen. Herr Staatssekretär Börner steht 
zur Verfügung. 

Frage 69 des Abgeordneten Dr. Apel: 
Kann damit gerechnet werden, daß die Deutsche Bundesbahn 

mit der deutschen Waggonbauindustrie ein mittelfristiges Be-
stellprogramm festlegt, um der deutschen Waggonbauindustrie 
eine Beurteilung ihrer mittelfristigen Beschäftigungsmöglichkeiten 
zu geben und der Deutschen Bundesbahn die Gewähr zu geben, 
daß die akuten Schwierigkeiten bei der Bereitstellung von 
Waggons auf die Dauer vermieden werden? 

(Unruhe.) 

— Ich darf um Ruhe bitten. — Herr Staatssekretär, 
bitte! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Kollege, die Deutsche Bun-
desbahn ist in der Vergabe ihrer Aufträge selb-
ständig. Auf meine Anfrage, ob sie bereit sei, mit 
der deutschen Waggonbauindustrie mittelfristige 
Bestellprogramme festzulegen, erhielt ich die Ant-
wort, daß dies aus verschiedenen Gründen nicht 
sinnvoll sei. Die Deutsche Bundesbahn ist jedoch be

-

strebt, zur Deckung des Waggonbedarfs neue Auf-
träge nach Möglichkeit in dem Umfang und so 
rechtzeitig zu vergeben, daß der Anschluß an vor

-

ausgegangene Aufträge auch unter Berücksichtigung 
der erforderlichen Materialdispositionen erreicht 
wird und der Waggonindustrie so eine kontinuier-
liche und damit rationelle Fertigung ermöglicht 
wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dr. Apel. 

Dr. Apel (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bewußt, daß diese Haltung der Bundesbahn nicht 
nur im Widerspruch steht zu mittelfristigen Planun-
gen, die wir überall versuchen, sondern es auch der 
deutschen Waggonbauindustrie schwierig macht, 
über die mittelfristige Distanz zu planen, Personal 
anzuwerben und Investitionen vorzunehmen? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Kollege, ich darf darauf hin-
weisen, daß es z. B. beim Waggonbau notwendig ist, 
auch auf die Wünsche der verladenden Wirtschaft 
einzugehen, und daß sich gerade im Spezialwagen-
bereich diese Wünsche laufend ändern. Das steht 
also einer gewissen mittelfristigen Projektierung 
entgegen. 

Darüber hinaus müssen Sie auch sehen, daß die 
laufenden Bemühungen der Deutschen Bundesbahn, 
die Zuggeschwindigkeiten zu erhöhen, natürlich 
technische Neuerungen an den Güterwagen erfor-
dern. Auch hier ergibt sich eine Schwierigkeit, wenn 
man über längere Zeiträume Bestellungen für be-
stimmte Typen aufnimmt. 

Außerdem muß auch das Problem der sogenann-
ten Lohngleitklausel bei über Jahre sich hinziehen-
den Aufträgen mit in die Diskussion gebracht 
werden. Sie wissen, daß, wenn man über vier oder 
fünf Jahre Bestellungen aufgibt, Lohngleitklauseln 
unter Umständen auch eine preiserhöhende Wirkung 
haben können. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer zweiten 
Zusatzfrage Herr Abgeordneter Dr. Apel. 

Dr. Apel (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
bereit, bei der Bundesbahn darauf hinzuwirken, daß 
noch bestehende administrative Schwierigkeiten bei 
der Vergabe der Aufträge beseitigt werden, damit 
eine bessere Kontinuierlichkeit gegeben ist? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Ich habe Ihnen ja in der ersten 
Antwort angedeutet, daß es natürlich die Auffassung 
der Bundesregierung ist, daß wir in der Waggon-
bauindustrie einen gleichbleibenden Beschäftigungs-
stand haben müssen. Das ergibt sich schon daraus, 
daß die Bundesbahn, wie Sie wissen, in unserem 
Verkehrsbild eine sehr wichtige Funktion hat und 
daß wir interessiert sind, über längere Zeiten hier 
technisch hochwertige Kapazitäten zu erhalten. Aus 
diesem Gesichtspunkt werde ich gern Ihre Anregun-
gen noch einmal mit dem Vorstand der Bundesbahn 
besprechen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. Wir sind am Ende der Frage-
stunde. 

Wir kommen nun zur Fortsetzung der Beratung 
des Tagesordnungspunktes 4: 

Zweite Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushalts-
plans für das Haushaltsjahr 1970 (Haushalts-
gesetz 1970) 

— Drucksachen VI/300, zu VI/300, VI/580, 
zu VI/580 — 

Wir beraten jetzt: 

Einzelplan 04 

Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des 
Bundeskanzleramtes 

— Drucksache VI/823 — 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Hörmann 
(Freiburg). Ich erteile ihm das Wort. 

Hörmann (Freiburg) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Haushalt des Bun-
deskanzleramtes erfordert wegen der personellen 
Erweiterung des Amtes eine kurze ergänzende Be-
gründung. 

Der augenblickliche Stellenbestand einschließlich 
der Stellen des vormaligen Bundesratsministeriums 
beträgt 300; die vorgesehene Vermehrung umfaßt 
89 Stellen. Die neuen Stellen sollen im wesentlichen 
dem Ausbau des bisherigen Planungsstabes, dem 
Aufbau einer neuen Innenabteilung, die für die 
Behandlung der im Regierungsprogramm angespro-
chenen gesellschaftspolitischen Probleme zuständig 
sein soll, sowie der Verstärkung des in der Ver-
gangenheit vernachlässigten Unterbaus dienen. 

Dieses Konzept ist vom Haushaltsausschuß gegen 
die Stimmen der Opposition gebilligt worden. Die 
Regierungskoalition hatte die Stellenanforderungen 
nicht als eine bloße Fortschreibung des bisherigen 
Stellensolls, sondern als ein einheitliches Paket zur 
Verbesserung der Funktionstüchtigkeit des Amtes 
angesehen. 

Mit der beabsichtigten Personalverstärkung soll 
das Bundeskanzleramt nicht, wie von verschiedenen 
Seiten unterstellt, zu einer „Befehlszentrale" ausge-
baut werden. Es soll vielmehr diejenige Personal-
ausstattung erhalten, die zur Ausübung seiner ihm 
nach Verfassung und Geschäftsordnung zukommen-
den Funktion notwendig ist. 

In der Vergangenheit haben sich die politischen 
Gewichte aus vielerlei Gründen mehr zu den Res-
sorts hin verlagert, und es blieb wenig Raum für die 
Erhaltung der erforderlichen Funktionstüchtigkeit 
des Amts, geschweige denn für eine Modernisie-
rung und eine neue Funktionsbestimmung. Mit 
diesem Stellenpaket geht es zunächst einmal um 
die Erhaltung der Funktionstüchtigkeit. Diese erfor-
dert angesichts der gesellschaftspolitischen Entwick-
lung der letzten Jahre qualitativ und quantitativ 
andere personelle Voraussetzungen als in den 
früheren Legislaturperioden. Die Planungsarbeiten 
eines hierfür angesetzten Planungsteams werden 
dann für die weiteren 70er und 80er Jahre die not-
wendige neue Funktionsbestimmung erbringen. 

Diese Gesichtspunkte sind für die Zustimmung der 
Mehrheit des Haushaltsausschusses zu den geforder-
ten Mehrstellen maßgebend gewesen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 

Werden Ausführungen des Berichterstatters, Ab-
geordneter Baier, zu Kap. 04 04 gewünscht? — Das 
Haus verzichtet auf den Bericht, weil er offenbar 
nicht notwendig ist. 

Damit treten wir in die Aussprache ein. Das Wort 
hat der Abgeordnete Windelen. 

Windelen (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen! Meine Herren! Eine Menge 
Leute in diesem Land haben von Ihnen, Herr Bun-
deskanzler, und von Ihrer Regierung große Dinge 
erwartet. 

(Abg. Dr. Tamblé: Und das mit Recht! — 
Heiterkeit bei der SPD.) 

— Das werden wir sehen, Herr Kollege. — Das 
Regierungsprogramm Ihrer Partei war mit den Kern-
worten „Erfolg, Stabilität, Reformen" ausgestattet. 

(Bravo-Rufe und Beifall bei der SPD.) 

Sie, Herr Bundeskanzler, haben als Parteivorsitzen-
der die Wähler aufgefordert, der SPD Vertrauen für 
eine Politik der Stabilität, des Friedens und der 
Reformen zu geben. 

(Erneute Bravo-Rufe und Beifall bei der 
SPD.) 
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Viele Wähler haben dieses Versprechen für bare 
Münze genommen, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Bravo

-

Rufe von der SPD — Beifall bei den Regie

-

rungsparteien) 

und sie sind jetzt enttäuscht. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — Zu

-

ruf von der SPD: Über die Opposition!) 

Sie haben für wahr genommen, Herr Bundes-
kanzler, was die SPD und Sie bei Ihrem Amtsan-
tritt versprochen haben. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Diese Regierung, so sagten Sie, wolle eine Regie-
rung der inneren Reformen sein. 

(Beifall bei der SPD.) 

Diese Regierung, so sagten Sie, wolle „mehr 
Demokratie wagen", 

(erneuter Beifall bei der SPD — Abg. Dr. 
Barzel: Hört! Hört!) 

diese Regierung wolle eine Gesellschaft, die mehr 
Freiheit bietet 

(wiederholter Beifall bei der SPD) 

und mehr Mitverantwortung fordert, von der Bil-
dung bis zum Tierschutz, 

(Bravo-Rufe und Lachen bei der SPD) 

j  von der Gesundheitsvorsorge bis zur Raumordnung. 

(Beifall bei der SPD.) 

Überall sollten die Weichen für eine sonnige Zu-
kunft gestellt werden. 

(Erneuter Beifall bei der SPD. — Abg. 
Wehner: Das werden Sie auch!) 

Jetzt, meine Damen und Herren von der Koali-
tion, tragen Sie über sieben Monate die Verant-
wortung für diese Regierung. 

(Zuruf von der SPD: Viel zu wenig! — 
Weitere Zurufe links.) 

— Ja, viel zu wenig. Jetzt fragen wir Sie: Wo sind 
denn wenigstens Ansatzpunkte zu erkennen? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Brille aufsetzen!) 

Wo sind wenigstens Ansatzpunkte zu erkennen, daß 
Sie diese Ihre Wahlversprechungen erfüllen wer-
den? 

Ohne SPD ging es abwärts, so sagten Sie, 

(Sehr richtig! links) 

mit der SPD geht es aufwärts. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber aufwärts ging es bisher nur mit den Preisen 
und mit den Mieten. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Abg. Wehner: Und mit Ihrer Geschwätzig

-

keit!) 

Wo aber bleibt die umfassende Bildungsreform, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen und 
Zurufe von der SPD) 

die doch an erster Stelle stehen sollte, wo die 
Stabilität des Preisniveaus? 

(Abg. Wehner: Sie wollen lauter „Sieben-
monatskinder" ! — Heiterkeit bei der SPD.) 

— Das Urteil darüber, Herr Kollege Wehner, 

(Abg. Wehner: Die ziehen Sie dann auf!) 

überlasse ich den Wählern. 

(Allgemeiner demonstrativer Beifall. — 
Abg. Wehner: Wir auch!) 

Wo bleibt die Stabilität des Preisniveaus, die nach 
Ihrem Wahlprogramm mit allen zur Verfügung ste-
henden Mitteln verteidigt werden sollte? 

(Abg. Wehner: Das wird sie auch!) 

Wo haben Sie denn die Forderungen des Stabili-
tätsgesetzes erfüllt, 

(Abg. Wehner: Sie sind erst bei der Ein

-

leitung und schon heiser!) 

von dem Sie völlig richtig in Ihrer Regierungser-
klärung sagten, daß es zum Handeln verpflichte, 
wenn das marktwirtschaftliche Gleichgewicht ge-
fährdet sei? Hier hieß es auch noch, daß ein steti-
ges Wachstum eine stetige Wirtschaftsentwicklung, 
Arbeitsplätze sowie steigende Einkommen und 
wachsende Ersparnisse vor der Auszehrung durch 
Preissteigerungen sichere. Gilt das heute, nach 
sieben Monaten, schon nicht mehr, Herr Bundes-
kanzler? 

(Abg. Wehner: Ja, das gilt noch weiter!) 

Was aber ist dann Ihr Wort noch wert, und wie 
lange wird das gelten, was Sie heute dem deutschen 
Volk versprechen? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Eine Regierung, Herr Bundeskanzler, die wie die 
Ihre den Eindruck erweckte, sie sei zu außergewöhn-
lichen Reformerfolgen fähig, muß mehr bieten, als 
Sie bisher geboten haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Das kommt noch! Nur Geduld!) 

Sonst wäre es besser gewesen, Herr Bundeskanzler, 
wenn Sie mit Ihrem Wahlprogramm und Ihrer Re-
gierungserklärung ein wenig bescheidener geblie-
ben  wären. Aber dann hätten Ihnen wohl die zwei 
Stimmen für die Mehrheit gefehlt, mit der Sie zum 
Bundeskanzler gewählt worden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der SPD: Denkt er an Adenauer? — Lachen 
und weitere Zurufe von den Regierungs

-

parteien.) 

Seit der ersten Lesung des Bundeshaushaltsplans 
am 20. Februar dieses Jahres sind wieder mehr als 
drei Monate vergangen. Sie hätten inzwischen Ge- 
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legenheit gehabt, Ihre Absichten zu verdeutlichen 
und die Finanzierung zu konkretisieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler, in keinem Punkt unserer Kri-
tik, die damals von dem Kollegen Wörner vorge-
tragen worden ist, sind unsere Bedenken, unsere 
Vorbehalte inzwischen ausgeräumt worden. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Sie, Herr Bundeskanzler, sind wohl so tief in Ihre 
Ostpolitik und die darüber in der Koalition ausge-
lösten Spannungen verstrickt, 

(Lachen und Zurufe von den Regierungs

-

parteien) 

daß Ihnen offenbar keine Kraft mehr bleibt, um sich 
den versprochenen, den dringend notwendigen in-
neren Reformen endlich tatkräftig zuzuwenden. 

(Beifall bei der  CDU/CSU.) 

Was aber, Herr Bundeskanzler, wird Ihnen dann 
bleiben, wenn unser Volk immer deutlicher sieht, 
daß vertretbare Lösungen auch hier ausbleiben? 

(Zuruf des Abg. Dorn.) 

Im Augenblick ist es doch Ihr ganzes Bestreben, 
Entscheidungen vor den Landtagswahlen hinauszu

-

schieben, um die Mängel Ihrer Politik zu verbergen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber die Stunde der Wahrheit, Herr Bundeskanzler, 
wird auch Ihnen nicht erspart bleiben. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU. — Zu

-

rufe von der SPD.) 

Hoffentlich ist es dann nicht zu spät, Herr Kollege! 

(Lachen bei der SPD.) 

Haben wir denn überhaupt noch eine Regierung, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen und 
lebhafte Zurufe von den Regierungspar

-

teien) 

eine Regierung, die handelt, meine Damen und 
Herren, und eine Koalition, die nicht nur lacht, son-
dern endlich einmal etwas auf den Tisch legt? 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU. — Zu

-

rufe von den Regierungsparteien.) 

Haben wir denn noch eine Regierung, die nicht nur 
redet und propagandistischen Nebel verbreitet? 

(Beifall bei der CDU/CSU). — Zurufe von 
der SPD.) 

Nun, meine Damen und Herren, auf dem Papier 
haben wir natürlich eine Regierung. 

(Lachen bei der SPD.) 

Aber die körperliche Existenz allein ist doch noch 
kein Beweis für Aktionsfähigkeit und für Quali-
fikation. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sieben Monate sozialistisch geführter Bundes-
regierung 

(Lachen bei der SPD) 

haben genügt, um einen beispiellosen Vertrauens

-

vorschuß zu verwirtschaften, den Ihnen gutgläu

-

bige Wähler gewährt haben, Herr Bundeskanzler. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Mehr noch: Nicht nur bei der Opposition — von 
der werden Sie sagen, sie sei berufsmäßig dazu 
verpflichtet —, sondern in allen Teilen des Landes 
geht doch die Frage um, die jeden Staatsbürger 
unmittelbar betrifft: Ist diese Regierung denn noch 
in der Lage, sachgerechte Entscheidungen zu treffen? 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 

Dieser Frage können Sie nicht mit Lachen aus-
weichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. Erneutes Lachen 
und Zurufe von der SPD. — Abg. Haase 
[Kassel] : Letzte Zuflucht ist das! — Wei

-

terer Zuruf von der CDU/CSU: Die haben 
nichts Besseres zu bieten!) 

Sie müssen sich dieser Frage stellen, Herr Bundes-
kanzler, denn Sie und Ihre Regierung haben in die-
sem Hause geschworen, den Nutzen des deutschen 
Volkes zu mehren und Schaden von ihm zu wenden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie haben geschworen, Herr Bundeskanzler, Ihre 
Pflicht gewissenhaft zu erfüllen. Diesem Schwur und 
Ihrem Amte sind Sie verpflichtet. Daran werden Sie 
gemessen. 

(Zuruf von der SPD: Das brauchen Sie uns 
nicht zu sagen!) 

Gerade deswegen wiegt die Unruhe, gerade des-
wegen wiegt die Unsicherheit über die Handlun-
gen und Unterlassungen dieser Regierung so schwer. 
Weniger als acht Monate haben genügt, meine Da-
men und Herren, um Illusionen zu zerstören. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Meinen Sie die Illusion, daß Sie gleich 
wiederkommen? — Heiterkeit bei der SPD.) 

— Das werden wir in Ruhe abwarten, Herr Kollege. 

(Zuruf von der SPD: Davon ist aber nichts 
zu merken!) 

Wie ist es dazu gekommen? — Diese Bundesre-
gierung wollte eine neue Deutschland-, eine neue 
Außenpolitik. Nun, die Außenpolitik ist in Bewe-
gung gekommen; das ist nicht zu bestreiten. Aber 
die Folge ist doch wachsendes Unbehagen über eine 
mögliche — — 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lebhafte Zu

-

rufe von der SPD.) 

— Ja, hören Sie sich einmal um im Lande! 

(Lautes Lachen und Zurufe von der SPD.) 

Hören Sie einmal auf die besorgten Stimmen, die 
sich überall erheben! 

(Abg. Wehner: Bei Ihnen! — Weiterer Zu

-

ruf: Czaja!) 

Das wachsende Unbehagen über eine mögliche Ver-
schlechterung 

(Abg. Wehner: Ihrer Position, ja!) 
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der deutschen Position gegenüber dem Osten, die 
Sorge vor einer wachsenden sowjetischen Vorherr-
schaft in Europa 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] : Sie Schwarz

-

maler!) 

und die Verwirrung über die widerspruchslose Hin-
nahme einer Unzahl von demütigenden Beleidigun-
gen aus Ostberlin. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Warum, Herr Bundeskanzler, folgen Sie denn 
nicht Herrn Dahrendorf, der Ihnen geraten hat, end-
lich auch einmal deutlich zu sagen, was wir über die 
inneren Verhältnisse in der DDR denken, 

(erneuter lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

daß wir den Mangel an elementaren Rechten wie 
Pressefreiheit, Recht auf freie Wahlen zutiefst ver-
urteilen? Nun, Herr Dahrendorf hat inzwischen 
seine Konsequenzen gezogen. Wann, Herr Bundes-
kanzler, werden Sie das tun? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei der 
SPD. 	Zurufe von der SPD: Er muß selber 

fachen!) 

Aber auch über die innere Entwicklung wächst die 
Unsicherheit in unserem Lande weiter, sei es in der 
Wirtschaft, sei es bei dem Verbraucher, sei es bei 
den Mietern. Die Ungewißheit ist durch den Partei-
tag der SPD in Saarbrücken noch größer geworden. 
Richtungskämpfe haben uns kein Bild der Geschlos-
senheit gezeigt. 

(Lachen bei der SPD. — Abg. Dr. Wehner: 
Das bedauern Sie so!) 

— Nein, das betrachte ich mit großer Sorge, Herr 
Kollege Wehner. 

(Beifall bei der CDU: CSU. — Abg. Weh

-

ner: Krokodilstränen! — Weitere Zurufe 
von der SPD.) 

Immer deutlicher zeigt sich doch Ihre Hilflosigkeit. 

(Abg. Wehner: Daß sie Sie raufgeschickt 
haben, zeigt die Hilflosigkeit Ihrer Frak

-

tion! — Lebhafter Beifall bei der SPD. — 
Gegenrufe von der CDU/CSU: Wau! Wau! 

Wau!) 

Dafür trägt meine Fraktion die Verantwortung und 
nicht Sie, Herr Kollege Wehner. 

(Lebhafte Zurufe der SPD. — Abg. Weh

-

ner: Und Sie auch! Dafür, daß Sie sich als 
Büttredner dahinstellenlassen! — Erneute 
Gegenrufe von der CDU/CSU. Wau!  Wau! 

Wau!) 

— Dieser Zwischenruf charakterisiert Sie, Herr 
Wehner, nicht mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nun, meine Damen und Herren (zur SPD), wir 
sind von Ihnen ja nichts anderes gewohnt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU. — Abg. 
Wehner: Na gut! — Weitere Zurufe von 

der SPD.) 

Regierung und Koalition begegnen jeder Kritik im-
mer nur mit dem Hinweis auf ein angeblich über-
nommenes schwieriges Erbe vergangener Regie-
rungen, 

(Zustimmung bei der SPD) 

insbesondere aber mit dem Hinweis auf eine ver-
spätete Aufwertung. 

(Abg. Dr, Schäfer [Tübingen]:: Sehr richtig!) 

— Warten Sie ab! — Das zweite Argument ist die 
ebenso regelmäßige Retourkutsche an die Opposi-
tion, sie solle doch eigene konstruktive Vorschläge 
machen. 

(Zuruf von der SPD: Genau!) 

— Warten Sie, es kommt noch! — Diese ständigen 
Wiederholungen sind doch der Beweis Ihrer Hilf-
losigkeit und nicht der unseren. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Das, Herr Bundeskanzler, erinnert doch nur an tibe-
tanische Gebetsmühlen, 

(Abg. Wehner: Das war schon mal  da!) 

aber doch nicht an eine sachgerechte Politik. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] : Was haben 
Sie gegen Gebetsmühlen?) 

— Nun, daß Sie nur immer dasselbe herunterleiern 
und daß Ihnen nichts Neues einfällt, Herr Kollege. 

(Abg. Wehner: Kennen Sie aber genau!) 

So ist es. 

Allmählich hat sich doch in diesem Land herum-
gesprochen, daß nach sieben Monaten Regierungs-
zeit nicht mehr alles mit einer angeblich verspäte-
ten Aufwertung entschuldigt werden kann. Es hat 
sich aber auch herumgesprochen, daß der Herr Bun-
deswirtschaftsminister selbst den entscheidenden 
Beitrag zu der von Ihnen heute beklagten Verspä-
tung der Aufwertung geleistet hat. 

(Abg. Haase [Kassel] : 1968! — Vereinzelter 
Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 

Sehr verständlich, nur einer klatscht!) 

— Natürlich, die haben das eben begriffen 

(Abg. Wehner: Ach so,  die warten die Stei

-

rung ab! — Heiterkeit bei der SPD.) 

und warten jetzt auf Ihren Beifall, Herr Wehner. 
(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf des 

Abg. Wehner.) 

Es war doch der Bundeswirtschaftsminister und nicht 
etwa die heutige Opposition, der im allenfalls rich-
tigen Zeitpunkt vor der Aufwertung zurück-
geschreckt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Haase 
[Kassel]: Herbst 1968!) 

Das war im Herbst 1968, spätestens, Herr Wehner, 
bei der Konferenz der  der  Notenbankpräsidenten im 
November 1968 in Bonn. 

(Abg. Wehner: Was sagt Herr Strauß dazu!) 
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Hier bestand die Chance. 

(Abg. Wehner: Hat sich denn Strauß von 
Schiller führen und verführen lassen?) 

— Nun, die Verantwortung für diese Maßnahmen 
trug Herr Schiller, und er strich damals auch das 
ein, was an Lorbeeren gespendet wurde. 

(Abg. Wehner: Aber feiern ließ sich der 
Herr Strauß!) 

— Nein, im Gegenteil, Herr Kollege Wehner; Sie 
haben das offenbar vergessen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD: Gar nicht! — Im Gegenteil! —
Abg. Wehner: Feiern ließ sich Herr Strauß!) 

Herr Schiller feierte die Abwehr der Aufwertung 
als seinen großen Sieg und als seinen großen Er-
folg. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU. — Abg. 
Haase [Kassel] : Den ökonomischen Muskel

-

protz hat er gespielt! — Abg. Wehner: 
Holen Sie mal die ,,Bild"-Zeitung!) 

— Das scheint Ihre tägliche Lektüre zu sein, Herr 
Wehner. 

(Abg. Wehner: Damit ich weiß, was die 
Leute denken sollen!) 

— Na schön, dann denken Sie  mal. 

(Abg. Wehner: Das war sehr schwach!) 

Hier, meine Damen und Herren — — 

(Abg. Wehner: Aus dem Stand können Sie 
nicht! — Heiterkeit bei der SPD.) 

— Herr Kollege Wehner, wir unterscheiden uns 
ganz sicher in der Art, ,unsere Diskussionen zu 
führen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich muß Ihnen ehrlich sagen, daß ich das nicht mal 
bedauere. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. 
Wehner: Da müßten Sie sich selbst be

-

dauern!) 

Nun, meine Damen und Herren, im November 1968 
bestand die Chance zu einer weltweiten Kurskor-
rektur. Wenn Sie uns das nicht glauben wollen, 
dann fragen Sie doch den damaligen Präsidenten 
der Bundesbank, Herrn Blessing; er wird es Ihnen 
bestätigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Was soll die ständige Frage nach konstruktiven 
Vorschlägen der Opposition? 

(Wehner: Wo doch keine kommen!) 

Sie soll doch offensichtlich nur die Handlungsun-
fähigkeit der Regierung verbergen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Sie haben eine schwere Aufgabe über

-

nommen! Man merkt es!) 

— Nun, Herr Wehner, da die Bundesregierung 
nichts Positives vorzuweisen hat, sucht sie ihr Ver-
sagen durch ständige Retourkutschen zu verdecken. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wer hat denn in diesem Land den Auftrag übernom-
men zu regieren? Wir oder Sie? 

(Zurufe von der  SPD:  Wir! — Abg. Wehner: 
Das merkt man doch!) 

— Dann versuchen Sie doch nicht ständig, die 
Öffentlichkeit über die tatsächlichen Verantwortlich-

keiten zu täuschen, Herr Kollege. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Aufgabe der Regierung ist es zu handeln. Die 
erste Aufgabe der Opposition wäre es, die Regie-
rung zu kontrollieren und zu kritisieren. Dennoch 
hat diese Opposition weit mehr getan, als eigent-
lich ihres Amtes wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD: Was denn? — Abg. Wehner: Don-

nerwetter! — Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: 
Zählen Sie mal auf!) 

— Fassen Sie sich in Geduld, Sie bekommen es 
gleich zu hören. Weil Sie es so wünschen, Herr Kol-
lege Schäfer, bleiben wir also bei diesem Thema. 

(Zuruf von der SPD.) 

Wer erfüllt eigentlich zur Zeit die Aufgabe Nr. 1, 
nämlich die Erhaltung der Stabilität? Ist es die 
Regierung? Oder sind es andere? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
der SPD.) 

Wer hat denn die Anwendung des Stabilitätsge-
setzes abgelehnt? Wer hat durch sein Verhalten 
dazu beigetragen, daß die Stabilitätspolitik fast aus-
schließlich auf den Schultern der Bundesbank ruht? 
Wer hat die rund 80 Anträge, welche die Oppo-
sition im Haushaltsausschuß zu einer antizyklischen 
Fiskalpolitik durchsetzen wollte, mit jeweils einer 
Stimme Mehrheit abgelehnt? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Schä

-

fer [Tübingen]:: Wir wissen, warum! Wer 
hat denn die Anträge gestellt, die Milliar

-

den ausmachen?) 

Wer hat denn noch im vergangenen Jahr vorge-
schlagen, alle Beschlüsse über ausgabenwirksame 
Gesetze mit Rücksicht auf die Konjunktur zurückzu-
stellen? Dazu gehörte auch das Steueränderungs-
gesetz 1970. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Und wer hat 
dagegen verstoßen?) 

Meine Damen und Herren, die Bilanz dieser Re-
gierung ist erschütternd. 

(Zuruf von der SPD: Für Sie!) 

Die Bundesrepublik wird nach sieben Monaten 
sozialdemokratischer Bundesregierung von einer 
Preiswelle heimgesucht, wie sie unser Land seit 
20 Jahren nicht mehr gekannt hat. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Geldentwertungsrate in den verschiedenen 
Wirtschaftsbereichen ist so groß, daß sie nicht mehr 
als schleichende Entwertung bezeichnet werden 
kann. 

(Abg. Haase [Kassel] : Jawohl!) 
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Windelen 
Was tut die Regierung angesichts dieser Entwick-
lung, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nichts!) 

deren Gefährlichkeit für jeden offensichtlich ist? Die 
Antwort lautet: so gut wie gar nichts. 

(Abg. Haase [Kassel] : Sehr richtig!) 

Eines allerdings beherrscht diese Bundesregie-
rung vorzüglich. Sie verwendet viel propagandisti-
sches Geschick und hohe Steuergelder darauf, der 
deutschen Öffentlichkeit Sand über die tatsächliche 
Lage in die Augen zu streuen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Deutsche Bundesbank, der Sachverständigen-
rat für die Begutachtung der wirtschaftlichen Ent-
wicklung, die Gemeinschaftsdiagnose der wirt-
schaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute und 
die OECD üben Kritik an der Politik Ihrer Regie-
rung, Herr Bundeskanzler. Man muß sich bereits 
fragen: Welche kompetente Stelle kritisiert diese 
Bundesregierung eigentlich nicht? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Sachverständigenrat stellt fest, daß späte-
stens Anfang des Jahres 1970, ich wiederhole: spä-
testens Anfang dieses Jahres sichtbar geworden ist, 
daß die konjunkturellen Auftriebskräfte stärker 
waren als mit dem Stabilitätsziel vereinbar. Es 
wird Ihnen bescheinigt, daß die notwendige Ab-
stimmung zwischen der Bundesregierung und der 
Bundesbank gefehlt habe. Und schließlich: die Bun-
desregierung habe die Chance verpaßt, den Auf-
schwung in eine Fahrt stetigen Wachstums einmün-
den zu lassen. Die Bundesbank stellt fest, daß von 
einer Spätphase im Sinne des Auslaufens des Booms 
nicht die Rede sein könne, sondern daß die Auf-
triebskräfte weiter nach oben gerichtet seien. Erst 
das Ausbleiben fiskalpolitischer Maßnahmen zur 
Nachfragedämpfung zwang die Bundesbank zu ihrem 
Schritt vom 6. März dieses Jahres, den Diskont und 
den Lombardsatz auf diese exotische Höhe zu setzen. 
Von allen sachverständigen Seiten wird der Bun-
desregierung vorgeworfen, das Stabilitätsgesetz 
nicht angewendet zu haben. Die Bundesregierung 
hat die Instrumente zur Wiederherstellung des wirt-
schaftlichen Gleichgewichts in der Hand, und sie 
hat sie nicht genutzt. Das ist ein schweres Versäum-
nis. Als Ergebnis ihrer Entschlußlosigkeit verliert 
die Deutsche Mark täglich mehr an Wert. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Eine gewissenlose und eine verantwor

-

tungslose Rederei!) 

— Nein, es ist gewissenlos und verantwortungslos, 
angesichts dieser offensichtlichen Tatsachen nicht 
zu handeln! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Zurufe von der SPD.) 

— Herr Kollege Wehner, ich habe nur zitiert, was 
Leute gesagt haben, die sachverständiger sind als 
ich! 

(Abg. Wehner: Sie sind der sachverstän

-

digste aller Sachverständigen!) 

— Nein, ich habe zitiert, was die Bundesbank und 
die Konjunktursachverständigen gesagt haben, 

(anhaltende Unruhe) 

und wenn Sie das als Panikmache bezeichnen, dann 
sagen Sie das denen, die das erklärt haben in ihrer 
Verantwortung, die wir ihnen auferlegt haben! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Besonders makaber mutet es an, meine Damen 
und Herren, daß der Bundeswirtschaftsminister ja 
die Anwendung des Stabilitätsgesetzes gewollt hat, 
aber in seiner eigenen Fraktion gescheitert ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Diese Regierung springt mit dem Erlös der Hände 
Arbeit von Millionen Arbeitnehmern 

(Oho-Rufe und starke Unruhe bei der 
SPD — Zurufe von der CDU/CSU: Sie 

machen Inflation! Inflationsregierung!) 

und mit deren sauer ersparten Spargroschen 

(Oho! und Ja, ja! bei der SPD) 

in einer Weise um, die man nur als verantwortungs-
los bezeichnen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben gestern auf einer 
Wahlveranstaltung Ihrer Partei in Bielefeld behaup-
tet, die Führung der CDU/CSU habe versucht, füh-
rende Vertreter der deutschen Industrie dazu zu 
bringen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Verleumdung!) 

gegenüber Lohnforderungen besondere Härte zu 
zeigen, um möglichst noch vor dem 14. Juni wilde 
Streiks zu provozieren. 

(Pfui-Rufe und erregte Zurufe von der 
CDU/CSU. — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU! Verleumder! Das ist Demo

-

kratie! Andere verleumden!) 

Herr Bundeskanzler, ich weise diese frei erfundene 
und infame Unterstellung in aller Schärfe zurück. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Abg. Haase [Kassel] : Infamie ist das! — 

Anhaltende Unruhe.) 

Der Bundesverband der Deutschen Industrie hat das 
seinerseits bereits dementiert. 

(Zuruf von der SPD: Das hat er eben so 
deutlich nicht gemacht!) 

Wir ersuchen Sie, Herr Bundeskanzler, treten Sie 
den Wahrheitsbeweis für diese Behauptung an 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

oder entschuldigen Sie sich vor diesem Hause! 

(Erneuter Beifall und Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

In welcher Verfassung muß sich der Bundeskanzler 
befinden, wenn er zu solchen Methoden greift? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie flüchten sich, Herr Bundeskanzler, auch sonst in 
Aussagen, die mit der Realität nichts zu tun haben. 
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Windelen 
Sie sprechen von der Sicherheit der Arbeitsplätze, 
die doch wichtiger sei als ein wenig Geldentwer-
tung. Nun, Herr Bundeskanzler, das ist eine Täu-
schung der Öffentlichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nicht die Arbeitsplätze sind gefährdet, das be-
weist allein die Überbeschäftigung, die alle bisheri-
gen Rekorde sprengt, sondern der Geldwert und da-
mit der Erlös der Arbeit ist in Gefahr. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es handelt sich doch nicht um ein wenig Entwertung, 
sondern um massive Preissteigerungsraten, 

(Abg. Haase [Kassel] : Um Inflation handelt 
es sich!) 

die massivsten seit der Korea-Krise, wie Herr Arndt 
selbst vor diesem Haus erklärt hat. Daß die Spar-
tätigkeit rapide nachläßt und daß im März dieses 
Jahres weniger als halb so viel gespart wurde als im 
März ,des vergangenen Jahres, ist wohl das beun-
ruhigendste Anzeichen. 

(Sehr wahr! und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist der in Zahlen ausgedrückte Beweis für das ra-
pide schwindende Vertrauen in die Politik dieser 
Regierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Und was tut diese Bundesregierung? Sie beschließt 
am 21. Mai dieses Jahres, abzuwarten und nichts zu 
tun. Nun, Herr Bundeskanzler, die Richtlinien der 
Politik bestimmen Sie. Die Ziele der Wirtschafts-
politik sind im Stabilitätsgesetz verpflichtend nie-
dergelegt. Danach sind Sie aufgefordert, dem wirt-
schaftspolitischen Ziel Priorität einzuräumen, das am 
meisten gefährdet ist. Alle dazu berufenen Institu-
tionen sagen uns, daß die Preisstabilität am meisten 
gefährdet ist. Dennoch hat es die Bundesregierung 
abgelehnt, das Stabilitätsgesetz, besonders auf der 
Einnahmeseite, sachgerecht anzuwenden. Damit ver-
nachlässigt sie die Priorität der Stabilität, und sie 
verstößt gegen den verpflichtenden Auftrag dieses 
Gesetzes. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie vertauscht damit die Prioritäten. An die Stelle 
der Stabilität ist das Wachstum getreten. Aber je-
dermann weiß in diesem an Inflationserfahrungen 
reichen Land, daß inflationäres Wachstum nur 
Scheinwachstum ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das deutsche Volk hat für die Fehler dieser Re-
gierung bereits einen hohen Preis bezahlt. 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 

Wie lange wollen Sie das deutsche Volk noch zur 
Kasse bitten, um Ihre Versäumnisse bezahlen zu 
lassen? 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU. — 
Zurufe von der SPD.) 

In der Regierungserklärung, die Sie, Herr Bun-
deskanzler, am 28. Oktober vergangenen Jahres vor 
diesem Haus abgegeben haben, findet sich auch die 
eigentlich selbstverständliche Feststellung, daß un-

ser Volk keinen Bedarf an gespreizter Würde und 
hoheitsvoller Distanz habe. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] : Sehr richtig!) 

— Sie sagen, das ist richtig. Nun, dann werden Sie 
ja unseren Anträgen diesbezüglich zustimmen. 

(Abg. Wehner: Waren Sie gestern da? Da 
haben Sie erlebt, was mit .den Anträgen 

passiert ist!) 

Nach dieser selbstverständlichen Maxime haben 
die früheren Regierungen Adenauer, Erhard und 
Kiesinger gehandelt, ohne davon viel Aufsehen zu 
machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wie

-
nand: Mit gespreizter Würde!) 

Sie, Herr Bundeskanzler, hielten das für notwendig. 
Es sollte offenbar doch wohl verschleiert werden, 
was bei Ihnen unter dem Deckmantel sozialistischer 
Selbstgenügsamkeit in Wirklichkeit geschieht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In der Praxis — nun hören Sie zu! — sieht das so 
aus: Seit 1966 sind die Bundeskanzler Erhard und 
Kiesinger für ihren außergewöhnlichen Aufwand 
aus dienstlicher Veranlassung mit Verfügungsmit-
teln in Höhe von 170 000 DM jährlich ausgekommen. 

(Abg. Dr. Barzel: Hört! Hört!) 

Sie, Herr Bundeskanzler, haben diesen Ansatz gleich 
um über 70 % auf 290 000 DM erhöhen lassen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU. — Zuruf 
von der CDU/CSU: Das sind die Sozia

-

listen!) 

Aber damit nicht genug. Die Verfügungsmittel des 
Bundeskanzlers zu allgemeinen Zwecken sollen nach 
Ihren Vorstellungen von 250 000 DM auf 350 000 DM, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

also noch einmal um 40 %, um weitere 100 000 DM 
aufgestockt werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Inflationsrate 
der Regierung!) 

Und wenn auch das nicht reichen sollte, dann kann 
man noch auf den Verstärkungstitel im Einzelplan 
der allgemeinen Finanzverwaltung zurückgreifen, 
den die sozialistisch-liberale Regierung von 73 000 
DM gleich um 120 % auf 160 000 DM erhöhen will. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU. — Zurufe 
von der SPD.) 

Das also ist die Wirklichkeit, meine Damen und 
Herren, was die gespreizte Würde anbelangt. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Schäfer (Tübingen): Sie wissen doch, Herr 
Windelen, wo die Mittel vorher hergenom

-

men wurden! — Abg. Wienand: Welches 
Niveau!) 

Der recht bescheidene Repräsentationsauf wand 
der früheren Chefs des Bundeskanzleramtes wurde 
jeweils mit aus dem Titel für den Bundeskanzler 
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Windelen 
befriedigt. So viel Selbstbescheidung von Herrn 
Ehmke zu erwarten, war offenbar zu viel verlangt. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Bei so viel Großzügigkeit seines Bundeskanzlers 
sah er offenbar keinen Anlaß, seinerseits zurückzu-
stehen. 

(Abg. Haase [Kassel] : Wie der Herr, 
so's Gescherr!) 

Zwar will er nicht — oder vielleicht auch noch 
nicht — so viel wie der Kanzler haben, aber er for-
dert für sich den immerhin stattlichen Betrag von 
50 000 DM. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU. — Abg. 
Haase [Kassel]: Eine stolze Summe!) 

Der Chef des Kanzleramtes — von der Kompetenz 
her sollte seine Funktion eigentlich mehr ein Wir-
ken nach innen und nicht die Repräsentation nach 
außen sein — erhält damit einen höheren Repräsen-
tationsbetrag als alle anderen Bundesminister, mit 
Ausnahme des Bundesaußenministers. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU. — Zuruf 
von der CDU/CSU: Er wollte schon immer 
Oberminister werden! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU. — Abg. Dr. Tamblé: 
Und was wollten Sie Herrn Kiesinger bis 

zum Lebensende zuschanzen?) 

— Sie wissen, Herr Tamblé, daß das für alle gilt, 
nicht für die Person, sondern für das Amt. 

Meine Damen und Herren, es ist kaum zu be

-

greifen, wie etwa der Finanzminister oder der Er-
nährungsminister mit 20 000 DM auskommen soll, 
wenn Herr Ehmke für sich das 2 1 /2fache verlangt. 

(Abg. Haase [Kassel] : Das ist ja ungerecht! 
— Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Er 

ist der Vorreiter!) 

Ich halte diesen Umgang mit den Steuergroschen 
der Bürger schlicht und einfach für einen Skandal. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler, man kann natürlich sagen, 
in einem 90-Milliarden-Etat komme es nicht darauf 
an, für repräsentative Zwecke einige Hunderttau-
send Mark zusätzlich in Anspruch zu nehmen. Herr 
Bundeskanzler, Sie vergessen dabei aber, daß es 
sich dabei bei diesem Geld um die Steuergroschen 
unserer Bürger handelt, 

(Oh-Rufe bei der SPD) 

die Ihnen doch nur zu treuen Händen übertragen 
wurden. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

— Nun, Herr Kollege Tamblé, ich haben Ihnen ja 
die Ansätze von Herrn Erhard und von Herrn Kie-
singer noch einmal in Erinnerung gerufen, und die 
Beträge haben wir gemeinsam festgelegt, Herr Kol-
lege Tamblé! Das ist doch die Wahrheit! 

Ich habe Ihnen die Zahlen vorgelegt. Sie haben ja 
anschließend Gelegenheit, die Ansätze wieder auf 
das Niveau der Vorgänger zurückzuführen! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich sage jedenfalls, Herr Bundeskanzler: Wenn Sie 
die Demokratie festigen wollen, dann wäre etwas 
Bescheidenheit angemessener! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir fordern Sie auf, für unseren Antrag zu stim-
men, der die Ansätze, wie sie für die früheren Bun-
deskanzler gegolten haben, wiederherstellt. 

Große Sorge haben wir aber auch im Hinblick auf 
die künftige politische Entwicklung wegen der Per-
sonalanforderungen im Bundeskanzleramt. Für 1970 
soll, wenn auch zum Teil erst 1971 in Kraft tretend, 
das Personal des Bundeskanzleramtes von 302 Kräf-
ten auf 392 erhöht werden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 
Das ist eine Aufstockung um 30 %, unabhängig von 
den Stellenhebungen, die gleichzeitig beantragt wer-
den. Hier, Herr Bundeskanzler, ist doch offenbar 
beabsichtigt, für Ihren Sonderminister Ehmke die Er-
richtung eines Superministeriums zu erreichen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er ist auch ein 
Supermann!) 

Die im Haushalt 1970 angestrebte Ausstattung mit 
392 Stellen ist doch offenbar noch keineswegs der 
Endzustand in diesem Haus. Das wird doch ganz 
deutlich, wenn man sich die monströsen Baupläne 
für das neue Kanzleramt vor Augen hält. Nach den 
in der Presse veröffentlichten Zahlen sollen sich die 
Gesamtkosten des von der neuen Regierung ge-
planten Neubaues des Bundeskanzleramtes auf rund 
100 Millionen DM belaufen. Zum Vergleich: Der 
kürzlich in Godesberg errichtet Neubau des frühe-
ren Bundesschatzministeriums hat 12,5 Millionen 
gekostet. Dort konnten immerhin 415 Bedienstete 
untergebracht werden. Aus dieser Zahl, meine Da-
men und Herren, lassen sich leicht Schlüsse auf die 
wirklichen Absichten des Bundeskanzleramtes 
ziehen. Berücksichtigen Sie die zwischenzeitlich 
kräftig gestiegenen Baukosten, berücksichtigen Sie 
zusätzlich noch den repräsentativen Aufwand eines 
Bundeskanzleramtes und rechnen wir dafür groß-
zügig 15 Millionen oder 20 Millionen von den 
100 Millionen ab, dann bleibt immer noch ein Ko-
stenaufwand von etwa 80 Millionen. Und wenn im 
Schatzministerium 12,5 Millionen für über 400 Be-
dienstete ausreichen, dann läßt sich leicht ermitteln, 
daß für 80 Millionen etwa 2000 Bedienstete unter-
gebracht werden können. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Das ist eine 
gute Rechnung, die Sie da machen!) 

— Ja, und sie ist schlüssig, Herr Kollege Schäfer, sie 
ist völlig schlüssig, und Sie können sie nachrechnen. 
In Ihrer Regierungserklärung heißt es: Wir wollen 
mehr Demokratie wagen! 

(Zurufe von der SPD: Jawohl!) 

Da heißt es: Wir wollen unsere Arbeitsweise öffnen 
und dem kritischen Bedürfnis nach Information Ge-
nüge tun. Meine Damen und Herren, wo bleiben 
denn die Informationen über die Planungen im Kanz-
leramt? 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Dafür wollen 
Sie  j a das Geld streichen!) 
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Windelen 
— Nein, dafür wollen wir nicht das Geld streichen. 
Das kann völlig kostenlos hier vor diesem Haus 
geschehen, Herr Kollege. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir fragen den Herrn Bundeskanzler: Was soll 
mit einer solchen Massierung von Personal in der 
Führungsspitze der  Regierung denn erreicht werden? 
Sollen die übrigen Ministerien zu nachgeordneten 
Verwaltungsbehörden degradiert werden? Soll die 
in Artikel 65 verfassungsrechtlich verankerte Selbst-
verantwortung der Bundesminister für ihr Ressort 
auf kaltem Wege in eine Art Präsidialdemokratie 

(Oh-Rufe bei der  SPD) 

nach amerikanischem Muster umgewandelt werden, 
vielleicht mit dem Unterschied, daß der Vizepräsi-
dent in Gestalt des Sonderministers Ehmke die tat-
sächliche Regierungsgewalt übernimmt? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Widerspruch 
und  Lachen bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, auch wir verkennen 
nicht, daß die jetzige Unterbringung ;des Bundes-
kanzleramtes teilweise sicher unzureichend ist. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] : Na also!) 

Auch Bundeskanzler Kiesinger hatte Umbau- und 
Anbaupläne in einer Größenordnung von weniger 
als 12 Millionen DM angemeldet. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: Wie war es 
denn damals mit dem Bungalow? — Abg. 
Hermsdorf [Cuxhaven]: Rausgeworfenes 

Geld!) 

— Den hat nicht Herr Bundeskanzler Kiesinger, son-
dern Herr Bundeskanzler Erhard gebaut, und  den 

 hat .der jetzige Bundeskanzler nicht bezogen, 

(Zurufe von der SPD) 

weil ihm die Luft auf dem Venusberg besser be-
kommt. Dagegen haben wir nichts. 

(Weitere Zurufe von der SPD.) 

Wir haben allerdings einiges dagegen, daß wir für 
das Privatvergnügen des Herrn Bundeskanzlers, auf 
dem Venusberg und nicht im vorhandenen Kanzler-
bungalow zu wohnen, nun noch 189 000 DM zusätz-
lich für Sicherungskosten ausgeben sollen. 

(Beifall bei der  CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Schäfer [Tübingen]:: Reden Sie über die Art 
und Weise, wie Herr Erhard den Bau durch

-

führte!) 

— Ich entsinne mich der Art und Weise, mit der Sie 
damals wegen wesentlich geringerer Beträge pole-
misiert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir sind auf keinen Fall gewillt, den verfassungs-
rechtlich und verfassungspolitisch sehr problemati-
schen Vorstellungen des Bundeskanzlers unbesehen 
zuzustimmen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Nun einige Anmerkungen, Herr Bundesminister 
Ehmke, zu Ihrer Strategie und Taktik der personal-
politischen Säuberung im Kanzleramt, die die Zeit

-

schrift „Die Zeit" als „Ehmkes Beutezug" bezeichnet 
hat. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Ihre zahlreichen Rechtfertigungsversuche haben sich 
allesamt als Rohrkrepierer erwiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die zuletzt in der Fragestunde am 8. Mai dieses 
Jahres an Sie gerichteten Fragen wegen der disqua-
lifizierenden und anmaßenden Bemerkungen über 
das Bundeskanzleramt und dessen Bedienstete — 
damals hieß es, die Institution sei „eine Mischung 
aus Friedhof und Museum" gewesen; die Beamten, 
Angestellten und Arbeiter dieser obersten Bundes-
behörde seien „fast zu einem Club für Freizeitge-
staltung" degeneriert — bleiben nach wie vor völlig 
unbefriedigend beantwortet. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Sie erklären schlicht, aber für uns keineswegs 
ergreifend, Sie hätten die Ihnen zugeschriebenen 
Äußerungen gar nicht getan. Die Verbreiter dieser 
überheblichen und verletzenden Äußerungen aber 
bleiben dabei, daß Sie eben dies nachweislich ge-
sagt hätten. Ich frage an dieser Stelle: Wer lügt denn 
hier? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — Zu

-

rufe von der SPD.) 

— Einer von beiden muß doch gelogen haben! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf des 
Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]. — Weitere 

Zurufe von der SPD.) 

Ich frage das an dieser Stelle, ohne auf die mög-
lichen Konsequenzen einzugehen, die sich aus einer 
Mißachtung des Parlaments ergeben könnten. For-
dern Sie endlich den „Spiegel" zu einer Berichtigung 
auf, Herr Ehmke, wenn Sie Ihrer Sache so sicher 
sind! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ihre Kontroverse, Herr Minister Ehmke, mit dem 
Bund der Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
wird von uns nicht nur deswegen so ernst genom-
men, weil Sie unzulässigerweise bei Ihrer Säube-
rungsaktion in Rechtspositionen der betroffenen Be-
amten eingegriffen haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und das von 
einem Rechtsprofessor!) 

Bei Ihren Rechtfertigungsversuchen greifen Sie viel-
mehr auf das „besondere Gewaltverhältnis" des 
Dienstherrn gegenüber den Beamten zurück. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Dies aber, Herr Minister Ehmke, ist ein Rückfall in 
finsterste Reaktion; 

(Oh-Rufe bei der SPD) 

denn das Beamtenverhältnis ist, den Grundsätzen 
unseres freiheitlichen und sozialen Rechtsstaats ent-
sprechend, eben kein „besonderes Gewaltverhältnis" 
mehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Tamblé: Sie müssen es ja wissen!) 
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— Das hat auch Ihre Partei, Herr Tamblé, immer 
wieder bekundet. 

Sie befinden sich, Herr Minister Ehmke, also im 
klaren Widerspruch zu den beamtenpolitischen Leit-
linien Ihrer eigenen Partei, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

und Sie sollten deswegen den begangenen Fehler 
lieber eingestehen, anstatt ihn durch Rechtferti-
gungsversuche mit falschen Argumenten nur noch 
zu vermehren und gleichzeitig Ihre eigene Partei in 
einer wichtigen Aussage zu desavouieren. 

Darüber hinaus stellt sich für uns die Frage, ob 
Ihre Maßnahmen denn mit dem Art. 3 des Grund-
gesetzes vereinbar sind, nach dem niemand wegen 
seiner politischen Anschauung benachteiligt oder be

-vorzugt werden darf. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Wir werden jedenfalls unser Wächteramt als Oppo-
sition um so gründlicher wahrnehmen, je trickreicher 
Sie glauben, uns überlisten zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Und schließlich, Herr Minister Ehmke, sorgen Sie 
endlich für Ruhe in dem Ihnen doch nur auf Zeit 
anvertrauten Bundeskanzleramt! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Das Personalvertretungsgesetz, dem auch Sie ver-
pflichtet sind, schreibt vertrauensvolle Zusammen-
arbeit zwischen den Behördenleitern und dem Per-
sonalrat vor. Wie lange wollen Sie sich denn noch 
von diesem Personalrat bescheinigen lassen, er 
werde durch Sie unzureichend informiert, Sie for-
derten ihn zu Stellungnahmen für organisatorische 
Maßnahmen auf, die bereits definitiv getroffen 
seien, 

(Abg. Haase [Kassel] : Das sind die Mitbe

-

stimmungsstrategen!) 

Sie hätten verschiedene Kategorien von Beamten 
geschaffen, Sie hätten Maßnahmen getroffen, die 
mit höchstrichterlichen Entscheidungen nicht verein-
bar seien, Sie hätten zahlreiche neue Stellen für das 
Bundeskanzleramt beantragt, während andere Amts-
angehörige nichts anderes täten ,als ihre Anzüge 
spazierenzuführen. 

Nun, sieben Monate nach ihrem Start bietet diese 
Bundesregierung ein trauriges und widersprüch-
liches Bild. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Barzel: Sehr wahr!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeord-
neter Windelen, ich darf Sie bitten, langsam zu 
Ende zu kommen. 

(Bravo-Rufe und Beifall bei der SPD. — 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Der Abgeordnete Windelen hatte im ersten Teil 
seiner Rede so viele Zwischenrufe, daß ich ihm 
einen „Gütezuschlag" geben muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Windelen (CDU/CSU) : Dieses widersprüchliche 
Bild zeigt sich sowohl in Fragen der inneren Ord-
nung als auch der Deutschlandpolitik. Wer inner-
halb weniger Wochen erst Steuersenkungen ver-
spricht, dann Steuererhöhungen erwägt, einen 
Kreislaufkollaps aus Liquiditätsmangel befürchtet 
und gleich danach einen weiteren Liquiditätsentzug 
begrüßt, wer erst einen Vorstoß — ,so hieß es — zur 
internationalen Zinsabrüstung ankündigt und an-
schließend den höchsten Diskont- und Zinssatz in 
diesem Land als richtig bezeichnet, der wird kaum 
ein sicheres Urteil für sich in Anspruch nehmen 
können, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

der wird nicht das nötige Vertrauen schaffen, das 
jede Regierung braucht. 

Auf dem Parteitag Ihrer Partei in Saarbrücken 
wurde viel von Zukunft gesprochen, von einer sehr 
linken Zukunft übrigens. 

(Abg. Dr. Tamblé: Sie haben ja die Zukunft 
schon hinter sich!) 

Wo aber blieb Ihr Rezept für die Probleme von 
heute? 

(Beifall bei der CDU /CSU.) 

Natürlich ist es einfacher, den drängenden Entschei-
dungen von heute in Zukunftsvisionen zu entflie-
hen. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: Sie sind ja 
ein Philosoph!) 

— Herr Schäfer, Sie sind keiner, dafür kenne ich 
Sie lange genug. 

Aber was uns jetzt drückt, das ist der Preisauf-
trieb, 

(Aha! bei der SPD) 

was uns jetzt drückt, das sind die Gefahren für die 
Konjunktur, und darüber schweigen Sie beharrlich. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Seit November vergangenen Jahres ist kostbare 
Zeit verstrichen. Sie mögen sich und unserem Volk 
weiter Illusionen machen, die Preislawine rollt 
weiter. Wann wird die Regierung endlich auf-
wachen? 

In der Deutschland- und Ostpolitik versuchen 
Sie, Herr Bundeskanzler, die Opposition nun in 
die nationalistische Ecke zu drängen. 

(Unruhe bei der SPD.) 

Es ist bemerkenswert, und es kennzeichnet Sie und 
nicht uns, wenn Sie das, was Sie selbst bis vor 
wenigen Monaten noch als unverzichtbar bezeich-
net haben, 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

heute Nationalismus nennen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Glocke des Präsidenten.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeord-
neter Windelen, ich möchte Sie noch einmal bitten, 
zum Schluß zu kommen. 

(Zuruf von der SPD: Ach, lassen Sie 
ihn doch!) 
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Windelen (CDU/CSU) : Wenn ich nicht so oft 
gestört worden wäre, Herr Präsident, wäre ich schon 
längst fertig. 

(Lachen bei der SPD.) 

Schließlich haben Sie, Herr Bundeskanzler, 1963 
den Schlesiern erklärt, Verzicht sei Verrat. Herbert 
Wehner ist es gewesen, der 1966 Günter Gaus 
gesagt hat, wir wären Strolche, wenn wir das jetzt 
noch nicht realisierbare Selbstbestimmungsrecht der 
Mitteldeutschen preisgeben würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Im August 1968 beschlossen wir noch gemein-
sam, Herr Bundeskanzler, daß die Anerkennung 
des anderen Teiles Deutschlands als Ausland oder 
als souveräner Staat deutscher Nation nicht in Be-
tracht kommt. Heute nennen Sie, Herr Wehner, 
das „Schmiere". 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Funcke.) 

In der Regierungserklärung verkünden sie noch, 
Herr Bundeskanzler, daß eine völkerrechtliche An-
erkennung der DDR durch die Bundesregierung 
nicht in Betracht kommt. Jetzt stellen Sie Herrn 
Stoph in Kassel in Aussicht, daß im Laufe der Zeit 
auch die Frage, die Herr Stoph als völkerrechtliche 
Anerkennung der DDR bezeichnet, sich lösen ließe. 
Wie lange, Herr Bundeskanzler, gilt denn Ihr Wort, 
und wie lange, Herr Bundeskanzler, wird das gel-
ten, was Sie heute zu uns sagen werden? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben mit der Regie-
rungserklärung und mit den Wahlversprechen in 
unserem Volk große Erwartungen und Hoffnungen 
erweckt; es wartet jetzt auf Ihre Taten. Sie haben 
erklärt, wir stünden nicht am Ende unserer Demo-
kratie, sondern wir fingen jetzt erst richtig an. 

(Sehr wahr! und Beifall bei der SPD.) 

— Sehr wahr! sagen Sie. Nun, inzwischen hatten 
Sie fast acht Monate Zeit, Ihre Vorstellungen von 
neuer Demokratie zu entwickeln. 

(Abg. Wehner: Sie werden noch mehr als 
drei Jahre Zeit haben, um sich zur Opposi

-

tion zu entwickeln!) 

Das ist erst der Anfang Ihrer Regierungszeit. Wie 
soll dann das Ende aussehen? Unser Volk hat mehr 
von Ihnen erwartet und Besseres verdient. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir sind nicht bereit, diesen Zwiespalt zwischen 
Versprechungen und Leistungen hinzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Weh

-

ner: Wer sagt denn das? Auf der anderen 
Seite wollen Sie alles vorausgesagt haben!) 

Wir lehnen deswegen die Annahme des Einzelplans 
des Bundeskanzleramtes ab. 

(Abg. Wehner: Keine Überraschung! — 
Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU. — Zurufe von der SPD: Aufhören!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Herren 
und Damen! Wir haben niederländische Gäste bei 
uns im Hause. Ich begrüße die Herren Abgeordneten 
der Ersten und Zweiten Kammer des niederländi-
schen Parlaments und heiße sie herzlich willkom-
men. 

(Beifall im ganzen Hause.) 

Das Wort hat der Herr Bundeskanzler. 

Brandt, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Opposition fühlt sich her-
ausgefordert durch Äußerungen, die ich gestern als 
Vorsitzender meiner Partei 

(Ah!-Rufe von der CDU/CSU) 

auf einer SPD-Betriebsrätekonferenz gemacht habe. 
Ich will gleich darauf eingehen. Ich darf die Oppo-
sition vielleicht so verstehen, daß in anderen Fäl-
len auch andere hier im Bundestag für das gerade-
stehen, was sie auf Parteiversammlungen sagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zuruf 
von der CDU/CSU.) 

Ich habe in Bielefeld gesagt, die Opposition sei in 
ihren Methoden nicht wählerisch, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zur Sache!) 

das sehe man besonders stark in der Außenpolitik, 
aber auch in der Wirtschaftspolitik sei das zuweilen 
höchst bedenklich. So hätte ich aus sicherer Quelle 
erfahren, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie heißt die 
Quelle?) 

daß die Opposition Versuche unternommen habe, 
Kreise der Industrie gegen die Bundesregierung --
zumal vor den Landtagswahlen am 14. Juni — in 
Frontstellung zu bringen. Meine .Quelle ist ein fun-
dierter Vermerk der Bundesgeschäftsführung meiner 
Partei. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Er besteht aus zwei Ziffern, die meinen Ausführun-
gen zugrunde lagen. Ziffer 1: 

Mitglieder der CDU/CSU-Führung haben vor 
einiger Zeit bei führenden Männern der Indu-
strie und des BDI darauf gedrängt, die Indu-
strie solle gegenüber den Lohnforderungen der 
Gewerkschaften besondere Härte zeigen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer bei wem?) 

Es mache nichts, wenn es vor den Wahlen am 
14. Juni noch zu Streiks komme. Von der Indu-
strie wurde diese Empfehlung der CDU/CSU 
zurückgewiesen. Auch prominente CDU-Politi-
ker halten dieses Verfahren für nicht richtig. 

Soweit zu Ziffer 1. Nun Ziffer 2: 

Außerdem erfuhr ich aus sicherer Quelle einige 
Details 

(Abg. Dr. Barzel: Welche denn?) 

zu einer Meldung der Zeitschrift „Der Volks-
wirt" vom 29. Mai. Dort hieß es: „Ende vergan-
gener Woche 
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es steht hier nicht drin, Herr Barzel, aber ich 
denke, es war der 22. Mai; „Der Volkswirt" war 
vom 29. Mai — 

auf einem Treffen mit dem Gemeinschaftsaus-
schuß der deutschen Wirtschaft mußten sich 
CDU-Politiker sagen lassen, weitere Stabilisie-
rungsmaßnahmen drohten in Stagnation zu mün-
den. 

Soweit dieses Zitat von Seite 16 des „Volkswirts". 
Der Vermerk sagt im Anschluß daran: 

Anlaß zu dieser Warnung des Gemeinschafts-
ausschusses, in dem BDI und BDA vertreten 
sind, war, daß die CDU/CSU-Führung diese Ver-
bände dazu gewinnen wollte, die Preisdiskus-
sion mit ihren Mitteln anzuheizen. 

(Abg. Dr. Stoltenberg: Ist das alles? — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, niemand wird behaup-
ten können, diese Hinweise seien aus der Luft ge-
griffen. Ich hatte und habe keinen Grund, die Seriosi-
tät dieser Information zu bezweifeln. 

(Lachen und Unruhe bei der CDU/CSU. — 
Abg. Stücklen: Das ist ja das letzte!) 

Was den BDI und die BDA angeht, so habe ich gern 
zur Kenntnis genommen, daß sie mit diesen Vor-
gängen nicht offiziell befaßt gewesen sind. 

(Abg. Stücklen: Was heißt „Zur Kenntnis 
genommen" ?) 

Ich selber habe in Bielefeld gesagt, die Gesprächs

-

partner der Opposition seien mit ihrem Ansinnen 
insoweit abgeblitzt. Der BDI-Sprecher hat gestern 
seinerseits die Möglichkeit eingeräumt — ich zi-
tiere —, daß der eine oder andere Industrielle —
98 % der Industriellen sind Mitglied im BDI —
von CDU-Politikern in dieser Frage angesprochen 
worden sein könnte. 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Wer denn? — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU.) 

Herr Stoltenberg hat gestern angekündigt, daß 
sich die CDU/CSU rechtliche Schritte gegen mich 
vorbehalte. Ich kann Sie daran nicht hindern. 

(Abg. Dr. Barzel: Nein, Gott sei Dank nicht!) 

Ich denke, das ist deutlich genug. 

Und im übrigen: warum so zimperlich? Sie sind 
es doch sonst auch nicht, zumal in diesen Wochen. 

(Abg. Dr. Heck: Nicht ablenken! Roß und 
Reiter beim Namen nennen! — Abg. Stück-
len: Ganz üble Verleumdung! — Abg. Dr. 
Barzel: Üble Verleumdung! — Abg. Rawe: 
Eine Ungeheuerlichkeit, so etwas! — Abg. 
Stücklen: Wie bankrott muß diese Politik 
der Regierung sein, wenn sie zu solchen 
Mitteln greifen muß! — Abg. Dr. Stolten-
berg: Und überhaupt keine Quellen hat!) 

— Sie haben doch gesagt, Sie wollten das rechtlich 
klären. 

(Abg. Rawe: Ein anständiger Mensch nennt 
hier die Quelle! Aber Sie sind zu feige, 

weil Sie nichts vorzubringen haben! Eine 
unverschämte Frechheit! — Abg. Haase 
[Kassel] : Das ist der Kanzler dieser Repu

-

blik! — Abg. Rawe: Das ist der Kanzler 
mit „mehr Demokratie"! — Weitere erregte 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundes-
kanzler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Wörner? 

Brand, Bundeskanzler: Gern. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Bundeskanzler, 
Sie könnten dieser ganzen Auseinandersetzung sehr 
schnell ein Ende bereiten ... 

(Zurufe von der SPD: Fragen!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, 
würden Sie bitte eine Frage stellen. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : ... wenn Sie meine 
Frage beantworteten. Wer hat zu welcher Zeit an 
welchem Ort mit wem von der deutschen Industrie 
über die Sachen gesprochen, die Sie gestern in der 
Wahlveranstaltung behauptet haben? Nennen Sie 
sie doch! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU CSU.) 

Brandt, Bundeskanzler: Herr Kollege Wörner, 
ich habe Ihnen gesagt: Ich habe mich geäußert, 

(Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU: 
Ja, ja!) 

und zwar gestützt auf das, was der Bundesgeschäfts-
führung meiner Partei vorliegt. 

(Pfui-Rufe. — Anhaltende große Unruhe. — 
Glocke des Präsidenten.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundes-
kanzler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Leicht? 

Brandt, Bundeskanzler: Bitte sehr! 

Leicht (CDU/CSU) : Herr Bundeskanzler, können 
Sie Ihren hier sitzenden Bundesgeschäftsführer, der 
Ihnen diesen Vermerk gegeben hat, auffordern, 
hier Roß und Reiter zu nennen? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Abg. Wehner: Dazu bedarf es doch nicht 

Ihres Geschwätzes!) 

Brandt, Bundeskanzler: Herr Kollege Wisch-
newski wird sich hier zu Wort melden, wenn er es 
selbst für richtig hält. 

(Lachen und lebhafte Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

— Das ist so im Deutschen Bundestag. 

(Pfui-Rufe bei der CDU/CSU.) 
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— Hier ist keiner des anderen Vorgesetzter, son-
dern im Deutschen Bundestag meldet sich jeder 
Abgeordnete dann, wenn er sich zu Wort melden 
will. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Vogel: Brunnenvergiftung! — Anhal

-

tende Zurufe von der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, die Opposition 
wünscht, Herr Kollege, 

(Anhaltende Unruhe — Glocke des Präsi

-

denten) 

daß sie die Regierung sei. Das ist in Ordnung. Das 
ist der SPD auch so gegangen, als sie in der Oppo-
sition war. 

(Abg. Dr. Barzel: Es ist gar nichts in Ord
-nung! Mit diesen Methoden, Herr Bundes-

kanzler, sind Sie nicht mehr lange im Amt!) 

Der reibungslose Übergang von einer Regierung 
zur anderen — — 

(Abg. Dr. Barzel: Genauso sind Ihre Infor-
mationen über die Außenpolitik wie die 
über das, was Sie soeben gesagt haben! —
Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Wehner: 
Sie wollen das! Sie wollen doch den Skan-
dal, Herr Barzel! Sie wollen, daß dieser 
Skandal hier so geführt wird! — Gegenrufe 
von der CDU/CSU: Wau! Wau! Wau! — 
Große Unruhe — Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, ich bitte um Ruhe. 

(Abg. Wehner: Sie kriegen uns nicht aus 
der Ruhe! — Anhaltende Unruhe.) 

Brandt, Bundeskanzler: Meine Damen und Her-
ren, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Der Bundes

-

kanzler soll seine Verleumdungen zurück

-

nehmen!) 

der reibungslose Übergang der Regierungsverant-
wortung 

(Abg. Dr. Barzel: Dieser Mann auf Ade

-

nauers Stuhl! Das ist erschütternd zu 
sehen!) 

von der einen zur anderen Koalition zeigte — da 
mögen Sie sagen, was Sie wollen — 

(Abg. Haase [Kassel] : Das ist Verleum- 
dung!) 

die Stabilität unserer demokratischen Ordnung. Um 
so bedauerlicher ist es, 

(Abg. Haase [Kassel] : Verleumdung!) 

daß der kritische Dialog und das sachliche Zusam-
menwirken zwischen Regierung und Opposition 
zunehmend schwieriger geworden sind. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das liegt doch 
an Ihnen!) 

In den ersten Monaten war das anders, 

(Abg. Dr. Barzel: Was würden Sie erst er-
zählen, wenn es keine Opposition gäbe?) 

schien es zumindest positivere Ansätze zu geben, 
und ich hatte den Eindruck, Herr Kollege Barzel, 
daß dies damals auch Ihren Intentionen entsprach. 

(Abg. Dr. Barzel: Aber doch nicht bei Ver

-

leumdungen! Nehmen Sie das doch erst 
einmal weg!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren — Herr Bundeskanzler, ich bitte um Ent-
schuldigung —, es ist jetzt das drittemal seitens der 
CDU/CSU das Wort „Verleumdung" gefallen. Ich 
muß das auf das äußerste bedauern. 

(Erneuter Zuruf von der CDU/CSU: Ver

-

leumdung! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Ich bitte, sich bei den Ausdrücken ein wenig an 
den Ort unserer Beratungen zu erinnern. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Brandt, Bundeskanzler: Ich habe gesagt, meine 
Damen und Herren, daß sich dies — zumal seit dem 
CSU-Parteitag — fast schlagartig verändert hat. Sie 
müssen selber wissen, ob Sie damit gut bedient 
sind. Sie müssen aber auch wissen, 

(Abg. Leicht: Herr Wehner hat es hier er

-

klärt!) 
daß es der Regierung schwer, wenn nicht unmöglich 
ist, mit einer gewissermaßen totalen Opposition 
zurechtzukommen. 

(Sehr gut! bei der SPD. — Abg. Dr. Heck: 
Das ist doch Theater! — Abg. Dr. Barzel: 

Kümmern Sie sich um Herrn Steffen!) 

Lassen Sie mich feststellen: Am Willen der Regie-
rung zur Unterrichtung der Opposition und zur Be-
ratung mit der Opposition hat es nicht gefehlt. 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der CDU/CSU: Wo denn?) 

Für die Unterrichtung der Opposition — da können 
Sie sagen, was Sie wollen — 

(Abg. Leicht: So, wie Sie heute morgen 
unterrichtet haben!) 

sind sehr viel mehr Termine angesetzt worden, als 
das früher üblich war. 

(Abg. Dr. Apel: Sehr richtig! Herr Barzel 
will das nicht hören, der behauptet ja wei

-

terhin, was er will!) 

Das ist nun einmal eine Tatsache. Es hat auch nicht 
an der Bereitschaft gefehlt, die Einwände der Oppo-
sition wohl zu bedenken. Ich bleibe — weil das 
meine Pflicht ist — zum sachlichen Zusammen-
wirken bereit, 

(Abg. Dr. Barzel: Das haben wir eben ge

-

sehen! — Abg. Dr. Heck: Das sind diese 
albernen Deklamationen!) 

wo immer dies im Interesse des Staatsganzen er-
forderlich ist und wo es in Anbetracht der unter-
schiedlichen Meinungen möglich ist. Wozu ich nicht 
bereit sein kann, ist 

(Abg. Dr. Heck: Zu informieren!) 
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eine Verschiebung der Verantwortlichkeiten, die mir 
nach der Verfassung aufgetragen sind. 

(Abg. Dr. Barzel: Das hat kein Mensch von 
Ihnen verlangt! Aber eben haben Sie die 
Verantwortung auf Wischnewski gescho

-

ben!) 

Was die Arbeit des Bundeskanzleramts angeht, so 
denke ich nicht daran, auf die Bemerkungen des 
Herrn Windelen zur Frage der Repräsentations-
mittel einzugehen, 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Ganz autoritär!) 

es sei denn, daß ich diese Bemerkung mache: Ich 
halte es für ehrlicher, ein Bundeskanzler sagt dem 
Haushaltsausschuß, was er braucht, als wenn er so 
tut, als komme er mit dem aus, was vorgesehen ist, 
und dann beim Finanzminister Nachforderungen 
stellt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Heck: Das ist doch Rhetorik!) 

Und was das Haus angeht: Wenn Sie wollen, ich 
nicht. Ich habe meine Gründe. Es ist ein nettes 
Haus, eigentlich nicht für eine Familie gebaut, ein 
schönes Haus für Repräsentationszwecke. Auch der 
Bundespräsident wird es jetzt dafür mit in Benut-
zung nehmen, auch der Außenminister. Das, denke 
ich, führt nicht weiter. 

Zur Arbeit des Bundeskanzleramts, Herr Kollege 
Windelen: Die Kontroverse, die es hierzu seit Ende 
des vergangenen Jahres gibt, stellt sich mir so dar: 
Die Opposition würdigt nicht oder nicht ausreichend, 
daß unsere Regierungsarbeit ganz unabhängig von 
den politischen Kräfteverhältnissen der Moderni-
sierung bedarf. Dazu gehört, daß der Bundeskanzler 
über eine effektive Behörde verfügt, nicht als Be-
fehlszentrale, nicht als Superministerium, aber um 
die Aufgaben wahrzunehmen, die er und das Bun-
deskanzleramt — er nach der Verfassung, er und 
das Kanzleramt nach der Geschäftsordnung — wahr-
zunehmen haben. Daß dies notwendig ist, das wurde 
lange vor dem Regierungswechsel vom vergangenen 
Herbst zu Papier gebracht. Meine Aufgabe und die 
meiner Mitarbeiter ist es, aus dem schon früher als 
notwendig Erkannten Konsequenzen zu ziehen. Wir 
kommen damit, das gebe ich offen zu, langsam ge-
nug voran. Aber wir haben begonnen und wir wer-
den uns nicht davon abbringen lassen, daß die Zen-
trale der Regierungstätigkeit modernisiert und 
effektiver gestaltet werden muß. Ich arbeite gern im 
Palais Schaumburg. Aber die Unzulänglichkeiten 
des Hauses dürfen auf die Dauer nicht  in der Unzu-
länglichkeit der Apparatur ihre Fortsetzung finden. 
So ist das ganz einfach und so sage ich es. 

Die Opposition, die sich mit mir in dieser Zeit 
zumeist außenpolitisch auseinandersetzt, hat auch 
den Vorwurf erhoben — gerade jetzt in der Rede 
von Herrn Windelen —, daß die innenpolitischen 
Aufgaben vernachlässigt würden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Dieser Vorwurf ist nicht gerechtfertigt. Dieses Hohe 
Haus kann sich nicht darüber beklagen, daß es in 
diesen sieben Monaten, auf die schon hingewiesen 

worden ist, nicht mit Vorlagen und Berichten der 
Regierung zu zentralen und anderen wichtigen 
innenpolitischen Vorhaben bedient worden sei. Im 
Laufe eines halben Jahres hat die Regierung nicht 
nur den Bericht zur Lage der Nation, nicht nur den 
Jahreswirtschaftsbericht und den Nachtrag dazu, 
sondern auch den Sozialbericht, den Strukturbericht, 
das Weißbuch zur Sicherheit 

(Zuruf von der CDU/CSU: Alles neu?) 

vorgelegt, und morgen wird das Kabinett den an-
gekündigten Bericht über Bildung und Wissenschaft 
beraten, verabschieden und dem Bundestag zu-
leiten. So, wie wir es angekündigt haben, werden in 
der zweiten Hälfte des Jahres die Berichte zur 
Verkehrspolitik, zur Gesundheitspolitik, zum Städte-
bau und zur Raumordnung sowie zur Vermögens-
politik unterbreitet werden, ganz abgesehen da-
von, daß wir, gestützt auf die Empfehlungen der 
Sachverständigenkommission, zu entscheiden haben 
werden, wie weit die Steuerreform in den nächsten 
beiden Jahren vorangebracht werden kann. 

Das Dilemma der Reformpolitik, meine Herren, 
ist keinem Kundigen verborgen geblieben. 

(Abg. Dr. Barzel: Das ist wirklich wahr!) 

Aus konjunkturpolitischen Gründen haben wir 
viele Milliarden stillgelegt. 

(Abg. Dr. Barzel: Dann verzichten Sie auf die 
Steuersenkung!) 

Das führt zu einer Phasenverschiebung wichtiger 
Infrastruktur- und Reformvorhaben. 

(Abg. Dr. Barzel: Dann lassen Sie die Steu

-

ersenkung weg und nehmen das Geld für 
den Numerus clausus!) 

Daß mir das nicht angenehm ist, wird jeder ver-
stehen. Aber ich stehe zu dem, was wirtschafts- und 
finanzpolitisch notwendig ist. Dabei werde ich mich 
auf längere Sicht nicht damit zufrieden geben, daß 
wir jede Konjunktur automatisch mit einem Minus 
an Sozialinvestitionen bezahlen müßten. Es ist sach-
lich nicht haltbar, wenn in diesem Zusammenhang 
— so auch gestern und vorgestern in diesem Hause 
— von „Wortbruch" gesprochen wird. In Wirklich-
keit ist es doch so, daß die Opposition in diesen 
Monaten gefordert hat, einerseits aus konjunktur-
politischen Gründen Geld stillzulegen, andererseits 
für bestimmte Vorhaben mehr Geld auszugeben. 

(Abg. Dr. Barzel: Sind Sie vielleicht bereit, 
zuzugeben, daß wir gesagt haben, wir woll

-

ten uns über alles das einigen, alles zurück

-

stellen, die eigenen Anträge auch? Oder ist 
Ihnen das nicht mitgeteilt worden? — Ge

-

genrufe von der SPD.) 

Ich habe gestern und vorgestern noch in diesem 
Hause den Widerspruch erlebt zwischen Wünschen, 
auf einem Gebiet mehr zu tun, und dem gleich-
zeitigen Hinweis darauf, man müsse allgemein — 
im Haushaltsausschuß nämlich — weniger ausgeben. 
Keiner kann, wie die Engländer sagen, Herr Kol- 
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lege Barzel, den Kuchen essen und ihn außerdem 
noch ganz behalten wollen. 

(Sehr wahr! bei der SPD. — Beifall bei 
den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage, Herr Bundeskanzler? 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Bundeskanzler, ist 
Ihnen vorgetragen worden, daß die CDU/CSU im 
April in ihrem Drei-Punkte-Programm zur Konjunk-
turpolitik vorgeschlagen hat, sich mit der Koalition 
darüber zu verständigen, alle Anträge — die eige-
nen wie die der Koalition —, welche die Einnah-
men oder die Ausgaben betreffen, bis zum 1. Ja-
nuar 1971 zurückzustellen? Ist Ihnen das vorge-
tragen worden? 

Brandt, Bundeskanzler: Jawohl. 

(Abg. Dr. Barzel: Danke schön! — Beifall 
bei der CDU/CSU.) 

Ich denke, es ist gestern auch in der Konjunktur-
debatte 

(Abg. Dr. Barzel: Da waren Sie ja nicht da!) 

von seiten der Regierung und der Regierungskoa-
lition gesagt worden, wie wenig Ihr Punkte-Pro-
gramm aus dem April insgesamt als hilfreich be-
trachtet werden konnte. Zur Konjunkturpolitik ist 
gestern gesprochen worden. Ich will hier nur noch 
einmal betonen: es war richtig — da mögen Sie 
sagen, was Sie wollen —, daß sich die Bundesre-
gierung nicht zur Hektik hat verleiten lassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das wird von den meisten Unternehmern nicht an-
ders als von den Gewerkschaftsführer gesehen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Die Ratschläge, die von verschiedenen Seiten 
gegeben worden sind, widersprechen weithin ein-
ander. Wir haben uns für ein besonnenes Verhal-
tenten entschieden und werden dabei bleiben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schiller hat doch 
einen Vorschlag gemacht!) 

Herr Kollege Windelen, Sie können heute vormittag 
viel erzählen; Sie können den Leuten im Lande 
nicht weismachen, daß es ihnen schlecht geht. Die 
Leute wissen nämlich, daß das nicht stimmt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Leb

-

hafte Zurufe von der CDU/CSU. — Abg. 
Rawe: Jedenfalls hat er keine Behauptun

-

gen aufgestellt, die er nicht belegen kann, 
wie Sie das gestern getan haben!) 

Herr Kollege Windelen hat gefragt, was es heißen 
solle: mehr Demokratie wagen. Herr Kollege Win-
delen, mehr Demokratie wagen heißt, damit wir 
uns klar verstehen, nicht, über jeden Stock zu 
springen, den die Opposition hinhält. Das bedeutet 
es nicht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Barzel: Mehr Wahrheit und mehr 

Transparenz!) 

Mehr Demokratie wagen heißt auch nicht . , die Diplo-
matie abschaffen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Auf diplomatische Sondierungen verzichten, das 
heißt es auch nicht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundes-
kanzler, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau 
Abgeordneten Kalinke? 

(Lachen bei der SPD.) 

Brandt, Bundeskanzler: Bitte sehr! 

Frau Kalinke (CDU/CSU) : Herr Bundeskanzler, 
sind Sie bereit, zu erläutern, warum es allen Deut-
schen nach zwanzigjähriger Politik unter der Füh-
rung der CDU/CSU besser geht und warum in den 
letzten Monaten die Kaufkraft der Renten und aller 
Einkommen abgesunken ist? Sind Sie bereit, das zu 
erklären? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Brandt, Bundeskanzler: Frau Kollegin Kalinke, 
ich bleibe bei dem, was ich sage. Bei allen Unge-
rechtigkeiten der Einkommens- und Vermögens-
struktur, an denen wir in den kommenden Jahren 
auch nicht achtlos vorübergehen können, geht es 
den Menschen draußen besser als früher. Sie wer-
den ihnen nicht einreden können, daß es ihnen 
schlechter geht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich wiederhole. Demo-
kratie bedeutet auch nicht, so sagte ich, daß man 
auf die Diplomatie verzichtet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sind Aus

-

flüchte!) 

Mehr Demokratie wagen bedeutet vor allem an-
deren Abbau von Privilegien. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundes-
kanzler, gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn 
Abgeordneten Müller (Berlin)? 

Brandt, Bundeskanzler: Nein, jetzt möchte ich 
mich zusammenhängend zu diesem Punkt äußern. 

Mehr Demokratie wagen heißt Beteiligung der 
Bürger und der ,gesellschaftlichen Gruppen an den 
politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Entscheidungen. Und das heißt dann auch, jawohl, 
Transparenz der Entscheidungen. 

(Abg. Baron von Wrangel: Keine abstrak

-

ten Belehrungen, Herr Bundeskanzler!) 

— Ob Sie das Belehrungen nennen oder nicht, der 
Bundeskanzler hat mindestens dasselbe Recht, seine 
Redezeit so auszufüllen, wie der Sprecher der Oppo-
sition glaubte seine Redezeit mit seinen Vorwürfen 
ausfüllen zu können. 

(Abg. Dr. Barzel: Er soll die Wahrheit 
sagen!) 
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Diese Regierung sucht den Kontakt mit den gesell-
schaftlichen Gruppen, und sie hat ihn in zahlreichen 
Einrichtungen zum Teil neu geschaffen, zum Teil 
ausgebaut. Ich wiederhole: Mehr Demokratie wa-
gen heißt auch Abbau von Privilegien. In der Bil-
dungs- und Vermögenspolitik haben wir begonnen 
und werden zielstrebig daran arbeiten, Stück um 
Stück vorhandener Privilegien dort abzutragen, wo 
sie in den letzten 20 Jahren nicht kleiner, sondern 
zum Teil größer geworden sind. Dies ist die Auf-
gabe. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundes-
kanzler, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Brandt, Bundeskanzler: Aller Polemik zum 
Trotz: diese Bundesregierung versteht sich als eine 
Regierung der inneren Reformen, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

und wir haben auf dem Wege dorthin schon einiges 
verwirklicht. 

(Lachen hei der CDU/CSU und Zurufe: Wo? 
Was denn?) 

— Ich weiß nicht, mit was für Menschen im Lande 
Sie umgehen. Die Menschen, mit denen ich umgehe, 
wissen, was die Streichung des Rentnerkranken-
kassenbeitrages und was die Erhöhung der Kriegs-
opferrenten bedeuten. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Zurufe von der CDU/CSU. — 

Große Unruhe.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundes-
kanzler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Kliesing? 

Brandt, Bundeskanzler: Nein, ich will meinen 
Satz erst zu Ende führen dürfen. — Ich wiederhole 
den unerbrochenen Satz: Wir haben auf dem Wege 
dahin schon einiges verwirklicht, vieles in Angriff 
genommen, und anderes ist in Vorbereitung. 

(Abg. Dr. Barzel: Vieles versprochen!) 

Jetzt mag die Zwischenfrage kommen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Kliesing, bitte schön! 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Herr Bun-
deskanzler, darf ich nochmals auf Ihre Ausführun-
gen zur Demokratie zurückkommen. Ich möchte Sie 
fragen: Glauben Sie, daß der Bundeskanzler der 
Bundesrepublik Deutschland mit der Haltung, die er 
vor wenigen Minuten hier in einer ernsten Frage, 
als es um die Ehre demokratischer Politiker und 
einer demokratischen Partei ging, an den Tag ge-
legt hat, dem Ansehen der Demokratie in Deutsch-
land einen guten Dienst erwiesen hat? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Brandt, Bundeskanzler: Ich weiß nicht, wo in 
meiner Darlegung die Kategorie der Ehre Ihnen 
gegenüber erschienen ist; ich habe von politischer 
Haltung gesprochen. 

(Abg. Dr. Heck: Üble Nachrede! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ich habe von politischer Haltung gesprochen. 

(Abg. Dr. Stoltenberg: Verleumdungen ha

-

ben Sie hier ausgesprochen, Herr Bundes

-

kanzler! Nichts weiter!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Stoltenberg, ich rüge den Ausdruck „Verleumdung". 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu
- rufe von der CDU/CSU: Mag der Kanzler 

sie doch zurücknehmen! — Abg. Wohlrabe: 
Deshalb bleibt das doch Verleumdung!) 

Brandt, Bundeskanzler: Es hat sich, was die 
Verankerung der Reformvorstellungen in der Regie-
rung angeht, nichts geändert an dem, was der Bun-
desfinanzminister dazu bei der Einbringung des 
Haushalts 1970 vorgetragen hat. Wenn das alles hier 
heute in Frage gestellt werden soll, dann muß dem 
folgendes entgegengehalten werden. 

Erstens. Selbst nach Abzug der Konjunktursperren 
und deren teilweiser Umwandlung in Kürzungen 
verbleibt für den Haushalt des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft gegenüber 1969 eine ent

-

scheidende Steigerungsrate. Das ist der erste Schritt, 
um die Voraussetzungen für die Mitwirkung des 
Bundes an einer besseren Bildungspolitik entschei-
dend zu verstärken. Noch in diesem Monat wird die 
Bundesregierung mit den Landesregierungen ein Ab-
kommen über eine gemeinsame Kommission für 
Bildungsplanung treffen. Dann ist die Grundlage 
geschaffen, damit Bund und Länder einen Bildungs-
gesamtplan und ein Nationales Bildungsbudget auf-
stellen können. Die Bundesregierung wird eben-
falls — ich erwähnte es schon — noch in diesem 
Monat in ihrem Bildungsbericht das Hohe Haus aus-
führlich über ihre Bildungskonzeption informieren. 

(Abg. Dr. Barzel: Das haben Sie für Mai 
angekündigt!) 

— Das mußte verschoben werden. Ich habe das in 
Ihrer Abwesenheit vorgestern bei der Verteidi-
gungsdebatte dem Hohen Haus gesagt, Herr Dr. 
Barzel. Mit Rücksicht auf den Bildungs- und Wissen-
schaftsrat mußte dieser Bericht auf den Juni ver-
schoben werden. Deshalb haben wir das Weißbuch 
auf Mai vorgezogen. 

(Abg. Dr. Barzel: Der Wissenschaftsrat ist 
doch längst fertig, nicht wahr!? — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

Zweitens. Nach dem Bildungsprivileg bedarf das 
Privileg in der Vermögensbildung dringend des Ab-
baus. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Bundesregierung hat vier Monate nach Über

-

nahme der Regierungsverantwortung den Entwurf 
eines Dritten Vermögensbildungsgesetzes vorgelegt, 
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der, wie ich hoffe, noch vor der Sommerpause von 
diesem Hause verabschiedet. wird. Die mit der Ver-
doppelung des Begünstigungsrahmens verbundene 
Umstellung auf das Zulagensystem und die Einfüh-
rung einer Einkommensgrenze bedeuten einen ent-
scheidenden Schritt zur Ausrichtung der Förderung 
auf die kleinen und mittleren Einkommen. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Wie sehr sich das Dritte Vermögensbildungs-
gesetz, meine Herren Lacher, von seinen Vorgängern 
unterscheidet, wird auch daran deutlich, daß die 
Tarifparteien jetzt in großem Umfang zum Abschluß 
vermögenswirksamer Verträge übergehen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Allein nach den bis jetzt bekannten Tarifabschlüssen 
werden rund sieben Millionen Arbeitnehmer noch 
in diesem Jahr vermögenswirksame Leistungen er-
halten. Das sollten wir nicht übersehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Drittens. Ebenfalls nur wenige Monate nach dem 
Amtsantritt hat die Regierung ihren Entwurf zum 
Städtebauförderungsgesetz vorgelegt. Die seit lan-
gem überfällige Reform des Bodenrechts wird mit 
diesem Gesetzentwurf eingeleitet. Die Gemeinden 
und Gemeindeverbände erhalten endlich notwen-
dige Voraussetzungen zur Sanierung der Altstädte 
und zur modernen Stadtentwicklung; ein Problem 
aus dem langen Katalog der notwendigen inneren 
Reformen, dessen Lösung entscheidend das Gesicht 
der Bundesrepublik in den nächsten 30 Jahren be-
stimmen wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Zum vierten — ich habe es Ihnen schon durch 
eine Zwischenbemerkung gesagt — zeigen auf dem 
Gebiet der Sozialpolitik die Aufhebung des Kran-
kenkassenbeitrages der Rentner, die Verbesserung 
und Dynamisierung der Kriegsopferrenten, die er-
strebte Gleichstellung der Angestellten und Arbeiter 
als Parallele zu der Gleichstellung der Arbeiter mit 
den Angestellten bei der Lohnfortzahlung, zeigen 
aber auch die Ihnen bald vorliegenden Entwürfe für 
ein modernes Betriebsverfassungsgesetz und Perso-
nalvertretungsgesetz, daß wir sozialpolitisch zu han-
deln wissen und zu dem stehen, was wir verspro-
chen haben. 

(Abg. Mick: Siehe Mitbestimmung!) 

Fünftens lassen Sie bitte ein ganz kleines Bei-
spiel gelten, von dem ich weiß, daß es nur eine 
kleine Gruppe betrifft; aber wir wollen und Sie 
sollten auch dies bitte nicht achtlos beiseite schie-
ben; denn ich halte es für ein durchaus wesentliches 
Beispiel. Mit dem Gesetzentwurf über die Errich-
tung einer öffentlich-rechtlichen Stiftung für das 
behinderte Kind wird die Grundlage einer wirk-
samen Hilfe für jene besonders benachteiligte 
Gruppe von Mitmenschen geschaffen. Das Problem 
der Contergan-Kinder, das ja hier den Ausgangs-
punkt der Überlegungen, der Suche nach einer Lö-
sung gebildet hat, besteht seit über acht Jahren. 
Sie könnnen sagen, was Sie wollen, — diese Re

-

gierung hat Ernst damit gemacht, diesen jungen 
Menschen und ihren Eltern wirksam zu helfen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Die skizzierten Problemkreise zeigen die Notwen-
digkeit innerer Reformen. Die Lösungen dokumen-
tieren den Willen der Bundesregierung dazu. Die 
Notwendigkeit innerer Reformen in vielen anderen 
Bereichen wird noch deutlicher werden, wenn die 
Bundesregierung im Herbst ihren Bericht über die 
Gesundheitspolitik vorlegt. 

Herr Kollege Windelen, es war nicht irgendeine 
Laune und schon gar kein Zufall, daß die von mir 
geführte Bundesregierung ihre Arbeit unter das 
Leitmotiv innerer Reformen gestellt hat. Wir wer-
den unsere Arbeit zur Verwirklichung der notwen-
digen Reformen unbeirrt fortsetzen, und ich bin 
sicher, daß die Bundesregierung dabei die Unter-
stützung der Mehrheit dieses Hohen Hauses finden 
wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Der Sprecher der Opposition in dieser Debatte 
hat heute vormittag erneut — so wie es andere vor 
ihm getan haben — seiner Besorgnis Ausdruck ge-
geben, auf dem Gebiete der auswärtigen Politik 
könne dem, was nach Osten hin versucht wird, zu-
viel Aufmerksamkeit, zuviel Energie gewidmet wer-
den. 

Ich muß mich, wenn das schon angesprochen wird, 
erneut gegen einige Legenden wenden. Erstens 
wende ich mich gegen die Legende, daß wir die 
Westpolitik, die Politik der westeuropäischen Eini-
gung und der vertrauensvollen Zusammenarbeit im 
Bündnis vernachlässigten. Hiervon kann überhaupt 
keine Rede sein. Das Gegenteil ist richtig. Diese Re

-

gierung hat in sechs Monaten so viel für die An-
kurbelung der westeuropäischen Zusammenarbeit 
getan, wie überhaupt nur getan werden konnte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Zweitens muß ich mich gegen die Legende wen-
den, unsere Ost- und Deutschlandpolitik enthalte 
Elemente, die nicht jedermann bekannt seien. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

In Wirklichkeit bewegen wir uns voll in dem Rah-
men, der durch die Regierungserklärungen vom 
28. Oktober vergangenen Jahres und vom 14. Ja-
nuar dieses Jahres abgesteckt wurde, und, um es 
nach meiner Intervention von vorgestern noch ein-
mal zu sagen, wir befinden uns in voller Überein-
stimmung mit unseren Verbündeten. Wer sagt, er 
sei für die Poiltik, die im NATO-Kommuniqué vom 
Mittwochabend vergangener Woche festgelegt ist, 
kann nicht zugleich gegen die Politik dieser Re-
gierung sein, weil die Politik dieser Regierung un-
abgekürzt mit der Politik übereinstimmt, die im 
NATO-Kommuniqué ihren Niederschlag gefunden 
hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Drittens wende ich mich auch gegen die Legende, 
die Außenpolitik sei innerhalb der Regierung bzw. 
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zwischen dem Bundesaußenminister und dem Bun-
deskanzler nicht voll abgestimmt. 

(Abg. Dr. Stoltenberg: Das hat Herr Dah

-

rendorf gestern im Fernsehen erklärt, Herr 
Bundeskanzler! Das haben wir doch alle ge

-

sehen!) 

Ich kann mich an Jahre erinnern — dabei denke 
ich nicht einmal notwendigerweise an die allerletz-
ten —, in denen es ein Vorteil für die Bundesrepu-
blik gewesen wäre, wenn Regierungschef und Au-
ßenminister an einem Strang gezogen hätten. Heute 
ist das der Fall. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-
rufe von der CDU/CSU.) 

Ich bin nicht gewillt, die Unterstellung hinzuneh-
men, der Bundeskanzler oder die Regierung stün-
den nicht mehr zum Recht auf Selbstbestimmung. 
Deshalb war auch die Zitierung des Kollegen Weh-
ner und meiner selbst völlig unangebracht, weil auch 
diese Zitierung erneut in bösartiger Weise unter-
stellt, der Streit gehe darum, daß hier eine Seite, 
nämlich die Mehrheit dieses Hauses, nicht zum 
Selbstbestimmungsrecht stehe. Das ist nicht wahr! 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Genauso kann ich nicht hinnehmen, daß hier und 
noch mehr draußen im Lande völlig unwählerisch 
— um nicht einen härteren Ausdruck zu benutzen 
— unterstellt wird, 

(Abg. Dr. Stoltenberg: Sie unterstellen!) 

Sie hätten sich mit einer Regierung auseinanderzu-
setzen, die das Unrecht oder die Vertreibung un-
serer Landsleute aus dem Osten oder die Spaltung 
Deutschlands nachträglich völkerrechtlich oder wie 
auch immer anerkennen wolle. Davon kann keine 
Rede sein! 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Lachen und Zurufe bei der 
CDU/CSU.) 

Das ist unwahr, und das ist unmöglich! Auch Sie 
werden erkennen, daß dies unmöglich ist. Und wenn 
Sie den Hinweis darauf so auslegen, als ob Sie da-
durch in eine nationalistische Ecke gestellt würden, 
dann muß ich diese Einschätzung Ihnen selbst über-
lassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es geht um die Sache selbst, 

(Abg. Dr. Stoltenberg: Legen Sie die Kar

-

ten auf den Tisch, Herr Bundeskanzler!) 

und im übrigen wird niemand seines begrenzten 
Erfolges froh werden, der auf diese Weise Gefühle 
hochpeitscht und ein paar rechtsradikale Stimmen 
gewinnt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich weiß, daß wir nicht alle einer Meinung sein 
können. Aber das hat hiermit nichts zu tun. Ich 
weiß auch, daß die Opposition ihre Gründe hat und 
daß es ihr Recht ist, den Etat des Bundeskanzlers  

abzulehnen. Für den selbst gilt das alte Wort, daß 
einen stärker macht, was einen nicht umwirft. 

(Abg. Mick: Das hat Goebbels auch schon 
gesagt!) 

Das Blatt des heutigen Tages wird rasch umgeschla-
gen sein. Die Auseinandersetzungen gehen weiter, 
so auch die Pflicht. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Hermsdorf. 

Hermsdorf (Cuxhaven) (SPD) : Frau Präsident! 
Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir zu-
nächst eine persönliche Bemerkung insbesondere an 
die Kollegen der CDU/CSU. Sie wissen, daß ich mich 
in diesem. Hause — ich gehöre ihm 17 Jahre lang 
an — stets bemüht habe, mit allen Fraktionen dieses 
Hauses sachlich zusammenzuarbeiten. Ich sehe mit 
großer Sorge, daß in diesem Haus ein Stil einreißt, 
den wir in den 50er Jahren gehabt haben 

(Zurufe von der CDU/CSU: Durch wen? — 
Durch Wehner! — Durch Sie!) 

und der mich teilweise sogar noch an einen Stil 
meiner Jugendzeit erinnert. Ich bedauere das sehr, 
und ich bedauere um so mehr, daß einige Kollegen 
der CDU/CSU, die ich persönlich sehr schätze, die- 
sen Stil mitmachen. Wir sind in diesem Hause auf-
gerufen, die Probleme unseres Landes zu lösen. 
Das geht nicht, wenn wir nur den Versuch machen, 
mit Verdächtigungen und Unterstellungen zu arbei-
ten. 

(Demonstrativer Beifall und Zurufe bei der 
CDU/CSU. — Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Ich komme daher zurück auf einen Zwischenruf des 
Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion, des Kollegen 
Barzel, auf einen Zwischenruf, den ich sehr be-
dauere und von dem ich gern sähe, daß er zurück-
genommen würde, nämlich: „Dieser Mann auf 
Adenauers Stuhl!" 

(Beifall bei der CDU/CSU und Zuruf: Da 
hat er recht!) 

Meine Damen und Herren, fangen Sie hier nicht 
an, nachträglich zu glorifizieren, wo nichts zu 
glorifizieren ist! 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Pfui-Rufe bei der CDU/CSU.) 

Wenn Sie wissen wollen, wo dieser Stil begonnen 
hat, dann sage ich Ihnen, daß dieser Mann, Bundes-
kanzler Adenauer, hier mit Schroth und Scharley 
und anderen Verleumdungen gearbeitet hat, die er 
nach der Wahl zurückgenommen hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Un

-

ruhe und Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

War es Bundeskanzler Adenauer, der hier die So-
zialdemokratische Partei verdächtigt hat, sie be-
komme Geld von der DDR?! Und nach den Wahlen 
hat er gesagt: Das habe ich vor den Wahlen gesagt; 
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jetzt nehme ich es zurück! — Das ist der Stil ge-
wesen, mit dem Sie gearbeitet haben! 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

War es der Bundeskanzler Adenauer, der gesagt 
hat: Wer die SPD wählt, der wählt den Untergang 
Deutschlands!? 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

Sie können nicht erwarten, daß wir diesen Stil 
mitmachen. Jetzt fangen Sie wieder damit an! 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Hermsdorf, auch für Sie gilt, daß das Wort „Ver-
leumdung" in diesem Hause nicht fallen sollte. 

Nun frage ich Sie, ob Sie eine Zwischenfrage be-
antworten möchten. 

Hermsdorf (Cuxhaven) (SPD) : Nein. 

(Abg. Rawe: Sie wollen doch ein besseres 
Klima!) 

— Augenblick, ich möchte nur ein paar Feststellun-
gen treffen. Diese Feststellungen, die ich getroffen 
habe, können Sie bis zur Stunde nicht bestreiten. 
Sie sind hier gefallen. Daran besteht kein Zweifel. 

Herr Kollege Heck, Sie haben in einer Rede in 
Fulda von der „Inflationspartei" gesprochen. Ich 
erinnere Sie an ein Interview oder, besser gesagt, 

1 ein Round-table-Gespräch, das im Jahre 1966 zwi-
schen den Kollegen Mende, Wehner und Ihnen 
stattfand. Damals waren wir bei einer Preissteige-
rung von 4 %, und Herr Mende gebrauchte das 
Wort „Inflation". Sie waren der erste, der dem da-
mals widersprochen und gesagt hat, diesen Begriff 
„Inflation" könne man um Gottes Willen bei einer 
Preissteigerung von 4 % nicht anwenden; 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

denn unser Volk verbinde mit diesem Begriff eine 
ganz andere Vorstellung. Es würden Erinnerungen 
an das Jahr 1923 wach, und deshalb solle man von 
„Preisauftrieb" reden, aber nicht von „Inflation". 

Herr Kollege Heck, gilt das, was Sie damals sag-
ten, auch heute noch, oder warum sagen Sie heute 
„Inflationspartei"? Sie wissen genau, daß von In-
flation überhaupt nicht geredet werden kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Heck: Diese Regierung weigert sich, 
eine Stabilitätspolitik zu betreiben! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Wie haben Sie sich damals verhalten, Herr Kol-
lege Heck? Sie wissen genau, daß dieses Problem 
so schwierig und so diffizil ist und so unterschied-
lich von den verschiedensten Fachleuten gedeutet 
wird, daß ich es, das sage ich auch, nicht für gut 
halte, wenn Sie diese Debatte und jede andere 
Plenarsitzung dazu benutzen, immer wieder anzu-
heizen. Dies kann uns nicht helfen. Das erste, was 
bei einer Entwicklung wie dieser notwendig ist, 
ist, daß auf allen Seiten der gute Wille vorhanden 

ist, eine Beruhigung herbeizuführen, aber nicht das 
Gegenteil. 

(Abg. Dr. Heck: Herr Hermsdorf, wir 
haben eine Preissteigerung von 4 %, und 
der Wirtschaftsminister spricht vom besse

-

ren Leben! — Abg. Rawe: Helfen könnte 
es uns, wenn diese Regierung endlich han

-

delte!) 

Ich komme damit zu der Verdächtigung, die heute 
morgen von dem Herrn Kollegen Windelen vorge-
tragen wurde, 

(Abg. Windelen: Feststellung!) 

bei der auch wieder behauptet wurde: Die SPD ist 
eine Verzichtspartei, diese Regierung verzichtet auf 
wohlerworbene und feststehende Rechtsansprüche, 
und ähnliches mehr. Nun, ich muß Ihnen offen fol-
gendes sagen. Sie erinnern sich wohl daran, daß 
dieses Wort „Verzichtspolitiker" schon einmal ge-
braucht wurde, weil eine sozialdemokratische Re-
gierung mit der Hinterlassenschaft einer Politik von 
Bankrotteuren nach 1918 fertig werden mußte. 
Auch diese Regierung mußte mit einer Politik des 
Bankrotteurs und Hasardeurs Hitler fertig werden 
und mit den Realitäten, mit denen wir uns ausein-
anderzusetzen haben, ringen und die Probleme 
einer Lösung zuführen. 

Was ist das für ein Stil, wenn man einem Mann 
wie Bundeskanzler Brandt,  von dem man weiß, 
mit welcher Leidenschaft und mit welcher Energie 
er als Regierender Bürgermeister von Berlin für die 
Selbstbestimmung, für die Freiheit dieser Stadt und 
dieses Landes gekämpft hat, heute unterstellt, er 
sei ein „Verzichtspolitiker" ! Das ist ein Skandal; 
daran glauben Sie selbst nicht! 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Zurufe von der CDU/CSU.) 

Diese Partei zu verdächtigen und zu sagen, wir 
wollten oder würden versuchen, hier Vorherrschaft 
der Sowjets sozusagen zu zementieren oder diese 
Gefahr laufen! Meine Damen und Herren, wer hat 
denn die Auseinandersetzung mit den Kommuni-
sten geführt, und wo wäre dieses Land geblieben, 
hätte sich nicht damals Kurt Schumacher in die 
Bresche geworfen und diese Leute zurückgewiesen? 
Wo wären Sie denn da geblieben? 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. — Zurufe 
von der CDU/CSU.) 

Sie können der Sozialdemokratischen Partei nie-
mals bestreiten, daß sie die Auseinandersetzung 
mit dem Kommunismus geführt hat, und zwar sieg-
reich geführt hat, so daß unser Land davon ver-
schont blieb. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der Herr Stoph 
wird sich freuen! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU.) 

— Schauen Sie, daß ist wieder eine solche Berner-
kung! Von Ihnen habe ich allerdings nichts anderes 
erwartet. Was soll denn das? Wollen Sie nun zu-
gestehen, daß man hier solche historischen Tatsa-
chen erwähnen kann? Da sagen Sie: Herr Stoph 
wird sich freuen! Sagen wir das andere, dann sa- 
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gen Sie, wir arbeiteten Herrn Stoph zu! Was sollen 
wir denn eigentlich noch sagen, damit es Ihnen ge-
fällt? So geht das nicht 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sie sagen: Mehr Demokratie! Meine Damen und 
Herren, mehr Demokratie, einverstanden. Das wird 
auch von dieser Regierung praktiziert. Nur verste-
hen Sie unter mehr Demokratie mehr Lärm und 
nach Möglichkeit Leidenschaften aufputschen. Das 
geht nicht! So werden Sie die Arbeit dieser Regie-
rung nicht hindern können, sondern das Volk wird 
darüber entscheiden, daß dieser Stil, wie Sie ihn 
angefangen haben, unwürdig ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Hermsdorf, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Rawe? 

Hermsdorf (Cuxhaven) (SPD) : Bitte schön! 

Rawe (CDU/CSU) : Herr Kollege Hermsdorf, Sie 
haben gerade herausgestellt, daß Sie einen besseren 
Stil wollen. Sind Sie nicht mit mir der Meinung, daß 
wir heute morgen eine viel, viel sachlichere und 
viel bessere Debatte hätten haben können, wenn 
sich der Herr Bundeskanzler wenigstens einmal 
dazu hätte bekennen können, daß er die Außerun-
gen von gestern zurückgenommen oder hier wenig

-

stens ordentlich die Quellen genannt hätte? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Hermsdorf (Cuxhaven) (SPD) : Wir hätten eine 
viel bessere Debatte haben können, wenn Herr 
Windelen in ebenso sachlicher Form hier gespro-
chen hätte, wie das der Herr Bundeskanzler getan 
hat. Dann hätten wir die sachliche Debatte haben 
können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, der Herr Bundeskanz-
ler hat hier ausgeführt, was diese Regierung bisher, 
in sieben oder acht Monaten, an Arbeit geleistet hat. 
Ich habe dem nichts hinzuzufügen. 

(Lachen und Zurufe bei der CDU/CSU.) 

Und daß auch Sie dem nichts hinzuzufügen haben, 
beweist mir doch, daß Sie anfangen, bei einem 
Haushalt von 90 Milliarden DM über 100 000 DM 
mehr für den persönlichen Verfügungsfonds des 
Bundeskanzlers zu reden. Als ob das der entschei-
dende Punkt wäre! 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich sage Ihnen: S i e werden an dieser Kleinigkeit 
von 100 000 DM gemessen, w i r an den Leistungen 
dieser Regierung! 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Dr. Rutschke. 

Dr. Rutschke (FDP) : Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Kollege Windelen hat sich 
heute bemüht, darzulegen, daß die jetzige Bundes-
regierung, die jetzt sieben Monate im Amt ist, ver-
sagt habe, daß sie nichts erreicht habe. Er hat sogar 
die Wahlaussagen noch einmal plakatiert und 
sie ins Verhältnis zu der jetzigen Arbeit der Bun-
desregierung gesetzt. Ich darf gleich von vornherein 
sagen: diese Wahlplakatierungen galten nicht für 
sieben Monate, sondern für vier Jahre, und Sie 
müssen der Regierung auch die Möglichkeit geben, 
die Arbeit zu leisten, die Sie aber ständig zu hin-
dern versuchen! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das ist auch eine Tatsache, mit der Sie sich ausein-
andersetzen müssen. 

Sicherlich ist Polemik für die Opposition ein Mit-
tel, um vor der Bevölkerung besonders deutlich dar-
zulegen, daß sie es viel besser machen würde. Aber 
mit Polemik kommen wir in der Sache nicht weiter, 
und ich war eigentlich recht betrübt darüber, Herr 
Kollege Windelen, daß Sie mit einer zu 99 % mit 
Polemik angefüllten Rede an dieses Pult getreten 
sind. Das führt in der Sache wirklich nicht weiter. 
Ich kenne Sie doch als einen sachlichen Mann, und 
ich weiß nicht, wer Sie beraten hat, eine Rede in 
dieser Form zu halten. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sie machen also der Bundesregierung zum Vor-
wurf, daß sie im Bereich der Konjunkturpolitik zu 
wenig tat. Das nehmen wir sehr ernst. Wir sind auch 
nicht erfreut über diese Entwicklung. Aber ich möchte 
Sie bitten, daran zu denken — im Jahre 1966 waren 
wir j a gemeinsam in der Koalition —, wie schmal der 
Grat ist zwischen überschäumender Konjunktur und 
Rezession. Das haben wir ja erlebt. Wenn diese 
Bundesregierung in diesem Bereich etwas vorsichti-
ger ist, so zieht sie vielleicht die Lehren aus dem 
Jahre 1966. Damals ist vielleicht zu schnell reagiert 
worden. Wenn hier Vorsicht geboten ist, so halte 
ich das für eine durchaus vertretbare Sache, aber 
wenn Sie das, meine sehr verehrten Damen und 
Herren von der CDU, von der Opposition, der Re-
gierung ankreiden, dann müssen Sie glaubhaft 
bleiben. 

Der Kollege Katzer empört sich z. B. bei den 
Kriegsopfern darüber, wie wenig diese Regierung 
für sie getan habe, daß viel mehr hätte gegeben 
werden müssen. Er aber war es, der als Ressortmini-
ster drei Jahre lang nichts getan hat, und als er ein 
halbes Jahr vor den Bundestagswahlen mit seinem 
Vorschlag auf eine Erhöhung um 15 % zum Finanz-
minister kam, hat ihm dieser nur 12 % genehmigt. 
Herr Katzer hat heute kein Recht, sich so aufzu-
führen und jetzt zu sagen, es sei unerhört, wie we-
nig für die Kriegsopfer getan worden sei, obwohl 
wir ,den Witwen 25 % und den Beschädigten 16 % 
Verbesserung gegeben haben. Das muß man auch 
einmal anerkennen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, Sie machen sich drau-
ßen in der Öffentlichkeit auch nicht glaubhafter, 
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l  wenn Sie mit diesen Methoden arbeiten. Wir haben 
das gestern erlebt: Der Herr Kollege Baier stellt sich 
hier hin und beklagt, wie wenig beim Kindergeld 
getan worden sei, Er sagte, es hätten 1,8 Milliarden 
DM eingeplant werden müssen. Auf der anderen 
Seite kommt heute morgen Herr Barzel und sagt, 
er wolle keine ausgabesteigernden Forderungen 
stellen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: In diesem Jahr!) 

es sei denn, daß es vorher mit der Regierung abge-
sprochen sei. 

(Abg. Baier: Da haben Sie nicht zugehört! 
Sie müssen besser zuhören!) 

Er wünschte einen Ausgabenstopp. So kann man das 
nicht machen. Sie machen sich in höchstem Maße 
unglaubwürdig. Uns in der Koalition liegt daran, 
daß dieses Parlament glaubwürdig bleibt; dazu ge-
hört die Opposition. Mit dieser Art der Polemik, 
die Sie hier vortragen, tun Sie uns allen keinen 
Gefallen. 

(Abg. Baier: Sie wissen, daß Sie die Un

-

wahrheit gesagt haben!) 

Herr Kollege Windelen, Sie sind ja bereit gewe-
sen, heute fremde Sünden zu beichten, die im 
übrigen keine sind. Sie unterstellen der Regierung, 
daß sie in der Ostpolitik gespalten sei. Dieses „Ge-
spalten"-Geschwätz kennen wir schon seit früherer 
Zeit, insbesondere von der CDU. Sie hat das immer 
wieder groß an die Wand gemalt, obwohl es gar 
keine Ursache gab, derartiges zu tun. Sie sagt, daß 
wir in der Außenpolitik nicht einig seien, und sie 
bauscht Fälle auf, die sich ganz offensichtlich nur 
als Irrtümer herausgestellt haben; ich denke jetzt 
an die Briefaffäre. Diese Sache ist geklärt. 

Wir haben mit dieser Bundesregierung das eine 
Ziel: wir wollen versuchen, unserem Volk den 
Frieden zu erhalten. Denn was nutzt uns eine stän-
dige Konfrontation mit der anderen Seite, die letzten 
Endes zu unserem Nachteil sein wird! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Deshalb wollen wir uns bemühen, einen Modus 
vivendi zu finden. Ich kann jetzt auf die Einzel-
heiten nicht eingehen, aber das ist unser Ziel. Wir 
bemühen uns nur, diesen Modus vivendi zu finden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Wörner. 45 Minuten sind bean-
tragt. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich wollte 
einen Beitrag leisten, die Debatte zu versachlichen. 
Ich würde Sie bitten, mit Ihren polemischen Zwi-
schenrufen wenigstens vorläufig zurückzuhalten, es 
sei denn, die Frau Präsidentin rechnet das auf meine 
Redezeit nicht an; dann bin ich auch gern bereit, 
jede Menge Ihrer etwas polemischen Zwischenrufe 
zu ertragen. 

Herr Hermsdorf, ich kenne Sie und ich habe an 
Ihnen Ihre Sachlichkeit geschätzt und schätze sie. 

Aber was Sie eben praktiziert haben, hat mir etwas 
nach der Methode „Haltet den Dieb!" ausgesehen. 
Denn hier ist der Versuch unternommen worden, 
von einer Stilwidrigkeit des Herrn Bundeskanzlers 
— und es ist nicht bloß dies — abzulenken, die hier 
zunächst einmal zur Debatte steht, Herr Bundes-
kanzler. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich darf zunächst aus der dpa-Meldung zitieren, 
was Sie in Bielefeld gesagt haben: 

Vor mehreren hundert Betriebs- und Personal-
räten sagte Brandt, er habe eine sichere Quelle 
dafür, daß die Führung ,der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion versucht habe, führende Männer 
des Bundesverbandes der Deutschen Industrie 
dazu zu bringen, daß die Industrie gegenüber 
Lohnforderungen besondere Härte zeige, um 
möglichst noch vor dem 14. Juni wilde Streiks 
zu provozieren. 

(Pfui!-Rufe von der Mitte.) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben vorher Ihre Rede 
hier zitiert. 

(Abg. Dr. Stoltenberg: Aber unvollständig!) 

Sie haben dabei den schwersten Vorwurf ausgelas-
sen. Sie haben schlichtweg eben jenen letzten Halb-
satz unterschlagen. 

(Abg. Dr. Stoltenberg: Sehr wahr!) 

Zeigt das etwa Ihr schlechtes Gewissen in dieser 
Angelegenheit? 

Ich kann Ihnen sagen: Sie haben weder den Ver-
such gemacht noch den Beweis angetreten, auf meine 
Frage zu antworten, die ganz klar gestellt war — ich 
wiederhole sie hier —: Wer aus der CDU/CSU-
Fraktion hat mit wem vom Bundesverband der Deut-
schen Industrie zu welchem Zeitpunkt und an wel-
chem Ort darüber gesprochen? Herr Bundeskanzler, 
ich stelle fest: keiner aus der CDU/CSU-Fraktion 
hat dein Gespräch in dieser Richtung geführt. Der 
Beweis dafür liegt schon darin begründet, daß Ihre 
angeblich sichere Quelle der Bundesgeschätfsführer 
der SPD ist, der noch einmal die Chance hat, sich 
hier zu dieser Quelle zu äußern, aus der er das hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie haben den Wahrheitsbeweis für diese Behaup-
tung nicht angetreten. 

Nun, Herr Bundeskanzler, wir alle sind keine 
Engel, und ich gebe gern zu, daß man im Wahl-
kampf auch einmal über die Stränge schlagen kann. 
Ich 'glaube aber, Herr Bundeskanzler, hier haben Sie 
diese Grenze überschritten, und zwar weit; denn 
was Sie hier praktiziert haben, Herr Bundeskanzler, 
stehe ich, der dafür bekannt ist, daß er nicht unnötig 
polemisiert, 

(Oho-Rufe von der SPD) 

nicht an als politische Brunnenvergiftung zu bezeich-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es hätte Ihnen gut angestanden, Sie hätten auch in 
Bielefeld die Toga des Staatsmannes anbehalten, die 
Sie doch sonst so gern überziehen. 
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Ich kann Ihnen sagen, es weckt in mir ein bißchen 

den Verdacht, daß es da an Argumenten fehlen muß, 
wenn man den Arbeitern gegenüber, die doch an-
geblich Ihre traditionellen Wähler sind, auf solche 
Latrinenparolen zurückgreifen muß, weil man ihnen 
seine Politik nicht mehr verständlich machen kann; 

(Beifall bei der  CDU/CSU) 

denn die Arbeiter sind unruhig geworden. 

Ich möchte diesen Vorwurf der politischen Brun-
nenvergiftung auch begründen. Ich gebrauche dieses 
Wort zum erstenmal, und ich sage es nicht leicht- 
fertig. Ich hätte es auch gegenüber jedem anderen 
Politiker, gegenüber jeder anderen Partei gebraucht. 
Warum ist das politische Brunnenvergiftung, und 
warum gefährdet das den Stil nicht nur in diesem 
Hause, sondern auch außerhalb dieses Hauses? Weil 
damit zum ersten, und zwar deutlich, versucht wird, 
den Menschen draußen vorzumachen und uns zu 
unterstellen, daß wir das Parteiinteresse über das 
Interesse der Menschen und dieses Staates stel-
len. Herr Bundeskanzler, wenn wir damit anfangen, 
haben Sie und hat Herr Hermsdorf kein Recht mehr, 
in einer Weise zu sprechen, wie Sie es hier getan 
haben. Denn Sie sind doch mit der Parole angetre-
ten, mehr Demokratie zu wagen. Wo kommen wir 
hin, wenn dieses Beispiel Schule macht, Herr Bun-
deskanzler? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich will Ihnen noch einen anderen Grund sagen, 
warum ich das, was Sie hier getan haben, für ge-
fährlich halte. Sie haben Leidenschaften nicht nur an-
gesprochen, sondern zu erzeugen versucht, Leiden-
schaften, die Sie eines Tages vielleicht nicht mehr 
selbst kontrollieren könnten. Ich persönlich gehöre 
als junger Mensch seit langer Zeit der CDU/CSU an, 
und zwar deswegen, weil es diese Partei gewesen 
ist, die das Klassenkampfdenken, das gegeneinan-
der gerichtete Denken der Schichten in unserem 
Volk, überwunden hat, die den Proletarier aus sei-
ner Stellung herausgerissen und ihn zum geachteten 
Wirtschaftsbürger gemacht hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von der 
SPD.) 

Mit diesem Zitat wird versucht, die Kluft wieder auf-
zureißen: hier Arbeitgeber und dort Arbeitnehmer. 
Damit wird versucht, das soziale Klima in diesem 
Land zu stören, Herr Bundeskanzler. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Deswegen weise ich das erneut zurück. 

Ich bin nicht derjenige, der von einer klassen-
losen Gesellschaft träumt. Ich weiß, daß die Inter-
essen in diesem Staat sehr verschieden sein können 
und verschieden bleiben werden und daß es immer 
wieder Konflikte geben muß. Aber wir sollten nicht 
durch solche Äußerungen versuchen, dieses alte 
Klischee des 19. Jahrhunderts, das wir überwunden 
hatten, in diesem Staat wieder einzuführen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Wir wollen das Miteinander, die Union der Schich-
ten und nicht dieses Klassenkampfdenken von vor-
gestern haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Tamblé: 
Ich dachte, Sie wollten eine sachliche Rede 

halten, Herr Wörner!) 

— Entschuldigen Sie bitte! Ich hätte gern auf dieses 
Vorwort verzichtet. Der Sinn meiner Zwischenfrage 
bestand darin, den Herrn Bundeskanzler aufzufor-
dern, den Wahrheitsbeweis für seine Behauptung 
anzutreten. Hätte er das getan, hätte ich dazu über-
haupt nicht gesprochen. Ich habe noch Stoff genug, 
Herr Hermsdorf; das werden Sie schon noch merken. 

Herr Bundeskanzler, es steht einem Demokraten 
wohl an, wenn er nicht nur zu dem steht, was er 
gestern gesagt hat, sondern sich, wenn er es nicht 
beweisen kann, dafür entschuldigt. Das hätte ich 
von Ihnen erwartet. Dazu haben Sie Gelegenheit, 
und zwar noch heute und hier in diesem Parlament. 
Das wäre demokratischer Stil, den wir von Ihnen 
erwarten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es geht mir hier gar nicht so sehr um die Person 
des Herrn Bundeskanzlers, sondern mir geht es 
noch um eine andere Frage. Ich gebe zu, daß ich 
nicht ohne Neid gesehen habe, daß die junge Ge-
neration vielfach den Eindruck hatte, daß sich 
mit Ihrer Regierung ein sogenannter Stilwandel 
anbahnen könnte. Ich sage, ich habe das nicht ohne 
Neid registriert, wenn ich dieses Gefühl auch nicht 
für berechtigt gehalten habe. 

Herr Bundeskanzler, Sie haben in Ihrer Regie-
rungserklärung diese Stimmung weidlich ausge-
nutzt. Ich will mir das zweifelhafte Vergnügen er-
sparen, all die großartigen Worte zu wiederholen, 
die da über Toleranz, über Aufrichtigkeit, über 
Redlichkeit und Wahrhaftigkeit gesagt wurden. Die-
ses Wort: „mehr Demokratie wagen" hat eben nicht 
nur Hoffnungen bestärkt, sondern damit haben Sie 
sich unter einen Anspruch gestellt, den wir nicht 
um der Polemik willen, sondern um des Hinter-
grundes willen jetzt als Opposition an Sie anlegen 
müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Da aber kann ich nur sagen, Ihre ganze Regierungs-
tätigkeit, der ganze Stil in diesem Hause zeichnet 
sich nicht — auch draußen nicht — durch mehr De-
mokratie, durch mehr Unterrichtung, durch mehr 
Information, durch weniger Unwahrheit aus, son-
dern ich sage Ihnen — und ich wiederhole das, was 
ich vor drei Monaten in diesem Parlament fest-
gestellt habe —: was wir bis jetzt erlebt haben, 
Herr Bundeskanzler — und Sie haben neuerlich 
den Beweis dafür geliefert — ist nicht mehr, es ist 
weniger Demokratie. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nun zum einem anderen Kapitel. Ich darf auf 
etwas eingehen, was Sie in Ihrer Entgegnung auf 
die Rede meines Kollegen Windelen hier darge-
legt haben. Sie haben davon gesprochen, daß sich 
die Reformpolitik in einem Dilemma befinde, und 
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1 S ie haben da diese eigenartige Theorie der Pha-

senverschiebung gebracht. Und draußen im Wahl-
kampf — wenn ich Zeitungsberichten Glauben 
schenken darf — erklären Sie ja auch all den Leu-
ten, Sie müßten leider mit den Reformen noch etwas 
zuwarten, weil das Geld zwar vorhanden sei, aber 
nicht ausgegeben werden könne. Ich will einmal 
ganz von dem Widerspruch absehen, der darin 
zu der Behauptung Ihres Bundesfinanzministers 
liegt, er habe da ein ganz böses Erbe angetreten; 
das reimt sich ja vielleicht nicht ganz zusammen. 
Aber lassen wir das einmal! Sie haben dann als 
Beweis für die Tätigkeit dieser Regierung auf dem 
Gebiet der Reformen eine ganze Reihe von Be-
richten genannt, darunter den Jahreswirtschafts-
bericht, darunter den Sozialbericht. Ich kann nur 
sagen, Herr Bundeskanzler, das sind Berichte, die 
Sie auf Grund einer gesetzlichen Verpflichtung vor-
legen müssen und die jedes Jahr von jeder Regie-
rung vorgelegt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn Sie das allerdings bereits als den Ausdruck 
der Reformbereitschaft werten, wird Deutschland 
noch einige Zeit auf seine Erneuerung warten müs-
sen. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn eines steht doch fest, Herr Bundeskanzler. 
Das haben Sie in Saarbrücken selbst beklagt, als 
Sie von Ihrer jungen Mannschaft nach Ihrem lang-
fristigen gesellschaftspolitischen Konzept gefragt 
wurden. Sie haben gesagt: Wir müssen uns jetzt 
daran machen — Sie haben ein neues Wort ge

-

prägt — , ein sogenanntes Langzeitprogramm zu 
erarbeiten. Herr Bundeskanzler, das reimt sich auch 
wieder nicht mit den Ankündigungen in Ihrer Re-
gierungserklärung. Sie wußten doch um die kon-
junkturelle Situation, als Sie diese Regierungser-
klärung abgaben. Sie wußten doch darum, daß Sie 
offensichtlich kein Langzeitkonzept hatten. Sie 
wußten um das angeblich traurige Erbe, das Sie 
angetreten hatten. Warum also so große Verspre-
chungen in Ihrer Regierungserklärung, wenn dann 
so kleine Taten dabei herausspringen, Herr Bun-
deskanzler? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich finde auch bei gründlichem Durchforsten Ihrer 
Absichtserklärungen nicht eine einzige Absichts-
erklärung, die wirklich für sich in Anspruch nehmen 
könnte, reformerisch zu sein, d. h. die Dinge in 
Bewegung zu bringen, die Strukturen unserer Ge-
sellschaftsordnung den Erfordernissen anzupassen. 
Dort, wo Sie das hätten tun können, in der Bil-
dungspolitik, haben wir bis jetzt recht kärgliche 
Versuche erlebt. Ich glaube den Verdacht äußern 
zu müssen, daß die Verschiebung des Bildungs-
berichts nicht oder nicht in erster Linie auf den 
Bildungs- und Wissenschaftsrat zurückzuführen ist, 
sondern schlicht und einfach darauf, daß diese Bun-
desregierung kein schlüssiges Bildungskonzept vor-
zulegen in der Lage ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich will Ihnen sagen, Herr Bundeskanzler, warum 
ich diese Phasenverschiebung für falsch halte. Ich 

glaube, daß eine Regierung, die mit der Behaup-
tung antritt, Deutschland erneuern zu wollen, sich 
darüber im klaren sein muß, daß Reformen zu ver-
sprechen zwar eine sehr angenehme und, wie ich 
meine, sehr leichte Aufgabe und eine leichte 
Chance ist, daß aber die Durchsetzung von Refor-
men, und zwar nicht nur in einer Hochkonjunktur, 
sondern auch auf der Talsohle, ein ungeheuer 
schwieriges und unpopuläres Geschäft ist. Da muß 
man eines haben, und das geht Ihnen ab: den Mut, 
Prioritäten in jeder konjunkturellen Lage zu set-
zen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Diesen Mut erwarten wir von Ihnen. Es ist doch 
wohl die Bankrotterklärung einer solchen Reform-
politik, wenn als Antwort auf Vorwürfe in dieser 
Richtung nichts anderes kommt als : „Ja nun, ich 
will Sie doch darauf hinweisen, und Sie können den 
Leuten doch nicht weismachen, daß es ihnen schlecht 
geht." 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Das sagen Sie mal draußen der jungen Generation! 
Das sagen Sie mal all den Menschen, die mit Recht 
auf Reformen warten. Das ist Ihre Antwort, nicht 
wahr, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

der Appell, daß es ihnen nicht schlecht geht. Gott 
sei Dank geht es diesen Leuten in unserem Volk 
nicht schlecht. Aber wessen Verdienst ist das denn, 
Herr Bundeskanzler? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Überdies: seit wann ist das eine Ausrede, Herr 
Bundeskanzler, um über Gefahren hinwegzutäu-
schen, die nicht nur wir sehen, die Institutionen und 
Presseorgane sehen, die Ihnen wesentlich näher-
stehen als uns, über Sorgen, ob die D-Mark stabil 
bleibt, ob die Handlungsfähigkeit dieser Regierung 
ausreicht, nicht etwa, um Reformen durchzuführen 
— nein, so viel erwarten sie im allgemeinen gar 
nicht mehr —, sondern, um auch nur das zu tun, 
was die Basis erhält, auf die unser Volk das soge-
nannte Wirstchaftswunder gegründet hat, nämlich 
die Stabilität von Wirtschaft und Währung. Das ist 
die Basis. Verkaufen Sie mal den Leuten draußen 
nur munter Ihre These weiter, man müsse die Infla-
tionsrate von 4 °/o in Kauf nehmen, weil man die 
Arbeitsplätze sicher erhalten müsse. Seit wann be-
deutet Inflation sichere Arbeitsplätze? Da hat unser 
Volk ganz andere Vorstellungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich persönlich sage, da habe ich ganz andere Vor-
stellungen von sozialem Fortschritt. Sie reden hier 
von Vermögensbildung. Wissen Sie nicht, daß die 
größte Gefahr für die Vermögensbildung eben darin 
besteht, daß das Geldvermögen durch eine — be-
wußt oder unbewußt — inflationäre Politik von Tag 
zu Tag an Wert verliert? Was soll man denn dem 
Sparer dann noch sagen? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist doch ein Widerspruch. 
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Was denken Sie denn? Glauben Sie,  die  OECD 
ist eine Behörde, die die CDU inzwischen in Dienst 
genommen hat? Diese OECD, eine internationale 
Behörde, fordert Sie und Ihre Regierung zum Han-
deln auf. Warum? Weil die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft in Gefahr gerate. Das wis-
sen die Arbeiter, und das können Sie ihnen auch 
nicht verschweigen, daß wir zum Teil vom Export 
leben und daß derjenige, der die Wettbewerbsfähig-
keit unserer Wirtschaft gefährdet, langfristig Wohl-
stand und sozialen Fortschritt gefährdet und damit 
die Basis für alles Weiterkommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dann kam noch die Contergan-Stiftung. Wir soll-
ten uns hüten, eine solche Sache als Beweis des Re-
formwillens anzuführen. Sie ist erstens für mich 
etwas zu ernst, um hier zitiert zu werden. Zweitens 
wissen Sie genauso wie wir, daß die Stiftung von 
einem Kollegen meiner Fraktion, der allerdings da-
bei nicht in seiner Eigenschaft als Fraktionsmitglied 
sprach, geboren wurde, nämlich von dem Kollegen 
von Weizsäcker. Die Kirchen begannen darüber mit 
den Interessenten zu verhandeln. Ihr Regierung hat 
das dann autgegritten. Ich sage hier, damit nicht das 
leiseste Mißverständnis besteht: selbstverständlich 
stehen wir hinter dieser Stiftung, und zwar völlig 
unabhängig davon, wer sie ins Leben gerufen hat. 
Wir werden alles tun,  um  sie funktionsfähig zu 
halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler, ich darf eines noch einmal 
aufgreifen; das muß ich hier einmal loswerden. 
Lassen Sie es mich ganz offen sagen; ich will nicht 
heucheln. Es ist jetzt gar nicht in erster Linie aus 
parteipolitischen Gründen gesagt. Sie wissen so gut 
wie ich, daß zu Anfang der siebziger Jahre Weichen-
stellungen vorgenommen werden. Wenn man es 
etwas pathetisch ausdrücken will, kann man sagen, 
das Schicksal nicht nur dieses Jahrzehnts entscheidet 
sich daran, mit welcher Entschlossenheit und mit 
welchem Mut die Weichen gestellt werden. Wir wis-
sen um die Größe der Aufgabe. Wir wissen um 
die Milliarden, die wir für unser Bildungssystem 
brauchen — erst neulich ist es uns wieder vorge-
rechnet worden —, angefangen von den Hoch-
schulen über das Schulwesen im allgemeinen bis hin 
zum Berufsschulwesen. Wir wissen um die Auf-
gabe der Stadtsanierung. Wir wissen um die Auf-
gabe der Raumordnung. Die Umweltgefahren sind 
doch uns allen bewußt, Herr Bundeskanzler. Dazu 
kommt eine ganze Reihe weiterer Aufgaben, die 
nur mit unendlich vielen Investitionen zu bewälti-
gen sind. Deswegen ist es so entscheidend und des-
wegen ist es so bedauerlich — ich sage das noch 
einmal nicht aus parteipolitischen Gründen —, daß 
eine Regierung, welche die Chance hat, diesen Mo-
ment zu nützen, so wenig zu bieten hat und schon 
angesichts  von  ein paar Landtagswahlen knieschwach 
wird und nicht mehr in der Lage ist, Entscheidun-
gen zu treffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Oho-Rufe 
von der SPD.) 

Herr Bundeskanzler, man muß sich eben ent

-

scheiden. Entweder Sie machen es mit einer Politik 
der Gefälligkeit allen recht, oder Sie machen die 
Politik, die nötig ist, um unserem Volk die Zukunft 
zu sichern. Und das ist eine andere Poltik. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Bei Ihrer Aufzählung haben Sie eines verschwiegen, 
Herr Bundeskanzler. Sie haben verschwiegen, daß 
Sie nicht nur aus konjunkturpolitischen Gründen 
solche Reformausgaben nicht getätigt haben. Sie 
haben verschwiegen — ich sagte es schon —, daß 
Sie nicht vermocht haben, die Prioritäten zu setzen. 
Herr Bundeskanzler, ich kann Ihnen nur sagen, es 
wird Zeit, daß Sie, nachdem für Sie schon die Glaub-
haftigkeit der Tat in Gefahr ist, verlorenzugehen, 
wenigstens noch die Glaubhaftigkeit des Wortes 
aufrechterhalten. Ich darf Ihnen sagen — ich meine 
fast, ich könnte hier für eine ganze Menge mehr 
Leute im Lande sprechen, als Anhänger meiner 
Partei sind —, die Glaubwürdigkeit dieser Regie-
rung, gerade was die Reformvorstellungen anlangt, 
entscheidet langfristig natürlich auch über die Glaub-
würdigkeit der Demokratie in diesem Lande. Sie 
entscheidet darüber — das müssen Ihnen die Jung-
sozialisten in Ihrem eigenen Lager zeigen —, ob 
Sie es vermögen, in der jungen Generation die 
Hoffnung aufrechtzuerhalten, daß es in dieser Staats-
form möglich ist, das Notwendige für die Zukunft 
zu tun, ohne zum Mittel der Revolution zu greifen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Reiner Verbalismus, Herr Bundeskanzler, hilft 
hier eben nicht weiter, sondern wir wollen hier und 
jetzt einmal Taten von Ihnen sehen, wir wollen ein-
mal sehen, daß Sie sich nicht nur lieb Kind machen 
wollen bei den Menschen draußen im Lande, son-
dern daß sie einmal hergehen und nicht davon 
reden, was Sie ihnen geben wollen, sondern davon 
reden, was Sie und was wir alle von ihnen forde rn 

 müsen, wenn es mit diesem Volk und mit diesem 
Staat weiter aufwärts gehen soll. Das ist doch die 
Frage unseres Jahrzehnts, die Möglichkeit und die 
Notwendigkeit, daß wir Opfer von den Menschen 
fordern. Wir wissen, daß diese Investitionen, die auf 
uns zukommen, einfach geleistet werden müssen, 
daß dahinter andere Dinge zurücktreten müssen, 
wenn wir nicht am Ende dieses Jahrzehnts einen 
Zustand haben wollen, bei dem wir zwar vielleicht 
immer noch sagen können, Herr Bundeskanzler: „Es 
geht uns ja nicht schlecht" — vielleicht wird es dem 
einen oder anderen da immer noch besser gehen —, 
bei dem wir aber als Gemeinschaft und als Nation 
ärmer geworden sein werden, wenn wir diese Auf-
gaben nicht bewältigt haben, Herr Bundeskanzler. 

Nun noch kurz zu einigen Feststellungen, die Sie 
geglaubt haben über die Legendenbildung treffen zu 
müssen. Ich kann Ihnen in einem nicht recht ge-
ben: wenn Sie sagen und es beteuern, daß Sie zum 
Selbstbestimmungsrecht stehen; nicht in dem Sinne, 
daß ich bezweifeln möchte, Herr Bundeskanzler, daß 
Sie persönlich dieses Ziel haben, so gut wie jeder 
andere in diesem Hause. Ich bestreite Ihnen, und das 
ist vielleicht der Unterschied zwischen uns, nicht die 
Redlichkeit und die Aufrichtigkeit Ihrer Motive und 
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Ihrer Zielsetzung, aber Sie haben die Dinge doch 
allzusehr vereinfacht. Nicht diese Legende ist im 
Umlauf und schon gar nicht von uns geschaffen 
worden; hätten Sie bei der Rede meines Kollegen 
von Guttenberg hingehört, dann wüßten Sie, was 
unsere eigentliche Sorge ist. Unsere Sorge ist nicht, 
daß Sie nicht formal und auch aus innerer Überzeu-
gung das Selbstbestimmungsrecht als ferne Zielvor-
stellung aufrechterhalten. Nein, unsere Bedenken 
gehen dahin, daß Ihre konkrete Politik, die Politik, 
die Sie bei Ihren Verhandlungen in Moskau, in 
Warschau, und in der DDR machen, daß diese kon-
krete Politik eben den Weg zum Selbstbestim-
mungsrecht verbaut und offene Möglichkeiten ver-
schließt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler, ich bestreite Ihnen nicht, daß 
Sie persönlich über das Unrecht in der DDR, über 
das Unrecht auch anderswo ebenso empört sind und 
darunter ebenso leiden wie jeder aufrechte Demo-
krat sonst auch und daß es natürlich nicht Ihre Ab-
sicht ist, Unrecht zu legalisieren. Sie sind ein in 
einer Demokratie gewählter Bundeskanzler, und es 
wäre schäbig, Ihnen das unterstellen zu wollen. 
Aber warum, Herr Bundeskanzler, trauen Sie sich 
nicht mehr, Unrecht zu nennen, wo Unrecht besteht, 

(lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Terror zu nennen, wo Terror besteht? 

Nun kann ich mir vorstellen, Herr Bundeskanzler, 
daß das die Methode Ihrer Politik ist. Ich würde 
vom gedanklichen Modell her durchaus die Möglich-
keit sehen, daß man sich überlegt, es könnte sein, 
daß dadurch, daß ich nun fortlaufend den Willen zur 
Entspannung betone, daß ich alles verschweige, was 
uns trennt, daß ich einmal darauf verzichte, Unrecht 
Unrecht zu nennen — — 

(Abg. Wehner: Gut gespielt!) 

— Herr Kollege Wehner, lassen Sie mich Ihnen bei 
dieser Gelegenheit eines sagen: Ich bin einer, ob Sie 
das nun gespielt nennen wollen oder nicht, der vor 
manchen Ihrer Eigenschaften und vor mancher Seite 
Ihrer Person — ich sage das ausdrücklich — Respekt 
empfindet; darüber habe ich auch außerhalb dieses 
Hauses nie Zweifel gelassen. Aber als eines kann 
ich Sie nicht akzeptieren — und so spielen Sie sich 
in diesem Hause gelegentlich auf —: als meinen 
Schulmeister habe ich Sie nicht berufen, und zum 
Zensor dieses Hauses sind Sie auch nicht geeignet, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

wenn wir von Stilfragen reden: Hören Sie sich ein-
mal an, was die Menschen draußen im Land über 
Ihren Stil in diesem Parlament denken. Wenn Sie 
das Urteil der Menschen kennten, würden Sie sich 
hier in Zaum nehmen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich sage Ihnen noch einmal, es könnte sein, daß 
die Initiatoren dieser Politik sagen: „Es kann dann 
zu einer Entspannung führen, wenn ich das einmal 
ausklammere. 

(Zuruf von der SPD: Gut gespielt! — Abg. 
Wehner: Fortführung!) 

Aber — lassen Sie mich zum Abschluß diesen Ge-
danken zum Ausdruck bringen — ich glaube, daß 
nicht nur die klare und logische Überlegung dem 
entgegensteht, sondern ich sehe, daß die Praxis 
dessen, was Sie getan haben und an gutem Willen 
gezeigt haben, und was uns von drüben an Ent-
gegenkommen entgegenschlägt, in keinem Verhält-
nis zueinander steht. Ich sehe nur eines: je mehr 
Sie sich scheuen, die Dinge beim Namen zu nennen, 
desto dreister und unverschämter wird die andere 
Seite — die wahrlich Grund hätte, schlechten Ge-
wissens zu sein — in der Art, die Zustände bei uns 
in der Bundesrepublik anzuprangern. 

Ich muß sagen, mich hat es etwas geniert, zu er-
leben, daß ein frei gewählter Bundeskanzler einer 
Republik, in der Recht besteht, in der es Freiheit 
gibt, in der Rolle eines Angeklagten vor einem 
Mann sitzen mußte, der allen Grund hätte, das Un-
recht an seiner Tür zu kehren. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn das wenigstens langfristig Aussicht auf 
Erfolg hätte, wenn wenigstens eine Strategie da-
hinterstehen könnte — aber ganz im Gegenteil! 
Denn die geschichtlichen Erfahrungen — und Sie 
haben sie selber machen müssen — zeigen eines 
ganz klar und deutlich: Die Freiheit hat noch nie 
dadurch gesiegt, daß freie Menschen nicht mehr 
ausgesprochen haben, daß die Freiheit nicht nur für 
jeden privat, sondern für alle Menschen in der 
ganzen Welt zu gelten habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist die große Sorge, die ich bei dieser Politik 
habe, daß sie nämlich unter dem Vorwand, Bewe-
gung in die Außenpolitik bringen zu wollen, die 
innere Dynamik, und ich sage hier sogar: die 
historische Dynamik gegen uns und gegen den ge-
samten Westen kehren muß. 

Wenn ich die Situation recht sehe, ist es doch so, 
daß uns ein Kampf angeboten wird; Gott sei Dank 
— und wir wollen es hoffen — kein militärischer 
Kampf, weder heute noch morgen. Aber uns wird 
gesagt — das wird doch wieder und wieder von 
Breschnew, von Ulbricht und von allen Seiten ge-
sagt —, daß Koexistenz Kampf der Gesellschafts-
systeme bedeutet. 

(Genau! und Sehr richtig! bei der CDU/ 
CSU.) 

Die drüben — unterschätzen Sie sie nicht — sind 
nicht alles bloß Taktiker, die das eben mal so dahin-
sagen. Einige davon glauben, was sie sagen; einige 
davon haben diesen missionarischen Auftrag 

(Zuruf von der SPD: Haben Sie ihn?) 

oder spüren ihn in sich. 

Wenn uns dieser Kampf um das bessere Gesell-
schaftssystem in dieser Welt angeboten wird, 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: Dann be

-

stehen wir!) 

der Kampf darum, welches die menschenwürdigere 
Ordnung auf dieser Welt ist — — 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Dann be

-

stehen wir!) 
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— Herr Schäfer, ich hoffe mit Ihnen, daß wir be-
stehen. Aber, Herr Schäfer, wir werden nur dann 
bestehen 

(Abg. Wehner: Ohne Maulheldentum!) 

— das lassen Sie mich einmal ganz klar und deutlich 
zum Schluß sagen —, wenn wir den Mut haben, 
Freiheit nicht nur für uns, Recht nicht nur für uns, 
sondern auch für diejenigen zu fordern, die dieses 
Recht und diese Freiheit in unserem Volk und an-
derswo auf der Welt nicht haben. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Herren 
und Damen, es ist interfraktionell vereinbart wor-
den, daß in der Zeit zwischen 13 und 15 Uhr keine 
Abstimmung stattfinden soll. Das bedeutet, daß die 
Abstimmung über diesen Etat nach 15 Uhr erfolgt. 
Sollten wir mit der Debatte früher fertig sein, kön-
nen wir eine Mittagspause einlegen. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Wischnewski. 

Wischnewski (SPD) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Zu den Aus-
führungen, die der Vorsitzende der Sozialdemokra-
tischen Partei gestern in Bielefeld gemacht hat, 
möchte ich folgendes ausführen. 

Erstens. Die Informationen sind von mir gege-
ben worden. Ich stehe zu diesen Informationen. Ich 
habe an meinen Informanten nicht den geringsten 
Zweifel. 

(Abg. Stücklen: Roß und Reiter! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Die Opposition hat rechtliche Schritte angekündigt. 

(Erneuter Zuruf von der CDU/CSU: Roß 
und Reiter!) 

Ich stehe für diese rechtlichen Schritte gerne zur 
Verfügung und hoffe, daß Sie so schnell wie mög-
lich davon Gebrauch machen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Russe: Billige 
Ausrede! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU.) 

Zweitens. Herr Dr. Barzel muß selbst wissen, 
wann er mit wem in Köln über Fragen der Tarif-
politik und der Tarifauseinandersetzungen gespro-
chen hat. 

(Beifall bei der SPD. — Lebhafte Zurufe 
von der CDU/CSU.) 

Drittens. Das Gespräch der CDU/CSU-Führung 
mit dem Gemeinschaftsausschuß der deutschen Wirt-
schaft — nicht zu Fragen der Tarifpolitik — über 
Preispolitik 

(Aha! bei der CDU/CSU) 

und Konjunkturpolitik, in dem Sie, wie im „Volks-
wirt" ja steht, versucht haben, Ihre Vorstellungen 
dort anzuhängen, hat am 22. Mai 1970 in Bonn im 
Hotel „Königshof" stattgefunden. Teilnehmer waren: 
Herr Dr. Barzel, Herr Stücklen. 

(Abg. Dr. Stoltenberg: Nein!) 

Herr Stoltenberg, der die Erklärung abgegeben hat, (C 
war an diesem Gespräch nicht beteiligt. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Stolten

-

berg: Das ist ja grotesk! — Weitere erregte 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Abgeordnete Stoltenberg. 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Der Kollege Wisch-
newski hat mit seinen Schlußbemerkungen einen 
eindrucksvollen Beweis für den Informationsstand, 
den er im Hinblick auf unsere Gespräche besitzt, 
und auch für die Sorgfalt, mit der er seinen Partei-
vorsitzenden und Bundeskanzler informiert, gege-
ben. 

(Beifall bei der -  CDU/CSU.) 

Das Gespräch am 22. Mai, das in jener ominösen 
Aufzeichnung genannt wird, die der Bundeskanzler 
als Quelle benutzte, fand auf Einladung des Präsi-
denten Dietz vom Gemeinschaftsausschuß der deut-
schen Wirtschaft in einem Kreis von 40 Personen 
statt. Für meine Fraktion ist dieses Gespräch von 
Herrn Kollegen Barzel und von mir geführt worden, 
nicht von Herrn Stücklen, den Sie hier als Teilneh-
mer zitiert haben. 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der CDU/CSU: Das ist seriös!) 

Damit ist ja schon illustriert, daß Sie nicht einmal 
die elementarsten Tatsachen dieses Gespräches ken

-

nen, an die sich die ungeheuerlichen Verleumdun-
gen anknüpfen, die der Bundeskanzler in Bielefeld 
ausgesprochen hat. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Wischnewski, haben Sie doch nach 
dieser Demonstration Ihres Nichtwissens den Mut, 
hier zu sagen, daß Sie einer falschen, unseriösen 
Information aufgesessen sind. Es war ein Gespräch 
im Kreise von 40 Persönlichkeiten. Ich habe gestern, 
bevor ich meine scharfe Korrektur dieser Anschul-
digungen und Unterstellungen des Bundeskanzlers 
an die Presse gegeben habe, sowohl mit Herrn Prä-
sidenten Dietz also auch mit Herrn Präsidenten 
Berg telefoniert, weil ja auch ein zweites Ge-
spräch des BDI genannt war. Beide Herren haben 
mich ausdrücklich ermächtigt, hier heute zu sagen, 
daß in unseren beiden Unterhaltungen am 20. Mai 
in Köln und am 22. Mai in Bonn — an beiden babe 
ich teilgenommen — nicht der Ansatz eines solchen 
Gedankens vorgetragen worden ist  den der Bun-
deskanzler auf Grund Ihrer Information in Biele-
feld in dieser unmöglichen Weise in die deutsche 
politische Auseinandersetzung eingeführt hat. 

(Hört! Hört! und lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU.) 

Ich wiederhole meinen Appell an Sie, Herr Wisch-
newski, nachdem Sie hier öffentlich vor diesem 
Hause und vor der ganzen deutschen Öffentlichkeit 
Ihr Nichtwissen demonstriert haben — Sie wissen 
nicht einmal, wer an einem solchen Gespräch teil- 
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genommen hat —, sich in der Sache zu korrigieren 
und damit auch dem Bundeskanzler die Möglichkeit 
zu geben, diese ungeheuerliche Brunnenvergiftung, 
die er gestern in die Welt gesetzt hat, aufzuheben. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, wir stehen — dieser 
Tag macht es deutlich, deutlicher noch als der ge-
strige — in einer Zuspitzung der innenpolitischen 
Auseinandersetzung. Die Gründe dafür mögen viel-
schichtiger Art sein, und jeder ist geneigt, die Schwä-
chen des anderen zu sehen, die Schärfen in den At-
tacken besonders zu empfinden, und sicherlich mag 
es auch das eine oder andere an Kritik aus unse-
ren Reihen geben, was den Bundeskanzler bedrängt 
und was er als ungerechtfertigt empfindet. Das ist 
in einer Zeit so grundlegender politischer Ausein-
andersetzungen um Sachfragen, in denen Sie eine 
Wende der deutschen Politik einleiten weit über 
das hinaus, was Sie dem deutschen Wähler vor der 
Wahl gesagt haben —, gar nicht zu vermeiden. 
Aber wir alle sollten doch auch gewisse Grenzen 
erkennen, die im Interesse unseres Staates in dieser 
Auseinandersetzung gewahrt werden müssen. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

— Ja, ich erinnere Sie an das — und ich empfehle 
Ihnen ausdrücklich, das einmal nachzulesen  , was 
der Kollege Professor Dahrendorf gestern abend im 
Zweiten Deutschen Fernsehen in einem beachtlichen 
Interview gesagt hat an allgemeinen Reflexionen, 
aber auch an durchaus kritischen und offenen Bemer-
kungen zu der Art, wie etwa diese Regierung die 
großen Schicksalsfragen der deutschen Außen- und 
Ostpolitik behandelt; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

eben so, daß man zunächst monatelang von Son-
dierungen spricht, ja, auch Ihnen gegenüber, meine 
Damen und Herren von der Koalition, von Sondie-
rungen gesprochen hat, und dann eines Tages plötz-
lich nicht nur zur Überraschung der CDU/CSU, 
sondern auch solcher, die in dieser Regierung und 
dieser Koalition eine Mitverantwortung tragen, ein 
Ergebnis vorgelegt wird, von dem man sagt: Hier 
ist keine substantielle Änderung mehr möglich, weil 
es im Grunde ausgehandelt ist und sonst eine tiefe 
Belastung unserer Beziehungen zur Sowjetunion die 
Folge ist. Ob das die Art ist, wie wir diese großen 
Entscheidungen in Deutschland erdiskutieren, tref-
fen und tragen können — Mehrheiten und Minder-
heiten —, das ist eine Frage, die Sie auch im Lichte 
der gestrigen Betrachtungen des Kollegen Professor 
Dahrendorf, die ja ein Abschiedswort für seinen 
Weggang aus diesem Hause und dieser Regierung 
waren, vielleicht noch einmal prüfen sollten. 

Hier hinein, Herr Bundeskanzler, gehört in der 
Tat, daß Sie den Mut zur Korrektur haben sollten! 
All das, was Sie in Ihrer Regierungserklärung und 
auch heute im zweiten Teil Ihrer Ausführungen an 
Schönem und Allgemeinem über Demokratie, über 
Zusammenarbeit, über Ringen um die besseren Lö-
sungen gesagt haben, ist doch fragwürdig, wenn Sie 
nicht bereit sind, so etwas zu korrigieren, was Sie 
gestern auf Grund einer falschen Information, einer  

von Ihnen leichtfertigerweise nicht überprüften In-
formation an schweren Beschuldigungen und Unter-
stellungen gegen die stärkste Fraktion dieses Hau-
ses gesagt haben! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es wird nicht möglich sein, ernste Auseinander-
setzungen zu vermeiden, und es wird von beiden 
Seiten immer Härten geben, die der andere beson-
ders empfindet. Aber ich sage noch einmal, der 
Regierungschef dieses Landes scheint uns besonders 
berufen zu sein, in einer besonderen Verantwortung 
zu stehen, hier die Grenzen zu erkennen, die gerade 
ihm durch das Wort des Staates gesetzt sind, und 
er scheint uns auch berufen zu sein, dafür zu sorgen, 
daß die Gegensätze nicht zu einer tiefen Kluft wer-
den, die unser Land neu spalten könnte. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Bundesaußenminister. 

(Abg. Dr. Barzel: Aber ich bin doch hier 
persönlich angesprochen worden, gnädige 

Frau!) 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Frau 
Präsident! Herr Kollege, das dauert nur eine 
einzige Minute; ich glaube, es ist in diesem Augen-
blick aber nötig, auf das einzugehen, was der Kol

-

lege Dr. Stoltenberg zu Professor Dahrendorf 
gesagt hat, der nicht hier ist, sondern der dienstlich 
im Auswärtigen Amt ist. 

Herr Kollege Stoltenberg, ich bin im Moment 
nicht im Besitz des Textes der gestrigen Fernseh-
sendung, aber ich kann sicher folgendes sagen, 
selbst ohne den Text zu kennen. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

— Meine Damen und Herren, warten Sie doch ab, 
was ich sagen will. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Sie neigen dazu, Ihre Meinung zu äußern, bevor 
Sie wissen, was Ihr Gesprächspartner zu sagen be-
absichtigt. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Ohne den Text zu kennen, kann ich Ihnen folgen-
das sagen. Sie haben den Eindruck erweckt, als ob 
Herr Professor Dahrendorf sich selber nicht aus-
reichend informiert gefühlt habe und über das Er-
gebnis von Gesprächen erstaunt gewesen sei. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das wurde nicht 
gesagt!) 

— Diesen Eindruck haben Sie auf jeden Fall bei 
mir erweckt, sicher auch bei vielen Zuhörern. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sie werden selber zugeben, daß Herr Professor 
Dahrendorf als Parlamentarischer Staatssekretär im 
Auswärtigen Amt sicherlich eher als jeder andere 
in jeder Phase der Gespräche in Moskau an erster 
Stelle informiert gewesen ist, und zwar vom De-
zember des Jahres 1969 bis zum letzten Tage. 
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Ich wollte nur den Eindruck, der entstehen konnte, 
verwischen, als ob sich hier irgendein Mangel an 
Information ergeben habe. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Rawe: Den haben Sie deutlich unter

-

strichen!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort zu 
einer kurzen Sachdarstellung hat der Abgeordnete 
Barzel. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nachdem Herr Kollege Stolten-
berg eine Klarstellung gegeben hat, möchte ich, 

 Herr Wischnewski, auf den ersten Teil Ihrer Bemer-
kung folgendes entgegnen. Der Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion führt, wie dies seine 
Pflicht ist, Gespräche sowohl mit Gewerkschaftern 
als auch mit Unternehmern. Wenn in diesen Ge-
sprächen über Wirtschaft und Gesetzgebung hinaus 
das Thema auf Fragen von Tarifverträgen kommt, 
führt der Vorsitzende seit Monaten, nämlich seit das 
312-DM-Gesetz tariffähig ist, aus, daß er beide Sei-
t en bittet, endlich im Interesse der Vermögensbil-
dung breiter Schichten von der Tariffähigkeit dieses 
Gesetzes Gebrauch zu machen. Dies und sonst gar 
nichts. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich stelle aber fest, Herr Wischnewski, daß Sie 
sich als Generalsekretär Ihrer Partei bemühen, 
Vermerke und Informationen über Gespräche zu 
erhalten, die andere Kollegen des Hauses führen. 
Das reiht sich würdig in eine Reihe ein mit den 
Wählerlisten, die Sie vor den Wahlen in Nordrhein-
Westfalen ausgegeben haben. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Abgeordnete Kirst. 

Kirst (FDP): Frau Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Bevor ich auf einige Aus-
führungen der Kollegen Wörner und Windelen ein-
gehe, idarf ich noch kurz auf die Ausführungen von 
Herrn Stoltenberg hinsichtlich der Zitate aus einem 
Interview unseres Parlamentarischen Staatssekretärs 
Professor Dahrendorf zurückkommen. 

Herr Kollege Stoltenberg, den Eindruck, den Sie 
hier durch die Zitierung des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Dahrendorf erwecken wollten, 
können Sie, wenn Sie ,den Text wörtlich gelesen ha-
ben, nicht aufrechterhalten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Damit hier nicht wieder falsche Vorstellungen haften 
bleiben, darf ich Ihnen den, glaube ich, entscheiden-
den Passus aus diesem Interview wörtlich vorlesen. 
Er macht, so glaube ich, für jeden deutlich, 'daß das, 
was Sie mit der Berufung auf dieses Interview 
meinten, einfach nicht zutreffend ist. Nach dem amt-
lichen Text sagte Professor Dahrendorf: 

Ich 

— also Professor Dahrendorf — 

habe in der Tat im Hinblick auf einige Einzel-
fragen im Rahmen dieser Ostpolitik — wenn Sie 
es so wollen —, was unser Vorgehen und das 
Tempo unseres Vorgehens betrifft, bestimmte 
Vorstellungen und habe die auch geäußert. 
Aber 

— jetzt kommt der entscheidende Satz — 

das sind Vorstellungen vor dem Hintergrund 
der eindeutigen Unterstützung dieser Politik. 

Ich glaube — und deshalb habe ich das zitiert —, 
daß das die entscheidende Feststellung ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Kirst, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Dr.  Stoltenberg? 

Kirst (FDP) : Bitte schön! 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU): Wenn Sie die ent-
scheidendeen Sätze zitieren, sollten Sie dann nicht 
auch, Herr Kollege Kirst, den Satz von Herrn Dah-
rendorf zitieren, der diesem Satz vorausgeht: 

Und nun ist mir sozusagen passiert, daß ich zum 
Opfer dieser Polarisierung geworden bin. 

Kirst (FDP) : Herr Kollege Stoltenberg, dann müs-
sen Sie natürlich noch einen weiteren Satz rückwärts 
gehen. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Wenn wir wollen -- dann würde aber die Redezeit 
nicht ausreichen —, können wir ja das ganze Inter-
view vorlesen. Aber, Herr Kollege Stoltenberg, um 
nun den gedanklichen Zusammenhang für alle dar-
zustellen, muß ich wohl 'diesen Teil der Antwort vor-
lesen: 

Die gesamte Ostpolitik 

— so will gesagt — 

 — wenn Sie so wollen also ein ganzes Paket 
von Entscheidungen --, das sind Entscheidun-
gen, auf deren Anfangsweg ich sehr kräftig mit-
wirken konnte, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Anfangsweg!) 

und ich bin sehr froh darüber, daß ich da mit-
wirken konnte. Wir müssen eine Politik der Ini-
tiativen nach Osten betreiben. Was ich nicht 
gewünscht habe und was leider eingetreten ist, 
ist eine innere Polarisierung der Diskussion, 
eine sehr starke Gegenüberstellung der Fron-
ten in dieser besonderen Frage, in der wir mehr 
als in anderen breite Mehrheiten und ein weit-
gehendes Maß an Einigkeit brauchen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Ich frage Sie, verehrter Herr Kollege Stoltenberg — 
klatschen Sie bitte nicht zu früh, Herr Leicht! —: 
Wer hat denn mit dieser Polarisierung, die hier ge- 
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meint ist, aus ganz durchsichtigen Gründen ange-
fangen? 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Herr Wehner!) 

Aber, meine Damen und Herren, lassen Sie mich 
zu einigen Worten der Kollegen Wörner und Win- 
delen kommen. Wenn ich jetzt sage, daß ich den  Stil 
der heutigen und der gestrigen Debatte nicht als be-
sonders glücklich empfinde, dann nicht als Zensor, 
sondern als einer, der vielleicht von einer solchen 
Haushaltsdebatte mehr erwartet hat. Denn wenn ich 
mir die bisherigen Reden der Herren Vertreter der 
Opposition angehört habe, dann ist das mit wenigen 
Ausnahmen immer die Wiederholung des gleichen 
Versandhauskatalogs aus pauschalen Behauptungen 
und Verdächtigungen, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

die zu meinem Bedauern auch eine Vertiefung der 
Auseinandersetzung über spezielle Probleme un-
möglich macht. Ich glaube, Herr Kollege Wörner 
hat in seiner, im übrigen ja sicher sehr wirkungs-
vollen Rede auch deutlich gemacht, warum ,das in 
dieser Situation so ist. Er hat auf die Landtagswah-
len angespielt, die am 14. Juni stattfinden. Auch da 
muß ich ,allerdings die Frage stellen: Wer hat denn 
damit begonnen, in dieser Situation die für die Län-
der selbst doch durchaus wichtigen politischen Wah-
len und Entscheidungen umzufunktionieren — wie 
es heute heißt -- in Zwischenwahlen zum Bundes-
tag? Das sind wir doch nicht gewesen! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von ,der CDU/CSU: Doch! Doch!) 

Herr Leicht, in dieses Kapitel gehört doch auch — 
und das stellt in der Tat den Bezug her — der Ver-
such der Opposition, bei einigen sehr wichtigen Din-
gen — ich erinnere an die Kriegsopferversorgung, 
ich erinnere an den Aufwertungsausgleich, ich er-
innere an die Demonstrationsrechtsreform — den 
Bundesrat parteipolitisch zu mißbrauchen. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Kirst, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Wörner? — Bitte schön! 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Kollege, ist Ihnen 
ein Ausspruch — ein jedenfalls in der Presse wie-
dergegebener und bis jetzt nicht dementierter Aus-
spruch — des Herrn Bundeskanzlers bekannt, wo-
nach die Landtagswahlen ein Signal für seine Regie-
rung seien und ihn in den Stand setzen könnten, 
seine Politik fortzusetzen? 

Kirst (FDP) : Sicher gibt es eine solche Äußerung. 
Sie war aber die Reaktion auf den von Ihnen lang-
fristig unternommenen Versuch, über diese Land-
tagswahlen eine Zwischenentscheidung über diese 
Regierung herbeizuführen. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Und so sehen wir auch leider — und ich bedauere 
das sehr —, daß diese Haushaltsdebatte seitens der 

CDU als eine Non-Stop-Wahlkampfschau inszeniert 
wird. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Herr Kollege Wörner, Sie haben unter anderem 
von den Reformen gesprochen. Ich glaube, wenn 
man die Dinge nüchtern sieht, wird sich jeder dar-
über im klaren sein, daß man Reformen nicht in sie-
ben oder acht Monaten verwirklichen kann. Das ist 
ein Widerspruch in sich selbst. Vielleicht warten Sie 
auch nur darauf, aus Ihrer konservativen Grund-
einstellung heraus dann gegen die Reformen Sturm 
laufen zu können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber immerhin, daß hier eine Regierung mit der 
Notwendigkeit von Reformen angetreten ist, die sie 
anpacken und verwirklichen wird, worauf Sie sich 
verlassen können, spricht wohl auch dafür, daß hier 
in 20 Jahren vieles entstanden ist, was diese Refor-
men überhaupt erst einmal erforderlich macht. Das 
sollten Sie dabei auch sehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich glaube, es war schon besser, mit dem Programm 
der  Reformen  in Wahlkämpfe und in eine neue 
Regierung zu gehen als mit der Litanei, die uns 
von Ihnen jahrelang geboten wurde und im Prinzip 
auch heute noch geboten wird: keine Experimente. 

(Abg. Dr. Wörner: Das ist ja jetzt Ihr Slo

-

gan!) 

Hier ist die Frage der Prioritäten angesprochen 
worden. Ich glaube, diese Regierung hat Prioritäten 
gesetzt; ich habe das im Februar in der Haushalts-
beratung hier gesagt. Das Setzen dieser Prioritäten 
durch diese Regierung und diese Koalition wird sich 
in künftigen Haushalten, in künftigen Fortschrei-
bungen der Finanzplanung noch stärker auswirken, 
als sich das so kurzfrisitg — zwischen der Einbrin-
gung des Haushalts und der Regierungsbildung war 
praktisch nur wenige Wochen Zeit — auswirken 
konnte. 

Wir werden dabei nicht so verfahren wie Sie. Ich 
habe einmal gesagt, die CDU hat die Theorie der 
relativen Prioritäten erfunden, 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

d. h. Priorität hat immer das, worüber irgend 
jemand von der CDU gerade redet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Darüber können Sie auch nicht hinweggehen. Herr 
Dr. Barzel hat es, glaube ich, heute wieder gesagt: 
Wir haben ja der Koalition, der Regierung dieses 
großzügige Angebot gemacht. Herr Dr. Barzel, das 
stimmt. Das wissen wir. Das hat Sie aber nicht 
daran gehindert — und Sie haben das auch zuge-
geben —, Dutzende von ausgabewirksamen Anträ-
gen hier einzubringen. Das tun Sie, um nach dran-
ßen sagen zu können: Diese gute CDU will das alles 
für euch, Bevölkerung. Mit dem zweiten Atemzug 
sagen Sie dann aber: Das wollen wir so schnell 
nicht verwirklichen. — 

(Abg. Dr. Barzel: Dann nehmen Sie die 
Steuersenkungen einmal weg!) 
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Sie wollen hier also einen doppelten Effekt, einmal 
den generellen der Dämpfung und der Bremsung, 
zum anderen den der individuellen Anträge, mit de-
nen Sie insbesondere bestimmte Gruppen anspre-
chen. Und das alles unter Ihrem parteitaktischen Ge-
sichtspunkt und ohne sachliche Wikung. Man muß 
das einmal hier darstellen — das gehört einfach da-
zu —, um die Glaubwürdigkeit der schönen großen 
Worte, die von Ihrer Seite hier immer wieder ge-
sagt werden, ins rechte Licht zu stellen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nun wollte ich aber gern noch einige Worte zu 
den Dingen sagen, die der Kollege Windelen ange-
sprochen hat. Ich hatte ohnehin erwartet, daß das 
vielleicht etwas fundierter hier geschieht. Ich meine 
die Frage der Stellenvermehrungen und der Um-
organisation im Bundeskanzleramt.  

Ich darf zunächst einmal feststellen: Ausweislich 
des Protokolls des Haushaltsausschusses hat auch 
die Opposition im Haushaltsausschuß rund 50 %  
der Stellenvermehrungen zugestimmt.  

(Abg. Baier: 50 % stimmt ja gar nicht!) 

— Nicht 50 % der CDU, Herr Baier, sondern 50 %  

von den rund 88 Stellen. Ich habe es noch einmal  

nachgerechnet. Das Protokoll liegt da. Ich kann es  
nachher mit Ihnen gemeinsam durchgehen.  

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Schreib

-

mädchen haben wir bewilligt!)  

Von diesen rund 88 Stellen haben Sie etwa die  
Hälfte bewilligt, unterschiedlich in den einzelnen  

Gruppen, das will ich Ihnen gern zugeben.  

(Abg. Baier: Sehr richtig!)  

Sie dürfen hier aber nicht den Eindruck erwecken,  

Sie seien gegen diese Stellen insgesamt gewesen.  

Deshalb habe ich das gesagt. Ich glaube, Sie stehen  

hier noch auf der Rednerliste. Vielleicht wollen Sie  

das auch noch verdeutlichen.  

Ich meine aber — und davon haben wir uns  

überzeugt —, daß diese Stellen ein in sich ausge-
wogenes Konzept einer nötigen Organisation dar-
stellen. Man kann nicht da und dort eine oder ein  

paar Stellen abhandeln. Man muß das entweder ins-
gesamt machen, oder man müßte es lassen. Deshalb  
sind wir bereit, diese Stellen insgesamt so wie im  

Haushaltsausschuß auch hier zu bewilligen.  

Nun hat  der  Kollege Windelen in diesem Zusam-
menhang auch den Vorwurf vom „Superministe-
rium" oder wie immer man das bezeichnet, erhoben.  

Ich habe diesen Eindruck nicht. Ich meine, daß hier  
ein modernes, notwendiges Führungsinstrument ent-
steht. Jeder Abgeordnete konnte sich über das  

orientieren, was damit beabsichtigt ist. Der Mini-
ster im Bundeskanzleramt hat am 9. März zunächst  

die Mitglieder des Haushaltsausschusses und dann  

am 18. März zusätzlich alle Abgeordneten dieses  
Hauses sehr umfassend und nach unserer Auffas-
sung überzeugend über das unterrichtet, was hinter  

dieser Stellenvermehrung und überhaupt hinter der  

Umorganisation des Bundeskanzleramts steht. Man  

muß sich, wenn diese Theorien hier wieder aufge

-

tragen werden, manchmal fragen: Können oder wol-
len Sie einfach nicht lesen?  

Ich will auch nicht auf die Frage der Repräsen-
tationsmittel eingehen ;  dazu ist genug und Über-
zeugendes gesagt worden. Im übrigen ist im Zu-
sammenhang mit einer anderen Position, wo die  

CDU auch streichen wollte, zumindest zu berück-
sichtigen, daß hier auch noch die Aufgaben des  

Bundesratsministeriums übernommen worden sind.  
Was den Neubau anlangt, so möchte auch ich  

feststellen, daß es im Haushaltsausschuß keinen An-
trag der CDU/CSU gegeben hat, dafür keine Mittel  
zu bewilligen. Aus haushaltstechnischen Gründen  
sind wir auf Vorschlag der Berichterstatter gemein-
sam dazu gekommen, die dort zunächst vorgesehen  

gewesenen Mittel zu streichen, weil die Planungs-
kosten aus einem anderen Etat — ich glaube, es ist  
Einzelplan 08 — gedeckt werden können. Es hat sich  
aber niemand von Ihnen gegen einen Neubau aus-
gesprochen.  

Zusammenfassend meine ich — damit schließt  

sich der Kreis vielleicht —, daß diese Stellen und  
Umorganisationen notwendig sind, um  insbeson

-

dere bisher vorhandenen Leerlauf im gesamten 
Apparat der Bundesregierung zu vermeiden, um 
auch auf diese Weise vielleicht oder bestimmt mit 
eine Voraussetzung dafür zu schaffen, daß das, was 
hier insgesamt im Mittelpunkt der Debatte steht 
und was von Monat zu Monat und von Jahr zu 
Jahr sichtbarer werden wird, verwirklicht wird, daß 
diese Regierung eine Regierung der Reformen Ist 
und in Zukunft bleiben wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der  
Abgeordnete Wischnewski.  

Wischnewski (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr  
verehrten Damen und Herren! Ich habe keinerlei  
Anlaß, an den Worten des Kollegen Dr. Stoltenberg  
zu zweifeln, daß er an diesen Sitzungen teilgenom-
men hat. Dies ist für mich Anlaß, die mir gegebenen  

Informationen zu überprüfen. Wenn es notwendig ist,  

werde ich mich öffentlich revidieren und entschuldi-
gen, in jedem Fall vor den Landtagswahlen Stel-
lung nehmen.  

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Barzel:  

Ein bißchen wenig! — Abg. Rawe: Herr  
Kanzler, Ihr Informant!)  

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und  
Herren, ich habe nur noch zwei Wortmeldungen.  

Ich frage mich, ob es unter diesen Umständen richtig  

ist, eine Mittagspause einzulegen und erst um  

15 Uhr abzustimmen.  

(Abg. Dr. Barzel: Das läßt sich noch nicht  

übersehen, Herr Präsident!)  

— Ich meinte es nur für den Fall, daß man etwa bis  
13 Uhr mit den Wortmeldungen fertig ist und einige  

Mitglieder des Hauses der Meinung sein sollten,  

daß man auch nach 13 Uhr noch abstimmen sollte.  

Das Wort hat der Abgeordnete Baier.  
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Baier (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wir sind beim 
Haushalt des Bundeskanzlers. Lassen Sie mich nach 
der Behandlung vieler wichtiger gesamtpolitischer 
Fragen diesen Haushalt noch einmal unter die Lupe 
nehmen. 

Herr Kollege Hermsdorf, Sie versuchten, die sehr 
großzügige Art des Geldausgebens im Bundeskanz-
leramt mit dem Hinweis wegzuwischen: Diese Re-
gierung wird nicht an den Kleinigkeiten des Geld-
ausgebens im Bundeskanzleramt gemessen. Nun, sie 
wird sicher nicht nur daran, sondern sowohl daran 
als auch an ihren Leistungen gemessen, die sie zu 
erbringen hat. 

Ich will Ihnen eines sagen: die gemeinsame Ver-
pflichtung und Aufgabe dieser Regierung und die-
ses Parlaments ist es, für eine verantwortliche und 
sparsame Verwendung der Steuergelder einzutre-
ten. Die Bevölkerung hat kein Verständnis dafür, 
wenn die Mittel, wie wir es im Haushalt des Bun-
deskanzlers — Einzelplan 04 — erleben, im wesent-
lichen dazu verwendet werden, die Machtvollkom-
menheit, die Würde dieses Kanzleramts noch zu 
vergrößern. 

Hier muß ich noch einmal auf einige Zahlen auf-
merksam machen. Meine Damen und Herren, die 
Steigerungen im Gesamtetat des Bundeskanzlers 
lagen in der letzten Legislaturperiode jeweils zwi-
schen 7 und 9 Millionen DM. Nun erleben wir in 
diesem Jahr unter der Regierung Brandt, daß plötz-
lich eine Steigerung um 27 Millionen DM eintritt. 
Wenn ich mir den Personalhaushalt ansehe, stelle 
ich fest, daß sich die jährlichen Steigerungen früher 
in einem Rahmen von 10 bis 40 Personen bewegten. 
Dagegen erleben wir in diesem Jahr unter der Re-
gierung Brandt beim Bundeskanzlerhaushalt eine 
Erhöhung des Personalbestands um insgesamt 
101 Personen. Sicherlich sind darunter manche Stel-
len, die notwendig sind und denen auch wir zu-
stimmen. Aber der Gesamtetat 04 bringt eine Stei-
gerung von 101 Personen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Baier (CDU/CSU) : Bitte, Herr Kollege Herms-
dorf! 

Hermsdorf (Cuxhaven) (SPD) : Es ist nur eine 
Kleinigkeit. Aber sind Sie nicht der Auffassung, daß 
das eine falsche Zahl ist? Sie zählen hier die Haus-
halte 1970 und 1971 zusammen. Sie wissen genau, 
daß nur die Hälfte der Stellen für 1970, die andere 
Hälfte jedoch erst für 1971 bewilligt worden ist. 

Baier (CDU/CSU) : Diese Differenzierung ist 
richtig, Herr Hermsdorf. Dann muß ich eben fest-
stellen, daß diese 101 Stellen, die vom Bundeskanz-
leramt angefordert wurden, für die Jahre 1970 und 
1971 vom Haushaltsausschuß beschlossen worden 
sind. 

Meine Damen und Herren, es ist im Grunde eine 
schockierende Kurve nach oben, wie hier die Steuer-
mittel verwendet werden. Lassen Sie mich eines zu 
den Begründungen sagen. Herr Professor Ehmke und 
der Sprecher der SPD haben heute gesagt, die politi-
schen Gewichte hätten sich zuungunsten des Kanz-
leramts zu den Ressorts hin verlagert, die Koordi-
nierungsaufgabe könne nur mangelhaft wahrgenom-
men werden und das Prinzip der politischen Rich-
tungsgebung durch das Bundeskanzleramt habe sich 
zugunsten der Ressorts verschoben. Dann muß ich 
mich fragen, Herr Minister Ehmke, wie es eigentlich 
früher zu den „einsamen Beschlüssen" des Bundes-
kanzlers Adenauer kommen konnte. Wie konnte es 
bei einer solchen Konstruktion dazu kommen, daß 
sich der Bundesaußenminister Brandt darüber be-
schwerte, daß ihm der Bundeskanzler Kiesinger ins 
Handwerk pfusche, wenn es stimmt, daß sich die ge-
samte Gewalt immer mehr zu den einzelnen Res-
sorts hin verschoben hat? Eines davon stimmt sicher-
lich nicht. 

Zu der Zeit, als die CDU den Bundeskanzler 
stellte, meldete dieses Haus seine Anforderungen 
stets in einer zurückhaltenden Weise an. Trotzdem 
hat die SPD als Opposition herbe und bittere Kritik 
an Kleinigkeiten geübt, die hier immer wieder vor-
gebracht wurden, Lieber Kollege Hermsdorf, Sie 
haben am wenigsten Grund, sich heute darüber zu 
erregen, daß wir kritisch sind, wenn ich nur daran 
denke, welches Theater Sie damals um einen Tep-
pich gemacht haben, der für den Bungalow des 
Bundeskanzlers angeschafft werden sollte. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Daran muß man erinnern, meine Damen und Herren, 
und Sie sollten heute mit gleichem Maß messen. 

Aber ich muß auch diesem Haus und der Regie-
rungskoalition noch ein sehr ernstes Wort sagen. 
Wir haben mit großer Sorge beobachtet, wie die An-
forderungen der Regierung, des Bundeskanzleramtes 
im Haushaltsausschuß von der Regierungskoalition 
behandelt worden sind. Während wir als Regie-
rungspartei Jahr für Jahr auch bei der eigenen Par-
tei, die die Regierung getragen hat, eine kritische 
Überprüfung vorgenommen und Streichungen be-
schlossen haben, haben wir in diesem Jahr erlebt, 
daß die Regierungskoalition die Vorschläge der 
Regierung angenommen hat, ohne sich in einem 
einzigen Fall von Überlegungen leiten zu lassen, ob 
das auch wirklich notwendig ist. Sie hat sie einfach 
übernommen und darüber mit einer Stimme Mehr-
heit beschlossen. 

Hier muß man die Frage stellen, meine Damen 
und Herren, ob die Kontrollfunktion, die das Parla-
ment gegenüber der Regierung auszuüben hat, noch 
vorhanden ist, wenn die Vorschläge der Bundes-
regierung wie durch eine Abstimmungsmaschine ein-
fach akzeptiert werden, ohne daß man sie einer kri-
tischen Prüfung unterzieht und versucht, das eine 
oder andere, was nicht notwendig ist, zu streichen. 

Nach den unrühmlichen Aktionen in Ihrem Haus, 
Herr Bundesminister Ehmke, mit den „blauen Brie-
fen" — die, wie Sie sagten, bekanntlich auf weißem 
Papier geschrieben waren —, nach der monatelan- 
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gen Nichtbeschäftigung von Beamten und Angestell-
ten haben Sie uns dann diese massiven Personal-
anforderungen vorgelegt. Sie haben das nicht in dem 
Kernhaushalt getan, der von der Bundesregierung 
vorgelegt wurde, sondern nachher in dem Ergän-
zungshaushalt, der dem Parlament so etwas still 
und heimlich noch zur Beschlußfassung zugeleitet 
wurde. Als Sie uns den Kernhaushalt vorlegten, 
wußten Sie doch schon genau, daß Sie diese Stellen 
brauchten; denn Sie hatten ja, was die Einrichtun-
gen betraf, diese zum Teil bereits im Kernhaushalt 
untergebracht. 

Allein für Ihr Ressort, das Bundeskanzleramt, ver-
langen Sie 43 Beamten- und 37 Angestelltenstellen, 
obwohl gleichzeitig das Bundesratsministerium mit 
38 Stellen in das Bundeskanzleramt übergegangen 
ist und diese Stellen gleichmäßig auf Ministerien 
und Bundeskanzleramt übernommen wurden. 

Wie zu Ihren Plänen, Herr Bundesminister Ehmke, 
eine Neuorganisation, eine Umstrukturierung des 
Kanzleramtes vorzunehmen, Ihr eigener Personalrat 
steht, dem man auch einiges Sachverständnis zubil-
ligen sollte, wissen Sie. Der Personalrat des Bundes-
kanzleramtes hat festgestellt, daß die Struktur des 
Bundeskanzleramtes nach diesem Organisationsplan 
von Herrn Minister Ehmke weiterhin von dem 
Ressortprinzip bestimmt wird. Der eigene Personal-
rat kam zu der Auffassung, günstigstenfalls dürfte 
eine zur Ressortbürokratie parallele Bürokratie ent-
stehen, die einerseits Doppelarbeit leistet, anderer-
seits aber niemals so leistungsfähig sein kann wie 
die Ressortbürokratie. 

Es sind also keine sachlichen Gründe, die zu 
dieser weiteren Auffächerung geführt haben, zur 
Schaffung einer neuen Abteilung, die offensicht-
lich wegen des Koalitionsproporzes geschaffen wer-
den mußte. Es sind keine Änderungen an der Struk-
tur und der Arbeitsmethode Ihres Hauses. Sie ha-
ben das ja auch getan, ohne ein Organisationsgut-
achten vorliegen zu haben. Es ist eine Vermehrung, 
eine Aufblähung Ihres Personalhaushalts, wie sie 
noch nie da war, was letztlich eben doch die poli-
tischen Hintergründe haben muß, daß hier ein Über-
ministerium geschaffen werden soll. Oder wollen Sie 
damit Voraussetzungen schaffen für die Einleitung 
einer systematischen Durchdringung des Regie-
rungsapparates mit eigenen Parteileuten? Das muß 
man sich doch fragen, wenn es keine durchschla-
genden sachlichen Gründe gibt. 

Herr Minister Ehmke, ich muß hier auch das Wort 
zu einem Bereich sagen, über den zu sprechen etwas 
schwerfällt: die höchst bedenkliche Personalpolitik, 
die Sie beim Bundesnachrichtendienst eingeleitet 
haben. Unter dem Motto, Herr Bundesminister 
Ehmke: „Bisher hat der Bundesnachrichtendienst das 
Bundeskanzleramt kontrolliert, jetzt soll das Bun-
deskanzleramt den Bundesnachrichtendienst kon-
trollieren", haben Sie hier eine Personalverände-
rung vorgenommen, wie sie in der Geschichte des 
deutschen Geheimdienstes und aller Geheimdienste 
der westlichen Welt ein einmaliger Vorgang ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Bei der Besetzung der Führungsspitzen der Ge-
heimdienste haben Sie Parteianhänger bevorzugt 
und haben so die Durchdringung des so sensiblen 
Apparates eines Geheimdienstes begonnen und ihn 
damit in die Innen- und Parteipolitik hineingezerrt. 
Es würde dem die Krone aufsetzen, wenn Sie nun 
Ihr Vorhaben verwirklichten und eine gemeinsame 
Auswertung für die Nachrichtendienste im Bundes-
kanzleramt einrichteten, um dann etwa so auszu-
werten, wie es im Belieben des Bundeskanzleramtes 
stünde. 

Ich hoffe, daß das nicht der Fall sein wird. Aber 
wie in der Öffentlichkeit darüber gedacht wird, das 
stand in der deutschen Presse, wo sich jenes bun-
desweite Ärgernis ausdrückte. Nicht im Bayern-
kurier und im Deutschen Monatsblatt, aber in der 
„Zeit" beispielsweise war zu lesen: 

In die Spitze des Bundesnachrichtendienstes ge-
hören keine Parteifunktionäre. Denn schließ-
lich kann man sie dort nicht bei jedem Regie-
rungswechsel austauschen. 

Die „Süddeutsche Zeitung" sicherlich auch keine 
der CDU nahestehenden Zeitung — schrieb: 

So gesehen, müßten die Maßnahmen Ehmkes 
also auf eine Machtübernahme der SPD im 
BND hinauslaufen. Nichts bliebe übrig von 
einer auch von den Regierungsparteien unbe-
einflußten Berichterstattung, wie sie in den 
westlichen Nachrichtendiensten Grundsatz ist. 

Das sind beunruhigende und erschreckende Fest-
stellungen für alle jene, denen es um die Sicherheit 
dieses Volkes ernst ist. 

Aber Sie waren auch sonst nicht zimperlich in 
den Anforderungen. Man kann das nicht so baga-
tellisieren, Herr Hermsdorf, wie Sie es heute getan 
haben. Wir wollen nicht auf und ab rechnen, wie 
Sie in den letzten Jahren als Opposition handelten 
und wie es heute nun geschieht. Nein, das wollen 
wir nicht tun. Wir wollen auch nicht darüber rech-
ten, was Sie damals gesagt haben, als dieser drin-
gend notwendige Kanzlerbau erstellt werden mußte, 
weil es keine Dienstwohnung für einen Bundes-
kanzler gab, welches Geschrei und Getöse es gab. 
Wir reden nicht darüber, wenn dieser von Ihnen 
gestellte Bundeskanzler die Luft auf dem Venus-
berg vorzieht, in seiner Wohnung bleibt und wenn 
dafür 346 000 Mark in diesem Jahr zur Ausstattung 
und zur Absicherung dieses Hauses ausgegeben 
werden müssen. Wir wollen nicht auf und ab rech-
nen, aber man muß sehen, mit welcher Großzügig-
keit gehandelt wird. 

Ich muß noch einmal auf die Verfügungsmittel 
zurückkommen. Das ist recht interessant. Damit zu-
gleich, Herr Präsident, will ich unseren Änderungs-
antrag Umdruck 39 begründen. Wir gehen davon 
aus, daß Sie hier plötzlich zuviel des Guten fordern, 
wenn Sie die Verfügungsmittel des Bundeskanzlers 
um 120 000 DM aufstocken, die im übrigen — nun 
wird es interessant — dem Bundesminister Ehmke 
für seine Tätigkeit zur Verfügung stehen, gleich-
zeitig aber für Bundesminister Ehmke einen Verfü-
gungsfonds von 50 000 DM schaffen, der gleichzeitig 
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dem Staatssekretär Bahr zur Verfügung steht, aber 
dem Staatssekretär Bahr in seiner Eigenschaft als 
Berlin-Beauftragtem noch einmal einen Verfügungs-
fonds von 20 000 DM zubilligen. So greift das eine 
Rad in das andere hinein. Hier zeigt sich, mit wel-
cher Großzügigkeit Sie zur Erhöhung der eigenen 
Würde sich die Steuergelder bewilligen. 

Auch der Geheimfonds des Bundeskanzlers wurde 
von 250 000 auf 350 000 DM mit der einen Stimme 
Mehrheit im Haushaltsausschuß bewilligt. Auch das 
zeigt, mit welcher Großzügigkeit Sie die Steuer-
gelder verwalten, wie Sie damit umgehen. 

Das gleiche gilt für das, was wir in den Positionen 
4 und 5 unseres Änderungsantrages ansprechen. Für 
Gutachten, für Honorare, für eine Systemanalyse 
haben Sie in diesem Jahr eine ganze Million Mark 
mehr gefordert und mit einer knappen Mehrheit im 
Haushaltsausschuß sich auch gebilligt. Das ist der 
Haushalt des Bundeskanzleramtes. Er zeigt uns, wie 
hier neben der zu kritisierenden politischen Arbeit 
auch in einer großzügigen, ja verantwortungslosen 
Weise mit den Steuergeldern umgegangen wird. 
Das schafft jenes Unbehagen. Was hier geschieht, 
meine Damen und Herren, hat nichts mit Solidität 
zu tun. Auch aus diesem Grunde werden wir diesen 
Haushalt ablehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Bun-
desminister Ehmke. 

Dr. Ehmke, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich hatte eigentlich nicht vor, zu den Argumenten 
von Herrn Kollegen Windelen und Herrn Kollegen 
Baier zu sprechen, weil es sich, soweit es sich über-
haupt um Argumente handelt, um keine neuen 
Argumente handelt. Es sind Dinge, die ich den Mit-
gliedern des Hauses schriftlich dargelegt habe und 
die eingehend im Haushaltsausschuß besprochen 
worden sind. 

Das einzige, was ich von Herrn Windelen eigent-
lich neu gelernt habe, ist, daß es einen „Bund der 
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes" geben 
soll und daß ich mich in der Auseinandersetzung um 
die beamtenrechtlichen Fragen angeblich auf das 
besondere Gewaltverhältnis berufen hätte. Das hat 
zwar die verehrte Opposition behauptet, aber nicht 
ich. Es würde gut tun, wenn man auch das liest, was 
ich selbst zu diesen Fragen gesagt habe. 

Herr Kollege Windelen und Herr Kollege Baier 
sind auf die Repräsentationsfonds eingegangen. Ich 
muß sagen, ich verstehe eigentlich gar nicht, warum. 
Jedenfalls Sie, Herr Baier, sollten doch aus den 
früheren Beratungen wissen, daß hier zum großen 
Teil nur Forderungen übernommen worden sind, 
welche die alte Hausleitung auch schon gestellt 
hatte, z. B. die Erhöhung des Dispositionsfonds auf 
350 000 DM. Diesen Vorschlag habe ich schon in 
den Akten gefunden. 

(Abg. Baier: Wir haben es unserem eigenen 
Kanzler abgelehnt!) 

— Das ist richtig. Aber Ihr eigener Kanzler — oder 
der Chef des Kanzleramtes, Herr College Carstens, 
war es wohl, Herr Dr. Kiesinger — war wie ich der 
Meinung, daß die Mittel erhöht werden sollten. 
Dann sollte man es jetzt nicht so darstellen, als ob 
wunder was für ein Unrecht geschehe 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

und bei diesen relativ geringen Summen die Steuer-
gelder des kleinen Mannes verschleudert würden. 

Der Herr Bundeskanzler hat schon zu Recht gesagt, 
es ist eine Sache, was ich im Haushalt habe, und 
eine andere, was ich außerplanmäßig bekomme. Sie 
müssen z. B. hinzurechnen, was außerplanmäßig 
oder aus anderen Mitteln seinerzeit für das Garten-
fest des Kanzlers gewährt worden ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich halte das für völlig in Ordnung. Auch ein demo-
kratischer Staat muß sich darstellen können. Wir 
tun das viel zuwenig. Es ist falsch zu meinen, eine 
Demokratie müsse nicht repräsentieren und sich dar-
stellen. Rechnen Sie doch bitte auch die Mittel ein, 
die dem Bundesratsministerium zustanden. Diese 
Aufgaben sind ja an uns übergegangen, auch die 
Ministerpräsidentenkonferenzen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: 20 000 Mark!) 

Sie werden dann sehen, daß zur Aufregung kein 
Grund besteht. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wörner.) 

— Herr Wörner, ich bin gern bereit, eine Frage 
zu beantworten. Zwischenrufe richtig zu hören ist 
zu schwierig. 

Herr Kollege Baier, ich verstehe auch nicht ganz 
Ihren Vorwurf, daß ich die Personalforderungen erst 
im Ergänzungshaushalt gebracht habe. Das ist bei 
allen Ressorts so gewesen, die umorganisiert wur

-

den. Damit habe ich einem Wunsch des Finanzmini-
sters entsprochen. Es war also nicht, wie Sie sagen, 
gewissermaßen ein Trick von mir. 

(Abg. Baier: Vielleicht des Finanzministers!) 

Ich hätte das gern im Kernhaushalt gehabt. 

Im übrigen bin ich etwas enttäuscht. Ich habe mir 
die Mühe gemacht, dem Haus eine doch recht aus-
führliche schriftliche Studie zu unterbreiten. Ich war 
nach dem Motto „Mehr Demokratie und mehr In-
formation" im Arbeitskreis der CDU und wir haben 
dort eine sehr interessante Diskussion gehabt. Wir 
haben eine gute Diskussion im Haushaltsausschuß 
gehabt. Herr Baier, und dann kommen Sie und 
sagen, es habe sich im Kanzleramt nichts geän-
dert. Der Personalrat ist inzwischen überzeugt, daß 
sich etwas geändert hat. 

(Abg. Baier: Haben Sie ihn überzeugt?) 

Durch das neue System der Frühkoordinierung 
sehen wir z. B. zum erstenmal wirklich einen Über-
blick über die Vorhaben der verschiedenen Res-
sorts. 

Herr Baier, ich habe Ihnen im Haushaltsausschuß 
auf Ihre Fragen auch im einzelnen dargelegt, wie es 
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sich mit der operativen Planungsabteilung verhält, 
mit den Ad-hoc-Gruppen und mit dem, was man 
ein Matrix-Management-System nennt, das wir ja 
erst langsam aufbauen können. Wenn sie dem nicht 
zustimmen, sollten Sie aber doch zugeben können, 
daß hier der Versuch einer wirklichen Neuorganisa-
tion gemacht wird. 

Ich selbst habe Ihren Vorschlag im Haushaltsaus-
schuß unterstützt, daß der Bundesrechnungshof sei-
nerseits ein Organisationsgutachten macht. Auch mir 
ist mit Kritik gedient. Mir geht es um die Lei-
stungsfähigkeit des Amtes. 

Darum ist es auch nicht richtig, Herr Kollege 
Baier, wenn Sie sagen, die neue Abteilung für Innen - 
und Gesellschaftspolitik sei nun Koalitionsproporz. 
Wir hatten ein Kanzleramt, in dem die Gesell-
schafts- und Reformpolitik von einem Hilfsreferen-
ten in einem Referat bearbeitet wurde, welches das 
Innen- und das Justizministerium betreute. Das ist 
doch kein Zustand für eine Kanzleramt, ein Organ 
der politischen Führung und Richtlinienbestimmung 
in der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts in einem 
Industriestaat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Über den Bundesnachrichtendienst will ich jetzt 
nicht viel zu sagen. Ich meine, wir sollten ihm eine 
Chance geben und den neuen Herren auch. Ich bin 
sehr froh, wie die Dinge dort laufen. Die schon un-
ter meinem Vorgänger begonnene dringende Re-
form des Dienstes macht ruhige Fortschritte. Ich 
glaube, dem Dienst ist jetzt am besten gedient, wenn 
man ihn, auch kurz vor Wahlen, nicht mehr in Aus-
einandersetzungen hineinzieht, als es der Sache 
dient. 

(Abg. Baier: Nicht verunsichern!) 

— Ganz sicher nicht, aber ich würde sagen, dann 
sollten auch Sie es nicht tun. Sie sehen wohl, daß 
ich das mit ruhiger Hand zu machen versuche, nach-
dem die Entscheidungen, die getroffen werden muß-
ten, getroffen worden sind. 

Nun haben Sie gesagt — damit komme ich schon 
zum Schluß —: „Ja, wie war es denn eigentlich 
früher? Der Bundeskanzler Adenauer hat doch seine 
einsamen Beschlüsse gefaßt, und der Bundeskanzler 
Kiesinger hat doch dem Außenminister Brandt ins 
Handwerk gepfuscht! Das kann man beides ohne 
jeden Sachverstand und ohne jede Vorbereitung 
durch ein leistungsfähiges Bundeskanzleramt." Das 
ist kein Argument dagegen, daß, wenn man eine 
rationale, in sich abgestimmte Politik betreiben 
will, man eben doch einen größeren und vor allen 
Dingen einen besseren Apparat braucht. Wenn wir 
mehr Technik hätten, brauchen wir dabei einen Teil 
des Personals nicht. Wenn man eine rationale Poli-
tik machen will, ist es bei dem heutigen Zustand 
unserer Gesellschaft weder mit einsamen Beschlüs-
sen noch mit Ins-Handwerk-Pfuschen getan. 

Darum kann ich leider auch dem Kollegen Winde-
len nicht versprechen, daß ich Ruhe ins Kanzleramt 
bringen werde. Mein Gefühl ist, da war lange genug 
Ruhe. Seitdem der alte Herr und Herr Globke das 
Haus verlassen hatten, war es dort ziemlich ruhig. 

Ich bin vielmehr der Meinung, ich muß alles tun, um 
in das Amt Arbeit und Leistung zu bringen, zum 
Wohle unseres Volkes, so wie das die Beamten 
und die Minister in ihrem Diensteid schwören. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren! Noch ein Wort über den Fortgang unserer 
Verhandlungen. Es hat sich gezeigt, daß nicht überall 
Klarheit besteht, wie wir jetzt weiter verfahren wer-
den. Wir tagen ohne Mittagspause durch, aber zwi-
schen 13 Uhr und 15 Uhr ist Abstimmungssperre. 
Besteht jetzt Klarheit? 

(Zustimmung.) 

Das Wort hat der Abgeordnete Wohlrabe. 

Wohlrabe (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Beim Einzel-
plan 04 ist auch die Position des Bundesbevollmäch-
tigten für Berlin etatisiert. Es war bereits eben vom 
Kollegen Baier der Repräsentationsfonds dieser Po-
sition, der mit über 20 000 DM auch neu geschaf-
fen worden ist, angesprochen worden. Ich möchte 
dazu ein kurzes Wort sagen, weil ich meine, daß bei 
den vielfachen Tätigkeiten des Amtsinhabers über 
diese Position ein Wort verloren werden sollte. 

Ich meine, daß der Bundesbevollmächtigte für 
Berlin, der leider fast nie in Berlin ist und der heute 
seine Aufgabe als Beauftragter für Berlin-Fragen, 
weil er sehr selten da ist, nur sehr mäßig wahr-
nimmt, uns hier doch einmal mitteilen lassen sollte, 
wie seine Aufgaben in Berlin in Zukunft zu sehen 
sind. Denn in Berlin geht der Spruch um, daß dieser 
Mann heute nicht Bundesbevollmächtigter für Berlin, 
sondern mehr Bevollmächtigter für Moskauer Ge-
spräche sei, also mehr für etwas, was nicht seine 
ursprüngliche Aufgabe ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wer immer in Bonn seinen Sitz hat und noch einen 
erheblichen Teil seiner Zeit in Moskau verbringt, 
kann nicht die so vielfachen Aufgaben für Berlin 
richtig wahrnehmen und sich um diese kümmern. 
Und gerade dort in Berlin täte das im Moment sehr 
not. 

Ich will gar nicht davon sprechen, daß schon die 
Berufung und die Person, die hier zur Debatte steht, 
in Berlin recht kritisch aufgenommen worden sind. 

(Abg. Löffler: Ist ja gar nicht wahr!) 

— Bitte, lesen Sie doch die Presse und die Ein-
lassungen Ihrer eigenen Parteifreunde in Berlin, 
dann werden Sie das feststellen können! — Die 
FDP war sogar der Meinung, diese Berufung sei 
vollkommen überflüssig. Auch das ist feststellbar, 
Kollege Löffler. Das wissen Sie selber. 

Ich meine nur, und das ist wichtig hier festzu-
halten: Wir, die CDU/CSU-Fraktion, bejahen die 
Position des Bundesbevollmächtigten für Berlin; wir 
bejahen sie aber vor allem unter dem Gesichtspunkt, 
daß diese Position durch Arbeit in Berlin wahrge- 
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nommen wird und nicht am Rande. Das ist Berlins 
nicht würdig! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wer zum Wohle dieser Stadt arbeiten und seine 
Aufgaben in Berlin richtig wahrnehmen will, 

(Abg. Löffler: Nein! Für Berlin!) 

wer diesen SPD/FDP-Senat in Berlin unterstützen 
will — das gehört ja auch dazu; es ist bitter not-
wendig, wie Sie ja selber wissen, daß dieser Senat, 
den wir dort zur Zeit haben, Stütze und Hilfe be-
kommt —, der muß mit seiner ganzen Arbeitskraft 
in Berlin sein, und es geht nicht, das mit der linken 
Hand zu machen. 

Die Aufgabe des Amtssitzes in Berlin bedeutet 
einen weiteren Schritt in der Demontage der Bun-
despräsenz in Berlin. Dazu hat diese Regierung 
durch ihren Entschluß, dieses Amt nicht mehr in 
Berlin wahrzunehmen, erheblich beigetragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist übrigens nicht die einzige Vorleistung, die 
hier jetzt zur Debatte steht. In den Debatten in die-
sem Hause sind viele genannt worden. Um sie- ein-
mal numerisch aufzuzählen, erinnere ich an die 
Bundestagswochen in Berlin; ich erinnere an die 
Versprechungen der SPD- und FDP-Fraktionen: sie 
sind nicht eingehalten worden. Ich erinnere an die 
Auseinandersetzung um die Eröffnung des Reichs-
tages. Ich bitte, sich doch das auch einmal anzu-
schauen. Ich erinnere aber auch an die von Ihnen 
initiierte Frage des Stimmrechts der Berliner, als es 
für Sie noch opportun war. Und ich erinnere schließ-
lich auch an die neuen Steuererhöhungen, die auf 
den Interzonenautobahnen unrechtmäßig eingeführt 
worden sind und die die Berliner Zugangswege be-
einträchtigen, und ich frage — darüber konnte uns 
gestern der Parlamentarische Staatssekretär Reischl 
keine schlüssige Auskunft geben —, ob dagegen 
überhaupt etwas geschehen ist und ob diese Bun-
desregierung dagegen protestiert hat. 

Das alles hätten wir zumindest als Aufgaben-
bereich des Bundesbevollmächtigten für Berlin für 
sehr erheblich und wichtig angesehen. Wir stellen 
fest, daß in diesem Punkt nichts, aber auch gar 
nichts erfolgt ist. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Haehser? — Bitte 
schön! 

Haehser (SPD) : Herr Wohlrabe, da Sie vom 
Reichstag gesprochen haben: Ist Ihnen bekannt, daß 
im Haushaltsausschuß Mitglieder Ihrer Fraktion 
die Auffassung vertreten haben, man möge die Be-
wachung des Reichstags einer Wach- und Schließ-
gesellschaft übertragen? 

Wohlrabe (CDU/CSU) : Ich möchte gern einmal 
wissen, wer das gesagt hat. Mir ist diese Äußerung 
nicht bekannt. Ich war in der Sitzung dabei, lieber 
Kollege Haehser, und ich habe an keiner einzigen 
Stelle in der gesamten Debatte über den Einzel- 

plan 02 eine derartige Auffassung gehort. Das ist 
die Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Bauer: 
Das ist wie mit der Aussage von Herrn 

Wischnewski!) 

— Ja, das scheint hier jetzt Methode geworden zu 
sein. 

Meine Damen und Herren, wir treten dafür ein, 
eine weitere Stärkung der Präzens des Bundes in 
Berlin durchzusetzen. Dazu gehört, daß nicht nur 
immer wieder verbal bekundet wird, West-Berlin 
sei in das Rechts-, Finanz- und Währungssystem 
der Bundesrepublik integriert; dazu gehören vor 
allem auch Taten. Eine solche Tat wäre die, daß der 
Bundesbevollmächtigte in Berlin arbeitet und dort 
seinen Sitz nimmt. 

Die Anwesenheit der Bundesorgane in der alten 
deutschen Hauptstadt — das ist eine psychologisch 
sehr wichtige Frage, die in Berlin immer wieder 
diskutiert wird — muß beibehalten werden; auch 
ihre Rechte müssen aufrechterhalten werden. Dazu 
gehört auch, daß der Berlin-Bevollmächtigte seinen 
Sitz in Berlin hat. Es reicht nach meiner Auffassung 
nicht aus, wenn man nur sagt: Wir werden das freie 
Berlin festigen, und es gleichzeitig an Taten erman-
geln läßt. 

Über Taten und geleistete Arbeit des Bundes-
bevollmächtigten in Berlin kann hier nicht berich-
tet werden, weil es darüber nicht viel zu berichten 
gibt. Das Steckenpferd dieses Bevollmächtigten ist, 
wie wir alle wissen, das Entwerfen großer Pläne, 
das Führen von Geheimgesprächen mit dem Ziel — 
das steht im Gegensatz zu der kontinuierlichen Poli-
tik früherer Bundesregierungen —, mit dem Osten 
ins Geschäft zu kommen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Tamblé.) 

„Wandel durch Annäherung" war und ist die große 
Zauberformel des Berlin-Beauftragten, deren Befol-
gung auch diese Regierung, insbesondere der Bun-
deskanzler und Minister Ehmke — ob es auch der 
Außenminister getan hat, weiß ich nicht, denn er 
wird ja nicht in dem Maße informiert —, zur Leit-
linie ihrer Politik gemacht haben, ohne freilich — 
auch das sei einmal festgestellt — mit dieser Formel 
bis heute eine einzige positive Änderung für die 
Menschen im geteilten Deutschland und in Berlin 
erreicht zu haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In diesem Sommer sind es sieben Jahre her, seit 
der Bundesbevollmächtigte für Berlin, Herr Bahr, 
diese Formel „Wandel durch Annäherung" zum 
erstenmal verkündete. Seitdem ist vieles schlechter 
geworden. Die Bundesregierung hat eine Annähe-
rung vollzogen und die Situation durch Vorleistun-
gen gewandelt. Die Forderungen Ost-Berlins sind je-
doch seitdem nur härter und unverschämter gewor-
den. Auch das ist eine Konsequenz der Politik des 
Wandels durch Annäherung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die CDU/CSU vertritt die Auffassung, daß der 
Berlin-Bevollmächtigte seine Tätigkeit in und für 
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Berlin — beides gehört nämlich zusammen, lieber 
Kollege Hermsdorf — wahrnehmen sollte und daß 
dem Steuerzahler auch keine Mehrkosten -- wir 
befinden uns ja in der Etatdebatte -- dadurch auf-
gebürdet werden dürfen, daß nunmehr zwei Amts-
sitze, einer in Bonn und einer in Berlin — letzterer 
bestand schon —, und zwei Wohnungen geschaffen 
werden. Damit sind wiederum Kosten verbunden. 
Wir sind der Meinung, daß es einen Berlin-Beauf-
tragten am Rhein nicht geben darf. Das wird der 
Situation, die wir heute in Berlin haben, nicht ge-
recht. Es ist vielmehr erforderlich, daß der Bundes-
bevollmächtigte für Berlin seine Arbeit in Zukunft 
überwiegend in dieser Stadt wahrnimmt und drau-
ßen nicht alles mögliche andere macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Bun-
desminister Ehmke. 

Dr. Ehmke, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich möchte für den Kollegen Bahr nur sagen, daß 
ich etwas erstaunt bin, zu hören, daß man in Berlin 
mit dieser Regelung, die wir gefunden haben, un-
zufrieden ist. Wenn jemand mehr Aufgaben über-
nimmt, als sein Vorgänger gehabt hat, spricht das 
ja wohl nicht gegen ihn. Herr Kollege Wohlrabe, 
ich wäre dankbar, wenn Sie sich einmal in Berlin 
beim Senat oder hier bei der Berliner Vertretung 
nach der Zusammenarbeit erkundigen würden. Ich 
glaube, die Zusammenarbeit zwischen Bund und 
Berlin war nie besser als im Augenblick. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Hörmann. 

Hörmann (Freiburg) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Kollege Baier hat 
vorhin bedauert, daß bei den Beratungen im Haus-
haltsausschuß im Hinblick auf die Personalstellen 
von uns nicht der strenge Maßstab angelegt worden 
ist, der früher bei anderen Bereichen unter anderen 
Regierungen angelegt wurde. 

(Abg. Baier: Nicht nur bei den Personal

-

stellen!) 

Ich beziehe mich erstens auf das, was ich heute 
morgen als Berichterstatter dazu gesagt habe, war-
um wir 89 Stellen mehr genehmigt haben. Ich 
glaube, es kann nicht unsere Aufgabe sein, klein-
karierte Streichungen vorzunehmen. 

(Abg. Baier: Jetzt sind Sie plötzlich groß

-

zügig!) 

Es muß unsere Aufgabe sein, der Regierung das 
Material, das Geld und das Personal zur Verfügung 
zu stellen, das sie braucht. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Barzel: 
Bewilligen Sie noch mehr Geld, damit Sie 

richtige Informationen bekommen!) 

Was hilft denn das Geschrei von Herrn Wörner, die 
Reformen müßten beginnen, wenn wir nicht die  Vor

-

aussetzungen dafür schaffen, daß reformiert werden 
kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. 
Abg. Dr. Wörner: Dann wird es aber Zeit, 

daß Sie sich an die Arbeit machen!) 

Im Bericht der Bundesregierung zur Lage der 
Nation im geteilten Deutschland, der am 11. März 
1968 vom damaligen Bundeskanzler Dr. Georg Kie-
singer gegeben wurde, wurde z. B. ausgeführt: 

Dem Zwang zur Modernität dürfen sich auch 
die Strukturen und Institutionen des Staates 
nicht entziehen. Viele unserer aus den Tradi-
tionen des 19. Jahrhunderts überkommenen 
Einrichtungen und Verfahren genügen schon der 
heutigen Zeit nicht mehr und müßten vor den 
Anforderungen der Zukunft versagen. 

Das ist vollkommen richtig; wir unterstützen das. 
Aber das trifft doch gerade auch auf eine notwen-
dige Modernisierung des Bundeskanzleramtes zu. 
Letzten Endes wurde doch aus diesem Grunde schon 
von der damaligen Regierung eine Studiengruppe 
für Systemforschung eingesetzt, die 1969 einen 
ersten Zwischenbericht vorgelegt hat. Aus diesem 
Grunde wurde auch damals schon eine Denkschrift 
zur Frage der Reform der Arbeitsweise des Kabi-
netts und des Bundeskanzleramtes erstellt, in der 
über die moderne Instrumentierung des Bundes-
kanzleramts berichtet wird. 

Diejenigen, die damit beauftragt waren — z. B. 
auch der genannte Personalrat, von dem soviel die 
Rede ist, war ja mit beauftragt, diese Denkschrift 
zu erstellen —, haben doch die Ansätze klargelegt, 
auf die Rücksicht genommen werden muß, wenn man 
an diese Modernisierung herangeht. 

Oder erinnern wir uns an das Schreiben des Prä-
sidenten des Bundesrechnungshofs. Was sagt er 
denn über unser Bundeskanzleramt? Er sagt zusam-
mengefaßt: 

Die gesellschaftspolitische Entwicklung bringt 
zunehmend eine Verzahnung aller Bereiche 
staatlicher Tätigkeit und damit aller Ressorts 
mit sich. Dies bedingt rechtzeitige Abstimmung 
mit Richtlinienkompetenz des Bundeskanzlers. 
Der Informationsaustausch zwischen Bundes-
kanzleramt und Ressorts ist lebensnotwendig, 
muß ausgebaut werden. Das Bundeskanzleramt 
muß in die Lage versetzt sein, seine Kontroll-
funktionen im Rahmen des Art. 65 GG auszu-
üben. Die Koordinierung im Kabinett wird im-
mer schwieriger. Sie wird mit Sorge beobachtet. 

Damals! 
(Abg. Dr. Barzel: Das merken wir auch!) 

Diesbezügliche Bemühungen des Bundeskanzler-
amtes, das zu verbessern, sind positiv zu sehen, 
werden vom Rechnungshof unterstützt. Die vom 
Bundeskanzleramt in dieser Richtung begonne-
nen Maßnahmen sind verfassungsrechtlich not-
wendig. 

Das Wort „Führungszentrale" stimmt nicht. 

Das heißt doch nun: Wenn man daraus Konse-
quenzen zieht und wenn man den Mängelkatalog, 
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der in diesen Denkschriften über das Bundeskanzler-
amt aufgestellt worden ist, beheben will, muß man 
die Voraussetzung zur Modernisierung und Reform 
des Bundeskanzleramts schaffen. Da finde ich es 
einfach unverständlich, daß man auf diese Weise 
argumentiert. 

Der Ansatz des Bundeskanzleramts erhöht sich 
um ganze 5,4 Millionen. Davon sind 3,6 Millionen 
Personalmehranforderungen und Personalmehrko-
sten durch das 2. Besoldungsneuregelungsgesetz. 
Die übrigen Beträge könnte ich im einzelnen auf-
führen; 

(Abg. Baier: Ist nicht notwendig!) 

ich möchte mir das aber jetzt schenken; ist auch 
nicht notwendig. 

Ich will auch darauf verzichten, einen Vergleich 
herbeizuführen: was die Notwendigkeit des Ver-
bleibens des Bundeskanzlers auf dem Venusberg 
kostet gegenüber den Kosten, die jeweilige frühere 
Bundeskanzler durch notwendige Umbauten, durch 
Neubauten usw. verursacht haben. Warum sollen 
wir darüber überhaupt reden? Das sind notwendige 
Dinge, die man macht, die jedem Bundeskanzler 
zustehen. Ich finde es ausgesprochen klein kariert, 
wenn man über diese 185 000 DM spricht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber für Tep

-

piche und für Zäune am Tegernsee, das war 
großkariert?) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zwischen-
frage? 

Hörmann (Freiburg) (SPD) : Gern! 

Haehser (SPD) : Herr Kollege Hörmann, ich 
nehme an, Sie verzichten auch — weil Sie das für 
kleinlich halten würden — darauf, hier zu erörtern, 
was für ehemalige Bundeskanzler gefordert wor-
den ist? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Was denn? — 
Sagen Sie doch, was!) 

Hörmann (Freiburg) (SPD) : Ich verzichte gern 
darauf. Auf jeden Fall haben wir, glaube ich, in 
dieser Frage gemeinsam eine vernünftige und bei-
derseits vertretbare Lösung gefunden! 

Vizepräsident Dr. Schmid: Noch eine Zwi-
schenfrage? 

Hörmann (Freiburg) (SPD) : Bitte, gern! 

Baier  (CDU/CSU): Herr Kollege Hörmann, wür-
den Sie so nett sein und auf die Frage Ihres ver-
ehrten Fraktionskollegen Haehser eine Antwort 
geben, bei der Sie feststellen werden, daß ich im 
Haushaltsausschuß erklärt habe, die CDU/CSU-
Fraktion verzichtet auf Anträge bei dieser Position? 

Hörmann (Freiburg) (SPD) : Die ursprünglichen 
Anforderungen, die gestellt worden waren, liefen 

ja in eine ganz andere Richtung. Da ging es dar-
um, ehemaligen Bundeskanzlern auf Lebenszeit ge-
wisse persönliche Stellen und Sachkosten zur Ver-
fügung zu stellen; ursprünglich, anfänglich. Durch 
viele Gespräche hat sich das dann auf einen ande-
ren Vorschlag reduziert. Wir haben uns dann im 
Haushaltsausschuß auf einen Vorschlag geeinigt, 
der ehemaligen Bundeskanzlern drei Personalstellen 
verschiedener Größenordnung für die Dauer von 
vier Jahren vom Ausscheiden an gewährleistet. 

Warum wollen wir gegenseitig solche Dinge auf-
rechnen? Aber fangen Sie doch nicht damit an, Herr 
Kollege Windelen, oder Sie! 

(Abg. Baier: Ihr Kollege Herr Haehser hat es 
uns unterschoben!) 

— Er hat mich gefragt, und ich habe eine vernünf-
tige Auskunft gegeben. 

Wenn Sie Kürzungsanträge stellen, wie beispiels-
weise in Ihrem Umdruck Nr. 39, dann erinnern Sie 
sich doch — bitte schön — daran, wie es früher war. 
Sie wollen den Ansatz 529 01 — Zur Verfügung des 
Bundeskanzlers — kürzen. 1956 war der Ansatz 
damals erstmalig 60 000 DM. Er wurde 1961 nach 
fünf Jahren, mehr als verdoppelt auf 140 000 DM. 
Das sind 133 % mehr. 1966 wurde er dann auf 
170 000 DM gesetzt. Seit dem steht er auf diesem 
Stand. Es ist nicht mehr als recht, nach fünf Jahren 
jetzt 1970 wiederum eine Anpassung an die wei-
tere Entwicklung vorzunehmen, wenn man nicht 
die Möglichkeiten der Beweglichkeit des Bundes-
kanzlers so einschränken will, daß die Erfüllung 
der Aufgabe damit hinfällig wird. 

Sachlich läßt sich dieser Kürzungsantrag nach 
meiner Meinung genausowenig begründen wie der 
Kürzungsantrag auf Umdruck 40, den ich für meine 
Partei, wenn ich darf, geich mit behandeln möchte. 
Auf Umdruck 40 schlagen Sie eine Kürzung um 
3,5 Millionen DM für die Öffentlichkeitsarbeit In-
land vor. Auch hierzu darf ich Ihnen folgendes in 
Erinnerung rufen. Ansatz 1965: 5 Millionen DM, 
Ansatz 1968: 7 Millionen DM zuzüglich einer über-
planmäßigen Ausgabe in Höhe von 2,6 Millionen 
DM — insgesamt also 9,6 Millionen DM —, Ansatz 
1969: 8 Millionen DM. Wenn wir die Fortentwick-
lung sehen, ist der Ansatz von 9,5 Millionen DM 
durchaus begründet. Eine Kürzung auf 6 Millionen 
DM, wie Sie sie vorschlagen, würde eine Einschrän-
kung des Informationswesens im Inland bedeuten. 

Uns muß im Interesse der Reformen daran lie-
gen, die Informationsmöglichkeit auch der Bundes-
regierung im Inland, über das, was gemacht und 
reformiert werden muß, zu ermöglichen. Deshalb 
werden wir diese Ihre Anträge ablehnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Barzel. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir alle sind davon unterrichtet 
gewesen, daß der Haushalt des Bundeskanzlers 
eigentlich gestern gelesen werden sollte, dies aber 
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nicht möglich war, weil der Herr Bundeskanzler 
dringende dienstliche Verpflichtungen außerhalb 
habe. Wir haben dem alle entsprochen. Ich hoffe, 
Herr Bundeskanzler, Ihre dienstlichen Verpflichtun-
gen außerhalb haben sich nicht mit der Unwahrheit 
von Bielefeld allein erschöpft. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] : Na, hören Sie 
mal!) 

Ich möchte Sie doch herzlich einladen, Herr Bun-
deskanzler, nach der Erklärung von Herrn Wisch-
newski hier auch eine Erklärung abzugeben, damit 
die Luft für die Gespräche im Hause verbessert 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sowohl der Herr Bundesaußenminister gestern als 
auch der Herr Bundeskanzler heute morgen haben 
noch einmal hinsichtlich der Außenpolitik einen 
sachlichen Faden aufzunehmen versucht. Sie haben, 
was Ihr gutes Recht ist, noch einmal gesagt, natür-
lich gehöre es zu den Rechten und Pflichten der 
Regierung, auch Geheimdiplomatie zu betreiben. 
Das bejahen wir ausdrücklich. Dies ist sogar Ihre 
Pflicht, Herr Bundeskanzler. Nur: Sie finden eigent-
lich zu einer neuen Form, nämlich zu einer Form 
sichtbarer Geheimdiplomatie, indem jeden Tag zu 
lesen ist, Herr Bahr fahre dorthin, Herr Duckwitz 
fahre dorthin. Daraus entwickeln sich dann Spekula-
tionen, und das Ganze macht den Eindruck einer 
Riesenfriedensinitiative. 

Man muß natürlich fragen, was hier eigentlich 
wirklich ist. Da sowohl der Herr Bundesaußenmini-
ster als auch der Herr Bundeskanzler, was wir 
natürlich sehr sorgfältig gehört haben, versucht ha-
ben, auch an die Adresse der CDU/CSU zu sagen, 
daß man vielleicht doch Argumente und Informatio-
nen austauschen sollte, möchte ich zu diesem Punkt 
einiges sagen, was in diese Debatte heute gehört. 
Ich tue dies auch im Hinblick darauf, Herr Bundes-
kanzler, daß Sie heute Ihr Bulletin mit einer beson-
deren Sache, auf die ich noch zu sprechen komme, 
füllen und heute abend, wie man hört, in Ihrem 
Kabinett eine wichtige Entscheidung zu treffen 
haben. 

Nach der Debatte der vergangenen Woche, in 
deren Mittelpunkt mit Recht der vermutliche Inhalt 
des Vertrages mit der Sowjetunion gerückt war, gab 
es — übrigens von vielen Seiten — zum Wochen-
ende eine Kulmination in Polemik, die hätte gefähr-
lich verden können. Daraufhin haben wir es, um die 
notwendigen Kontroversen auf die Sache zurück-
zuführen, für richtig gehalten, öffentlich das Bild 
mitzuteilen, das sich uns über die vorgesehenen 
Abmachungen mit der Sowjetunion ergibt. Ich habe 
erklärt — ich möchte es nun in diese Debatte ein-
führen —: 

Es ergibt sich das Bild, daß die Bundesregierung 
gegenüber der Sowjetunion folgende Verpflich-
tungen übernehmen wird: 

1. Achtung der Grenzen zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der DDR; 

2. Achtung der Oder-Neiße-Linie als West-
grenze Polens; 

3. Verpflichtung, diese Grenze auch in Zukunft 
nicht ändern zu wollen; 

4. Bereitschaft, die Frage der Gültigkeit des 
Münchner Abkommens mit der tschechischen 
Regierung zu klären; 

5. Aufnahme beider deutscher Staaten in die 
UNO; 

6. Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung 
zwischen Bundesrepublik Deutschland und DDR; 
7. Unterstützung einer europäischen Sicherheits-
konferenz. 

Die Sowjetunion übernimmt 

— so unser Bild  — 

die  Verpflichtung, ihre Beziehungen gemäß 
Art. 2 der UNO-Satzung mit der Bundesrepu-
blik Deutschland zu gestalten. Die speziellen 
Interventionsartikel der UNO-Satzung, nämlich 
53 und 107, bleiben vorbehalten. 

Für Berlin sind Zusagen nicht gegeben. Das 
Selbstbestimmungsrecht des deutschen Volkes 
ist nicht Vertragsinhalt. 

Am Schluß dieser Erklärung habe ich dann hinzuge-
fügt: 

Sollte dieses Bild falsch sein und die Bundes-
regierung Irrtümer feststellen, dann würde kei-
ner schneller und Berner als ich selbst dies 
öffentlich zugeben. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Sehr gut!) 

Auf diese Erklärung hin unternahm die Bundes-
regierung — wie ich beweisen werde — einen 
Feldzug des Verniedlichens, des Verschweigens und 
des Vernebelns. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Sehr richtig!) 

Und gestern beehrte mich, Herr Bundeskanzler, ein 
anonymes Autorenkollektiv des Bundespresseamtes 
eines polemischen Generalangriffs mit Nebelwer-
fern. Da haben Sie nun wirklich Herrn Ahlers über-
fordert. Er ist ein gelernter Fallschirmjäger, und ich 
bin gelernter Fernaufklärer; die können Sie beide 
mit Nebel nicht stören, Herr Bundeskanzler. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nun nehme ich an, daß Sie, nachdem diese Polemik 
heute Ihr Bulletin als Aufmacher ausfüllt, die 
Freundlichkeit haben werden, unter dem Aspekt der 
Argumente und der Demokratie das, was ich dazu 
zu sagen habe, morgen am selben Platz im Bulletin 
zu plazieren. Meine Damen und Herren, es wird 
weder gelingen, uns durch diese polemischen Ge-
schichten von dem Blick auf das, um was es geht, ab-
zulenken, noch gar — wie es vor dieser Debatte ge-
wünscht war — uns dadurch in die Defensive zu len-
ken. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das Ganze bestätigt doch nur das Bild, wie wir es 
gewannen, und es bestätigt, daß dieses Bild richtig 
ist. 

(Zuruf von der SPD.) 
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Ich habe nicht die Absicht, mich auf das miserable 
Niveau dieses regierungsamtlichen Pamphlets zu be-
geben, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

zumal bezeichnenderweise keiner wagt, seinen Na-
men für dieses Pamphlet herzugeben. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Gestern war in den deutschen Zeitungen viel 
über den vermutlichen Inhalt zu lesen. Ich weiß, daß 
viele Journalisten besten Wissens und Gewissens 
schrieben, was man ihnen zur Information gesagt 
hatte. Ob diejenigen, die diese Informationen gaben, 
gleichfalls so handelten, weiß ich nicht. Ich weiß 
aber, daß diese Informationen unvollständig und 
unrichtig waren; und ich fürchte, daß es sich mit 
den Informationen, die die Kollegen des Hauses 
aus den Regierungsfraktionen erhalten haben, nicht 
viel anders verhält. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Sehr richtig!) 

Erstens. Als Folge der Informationspolitik des 
Herrn Bundeskanzlers war gestern in den Zeitun-
gen zu lesen, die Bundesregierung würde die Fra-
gen des Vorbehalts der „deutschen Option" ge-
genüber der Sowjetunion — soweit sind wir also 
gekommen, daß das fundamentale Verfassungsziel 
des Grundgesetzes von dieser Regierung noch als 
„deutsche Option" bezeichnet wird! Man muß die 
Worte wägen, meine Damen und Herren! —, also 
das, was man wohl besser als das Selbstbestim-
mungsrecht und das Wiedervereinigungsrecht des 

) deutschen Volkes bezeichnet, nach einer Formel re-
geln, welche Konrad Adenauer in Moskau 1955 
bei der Aufnahme der diplomatischen Beziehungen 
gebraucht habe. Es ist dann weiter zu lesen, daß 
Adenauer damals eine einseitige Rechtsverwahrung 
gegenüber der Sowjetunion abgegeben und deren 
Text später auch öffentlich mitgeteilt habe. 

Dies ist, Herr Bundeskanzler — und wenn Ihnen 
vor lauter Bemühungen um neue Stellen und ähn-
liche Umbaupläne das Archiv abhanden gekommen 
sein sollte, so habe ich aus dem Archiv des Bun-
destages die Unterlagen zu diesem Fall mitge-
bracht —, Informationspolitik nach dem Motto: 
Wahr ist, was uns paßt! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. 
Dr. h. c. Kiesinger: Richtig!) 

Die ganze Wahrheit sieht anders aus. Ich möchte 
nun sehr herzlich um die Fairneß auch der Damen 
und Herren Journalisten bitten, die die andere 
Meldung verbreitet haben, weil sie es wirklich 
nicht besser wissen konnten. 

Es sind drei Vorgänge von 1955 in Moskau fest-
zuhalten: a) ein gemeinsames Schlußkommuniqué 
vom 13. September 1955, b) Bleichlautende Schreiben 
des Ministerpräsidenten Bulganin und des Bundes-
kanzlers Konrad Adenauer vom 13. Dezember 1955 
und c) der einseitige Rechtsvorbehalt des Bundes-
kanzlers Adenauer. Diese drei Dinge gehören zu-
sammen. In diesem gemeinsamen Schlußkommu-
niqué, unterschrieben von beiden Staaten, heißt es, 
— ich zitiere —: 

Beide Seiten gehen davon aus, daß die Her-
stellung und Entwicklung normaler Beziehun-
gen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Sowjetunion zur Lösung der unge-
klärten Fragen, die das ganze Deutschland be-
treffen, beitragen und damit auch zur Lösung 
des nationalen Hauptproblems des deutschen 
Volkes — der Wiederherstellung eines deut-
schen demokratischen Staates — verhelfen wer-
den. 

Soweit das Zitat, meine Damen und Herren. 

Der gleiche Text findet sich sowohl in dem Brief 
Adenauers an Bulganin wie in dem Bestätigungs-
brief Bulganins an Adenauer. 

Dieser Briefwechsel war die Verabredung — der 
Vertrag, wenn Sie so wollen — über die Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen. Sprechen wir also, mit 
dem Blick auf das, was Sie vor sich haben: Die 
Wiedervereinigung Deutschlands stand damals im 
Vertrag — dies sollte man wissen — und war nicht 
Gegenstand von verbalen Vorbehalten. Der Rechts-
vorbehalt Adenauers — der war einseitig, das ist 
hier auch im Bundestagsprotokoll nachzulesen — 
stellte fest, daß durch die Aufnahme der Beziehun-
gen— jetzt kommt wieder etwas Interessantes, 
diese Formel als Vorbild zu nehmen, für das, was 
jetzt passiert — keine Anerkennung des derzei-
tigen beiderseitigen territorialen Besitzstandes er-
folge, daß die endgültige Festlegung der Grenzen 
Deutschlands dem Friedensvertrag vorbehalten 
bleibe und daß die Bundesregierung bei ihrer Auf-
fassung hinsichtlich der Vertretung der Interessen 
des ganzen deutschen Volkes bleibe. 

Damit ist klar, daß diese Bundesregierung nicht 
nur Halbwahrheiten verbreitet, sondern auch den 
in der Sache völlig gegenteiligen Standpunkt 
Konrad Adenauers zu Unrecht für sich zu reklamie-
ren versucht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler, dies ist nun der vierte Fall, in 
dem von Wiedervereinigung oder Selbstbestim-
mung nicht die Rede ist. In den Kasseler 20 Punkten 
kommt es nicht vor. In dem, was Sie mit der Sowjet-
union vorbereitet haben — wie Sie sagen —, kommt 
es nicht vor. In der Erklärung Ihres Pressesprechers 
über das Ergebnis von Rom werden zwar die Zif-
fern 8 und 9 erwähnt, nicht aber die zentrale Zif-
fer 4, die die Selbstbestimmung enthält. Und in der 
Mitteilung über die Formel Adenauers 1957 fehlt 
auch der wesentlichste Punkt. 

Meine Damen und Herren, wer diese vier Fehler 
als vier Pannen hinzunehmen bereit ist, dem würde 
ich sagen, das wären vier Pannen zu viel. Wir Blau-
ben nicht mehr an Pannen! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das zweite, Herr Bundeskanzler: Sie haben sich 
heute hier — und das war Ihr gutes Recht — auch 
als Parteivorsitzender hingestellt. Sie sind der Vor-
sitzende einer Partei, die draußen im Lande behaup-
tet — anders als Sie hier im Hinweis auf den Brief-
wechsel Adenauers neulich —, in der Ostpolitik sei 
20 Jahre nichts geschehen. Hier im Hause aber, ge- 
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genüber den Kollegen und gegenüber Journalisten, 
versuchen Sie den Eindruck zu erwecken — auch 
heute morgen haben Sie dies versucht —, in der 
Kontinuität Adenauers und in der Kontinuität Kie

-

singers hinsichtlich der Politik der Großen Koalition 
zu sein. 

Auch dieser Eindruck wird zu Unrecht erweckt. 
Die Bundesregierung läßt durch das Bundespresse-
amt in dem erwähnten Pamphlet sagen, „keine Ge-
bietsansprüche zu erheben" habe schon die Große 
Koalition angeboten. Auch das ist selektive Wahr-
heit. 

Der Gewaltverzichtsvertragsentwurf der Großen 
Koalition sah vor, der Sowjetunion gegenüber — 
bei entsprechender Gegenleistung — die Verpflich-
tung einzugehen, die Wiedervereinigung Deutsch-
lands nicht mit gewaltsamen Mitteln herbeiführen 
zu wollen. Es heißt dann in dem Entwurf — ich 
zitiere —: 

In dem Wunsch, den Abschluß eines deutschen 
Friedensvertrags zu erleichtern und die Ver-
wirklichung der Einheit Deutschlands auf fried-
licher und demokratischer Grundlage zu for-
dern — — 

erklärt die Bundesregierung: 

Dementsprechend verpflichtet sich die Bundes-
republik Deutschland, die Wiedervereinigung 
Deutschlands oder die Änderung der gegenwär-
tigen Grenzen der Bundesrepublik Deutschland 
nicht mit gewaltsamen Mitteln herbeizuführen 
und sich in ihren Beziehungen mit der Sowjet

-

union  an die in Art. 2 der UNO-Charta nieder-
gelegten Grundsätze zu halten. Die Bundes-
republik Deutschland erhebt keine Gebiets-
ansprüche gegenüber irgend jemand, wie sie 
schon in ihrem Memorandum vom 9. 4. 1968 er-
klärt hat. Sie wird weiterhin die Rechte und 
Verantwortlichkeiten der Vier Mächte hinsicht-
lich Berlins achten. 

Meine Damen und Herren, das ist etwas funda-
mental anderes als das, was jetzt betrieben wird. 
Da wird ein Friedensvertrag als Ziel bezeichnet, 
weil die Sowjetunion erklärt hatte, nur durch einen 
Friedensvertrag würden Art. 53 und 107 wirklich 
beseitigt. Da wird als Ziel bezeichnet, die Wieder-
vereinigung Deutschlands zu erreichen, und da wird 
gesagt, daß man die Grenzen für ganz Deutschland 
ändern wolle, aber mit friedlichen Mitteln. Das ist 
der Inhalt des Gewaltverzichtsvertragsentwurfs der 
Großen Koalition, — Außenminister Brandt. 

Auch hier ist also das Ziel des Grundgesetzes, die 
Wiedervereinigung, im Vertrag selbst bezeichnet. 
Nichts ist darin enthalten, was die Änderung der 
Grenzen und die Selbstbestimmung aller Deutschen 
heute oder morgen ausschlösse. Im Gegenteil! Die 
Entwürfe der jetzigen Bundesregierung sehen, im 
Gegensatz zu denen der Großen Koalition, das im 
Vertrag nicht vor. 

Sie können sich also, Herr Bundeskanzler, inso-
weit nicht auf die Kontinuität der Großen Koalition 
hier berufen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das gilt auch nicht für die anderen Dinge. Deshalb 
möchte ich Ihnen, Herr Bundeskanzler, dies sagen: 
Unsere Alternative zu ihrer Politik, nach der Sie 
immer fragen, ist die kontinuierliche Fortentwick-
lung der in der Großen Koalition gemeinsam begon-
nenen Politik; ist die Politik, die Sie wesentlich 
zusammen mit Kiesinger formuliert haben; die wir 
gemeinsam den Wählern gegenüber vertreten ha-
ben; die Sie heute nicht mehr wahrhaben wollen. 
Wer das heute noch verteidigt und dafür „Nationa-
list" beschimpft wird, der muß Ihnen sagen: Wer 
das Selbstbestimmungsrecht der Deutschen vertei-
digt, ist ein Demokrat und nicht ein Nationalist! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Und Sie sind ein Komödiant!) 

— Herr Kollege Wehner, zu Ihrem Zuruf, den der 
Herr Präsident eben offensichtlich überhört hat, 
kann ich Ihnen nur sagen — mein Kollege Wörner 
hat es heute sehr höflich und grundsätzlich gesagt; 
ich sage es Ihnen jetzt, weil das der dritte Zuruf 
dieser Art an meine Adresse ist —: Ich dachte, der 
Herbert Wehner aus dem Sächsischen Landtag wäre 
endgültig nicht mehr in diesem Hause. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich komme zum dritten Punkt. Der Herr Außen-
minister der Großen Koalition, Brandt, erklärte am 
12. Juli 1968 — nachzulesen in der Dokumentation 
der Bundesregierung Kiesinger über den Gewalt-
verzicht —, die Sowjetunion beanspruche — ich 
zitiere wörtlich — „sogar das Recht, auch nach 
einem friedlichen gegenseitigen Gewaltverzicht ein-
seitig Gewalt gegen den Partner des Gewaltver-
zichts anwenden zu können." Das ist ein wörtliches 
Zitat des Bundesaußenministers Brandt. 

Eben dieser Außenminister formulierte und ver-
antwortete eine deutsche Note an die Sowjet-
union vom 9. April 1968, in der es hieß, dieser 
einseitige Gewaltvorbehalt nach Abschluß eines 
solchen Vertrags würde einen Gewaltsverzichtsver-
trag jeder praktischen Bedeutung entkleiden. 

Nun aber erklärt die Bundesregierung, welche 
dieser frühere Außenminister führt, sie wolle auf 
diesem Gebiet von der Sowjetunion nichts anderes 
erreichen als das, was auch die Westmächte uns 
gegenüber erklärt hätten. Herr Bundeskanzler, wenn 
wir dazu hier subtiler debattieren werden, werden 
wir die Londoner Schlußakte von 1954 — das ist die 
fundamentale Erklärung der Westmächte — in die 
Debatte einführen. Aber das Wenigste, was Sie er-
reichen müssen, wenn Ihre eigenen Aussagen stim-
men, ist doch entweder die Selbstbestimmung ais 
das Ziel der Deutschen i m Vertrag, weil dann dar-
getan ist, daß diese Politik nicht „aggressiv" ist 
und Art. 53 in sich zusammenfällt, wie mein ver-
ehrter Kollege von Guttenberg gestern in einer 
öffentlichen Erklärung doch wohl unmißverständ-
lich deutlich gemacht hat, oder Sie müssen min-
destens das erreichen, was die britische Regierung 
— ich nenne bewußt die britische Regierung — am 
28. November 1969 hierzu erklärt hat — ich 
zitiere —: 

Artikel 53 und 107 der Charta der Vereinten 
Nationen verleihen kein Recht zu einseitiger 
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gewaltsamer Intervention in der Bundesrepu-
blik Deutschland. 

Nur wenn Sie, Herr Bundeskanzler, eine solche 
eindeutige — nicht mehrdeutige — Erklärung oder 
das andere Materielle haben, das ich soeben nannte, 
können Sie in Ihrer Informationspolitik mit Recht 
den Eindruck erwecken, daß das Problem vom Tisch 
sei. Können Sie wirklich hier — vor diesem Hause 
— sagen, daß Herr Bahr eine solche Zusage von 
Herrn Gromyko in der Tasche habe, Herr Bundes-
kanzler? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn Sie das nicht können, nenne ich eine Infor-
mationspolitik, die den gegenteiligen Eindruck er-
weckt, eben  eine Fälschung. 

Viertens. Die Bundesregierung erweckt den Ein-
druck, als wolle sie durch ihre Politik in ganz 
Europa die Verhältnisse auflockern. Dieser Eindruck 
wird erweckt, obwohl die Bundesregierung weiß, 
daß es nicht zur Auflockerung, sondern zur Stär-
kung der  Hegemonie der Sowjetunion führt, wenn 
diese Bundesregierung Verpflichtungen der Sowjet-
union gegenüber eingeht, die doch, falls überhaupt, 
nur bilateral, also direkt, gegenüber der DDR, ge-
genüber Polen und der Tschechoslowakei sinnvoll 
eingegangen werden können und dürfen, wenn man 
wirklich von Hegemonie und Rivalitäten, von Blök

-

ken und Konfrontationen wegkommen will. 

Herr Bundeskanzler, wenn Sie solche Verpflich-
tungen in Moskau festschreiben, z. B. die Ver-
pflichtung, sich mit der Tschechoslowakei zu einigen, 
wohl wissend, daß die Tschechoslowakei einen Ver-
trag mit der Sowjetunion hat, wonach das Münche-
ner Abkommen ex tune ungültig ist, 

(Abg. Stücklen: Mit allen Folgen!) 

so daß die Tschechoslowakei vertragsbrüchig würde, 
wenn sie mit uns etwas anderes beschlösse, ist das 
wieder ein Punkt Ihres Verbalismus, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und es wird wieder ein falscher Eindruck erweckt. 
Dann kann nämlich die Sowjetunion kommen und 
Sie interventionistisch fragen: Wo bleibt das Ab-
kommen mit der Tschechoslowakei, wo bleibt das 
mit Polen, wo bleibt das mit der DDR? Schaffen Sie 
hier mehr Freiheit und Souveränität für die Bundes-
republik Deutschland oder mehr Einschränkung 
unseres eigenen Handlungsspielraums? 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich sage das, weil nicht bestritten worden ist, daß 
diese Bundesregierung solche Verpflichtungen der 
Sowjetunion gegenüber einzugehen bereit ist. Also 
dient diese Politik nicht der Überwindung, sondern 
der Festigung der Frontstellung in und durch 
Deutschland und der Einschränkung des Handlungs-
spielraums der Ostpolitik dieser Bundesregierung. 
Sie wollen doch neben dem Vertrag noch Pflichten 
übernehmen, Herr Bundeskanzler. Warum ist das 
nicht Gegenstand Ihrer Informationspolitik? 

Fünftens. Niemand wird uns durch Vernebelung 
und durch Massenproduktion polemischer Papiere, 
den Blick auf die deutschen Interessen und auf die 

Gegenleistungen verstellen können. Wir sehen da

-

von nichts. 

Wir werden weiterhin — insoweit sehe ich einige 
Erklärungen von Herrn Scheel, aber auch von Herrn 
Brandt aus den letzten Tagen als eine Annäherung 
an unseren Standpunkt an, worüber wir sehr froh 
sind — — Herr Wehner lacht, wenn ich von der 
Annäherung an unseren Standpunkt spreche. Ich 
weiß, Sie wollten die Gemeinsamkeit nicht; Sie ha-
ben sie auch kaputtgemacht, Herr Wehner. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir werden weiterhin die Festigung des freien 
Berlins als die unverzichtbare Basis für alles andere 
ansehen. Und dazu ist doch nichts Gutes zu hören. 
Statt dessen wird die Forderung nach der selbstän-
digen politischen Einheit Berlin, und zwar im vollen 
selbständigen, staatlichen Sinne, vom Osten her 
immer lauter, — und das wohl auch in Konferenz-
räumen. 

Herr Bundeskanzler, Sie haben doch gelesen, was 
die Prawda auf das „Signal von Rom" geantwortet 
hat: das sei unrealistisch. Das hat vorgestern in der 
Debatte eine Rolle gespielt. Aber sie hat doch ge-
fordert, realistisch und hilfreich sei allein das Fest-
schreiben aller Realitäten, und dazu gehöre vor 
allem das politisch selbständige Berlin. 

Man muß doch wissen, daß die Sowjetunion eine 
gewisse eigene Interpretation der Formel von der 
Normalisierung der Lage nach den bestehenden 
Realitäten hat, der Sie doch zuzustimmen wünschen. 
Das bedeutet, nach sowjetischer Auffassung, doch 
bereits das Bestehen West-Berlins als selbständiger 
politischer Einheit. Ich denke, der Bundesregierung 
wird, wie uns, die Erklärung Gromykos vor dem 
Obersten Sowjet vom 10. Juli 1969 zu dieser Frage 
bekannt sein. 

Herr Bundeskanzler, wenn Sie glauben sollten —
wie der Verlautbarung Ihrer Fraktion über Ihre 
Mitteilung vor Ihrer Fraktion zu entnehmen ist —, 
daß man nach dem Vorbild des Sperrvertrages —
darauf haben Sie nicht verwiesen — doch eine ge-
wisse Zeit setzen könnte zwischen den Unterschrif-
ten in den einzelnen Bereichen, in denen Sie tätig 
sind, und der Gesamtratifikation all dieser Dinge — 
das scheint doch Ihre Überlegung zu sein, wenn 
Worte, die Sie dort gesprochen haben, recht ver-
ständlich sind —, dann möchte ich doch daran erin-
nern, daß dieser Unterschied zwischen Unterschrift 
und Ratifikation uns beim Sperrvertrag nicht gehol-
fen, sondern geschadet hat. Dieser Unterschied hat 
nur dazu geführt, Euratom zu gefährden, statt das 
vorher zu sichern. Deshalb würde ich doch hier 
sehr herzlich bitten, Herr Bundeskanzler — und dies 
ist die fundamentale Position der CDU/CSU —, 
zuerst das freie Berlin zu sichern und vorher 
auch andere Unterschriften nicht zu leisten. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sechstens und letztens. Die Pamphletisten von de-
nen ich sprach, dieses Kollektiv, behaupten anonym, 
wir wollten gar kein Abkommen mit der Sowjet-
union,  wir seien für Alles oder Nichts usw. Wahr 
ist, daß unsere Position ganz anders ist. Ich verlese 
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hier deshalb — ich tue dies bewußt zu dieser 
Stunde, vor der Abstimmung über den Haushalt 
des Kanzlers und vor der Entscheidung im Kabi-
nett heute abend über diese Frage —: 

Die Bundestagsfraktion der CDU/CSU hat am 
26. Mai ihre Position einstimmig wie folgt be-
zogen: 
Die Fraktion der CDU/CSU hat der Aufnahme 
von Gesprächen der Bundesregierung mit den 
Regierungen in Moskau, Warschau und Ost-
Berlin unter der Voraussetzung zugestimmt, 
daß sie nach Vorbereitung und Durchführung 
eine Verbesserung der Beziehungen, eine Min-
derung bestehender Spannungen und Verbes-
serungen für die Menschen erwarten lassen. In 
solchen Gesprächen wird die Fraktion die Fort-
setzung der durch die früheren Bundesregie-
rungen unter den Kanzlern Adenauer, Erhard 
und Kiesinger verfolgten Politik sehen. 

Der Verlauf der Kasseler Begegnung erfüllt 
diese Voraussetzung nicht. 

Die Fraktion der CDU/CSU lehnt eine völker-
rechtliche Anerkennung der DDR und eine Poli-
tik, die trotz gegenteiliger Beteuerung prak-
tisch zur Anerkennung führt, ab, weil sie un-
serer Forderung nach Selbstbestimmungsrecht, 
nach menschlichen und politischen Grundrech-
ten für die dort lebenden Deutschen entgegen-
stehen würde. 
Grundlage unserer Politik kann nur die Siche-
rung unserer Freiheit durch die feste Veranke-
rung der Bundesrepublik Deutschland im Nord-
atlantischen Bündnis und in den Europäischen 
Gemeinschaften sein. Ziel unserer Politik bleibt 
die Weiterentwicklung zum europäischen Bun-
desstaat. 
Die CDU CSU-Fraktion unterstützt das Bemü-
hen um den Abschluß von Gewaltverzichtsver-
einbarungen mit Moskau, Warschau und Ost-
Berlin. Gewaltverzicht und Aufrechterhaltung 
der sowjetischen Gewaltvorbehalte schließen 
sich jedoch aus. 
Die Festlegung von Grenzen bleibt einem frei 
vereinbarten Friedensvertrag mit Deutschland 
vorbehalten. Die CDU/CSU-Fraktion wird sich 
daher jeder Vorwegnahme von materiellen 
Grenzregelungen widersetzen. 

Sie unterstützt die Verhandlungen zwischen 
den drei Westmächten und der Sowjetunion 
mit dem Ziel, die Lage des freien Berlin und 
seiner Bewohner unter Wahrung des Vier-
mächtestatus für ganz Berlin und der gewach-
senen Bindungen West-Berlins an die Bundes-
republik zu festigen. 

In diesen Verhandlungen sieht die Fraktion 
einen entscheidenden Prüfstein für die Bereit-
schaft der Sowjetunion, auch ihrerseits einen 
Beitrag zur Entspannung zu leisten. Fortschritte 
in der Berlinfrage sind Voraussetzungen für 
vertragliche Regelungen mit der Sowjetunion. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

So weit unse re  Politik. 

Das gehörte in diese Erklärung, weil, wie ich 
hoffe, Sie, Herr Bundeskanzler, Ihren Einfluß darauf 
verwenden werden, daß diese Antwort auf die Pole-
mik auch im Bulletin voll erscheint. 

(Zurufe von der SPD.) 

Wir hatten Ihnen, Herr Bundeskanzler, bei Ihrem 
Amtsantritt eine glückliche Hand gewünscht. Wir 
stellen heute fest, daß Sie diese glückliche Hand 
im Umgang mit dem Parlament, im Umgang mit den 
Fakten, im Umgang mit der Wahrheit, im Umgang 
mit den Reformen und im Umgang mit der Wah-
rung der Interessen des ganzen Deutschlands nicht 
hatten. Wir werden deshalb Ihrem Haushalt die Zu-
stimmung auch politisch verweigern. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Barzel 
hat davon gesprochen, daß Nebel über die Politik 
dieser Regierung verbreitet worden sei. Er hat da-
mit den Eindruck erwecken wollen, die Grundsätze, 
nach denen diese Regierung angetreten ist, seien 
nicht bekannt. In der Regierungserklärung, in der 
Antwort der Regierung auf Ihre Große Anfrage und 
in der Debatte vor zehn Tagen hat der Bundes-
außenminister all das dargelegt, was an Grundsät-
zen bei den Verhandlungen dieser Regierung mit 
den Staaten des Warschauer Paktes von uns be-
achtet wird. Dabei bleibt es. Das ist unsere Aus-
gangsbasis. Wir lehnen es einfach ab, in einem 
Stadium, wo die Prüfung der Vorschläge noch nicht 
abgeschlossen ist, hier im Plenum wider jeden in-
ternationalen Brauch in Einzeldiskussionen über 
mögliche Vereinbarungen einzutreten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Diese Methode, hier durch immer wieder gleiche 
Fragen, durch fortwährendes Infragestellen, ob die 
Grundlagen dieser Politik die gleichen geblieben 
seien, zu versuchen, das eine oder andere vielleicht 
noch an zusätzlicher öffentlicher Diskussion zu er-
zwingen, schadet den Verhandlungen und nützt 
ihnen nicht. Sie schaden damit den möglichen Ab-
kommen, und Sie nützen ihnen nicht mit Ihrer 
Politik. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der SPD: Und sie schaden dem deut

-

schen Volk! — Abg. Dr. Wörner: Haben 
Sie sonst noch was an Dolchstoßlegenden 

bereit?) 

Heute wurde von dem Kollegen Barzel wieder ge-
sagt, diese Politik diene nicht der Überwindung, 
sondern der Festigung der Spaltung. Sie maßen sich 
ein Urteil an, bevor die Gespräche überhaupt abge-
schlossen sind, und treiben damit eine Politik einer 
Art, die draußen wieder Angst erwecken soll, drau-
ßen wieder eine Psychose erwecken soll, wie Sie 
es in der Vergangenheit über Jahrzehnte hin getan 
haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Barzel (CDU/CSU): Herr Kollege Mischnick, 
habe ich richtig gelesen, daß Sie zum 30. Mai in 
einem Interview mit dem Hessischen Rundfunk die 
Frage der Verfassungsmäßigkeit dieser vorgesehe-
nen Abmachungen aufgeworfen haben? 

Mischnick (FDP) : Herr Kollege Barzel, auf diese 
Frage habe ich gewartet. Es ist wieder genau das-
selbe passiert — wie vor wenigen Tagen — mit 
der Zitierung dessen, was ich im Hessischen Rund-
funk gesagt habe, wie heute vormittag durch Herrn 
Kollegen Stoltenberg mit den Äußerungen von 
Herrn Dahrendorf. Ich habe in dem Interview ge-
sagt: wie bei jedem Vertrag, der abgeschlossen und 
ratifiziert werden muß, muß die Verfassungsmäßig-
keit geprüft werden. Das braucht Zeit. Das kann 
man nicht von heute auf morgen machen. — Nichts 
anderes. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie ist denn 
das Ergebnis?) 

Ich habe weder eine Wertung des Ob noch etwas 
anderes zum Ausdruck gebracht. Diese Prüfung er-
folgt, das wissen Sie ganz genau. Aber Sie haben 
hier den Eindruck erwecken wollen, als hätte ich 
Zweifel in die Verfassungsmäßigkeit gesetzt. Genau 
das ist nicht der Fall gewesen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Sonst hätten Sie es 
doch nicht zu sagen brauchen!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage? 

Mischnick (FDP) : Bitte. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Kollege Mischnick, 
haben Sie schon ein Ergebnis Ihrer Überprüfung 
feststellen können? 

(Zuruf von der SPD: Ich würde dem Mann 
gar nicht mehr antworten!) 

Mischnick (FDP) : Aber lieber Herr Kollege Bar-
zel! Zunächst einmal auf die Frage, warum ich über-
haupt etwas gesagt habe: weil die Frage danach 
an mich gerichtet worden ist. 

Zum zweiten. Das Ergebnis kann natürlich erst 
vorliegen, wenn alles im einzelnen diskutiert wor-
den ist. Sie wissen ganz genau, daß das Kabinett 
darüber diskutieren und die Sachverhalte prüfen 
wird. Die Koalitionsfraktionen werden gemeinsam 
nach Abschluß aller Prüfungen tragen, was sie im 
Interesse des deutschen Volkes für notwendig hal-
ten. Ob Sie bereit sind, das mit zu tragen, wird sich 
dann herausstellen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es sind 
noch eine ganze Reihe anderer Punkte im Laufe der 
Vormittagsdebatte und auch in den letzten Tagen 

gebracht worden, zu denen ich hier noch einige we

-

nige Bemerkungen machen könnte. 

Es ist durch das, was Sie, Herr Kollege Barzel, 
zum Schluß sagten — dafür habe ich Verständnis —, 
versucht worden, ein wenig darüber hinwegzugehen, 
daß wir Ihnen mehrfach nachweisen konnten, wie 
widersprüchlich Ihre Politik als Opposition in die-
sem Hause ist, besonders wenn es um den gesamten 
Haushalt geht. Wir haben Sie darauf hingewiesen, 
daß aus Ihren eigenen Reihen während dieser De-
batte Anregungen, Verlangen nach mehr Ausgaben 
gekommen sind. Ich denke an den Kollegen Zim-
mermann, der die Erhöhung des Wehretats forderte. 
Sie kritisieren, daß wir kürzen. Gleichzeitig machen 
Sie dieser Regierung den Vorwurf, sie habe nicht 
genügend gekürzt. Als ich eben hier heraufging, er-
hielt ich wieder einen Änderungsantrag aus Ihrer 
Fraktion — ich muß korrekt sagen, von Kollegen 
Ihrer Fraktion, nicht der Gesamtfraktion —, wo Sie 
Verbesserungen im Bundesversorgungsgesetz vor-
nehmen und damit Mehrausgaben beschließen wol-
len. Herr Kollege Barzel, genau die gleiche Masche 
haben wir früher in unserer gemeinsamen Koalition 
erlebt. Die Fraktionsführung sagt: Wir sind gemein-
sam der Auffassung, daß hier eine Politik der Spar-
samkeit getrieben werden muß. Gleichzeitig werden 
aus den Reihen ihrer eigenen Fraktion Änderungs-
anträge eingebracht, mit denen man hinausgeht und 
draußen sagt: wir, die CDU, wir wären aber bereit 
gewesen, das zu tun. — Sie widersprechen sich am 
laufenden Band und behaupten dann, diese Regie-
rung sei handlungsunfähig. Sie sind handlungsun-
fähig, weil Sie auseinanderfallen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid:  Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? — 

Mischnick (FDP) : Bitte schön! 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Kollege Misch-
nick, würden Sie mir einmal gütigst sagen, welche 
Beweggründe Ihre Fraktion hatte, beim Mehrwert-
steuergesetz etwa in extremer Weise so zu ver-
fahren, wie Sie es eben gegeißelt haben? Würden 
Sie das gütigst in Ihre Betrachtungen einbeziehen! 

Mischnick (FDP) : Ich möchte wissen, was Sie 
jetzt meinen, was wir beim Mehrwertsteuergesetz 
hier in den letzten sieben Monaten beschlossen ha-
ben. Es ist überhaupt nichts dazu beschlossen wor-
den. Ich weiß, daß wir, als das Mehrwertsteuer-
gesetz beraten wurde, eine Reihe von Änderungs-
anträgen gestellt haben. Wir haben damals aber 
nicht die Behauptung aufgestellt, wir wollten nichts 
ändern, und haben dann doch Änderungsanträge 
eingebracht. Das ist doch der Unterschied. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie stellen sich heute hin und sagen, diese Regie-
rung habe die Reformen noch nicht durchgesetzt. Ja, 
mein verehrter Kollege Dr. — 

(Abg. Dr. Wörner: Nicht einmal in Gedan

-

ken angefangen!) 
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— Sie meinen, die Reformen seien noch nicht einmal 
in Gedanken angefangen? Ich kann Ihnen nur sagen, 
es wäre erstaunlich, wenn Ihr sonst so gut funktio-
nierender Informationsdienst aus vielen alten Ver-
bindungen heraus in diesen Fällen plötzlich versagt 
haben sollte. Daß die Reformen nicht nur im Ge-
dankenansatz, sondern schon zum großen Teil in 
entsprechenden Entwürfen da sind, wissen Sie. Sie 
selbst haben versucht, entsprechende Vorlagen 
schnell im Plenum einzubringen und damit der Re-
gierung zuvorzukommen. Das ist doch der beste 
Beweis dafür, daß die Regierung dabei ist, entspre-
chende Reformen auszuarbeiten. 

(Abg. Dr. Wörner: Nennen Sie doch ein 
paar! Wo sind sie denn? — Gegenrufe von 

der SPD.) 

Ich möchte Ihnen nur empfehlen, hier einmal klar-
zustellen, wie ernst Sie eigentlich das nehmen, was 
Ihr Spitzenkandidat in Nordrhein-Westfalen, unser 
Kollege Köppler, sagt: 

Heinrich Köppler verspricht nicht, das alles von 
heute auf morgen zu schaffen. Dazu sind die 
Aufgaben zu schwer. 

Wenn es darum geht, bei den Wählern in diesem 
Lande Ihren Regierungsanspruch zu erheben, sagen 
Sie, es gehe nicht von heute auf morgen. Von die-
ser Regierung erwarten Sie, daß sie in sieben Mo-
naten alle Reformen nachholt, die Sie nicht zu-
stande gebracht haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Wörner: Dann hätten Sie es nicht 
versprechen sollen! — Sie müssen einmal 

die Regierungserklärung lesen!) 

— Lieber Herr Kollege Wörner, die Regierungs-
erklärung kenne ich sehr genau. Darin steht aber 
nicht, daß die Reformen bis zum Mai/Juni 1970 
durchgeführt sein sollen. 

(Abg. Haase [Kassel] : Dann muß man an

-

fangen!) 

Es sind viel mehr Termine genannt worden, wonach 
monatlich bis heute bestimmte Sachtermine behan-
delt wurden, außer dem Umtausch Juni/Mai 

(Aha! bei der CDU/CSU) 

— wieso „Aha"? —, als nämlich das Weißbuch und 
die Vorlage des Bildungsberichtes ausgetauscht 
wurden. Der Bildungsbericht kommt in den näch-
sten Tagen. Ich kann mich noch sehr genau erinnern, 
wie aus Ihren Reihen der Vorwurf kam, der Bun-
desverteidigungsminister habe — bei der NATO-
Tagung war es, glaube ich — gewisse Gesichts-
punkte dargelegt, die er nicht hier im Hause vor-
getragen habe. Deshalb haben wir gesagt: Das 
Weißbuch so bald wie möglich her, damit diese 
Dinge behandelt werden können. 

Sie können nicht auf der einen Seite ständig drau-
ßen kritisieren, jede Meinungsäußerung sei ver-
früht, wenn sie nicht vorher im Parlament gemacht 
sei, und, wenn wir das dann entsprechend tun, wie

-

der behaupten, wir hielten nie unseren Programm

-

Fahrplan ein. 

(Abg. Dr. Wörner: Jetzt bin ich gespannt 
auf Ihre Konzeption!) 

— Lieber Herr Dr. Wörner, das müssen Sie doch 
aus Ihrer eigenen Regierungszeit wissen, daß die 
Fraktionen, die eine Regierung tragen, im allge-
meinen im Plenum keine Konzeption für die Regie-
rungsarbeit entwickeln müssen. Wir mußten das in 
der Koalition mit Ihnen allerdings manchmal tun, 
weil Sie nicht bereit waren, auf unsere Anregungen 
einzugehen. Das war der Unterschied. Heute ist das 
anders. 

(Hört! Hört! und Beifall bei den Regie-
rungsparteien.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Las-
sen Sie mich zum Schluß noch feststellen: Diese 
Debatte über den Bundeskanzleretat war von seiten 
der CDU/CSU als die große Auseinandersetzung 
angekündigt worden. Wenn ich daran denke, daß 
in München sogar von Ihnen, Herr Kollege Barzel, 
gesagt worden ist, diese Regierung müsse so schnell 
wie möglich gestürzt werden und auf eine Frage 
geantwortet wurde, möglichst noch in diesem Jahr, 
dann muß ich mich fragen, wo bleiben denn eigent-
lich neben den sachlichen Alternativen, die Sie bis 
zur Stunde nicht zustande gebracht haben, Ihre per-
sonellen Alternativen. Sie schaffen es ja nicht ein-
mal, früh sich auf einen Redner zu einigen, und 
müssen dann versuchen, hier eine Ersatzlösung zu 
finden, weil Sie Angst haben, der eine oder andere 
könnte damit als Kanzlerkandidat herausgestellt 
werden. Lösen Sie erst einmal das, dann können 
Sie über Regierungsverantwortung reden! 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wehner. 

Wehner (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn Sie, meine Damen und Herren 
von der CDU/CSU, sich bei der Haushaltsplanbera-
tung und bei diesem Einzelplan das zunutze gemacht 
hätten, was es an Umbauten, an Umstellungen und 
Veränderungen im Bundeskanzleramt gibt, hätte 
das eine interessante Debatte geben können über 
moderne Regierungserfordernisse und modernen 
Regierungsstil. Sie haben eine andere, eine völlig 
andere Art gewählt, Sie haben einen anderen 
Grundakkord angeschlagen, etwa so: Diese Bundes-
regierung übe sich finanziell in Verschwendung 
und politisch in einer Art von Hochstapelei. Das 
haben Sie hier dargestellt. Ich muß sagen, es ist 
schade, daß Sie, die Sie von sich sagen, Sie seien 
die Opposition in diesem Hause, nicht alternativ ge-
worden sind, sondern nur destruktiv. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 



3014 	Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 56. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Juni 1970 

Wehner 
Sie werden aber, meine Damen und Herren, wenn 
überhaupt, nur kurzfristig Freude daran haben. Ich 
möchte im Sinne dessen, was das Sprichwort sagt, 
sagen: Ihre Behauptungen haben kurze Beine, oder 
ins Politische übertragen: CDU/CSU haben kurze 
Beine. Sie kennen das Sprichwort. Es wird auch in 
das Bewußtsein des Volkes eingehen, daß das 
synonym ist für das, was sonst da steht. 

Die Bundesregieung hält ihr Arbeitsprogramm 
ein. Wir sind damit stark befaßt. Wir haben häufig 
Mühe, die Zeiten für Ausschußsitzungen herauszu-
bekommen, weil wir gleichzeitig das Pensum mit 
zu bewältigen haben und die Regierung das vorher 
zu leisten hat, Ihre sehr umfangreichen Großen An-
fragen — sie sind groß im Umfang, sonst nicht — 
zu beantworten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, hier debattieren wir 
Monat für Monat über das, was die Bundesregie-
rung in ihrer Regierungserklärung angekündigt hat, 
sie werde im Januar, im Februar — so geht es bis 
zum Dezember — die verschiedenen Aufgaben an-
packen. Die Bundesregierung hat das bisher genau 
und pünktlich eingehalten. Sie treten hier auf mit 
der Frage, wo denn die Bundesregierung etwas ge-
tan habe. Dabei stimmen Sie mit, d. h. zuerst da-
gegen, und nachdem Sie einige Zeit dagegenge-
stimmt haben, wie bei dem Kriegsopfer- und Hin-
terbliebenenversorgungsgesetz, schließen Sie sich 
am Ende an, hoffen schließlich, daß irgendwo noch 
der Bundesrat — wo Sie es noch machen können — 
die hier rechtens zustande gekommenen Mehrheits-
beschlüsse blockiert. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das ist Ihre Rolle. 

Wir haben den Landwirtschaftsbericht pünktlich 
vorgelegt. Wir haben dabei zum ersten Mal auf 
diesem schwierigen Gebiet eine soziale Komponente 
stark hervortreten lassen. Wir haben uns an das 
Versprochene gehalten. Das hat dann den von Ihnen 
geführten Landesregierungen so gut gefallen, daß 
sie sich dieses Gesetz mit dem Ausgleich von 920 
Millionen DM schließlich selbst an den Hut stecken 
wollten, damit die Leute denken, Sie hätten das 
gemacht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vorher wollten Sie eine „Grüne Straße" mobilisie-
ren. Das juckte Sie im Winter. Die Bauern waren 
vernünftiger als Sie. 

(Bravo-Rufe und Beifall bei den Regierungs-
parteien. — Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wir haben den Sozialbericht hier erörtert. Sie 
hatten gedacht, man könnte ihn so allmählich ver-
gammeln lassen. Es ärgert Sie nun, daß der Sozial-
bericht unter das Volk kommt. Es ist gut, daß die 
Leute, die mitreden wollen, wissen, worauf man 
Anspruch hat, was man zu erwarten hat, was wei-
ter wird. 

(Abg. Lemmrich: Das ist überhaupt nichts 
Neues!) 

— Nein, das war auch „nichts Neues". Für Sie ist 
alles nicht neu, was Sie nicht selbst nachgemacht 
haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Lemmrich: Sie sind doch der Abschrei

-

ber, Herr Wehner! — Weitere erregte Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Wir haben hier den Strukturbericht diskutiert. Aber 
Sie stricken und häkeln 

(Abg. Lemrich: Sie drehen die Dinge um! 
Ihre alte Schulung kommt immer wieder 

durch!) 

weiter an der Legende, daß der Termin für den 
Bildungsbericht hinausgeschoben werde, nicht wegen 
des Wissenschaftsrates, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr Wehner, 
regen Sie sich doch nicht auf! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

sondern weil das Konzept fehle. Und in ein paar 
Tagen ist Ihr Windei wieder geplatzt; denn dann 
liegt der Bericht vor. Dann werden wir sehen: Es 
ist zwar kein Wunder, aber das ist genau das, was 
man bei der Verantwortung und bei den Zuständig-
keiten dieser Regierung und ihrer Mehrheit jetzt 
machen kann und machen muß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Übrigens passen Ihre Vermutungen immer 
schlechter zusammen. In derselben Debatte ist ge-
sagt worden: Ach, die Sache mit dem Weißbuch; da 
habt Ihr wohl etwas machen wollen, damit der Par-
teitag es nicht richtig und rechtzeitig erfährt. Aber 
zwischen dem Weißbuch zu den Verteidigungsfra-
gen und dem Wissenschafts- und Bildungsbericht 
gab es nur einen Austausch: das eine in dem einen 
Monat, das andere in dem anderen Monat. Ihre Ver-
mutungen sind in der Regel aus der Luft gegriffen. 

(Abg. Stücklen: Wir halten doch hier keine 
„Bielefelder Rede" !) 

— Nein, Sie halten ganz ,andere, 

(Heiterkeit bei der SPD — weitere Zurufe 
von der CDU/CSU — Abg. Stücklen: Das 

war aus der Luft gegriffen!) 

und was für welche: aus einer stickigen Luft, in der 
Sie sich wohler fühlen als dort, wo man  über die 
Sache redet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — An

-

haltende Zurufe von der CDU/CSU.) 

Was soll man denn über Ihr Niveau und Ihre 
Fähigkeit zur sachlichen Diskussion sagen, 

(anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

wenn Sie z. B. erklären — wie heute Ihr Haupt-
redner —, die Bundesregierung habe mit viel pro-
pagandistischem Geschick und hohen Steuergeldern 
den Leuten nur Sand in die Augen zu streuen ver-
sucht. Es ist ungeheuerlich, was Sie sich heraus-
nehmen, Sie, aus deren Reihen einmal der Plan 
kam, ein Propagandaministerium nach bewährtem 
Muster unter Lenz zu errichten, weil Sie auch noch 
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die Erbfolge davon haben wollten, und andere sol-
che Dinge. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — An

-

haltende, erregte Zurufe der CDU/CSU.) 

Sehen Sie, die CDU/CSU, die sich als „Opposition" 
bezeichnen will, verlangt am Mittwoch — um bei 
der Sache zu bleiben — die Streichung aller Mittel 
aus den Einzelplänen, z. B. für die Krebsaufklärung 
und andere wichtige Punkte in der Gesundheitsvor-
sorge, um dann am Donnerstag in der Fragestunde 

(Abg. Stücklen: Herr Wehner, längere 
Denkpause!) 

zu drängen und zu fragen, warum ,dafür denn nicht 
mehr geschehe. Bringen Sie erst einmal Ihre eige-
nen Gedanken — falls man das Gedanken nennen 
kann — in Ordnung, dann können wir weiterreden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie werden doch wohl nicht ernsthaft annehmen, daß 
man auf dem Niveau, das Sie hier in den Fragen 
erster Ordnung einzuführen belieben, miteinander 
sprechen kann?! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — An

-

haltende Zurufe von der CDU/CSU.) 

So ist das in allen Einzelplänen, das wissen die 
Kolleginnen und Kollegen des Haushaltsausschus-
ses, und das haben wir auch hier im Plenum noch 
einmal in einer neuen Auflage erlebt. Sie geben sich 
der Lust hin, unverantwortlich über Inflation, über 
Geldentwertung zu reden, um Leute zu schrecken. 
Das tun Sie ganz systematisch. Das ist ein politisches 
Rezept. 

(Abg. Lemmrich: Wann waren Sie denn 
ganz systematisch?) 

Das ist aber kurzlebig. Sie zielen dabei immer nur 
auf den Schlitz am 14. Juni, auf nichts anderes. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Danach werden Sie aber dastehen — wir werden 
Sie dann ja wiedersehen — wie Leute, die verges-
sen möchten, was vorgestern von ihnen selber ge-
sagt worden ist. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Rawe: Herr 
Wehner, ist denn das ein politisches Kon

-

zept, was Ihr Kanzler da gestern in Biele

-

feld gemacht hat? — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

— Sie haben alle geredet, und Sie bringen mich 
hier nicht aus dem Konzept. 

Sie wollen mit dem, was Sie da zusammenkleistern, 
mit dem Inflationsgerede, etwas suggerieren, wovon 
Sie sich Stimmungs- und Stimmengewinn erhoffen. 
Das ist alles! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie machen und betreiben das in dieser Weise. Sie 
schlagen Schaum. 

(Abg. Lemmrich: Sie wissen ganz genau, 
daß das nicht stimmt!) 

Diejenigen unter Ihnen, die denken — solche gibt es 
ja auch —, wissen ganz genau, daß dieser Schaum 
nicht lange hält. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Dazu ist Ihre Flüssigkeit und auch Ihre Potenz nicht 
stark genug, aber immerhin, bis zum 14. Juni, so 
meinen Sie, reicht es, und dann werden wir einmal 
weitersehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unglaublich!) 

Wissen Sie, was Sie wollen? 

(Abg. Lemmrich: Das wissen wir schon! 
Dazu brauchen wir Sie nicht!) 

Die Bundesregierung und wir, die wir für sie stehen, 
sollen in den von Ihnen produzierten Stacheldraht-
verhauen „Inflation", „Ausverkauf", „Verzicht", 
„Landesverrat" hängenbleiben und, um in Ihrem 
Jargon zu bleiben, zur Strecke gebracht werden. Das 
ist der ganze Gehalt, den diese Ihre Stacheldraht-
produktionen haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Schreien! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Und dann gehen Sie in derselben Sitzung hin — ich 
bewundere Ihre Art, Krokodilstränen quetschen zu 
können, ohne daß man immer ganz genau merkt, 
wie Sie quetschen —

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien. — 
Lachen bei der CDU/CSU) 

und sagen, der Bundeskanzler sei doch eigentlich 
berufen, zu sagen und dafür zu sorgen, daß die 
Gegensätze nicht zu einer Kluft werden. Das sagen 
Sie, die Sie von der Kluft leben, die Sie nur mit dem 
Graben leben können; anders können Sie ja gar 
nicht leben! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Haase [Kassel] : Sie haben doch den Graben 
wieder ausgehoben! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU.) 

Es ist eine Schmach, daß es in diesem Hause möglich 
war, daß der erste Sprecher der Fraktion, die von 
sich gerne sagen läßt, sie sei die stärkste, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist sie auch! 
— Denken Sie mal an Ihr „Spiegel"-Inter

-

view!) 

im Zusammenhang mit einer Summe des Haushalts 
des Bundeskanzlers davon sprach, für das Privatver-
gnügen des Bundeskanzlers, auf dem Venusberg zu 
wohnen, seien soundso viel Mittel für Sicherungs-
maßnahmen eingesetzt. 

(Abg. Dr. Althammer: Damit fangen Sie 
besser nicht an! — Abg. Lemmrich: Lesen 
Sie einmal nach, was Sie früher gesagt 

haben, anstatt nur zu brüllen!) 

Meine Damen und Herren, Sie erzeugen ein Klima 
— manche unter Ihnen, nicht alle, tun das sogar 
ganz bewußt —, das Rechtsextremisten und deren 
Instinkte, diese geistige und schließlich auch einmal 
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— das werden wir erleben — physische Mordlust, 
begünstigt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Pfui!-Rufe von der CDU/CSU.) 

Wenn Sie nicht daran gehindert werden, werden die 
Opfer diejenigen sein, die Sie verunglimpfen und 
verdächtigen. 

(Anhaltende Pfui!-Rufe bei der CDU/CSU. 
Abg. Dr. Gölter: Das ist doch eine In-

famie ersten Ranges! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU: Herr Präsident! „Mord

-

lust" ! — Das ist unmöglich!) 

Meine Damen und Herren, wer gemeint hat — auch 
ich habe das gemeint —, die Arbeit in Bundestag 
und Bundesregierung, auch eine zeitweilige gemein-
same Arbeit, werde zur Versachlichung der Beurtei-
lung des innenpolitischen Gegners führen, 

(anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

muß jetzt erkennen, daß Sie, was Sie selbst betrifft, 
dieselben geblieben sind, die Sie vorher im Ver-
hältnis zu anderen, die sich Ihnen nicht fügen woll-
ten, gewesen sind. Das ist leider wahr. 

(Beifall bei der SPD. — Die CDU/CSU- 
Fraktion verläßt bis auf wenige Abgeord

-

nete den Saal.) 

Sie waren ja auch bereit und dabei, den staats-
politisch unverzeihlichen Fehler zu begehen, bei der 
Bundespräsidentenwahl am 5. März 1969 lieber 
Ihren Kandidaten mit den Stimmen der NPD wählen 
zu lassen, als hinzunehmen, daß ein Sozialdemokrat 
dieses Amt übernimmt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das ist Ihre Schlagseite! Und diese Bundesrepublik 
wäre innen- und außenpolitisch in eine katastro-
phale Entwicklung gekommen, wenn Ihnen damals 
dieser unverzeihliche, staatspolitisch unverzeihliche 
Fehler geglückt wäre! 

(Beifall hei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, nach der Einlassung von 
Herrn Barzel — einmal durch seine Frage und zum 
anderen durch das, was er hier am Schluß an disku-
tablen, zu beachtenden, aber heute hier völlig falsch 
placierten Ausführungen gemacht hat — habe ich 
noch zweierlei zu sagen. 

Der Herr Dr. Barzel hat gerügt, daß der Bundes-
geschäftsführer der SPD gewisse Informationen hat 
und daraus Schlußfolgerungen zieht, und er sagt, wir 
bemühten uns, Informationen über die Zusammen-
künfte anderer zu bekommen. Als habe es hier in 
Bonn kein System Globke und keine Rufmordpraxis 
mit Dossiers und Gerüchten gegeben! 

(Abg. Stücklen: Wischnewski!) 

— Als habe es hier, Herr Stücklen, kein System 
Globke und keine Rufmordpraxis mit System und 
mit Dossiers gegeben! 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich habe dazu nur zu sagen: Mir persönlich, Herr 
Stücklen, tut es leid, daß die Höflichkeit der 

Nachfolger-Bundesregierung, die wir jetzt haben, im 
Bundeskanzleramt so wei t  geht, den Deckel über 
diese Praktiken nicht zu lüpfen. Das tut mir leid; 
denn dann wäre manches einfacher auszutragen, und 
es wäre Ihnen noch sehr viel schwerer, in manchen 
Sachen Versteck zu spielen und den feinen Max zu 
spielen! 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Stücklen: Zu 
Wischnewski sagen Sie kein Wort!) 

Zum Schluß zu der politischen Einlassung. In Berlin 
war es die CDU, als sie Koalitionspartner der SPD 
dort war, die den Regierenden Bürgermeister seiner-
zeit hinderte, das Gespräch mit dem damaligen Mini-
sterpräsidenten der Sowjetunion zu führen. Sie ha-
ben eine ganze Szenenserie aufgeführt, um das zu 
verhindern. Es ist Ihnen damals leider gelungen. 
Jetzt möchten Sie als Opposition hier den Bundes-
kanzler daran hindern, zu tun, was der Bundeskanz-
ler und seine Bundesregierung tun müssen, damit 
wir, Bundesrepublik, Partner im Bemühen um die 
Friedensordnung in Europa sein können. 

Das geht nicht, ohne daß man die Voraussetzun-
gen dafür schafft. Das geht nicht nur mit Erklärun-
gen, mit Behauptungen und mit Deklarationen. 
Meine Damen und Herren von der CDU/CSU — ich 
sage es zu den paar, die  hiergeblieben sind — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum sind die 
anderen nicht da?) 

— Fragen Sie die doch! Das kann doch ich nicht wis-
sen; entschuldigen Sie mal! 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Machen Sie das hinterher in einer Sitzung aus, aber 
doch nicht mit mir; ich habe die doch nicht dirigiert! 

(Abg. Stücklen: Aber Sie sind die Ursache! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sie werden doch nicht sagen, die hätten vor mir 
Angst gehabt! Es sind doch gestandene Damen und 
Herren. Nein, Sie sind in diesen Fragen eigentlich 
immer nur stark im Verhindern gewesen! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie waren immer nur stark im Verhindern. Aber 
Sie täuschen sich, wenn Sie annehmen, es sei noch 
Ihre eigene Zeit. Die hat sich geändert. 

Meine Damen und Herren, daß Sie den Einzel-
plan 04 ablehnen, versteht sich politisch. Daß Sie 
es mit Schmähungen tun, 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Wer schmäht 
denn hier außer Ihnen?) 

tut mir leid, aber das kennzeichnet Sie und sonst 
nichts. 

Ich danke Ihnen für Ihre Geduld. 

(Lang anhaltender Beifall bei den 
Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete von Wrangel. 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich spreche hier, 
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obwohl meine Fraktion ausgezogen ist, Herr Kol-
lege Wehner, und weil Sie, glaube ich, etwas ge-
tan haben, was man hier nicht tun darf. Sie haben 
den Graben vertieft, und Sie hatten, wie Herr Kol-
lege Wörner Ihnen bescheinigte, in diesem Hause 
eine große Reputation 

(Unruhe bei der SPD) 

und wurden von vielen von uns, auch von den 
Jüngeren, als Politiker geachtet. Aber gerade diese 
Reputation erlaubt es Ihnen nicht und ist auch kein 
Freibrief, uns zu schmähen, wie Sie dies mit dem 
Wort „Mordlust" soeben getan haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Herr Kollege Wehner, Sie haben damit doch eben 
jene Nachbarschaft, von der in diesem Parlament 
die Rede gewesen ist und die von dieser Regierung 
so oft beschworen wird, in dieser Stunde für meine 
Begriffe — ich muß es so sagen — in schamloser 
Weise verletzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die CDU, CSU-Bundestagsfraktion wird sich auf die-
ses Niveau der Diskussion nicht begeben, Herr Kol-
lege Wehner, auf dieses Niveau bestimmt nicht! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
der SPD. — Abg. Wehner: Dann müßten 

Sie auch Klimmzüge machen!) 

Ich glaube auch, daß Sie es eines Tages im Hin-
blick darauf, daß die Bundesrepublik Deutschland 
auf die Dauer Gewicht als Verhandlungspartner in 
der Welt haben sollte, bereuen werden, daß Sie so 
leichtfertig diese Gemeinsamkeit aus parteitakti-
schen Gründen aufgekündigt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Feller-
maier: Dann soll sich die CSU in Bayern 
nicht so aufführen, wie sie sich seit Wochen 
aufführt! — Weitere Zurufe von der SPD.) 

Sie haben darüber hinaus hier vom Sprichwort 
und von den kurzen Beinen gesprochen. Wir haben 
heute, was das anlangt, vom Bundeskanzler und 
von Herrn Wischnewski eine besondere Lektion 
erhalten. Ich glaube, solche Lektionen brauchten 
Sie uns wirklich nicht zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wisch

-

newski: Abwarten!) 

Ich möchte noch hinzufügen, daß wir gerade nach 
Ihrer Rede, Herr Kollege Wehner, und nach den 
Antworten, die wir auf die sachbezogenen Fragen 
von Herrn Dr. Barzel auch heute erhalten haben, 
besorgt darüber sind, daß diese unsere Demokra-
tie mehr und mehr unter der Macht einer Baracken-
bürokratie der SPD zu leiden beginnt. 

(Lachen bei der SPD. — Beifall bei der 
CDU/CSU. — Abg. Dr. Apel: Mein Gott, 

das ist aber unter Niveau!) 

— Herr Kollege Apel, 

(Dr. Müller-Hermann: Der geht in die 
Schule von Wehner! — Abg. Dr. Apel: 

Das müssen ausgerechnet Sie sagen!) 

es gehört offenbar zu den neuen Methoden 
der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion, die 
Staatsräson immer dann zu beschwören, wenn die-
ser Regierung irgend etwas unbequem ist. Dies aber 
verstehen wir nicht darunter, wenn wir von mehr 
Demokratie reden und sachbezogene Diskussion in 
diesem Parlament meinen. 

(Abg. Fellermaier: Nennen Sie das auch 
sachbezogen, was Herr Windelen heute 
morgen gesagt hat? — Zuruf des Abg. 

Dr. Apel.) 

Darüber kommen Sie auch nicht mit selbstgefälligen 
Reden und auch nicht mit Schmähungen hinweg. — 
Herr  Kollege Apel, darüber kommen Sie auch nicht 
hinweg, wenn Sie den Versuch machen, durch 
Lautstärke das zu überbrücken, was Ihnen leider 
an sachlichen Aussagen zu den Fragen, die wir 
gestellt haben, gefehlt hat. 

Meine Damen und Herren, ich möchte in dieser 
Minute für meine Fraktion eigentlich nur sagen, 
daß wir den Versuch machen wollten — dies ist 
geschehen —, diese Regierung zu bitten, dringende 
Fragen, die dieses Volk bewegen, endlich einmal 
zu beantworten und die Karten auf den Tisch zu 
legen. Dies ist wieder nicht geschehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Statt dessen erhielten wir keine Antworten und 
eine Schmährede, die in die Geschichte dieses Par-
laments eingehen wird als eine Rede, die viel 
Schaden angerichtet hat und bestimmt nichts zum 
Guten wenden konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wienand. 

Wienand (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege von Wrangel erklärte 
hier am Schluß seiner Ausführungen, als Antwort 
auf die gestellten Fragen sei eine Schmährede er-
folgt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ja! — Abg. 
Wohlrabe: Und was für eine!) 

Wir sollten doch wenigstens zum Abschluß dieser 
Debatte einmal den Versuch unternehmen, Herr 
Kollege von Wrangel, 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Auf Fragen zu 
antworten!) 

nicht nur so zu tun, als seien Fragen offenge-
blieben, 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Und wie!) 

wie es hier durch fast alle Ihre Redner getan wor-
den ist. Wir sollten in diesem Hause vielmehr den 
ernsthaften Versuch unternehmen, ein Resümee aus 
dem zu ziehen, was beantwortet worden ist, und 
was von Ihnen, sei es, weil sie prinzipiell anders 
denken wollen oder nicht anders denken können, 
nicht zur Kenntnis genommen worden ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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1 Wir haben das gestern morgen in der Konjunktur-

debatte erlebt, als der Bundesfinanzminister z. B. 
die 2 Milliarden DM aufgeschlüsselt hat. Unge

-

achtet der zweiten Rede und der Veröffentlichungen 
des Bundesfinanzministers hat dann der nachfol-
gende Sprecher Ihrer Fraktion, der Vorsitzende des 
Haushaltsausschusses, der sachverständige Kollege 
Leicht, der Parlamentarischer Staatssekretär im Bun-
desfinanzministerium war, hier so gesprochen, als 
hätte der Bundesfinanzminister nicht zwei- oder 
dreimal geredet und als hätte sich der Haushalts-
ausschuß nicht wochen- und monatelang mit dieser 
Materie befaßt. 

(Sehr richtig! bei der SPD. — Abg. Dr. 
Müller-Hermann: Herr Möller hat Dut

-
zende von Fragen offengelassen!) 

Was ist denn das für ein Beispiel, und was ver-
langen Sie dann noch an Antworten sachbezogener 
Art, wenn Sie einfach nicht zur Kenntnis nehmen 
wollen oder können, was an Antworten von der 
Regierung oder von den Sprechern der Koalitions-
parteien hier gegeben wird? 

(Zustimmung bei der SPD. — Abg. Dr. 
Müller-Hermann: Die Antworten bestanden 

aus Löchern!) 

Ich will ein anderes Beispiel bringen. Wir haben 
hier lang und breit über das Weißbuch diskutiert. 
Der Bundesverteidigungsminister hat zu allen Fra-
gen Rede und Antwort gestanden, bis zu den Fra-
gen, bei denen auch Sie in der internen Beratung, 

) wenn wir mit den einzelnen Sachverständigen Ihrer 
Fraktion unter vier Augen sprechen, zugeben, daß 
in der Tat die Zeit noch nicht reif für Entscheidun-
gen ist, wenn es nicht Fehlentscheidungen werden 
sollen. Sie benutzen, obwohl sie das mit Sachver-
stand zugeben, hier in der Polemik Argumente, als 
würden keine Antworten gegeben oder als seien 
sie bar jeglichen Sachverstandes. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien. 
— Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich will nicht die Vergangenheit beschwören. Es 
ließe sich sehr viel über Stil in diesem Hause sagen. 
Ich will nur ein Beispiel aus meiner Erinnerung an-
führen; das ist der einzige Ordnungsruf, den ich in 
siebzehn Jahren Parlamentstätigkeit bekommen 
habe und der mir noch in Erinnerung ist, nämlich 
als der vorhin so viel beschworene Bundeskanzler 
Adenauer aus ganz anderem Anlaß zitiert wurde 
und er etwas in die Debatte hier einführte, was mit 
Scharley und Schroth bezeichnet worden ist und 
was ich als Entgleisung zu nehmen bereit war, aber 
nicht mehr von dem Augenblick an, als er dann 
ohne mit der Wimper zu zucken, noch nicht einmal 
leidenschaftlich, sondern in der ihm eigenen Unter-
kühltheit, sagte: „Wenn Sie das geschmerzt hat, 
lernen Sie daraus! Ich nehme nichts zurück". Und 
er rehabilitierte diese Männer nicht, und einer ist 
darüber ins Grab gegangen. 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Oho-Rufe bei 
der CDU/CSU.) 

Wenn das alles beschworen werden soll und wir 
von Schmähungen hin und her reden, dann sollte 

es einmal ein Aufwaschen geben, und es sollte 
einmal ein Schlußstrich gezogen werden, und dann 
sollten wir uns sachbezogen und zukunftsorientiert 
unterhalten und nicht immer wieder Geisterbe-
schwörungen vornehmen. 

(Abg. Lemmrich: Haben Sie die Rede von 
Herrn Wehner nicht gehört? — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU: Sprechen Sie 
einmal mit Ihrem Fraktionsvorsitzenden; 
vielleicht begreift er! — Nach dem Motto: 

Haltet den Dieb!) 

Wenn Sie hier zur Außen- und Ostpolitik immer 
wieder erneute Fragen stellen, auch Herr Kollege 
Dr. Barzel, so von mir eine persönliche Antwort 
darauf. Ich habe in der Opposition Informationen 
aus dem engen Bereich, für den ich Verantwor-
tung hatte — im Verteidigungsausschuß — zu schät-
zen gewußt. Ich habe nie Mißbrauch damit getrie-
ben. 

(Abg. van Delden: Wir denn?) 

— Lassen Sie mich doch bitte ausreden, Herr Kol-
lege van Delden. Ich habe zwar in einem Fall er-
lebt, daß ich um eine persönliche, vertraulich zu 
haltende Unterredung gebeten worden bin, die 
dann nachher, weil man genau wußte, daß ich mich 
daran hielt, hier im Bundestag in die Debatte ein-
geführt wurde, und ich stand vor meinen eigenen 
Freunden da wie einer, der mit gezinkten Karten 
spielt. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Auch das habe ich von dieser Seite des Hauses er-
lebt. Aber sosehr ich für die Informationen in dieser 
Zeit dankbar war, sosehr bin ich während der 
Großen Koalition dafür eingetreten, die FDP in der 
Opposition in diese Informationen einzubeziehen, 
und so sehr bin ich jetzt bei dieser Koalition dafür 
eingetreten. 

Aber, Herr Kollege Dr. Barzel, Sie wissen genau-
so gut wie ich, daß eine ganze Reihe von Fragen, 
die Sie stellen, zur Stunde von diesem Bundeskanz-
ler, von diesem Außenminister und von einem 
Sprecher dieser Regierung nicht beantwortet wer-
den können und nicht beantwortet werden dürfen, 
wenn das Ganze einen Sinn haben soll. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es haben Zusammenkünfte stattgefunden. Ich habe 
an einigen teilgenommen. Ich habe — einige in die-
sem Hause genauso wie ich — zu schätzen ge-
wußt, daß weder der Herr Außenminister noch ein 
Staatssekretär noch — in ein oder zwei Fällen, in 
denen ich dabei war — der Herr Bundeskanzler 
Fragen und Antworten ausgewichen sind. Sie haben 
das gesagt, und wir haben keine weiteren Informa-
tionen dazu. 

Aber wenn verhandelt wird und wenn das zu 
einem guten Ende geführt werden soll, wird es uns 
allen dienlicher sein, wenn man die Vorhalte, die 
man hat, in interne Gespräche einführt und sagt: 
Da ist für uns die Grenze. Ich sage das nach beiden 
Seiten hin, vor allem aber zu Ihnen, weil ich für 
mich das Gefühl gewonnen habe, daß ein Teil des-
sen, was besprochen und was aus meiner Sicht auch 
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Ihnen gegenüber zufriedenstellend beantwortet 
worden ist, nachher von Ihnen in eine solche Art 
der Fragestellung gekleidet wurde, daß diese Re-
gierung, wenn sie nichts gefährden will, was mitt-
lerweile erreicht worden ist, nicht antworten kann. 
Sie haben dieses Übergangsstadium in einer Art 
ausgenützt, wie es eine demokratische Opposition 
nicht ausnutzen sollte, wenn sie weiter den An-
spruch aufrechterhalten will, in gemeinsamem In-
teresse mit der Regierung und der Koalition tätig 
zu sein. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Barzel. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Wienand, was Sie an mich 
persönlich gerichtet gesagt haben, nehme ich sehr 
ernst, weil Sie es sagten. Das, was an Information 
uns vorlag und vorliegt, war nicht der Gegenstand 
dessen, was mich veranlaßte, diese sieben Punkte 
und die anderen zu formulieren, sondern es war das, 
Herr Kollege Wienand, was man uns verschwieg. 

Ich glaube, es gehört hierher, daß ich in aller 
Form bei jedem der Informationsgespräche, an 
denen ich teilgenommen habe, erklärte — und die 
andere Seite legte auch immer Wert darauf —, daß 
dies niemanden in dem beeinträchtige, was er als 
freier Abgeordneter nach seiner Meinung zu tun 
sich für verpflichtet halte; natürlich immer ausge-
nommen etwa der Bruch der Geheimhaltung; das ist 
ganz klar. 

Ich habe sogar am vorletzten Montag bei der 
letzten Information bei dem Herrn Bundeskanzler 
dies noch wiederholt und habe ihm sogar einige 
der Fragen, die ich am Mittwoch hier stellen würde, 
vorher genannt. Ich habe ihm gesagt, es sei die 
Pflicht der Opposition, einiges aufzunehmen, was 
im Volk eine Rolle spiele, und hier durch die Re-
gierung klarstellen zu lassen. Die Schwierigkeit, die 
hier entsteht, ist doch das, was ich vorhin die sicht-
bare Geheimdiplomatie genannt habe. Ich will das 
nicht ergänzen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Schmitt

-

Vockenhausen.) 

Das Zweite. Herr Bundeskanzler, erlauben Sie 
mir einen Versuch: Die sachlichen Kontroversen 
sind nötig, und sie sind hier nun ausgetragen. 

(Unruhe bei der SPD.) 

— Sie werden mich jetzt nicht hindern, meine Da-
men und Herren! Aber das, was hier Ihr Fraktions-
vorsitzender über die „Mordlust" gesagt hat und 
was Sie in Bielefeld behauptet haben, ohne es auf-
rechterhalten zu können, daß muß beides vom 
Tisch, wenn in diesem Parlament nicht mehr Scha-
den nehmen soll als ein paar persönliche Beziehun-
gen oder ein paar Beziehungen von Parteien. Herr 
Bundeskanzler, hier geht es an das Fundament die

-

ses Staates. Ich bitte Sie, Ihren Beitrag dazu zu 
leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Widerspruch 
bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, nach der mir von dem 
amtierenden Präsidenten übergebenen Liste liegen 
zur Aussprache keine Wortmeldungen mehr vor. 

(Abg. Stücklen: Wenn der Kanzler nicht 
noch etwas sagen will!) 

Meine Damen und Herren, es ist interfraktionell 
vereinbart worden, daß zwischen 13 und 15 Uhr 
keine Abstimmungen stattfinden. Damit unterbreche 
ich die abschließende Beratung des Einzelplans 04 
und rufe Punkt 9 auf: 

Einzelplan 09 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft 

— Drucksachen VI/828, zu VI/828, VI/854 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Röhner 
Abgeordneter Hauser 
(Bad Godesberg) 

Ich frage, ob das Wort dazu gewünscht wird. 

(Abg. Rösing: Selbstverständlich, aber der 
Redner ist nicht da! Es ist Abgeordneter 

Röhner!) 

Wird das Wort begehrt? — Keine Wortmeldungen. 

(Abg. Rösing: Doch!) 

— Herr Kollege Rösing, ich kann hier natürlich nicht 
darauf Rücksicht nehmen, wenn sich die Geschäfts-
führer auf den weiteren Ablauf der Debatte nicht 
vorbereitet haben. Ich bitte dafür um Verständ-
nis. 

Zu Einzelplan 09 liegen keine Wortmeldungen 
vor. Wir kommen dann nachher um 15 Uhr zur Ab-
stimmung. — Herr Rösing! 

Rösing (CDU/CSU): Herr Präsident, zu Einzel-
plan 04 liegen eine Reihe von Änderungsanträgen 
vor. Ich glaube, wir verfahren zweckmäßigerweise 
so, daß wir jetzt die Änderungsanträge begründen 
lassen und dann die Abstimmungen ab 15 Uhr vor-
nehmen. Danach sollten wir mit dem Einzelplan 09 
— Wirtschaftsministerium — beginnen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege Rösing, mir werden hier die Materia-
lien übergeben. Danach ist der Änderungsantrag 
Umdruck 39 von Ihren Rednern ausdrücklich als be-
reits begründet erklärt worden. 

(Widerspruch in der Mitte.) 

— Doch, das ist mir hier ausdrücklich übergeben 
worden. Die Anträge sind begründet, so daß nur 
noch die Abstimmung vorzunehmen ist. Das wird 
mir eben noch von dem vorhin amtierenden Präsi-
denten bestätigt. — Sie können jetzt nur zur Ge-
schäftsordnung etwas sagen, nicht mehr zur Sache. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Ich habe die Beratung des Einzelplans 04 abge-
schlossen. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Präsident, es 
ist folgendermaßen. Es liegen zwei Änderungsan-
träge vor. Einer davon ist begründet worden. Der 
andere bezieht sich auf das Presse- und Informa-
tionsamt. Hierfür ist der Berichterstatter Lothar 
Haase zuständig, der den Antrag noch nicht be-
gründet hat und ihn jetzt begründen möchte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren! Nachdem ich die allge-
meine Aussprache zu Einzelplan 04 bereits ge-
schlossen und den Einzelplan 09 aufgerufen habe, 
werde ich diesen Änderungsantrag um 15 Uhr zu 
Beginn der Abstimmungen zur Begründung und 
Aussprache aufrufen. Ich bitte dafür um Verständ-
nis. Ich kann hier nicht ununterbrochen den ge-
schäftsordnungsmäßigen Ablauf ändern. 

Zu Einzelplan 09 lagen keine Wortmeldungen vor. 
— Herr Abgeordneter Rösing! 

Rösing (CDU/CSU) : Es stellt sich heraus, daß 
über die Mittagspause offensichtlich nicht richtig 
disponiert worden ist, Herr Präsident. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Gefühl habe ich auch. 

Rösing (CDU/CSU) : Die Sprecher zu Einzel-
plan  09, die wir ausdrücklich für heute nachmittag 
vorgesehen haben, sind nicht im Saal. Vor diesem 
Hintergrund bitte ich, die Sitzung bis 15 Uhr zu 
unterbrechen. Wir können dann mit den Abstim-
mungen fortfahren. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, es ist Übung in diesem 
Hause, dem Antrag einer großen Fraktion auf Unter-
brechung stattzugeben. — Aber zur Geschäftsord-
nung hat sich noch Herr Kollege Schulte gemeldet. 

Schulte (Unna) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube, es war völlig klar-
gestellt, wie wir verfahren wollten. Zwischen 13 
und 15 Uhr sollten keine Abstimmungen stattfinden, 
aber wir wollten weiter beraten. Dann müssen 
natürlich die Kollegen, die an den Beratungen teil-
nehmen, auch hier sein. Ich bin eigentlich dagegen, 
daß wir jetzt unterbrechen; denn wir müssen noch 
eine beachtliche Tagesordnung abwickeln. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, wir sollten den Versuch 
machen, uns zu verständigen. Ich schlage vor, daß 
wir die Sitzung bis 1 /23 Uhr unterbrechen. 

(Zurufe von der Mitte: Einverstanden!) 

Bis dahin können die Herren die Redner hierher-
geholt haben. Ich glaube, das kann man vertreten. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 14.30 Uhr. 

(Unterbrechung von 14.09 bis 14.31 Uhr.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren! Wir setzen die unter-
brochene Sitzung fort und fahren fort in der Bera-
tung des Einzelplans 09. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Professor 
Stein. 

Stein (Honrath) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Niemand 
wird, so glaube ich, in diesem Hause überrascht 
sein, wenn ich ankündige, daß meine Freunde und 
ich außerstande sind, diesem Einzelplan zuzustim-
men. Die Gründe sind gestern ausführlich hier er-
örtert worden; ich möchte sie nur noch einmal kurz 
zusammenfassen. 

Die Wirtschaftspolitik findet nicht unseren Beifall, 
weil die Regierung die konjunkturellen Dinge trei-
ben läßt, anstatt sie verantwortlich zu stabilisieren, 
wie das nach unserer Auffassung ihre gesetzliche 
Pflicht ist. Die umstrittenen wissenschaftlichen 
Perspektiven der einen oder anderen Einzelmaß-
nahme spielen dabei keine ausschlaggebende Rolle. 
Erfahrungsgemäß wird die Bedeutung dieser Detail-
probleme immer stark überschätzt. Entscheidend ist 
vielmehr, so glaube ich, daß es der Bundesregierung 
an jedem Konzept fehlt, außer an dem des Beobach-
tens, so daß jetzt auch der Wirtschaftsminister 
selbst, der schon lange zum Tun geraten, aber nicht 
die allerletzten Register gezogen hat, diese Politik 
des bloßen Abwartens vertreten muß. Wie wir 
gestern gehört haben, kann der Wirtschaftsminister 
zwar die Möglichkeiten zum Handeln in saubere 
Kategorien einteilen, aber mehr kann und darf er 
zur Zeit offenbar nicht. 

Durch die Politik des Unterlassens sind aber in-
zwischen — objektiv kann darüber gar kein Streit 
bestehen — Schäden entstanden, die gesamtwirt-
schaftlich irreparabel sind und die gerade auch so-
zial schwächere Kreise und Schichten unserer Be-
völkerung getroffen haben. Wir bedauern diesen 
Zustand und dieses Ergebnis auf das äußerste. 

Einer der Staatssekretäre seines Ressorts hatte 
die Freundlichkeit, schon vor der gestrigen Debatte 
im Fernsehen zu versichern, daß sich die Regierung 
bei ihrer Nichtbekämpfung der bedenklichen Preis-
flut selbstverständlich nicht von Wahlterminen be-
einflussen lasse. In der gestrigen Debatte gab es bei 
ähnlichen Versicherungen der Herren Koalitions-
sprecher auf unserer Seite einige Heiterkeit. Ich 
möchte allerdings die Hoffnung nicht unterdrücken, 
daß mit dem 15. Juni die Vernunft und die Ent-
schlußkraft in die Stuben der amtlichen Wirtschafts-
politik wieder einkehrt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auch die aufschlußreiche Bemerkung des Bundes-
kanzlers, daß in der Konjunkturpolitik momentan 
die Vollbeschäftigung den absoluten Vorrang habe 
— eine Äußerung, die ebenfalls, wie wir uns alle 
denken können, ohne jede wahlpolitische Nebenab-
sicht gemacht wurde —, läßt diese Hoffnung nicht 
als völlig aussichtslos erscheinen. 
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Ich muß leider nochmals eins unterstreichen: Sor-
gen des Regierungschefs wegen der Vollbeschäfti-
gung, und das bei 1,7 Millionen Gastarbeitern und 
zahllosen unbesetzten Plätzen, — da kann man 
wirklich nur den Kopf schütteln. Vor allem ist das 
keine Alternative, Vollbeschäftigung oder Preis-
stabilität. Wer den Geldwertschwund treiben läßt, 
der gefährdet auf die Dauer auch die Arbeitsplätze. 

Der Vorwurf an uns, daß wir die inflationäre Ent-
wicklung hochspielten, um am 14. Juni einige 
„Panik-Stimmen" zu gewinnen, ist nach meiner Auf-
fassung der Gipfel der Unsachlichkeit. 

(Abg. Dr. Luda: Sehr richtig!) 

Da schmilzt durch eine fehlerhafte Wirtschaftspolitik 
für viele Leute der Lohn ihrer Lebensarbeit auf den 
Sparkonten dahin. Wir wissen, der ursprüngliche 
Wert kehrt niemals wieder, mehr noch: die Lebens-
haltung derselben Leute verteuert sich zur selben 
Zeit ganz beachtlich. Zur Unzulänglichkeit der stati-
stischen Zahlen lassen sich in diesem Zusammen-
hang Bände sagen. Und wir von der Opposition, die 
wir diesen Zustand geradezu pflichtgemäß anpran-
gern und voller Sorge in die Zukunft blicken, be-
treiben angeblich bloße Wahlmache und Stimmen-
fang! 

Ich muß das heute nochmals ganz klar zurück-
weisen und dazu ein Weiteres über die Konjunktur-
politik hinaus sagen: Wenn wir seit einiger Zeit die 

 rein wahlpolitische Aufmachung so vieler Dinge in 
der allgemeinen Politik und in der Publizistik be-
trachten, wissen wir, in welche Gefahr die freie Mei-
nungsauseinandersetzung plötzlich und unerwartet 
gekommen ist und was die Stunde geschlagen hat. 

Noch einmal zur Sache: Wir können diese Wirt-
schaftspolitik nicht gutheißen. Die Tatsache, daß 
Regierung und Koalition auch gestern wieder die 
gefährliche Untätigkeit der Regierung mit einem 
großen Aufwand entgegenstehender und zum Teil 
einfach in die Welt gesetzter Behauptungen zu ver-
brämen suchte, bestärkt uns in dieser Ablehnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Unter diesen Behauptungen ist eine sehr bedenk-
lich, nämlich daß der jetzige Zustand der Wirtschaft 

vornehmlich die Preiswelle — weit hinter der 
Bedenklichkeit des Gesamtzustandes von 1966/67 
zurückbleibe. Begründet wird das mit einer winzi-
gen Differenz in der Geschwindigkeit der Preiser-
höhung für die Lebenshaltung in jener Zeit im Ver-
gleich zu heute sowie mit einigen anderen kleinen 
und nicht wesentlichen Unterschieden. Ich kann vor 
dieser vollkommenen Verkennung der Lage nur 
nachdrücklich warnen. Eine solche Betrachtungs-
weise wirkt nicht nur einschläfernd, sie ist auch völ-
lig falsch. 

Der kompetente und unabhängige Vizepräsident 
der Deutschen Bundesbank hat vorgestern mit Recht 
erklärt, daß die Gefahr für unsere Wirtschaft seit 
1950 noch nie so groß gewesen sei wie jetzt. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Sehr wahr!) 

Die wirtschaftspolitischen Ausgangspunkte sind 
nämlich heute in jedem in Betracht kommenden 

Teilbereich anders als 1966/67, und ich fürchte, die 
Regierung weiß das ganz genau. 

Doch ich will nicht in alle Zahlenunterschiede 
gehen. Wenn ich allerdings beispielsweise die heu

-

tige Einkommenspolitik betrachte, vor der die Koa-
lition gestern ja auch ganz und gar kapituliert hat, 
wenn ich den entscheidenden, unbestreitbaren Ein-
fluß dieser Politik auf die Preisbewegung sehe und 
dann lese, was von amtlicher Seite darüber gesagt 
wird, muß ich mich fragen, was überhaupt noch 
ernst zu nehmen ist. Herrscht doch eine fast reli-
giöse Inbrunst, um ganz schlichte, eindeutige Zu-
sammenhänge nicht wahr haben zu wollen. Auch 
hier muß man doch die Gesamtlage sehen, von der 
ich eben gesprochen habe. Diese Gesamtlage ist 
einfach so: Alles strebt dem Maximum an Ausnut-
zung der Chancen zu, ohne sich um die gesamtwirt-
schaftlichen Folgen zu kümmern. 

Dieses Verhängnis hat bekanntlich mit den un-
kontrollierten Streiks begonnen, und seit dieser 
Zeit ist die lohnpolitische Vernunft bei Arbeitge-
bern und Gewerkschaften — wenn ich das so sagen 
darf — ganz wesentlich vermindert. Das für alle 
unbefriedigende Ergebnis ist, daß wir zwar mehr in 
die Lohntüte stecken, auf der anderen Seite aber 
einen ganz stattlichen Teil durch die Preissteige-
rungen wieder wegnehmen. 

Wir gönnen den Arbeitnehmern die Erhöhung 
von ganzem Herzen, aber wir wenden uns gegen 
die Inflationierung des Arbeitsverdienstes. 

(Abg. Haehser: Das ist hier keine Vorle

-

sung!) 

— Ich weiß, das Wort Inflationierung hört die Koali-
tion nicht sehr gerne. Wir haben das gestern ver-
nommen. Ich bin bei der Anwendung dieses Wortes 
auch sehr vorsichtig. 

(Zuruf von der SPD: Das merkt man!) 

Aber wir können auf diese Kennzeichnung nicht 
verzichten, nachdem nach unserer Ansicht, aber auch 
nach der Meinung des unabhängigen Sachverstän-
digenrates eine automatische Geldentwertungsbe-
wegung eingesetzt hat. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Sehr wahr!) 

Ein Punkt kam gestern langsam in ein klareres 
Licht. Ich meine den alten Streit um die grundle-
gende längerfristige Wirkung der Aufwertung. Sie 
war jedenfalls, wie wir jetzt offenbar gemeinsam 
feststellen können, mindestens zum Teil wirkungs-
los und verschenkt. Es fehlte das Ergänzungspro-
gramm für den Binnenbereich. Die Behauptung, daß 
die erhoffte Entspannung wegen eines unzuläng-
lichen Aufwertungssatzes ausgeblieben sei, kenn-
zeichnet dann nur noch das Faktum, daß die Regie-
rung die Dinge nicht im Griff hat. 

Die Gründe für die Ablehnung dieser Wirtschafts-
politik betreffen natürlich auch noch andere Dinge. 
Die Quittung, die die Bundesbank für die Untätig-
keit der Regierung im Hinblick auf die Konjunktur-
situation gegeben hat, war bekanntlich die exorbi-
tante Zinsrate von 7,5 %. Diese 7,5 % waren zu-
gleich eine Art Zensur für die gezeigte schwache 
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Leistung. Aber der Zensierte erklärte zur allge-
meinen Überraschung, daß er diese Zensur als be-
rechtigt empfinde, selbst aber nichts weiter zu tun 
habe. Dann erteilten bekanntlich die Sachverstän-
digen mehrfach Zensuren, und schließlich tat es 
auch die Bundesbank wieder. Aber der Zensierte 
erklärte wieder dasselbe, setzte seine fehlerhaften 
Prognosen weiter fort. Diese Hartnäckigkeit kann 
nach unserer Auffassung nur politische Gründe 
haben. Ich will auch insoweit nicht alles wieder-
holen, was dem Ressort gestern in das Stammbuch 
geschrieben worden ist. 

Eines will ich in dem Zusammenhang aber noch 
sagen. Die amtlichen Verlautbarungen des Bundes-
wirtschaftsministeriums über Boom und Abklingen 
der Konjunktur sind — zum Nachteil des Res-
sorts — im Laufe der Zeit leider vielfach zu einer 
Quelle für bittere Witze geworden, da der Ofen 
weithin sichtbar und ohne Unterlaß weiter glüht. 
Die Fakten sind schon lange alarmierend, und sie 
bleiben es. Aber ich wiederhole: Vor dem 14. Juni 
haben sie offenbar keine Chance, von dieser Re-
gierung berücksichtigt zu werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Professor Stein, erlauben Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Schulte? 

Stein (Honrath) (CDU/CSU) : Bitte sehr! 

Schulte (Unna) (SPD) : Herr Kollege, empfinden 
Sie es nicht wie ich als eine gewisse Schizophrenie, 
wenn bestimmte Leute in den Vorständen und Auf-
sichtsräten über Zuwachsraten in Höhe von 20 % 
jubeln und dann am Abend als Verbandsfunktio-
näre vielleicht Krokodilstränen über die Konjunk-
turpolitik weinen? 

(Beifall bei der SPD.) 

Stein (Honrath) (CDU/CSU) : Wir sind hier nicht 
unter Vorstandsmitgliedern oder unter Funktionä-
ren. 

(Abg. Schulte [Unna] : Das ist doch Schizo-
phrenie, das müssen Sie doch einsehen!) 

Ich spreche nur als Politiker, und bei dieser Klar-
heit, mit der ich gesprochen habe, ist es ganz offen-
sichtlich, daß Ihre Auffassung nicht zutrifft. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich wiederhole also noch einmal: Die Fakten sind 
schon lange alarmierend, und sie bleiben es. Aber 
vor dem 14. Juni haben sie offenbar keine Chance, 
von dieser Regierung berücksichtigt zu werden. 

Ein Zweites ist gestern ebenfalls nicht mehr ver-
brämt worden, nämlich die scharfe Geldentwertung, 
die draußen meist unter der harmlosen Überschrift 
„Preiserhöhung" diskutiert wird. Ihre unzuläng-
liche, ja geradezu widerwillig betriebene Abwehr 
machen deutlich, daß unsere amtliche Wirtschafts-
politik das Wachstum weit vor die Preisstabilität 
stellt und weiterhin stellen will. 

Meine Damen und Herren, das Ganze ist dann 
eben kein Betriebsunfall der Konjunkturpolitik  

mehr. Weil das Ganze nicht mehr stimmt, hilft auch 
kein Einzelmedikament mehr. Wir haben uns ge-
stern dennoch bemüht, Ihnen ein Rezept zu geben. 
Nach dem 14. Juni werden wir weiter darüber reden. 
Wir können die Regierung von der Schuld um so 
weniger freisprechen, als die Entwicklung nach unse-
rer Auffassung langfristig zu erkennen war. Die 
Nachfrage war durch allerlei Außerplanmäßigkeiten 
stark angereichert worden und wurde — das ist von 
uns gestern klargelegt worden — durch keinerlei 
Bremseffekt monetär oder psychologisch abgefan-
gen. Hohe Inlandsaufträge, bald wieder stark an-
wachsende Auslandsaufträge, viel Geld bei den 
Verbrauchern, ein ausgekehrter Arbeitsmarkt — hier 
hätte ganz anders konzertiert werden müssen. Aber 
die Preiswelle tobt sich aus, weil in der Politik der 
Regierung, mit Ausnahme der verteuerten Kredit-
kosten, kein fester Punkt zu finden war, und die 
Preiswelle wird sich deshalb auch keineswegs bald 
verabschieden. 

Inzwischen wird sich der Bundeswirtschaftsmini-
ster, der leider auch gestern — das muß ich sagen —
das Bild eines von der Parteilinie zuwenig unab-
hängigen Mannes geboten hat, mit der Auffindung 
weiterer theoretischer Kategorien von Dämpfungs-
möglichkeiten beschäftigen. 

Die Schuld an der Lohnentwicklung kann man 
natürlich der Regierung nur am Rande anlasten. 
Ich deutete das an. Aber daß man auch von amtlicher 
Seite den Kostendruck verharmlost und den Zusam-
menhang zwischen Investitionen und Sicherheit des 
Arbeitsplatzes auf einmal plötzlich nicht mehr mit 
umfassen will, hat zur Unsicherheit der Wirtschaft 
stark beigetragen. 

Ich kenne die mannigfachen Zahlenbeispiele, die 
in dieser Frage veranstaltet worden sind. Diese 
Spiele sollen dartun, daß bei solchermaßen gestie-
genen Umsätzen der Faktor Lohn keine sensationelle 
Ausweitung mehr erfahren hat. Erstens kann man 
eben im Falle Kohle eindrucksvoll studieren, daß 
Lohnerhöhungen ausschließlich und unmittelbar 
Preiserhöhungen — und was für welche, meine Da-
men und Herren — nach sich ziehen, und zweitens 
muß das Ganze doch im Ramen der sonstigen Ko-
stenentwicklung gesehen werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Professor. Dr. Stein, gestatten 
Sie, daß ich Sie auf den Zeitablauf aufmerksam 
mache. 

(Abg. Stein [Honrath] : Ich habe eine Viertel

-

stunde angemeldet!) 

— Die ist abgelaufen. 

(Abg. Stein [Honrath]: Ich bitte noch um 
zwei Minuten!) 

Stein (Honrath) (CDU/CSU): Im ersten Viertel-
jahr dürften die allgemeinen Kostenerhöhungen bei 
rund 8 % gelegen haben. Dazu kommen noch die 
höheren Kredit- und Rohstoffkosten. In diesem Bild 
muß man die Lohnentwicklung sehen, gegen die die 
Regierung nicht klar und eindeutig Front gemacht 
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hat. Auch die Arbeitgeber können sie nicht verhin-
dern, besonders wenn die Verbraucher bei diesem 
Markt keinen Widerstand bieten. 

Zur angeblich antizyklischen Haushaltspolitik der 
Regierung kann ich nur die gestrigen Feststellungen 
unterstreichen, daß nämlich die Maßnahmen zu spät 
kamen, bei weitem unzulänglich waren und durch 
das Auf und Ab in der Regierungsdiskussion sach-
lich und psychologisch ohne Wirkung geblieben sind. 

Das, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
sind einige der Gründe, die uns veranlassen, diesen 
Einzelplan abzulehnen. Wir wollen damit kein gro-
ßes politisches Theater veranstalten, sondern nur 
den Ernst der konjunkturellen Lage nach der gestri-
gen Debatte noch einmal klarstellen. Die nicht ge-
bremste Geldentwertung erfordert eine andere Wirt-
schaftspolitik, als sie zur Zeit getrieben wird. Wir 
wissen, daß der Wirtschaftsminister diese Politik, 
wenn überhaupt, nur mit halbem Herzen vertritt. 
Wir wissen auch, da wir gestern gut zugehört haben: 
Wie es wäre, wenn andere an seiner Stelle säßen. 
Die flankierenden Reden haben hier sehr wohl 
einiges offenbart. 

Das Gesamtbild dieser Wirtschaftspolitik ist ne-
gativ. Wir lehnen sie ab und stimmen deshalb die-
sem Einzelplan nicht zu. Was der Politik fehlt, ist in 
erster Linie der Entschluß zur Stabilität und die ent-
schlossene Absage an die Geldentwertung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat die Frau 
Abgeordnete Funcke. 

Frau Funcke (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Herren und Damen! Der Herr Kollege Stein hat es 
für richtig gehalten, im Namen der CDU die „tibe-
tanische Gebetsmühle" der Anklagen in der Wirt-
schaftspolitik wieder in Bewegung zu setzen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Müller-Hermann: Das scheint Ihnen 

doch sehr unangenehm zu sein!) 

Sie tut das seit zwei Tagen, und  es fällt schwer, Herr 
Kollege Stein, anzunehmen, daß das kein Theater 
sein soll, wie Sie es gerade gesagt haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir alle würden das ja noch sechsmal mehr ertra-
gen, wenn Sie uns endlich sagten, was S i e denn 
nun eigentlich machen wollen 

(Beifall hei den Regieruungsparteien) 

und was Sie eigentlich von der Regierung erwarten. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Von dieser Re

-

gierung gar nichts mehr!) 

Denn Sie sind ja doch wohl nicht hier in diesem 
Hause, um lediglich anzuhören, was die Regierung 
tut, und dann zu sagen: Das ist verkehrt! Sie sind 
doch vielmehr in diesem Hause, um Alternativen an-
zubieten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Hören Sie doch zu!) 

So jedenfalls hat die FDP in den vergangenen 
drei Jahren ihr Aufgabe als Opposition gesehen. 
Wenn es Ihnen an der Vorstellung darüber mangeln 
sollte, was man in der Opposition macht, empfehle 
ich Ihnen, dort einmal nachzulesen. Da hat es näm-
lich eine Menge Anträge und eine Menge Vor-
schläge und echte Alternativen gegeben. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: 80 im Haus

-

haltsausschuß!) 

— Darauf komme ich noch zurück. 

Ich habe Verständnis dafür, daß die CDU sehr 
zögernd ist, im Bereich der Konjunkturpolitik kon-
krete Vorschläge zu unterbreiten; denn sie hat ja 
in der Vergangenheit bewiesen, daß sie immer ge-
nau falsch gelegen hat. 

(Beifall hei den Regierungsparteien. — 
Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Mül

-

ler-Hermann: Das war wohl unter Ihrem 
Finanzminister Dahlgrün? — Zuruf des 

Abg. Dr. Althammer.) 

— Herr Althammer. hören Sie doch einmal zu. Es 
schadet Ihnen nichts, wenn Sie auch einmal zu-
hören! 

(Beifall hei den Regierungsparteien.) 

Als wir eine Rezession hatten und das ganze Haus 
gemeinsam ein Stabilitätsgesetz verabschiedet hatte, 
haben Sie genau das Gegenteil von dem beschlos-
sen, was das Stabilitätsgesetz verlangte. Denn in 
dem Stabilitätsgesetz steht doch wohl eindeutig, daß 
in Zeiten der Rezession die Steuern gesenkt werden 
müssen. Die Große Koalition hat aber unter maß-
geblicher Finanzführung des Ministers a. D. Strauß 
in zweieinhalb Jahren Rezession zehn Steuererhö-
hungen beschlossen. 

Damit Sie es glauben und sich erinnern, darf ich 
Ihnen das im einzelnen aufzählen. Es begann mit der 
Sektsteuer, dann kamen die Tabaksteuer, die Mine-
ralölsteuer, die Ergänzungsabgabe und die Mehr-
wertsteuer — — 

(Abg. van Delden: Das ist doch keine 
Steuererhöhung! Die löste die andere Um

-

satzsteuer ab!) 

— Hören Sie doch erst einmal zu! Das scheint Ihnen 
furchtbar schwer zu fallen, meine Herren und Da-
men. Wir müssen beinahe eine Anfangsstunde für 
I-Männchen einführen, damit die CDU lernt, wie 
man sich in der Opposition benimmt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Die Mehrwertsteuer brachte bereits in der Zeit, 
als sie noch 10 % betrug, mehr als die alte Umsatz-
steuer. Sie haben dann sechstens die Mehrwert-
steuer auf 11 % erhöht. Sie haben siebtens eine 
Straßenverkehrsgütersteuer, achtens eine Export-
steuer, neuntens die Lohnfortzahlung, die ja nicht 
zugunsten der Arbeitnehmer, sondern des Finanz-
ministeriums geht, beschlossen, 

(Abg. Leicht: Sagen Sie das Ihrem Koali

-

tionspartner!) 
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Frau Funcke 
und Sie haben zehntens Steuervergünstigungen wie 
die Kilometerpauschale und ähnliches abgebaut. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Ergänzungs

-

abgabe!) 

— Das habe ich ja schon erwähnt! Hören Sie doch 
nur einmal zu! Denn wenn Sie zuhörten, brauchten 
Sie keine Zwischenrufe zu machen! 

Sie haben also in einer Zeit, in der man Steuern 
hätte senken müssen, zehn Steuererhöhungen durch-
geführt. Darüber hinaus haben Sie — auch daran 
erinnern Sie sich ungern — beim Übergang zur 
Mehrwertsteuer in bezug auf die Altvorräteent-
lastung trotz aller Warnungen seitens der FDP einen 
völlig falschen Prozentsatz beschlossen und vier 
kostbare Monate verstreichen lassen, bis Sie den 
Fehler eingesehen und korrigiert haben. 

(Abg. Leicht: Schade, daß wir das korri

-

giert haben!) 

— Sie haben es hinterher eingesehen; deswegen 
brauchen Sie jetzt nicht mehr dagegen zu reden. 

Das alles hat doch damals die Rezession ver-
schärft und verlängert, und so ist der Eindruck 
durchaus berechtigt, daß die Vorschläge der CDU 
in diesen Dingen nicht übermäßig glaubwürdig sind. 
Man muß daher Verständnis dafür haben, daß man 
sich jetzt mit Vorschlägen lieber zurückhält. An 
Ihrer Stelle täte ich das wahrscheinlich auch. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha!) 

Als es dann Zeit war, mit dem Bremsen anzufan-
gen, haben Sie in der Aufwertungsfrage gepaßt. 
Herr Kollege Stein sagte eben sehr richtig — ich 
habe mir das alles notiert —: Die Maßnahmen kom-
men zu spät, die Situation war langfristig zu erken-
nen, und die Fakten lagen lange auf dem Tisch. 
— Ich frage mich dann allerdings, warum die 
frühere Regierung, wenn das alles schon so lange zu 
erkennen war, nicht langfristig vorausschauend rich-
tig reagiert hat, z. B. die Aufwertung zu beschließen 
und die Entscheidung nicht hängen zu lassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Müller-Hermann? 

Frau Funcke (FDP) : Bitte schön! 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU) : Sehr geehrte 
Frau Vizepräsidentin, die Sie jetzt als Abgeordnete 
sprechen! Darf ich in Ihre Erinnerung rufen, daß 
unter dieser ja offenbar ganz miserablen CDU/CSU-
Wirtschaftspolitik die nominellen Arbeitseinkom-
men von 1950 bis 1969 um 200% angewachsen 
sind, die Preise um 50 %, d. h. die realen Einkom-
men urn 150 % zugenommen haben? 

Frau Funcke (FDP) : Sie dürfen mich daran erin-
nern, Herr Kollege, nur scheint es mir, daß Sie ge-
rade an einer falschen Stelle kämpfen; denn wir 
reden jetzt nicht von Lohnerhöhungen; die haben 

wir in der jetzigen Zeit viel mehr als Herrn Kolle-
gen Stein offenbar lieb ist. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Wir sprechen 
aber von der Wirtschaftspolitik!) 

— Ich spreche von der Konjunkturpolitik, und 
denen, die dafür verantwortlich waren und falsch 
handelten. Denn das liegt ja doch zu Tage. Wenn 
der Kollege Stein sagt, die Konjunkturentwicklung 
sei seit langem vorauszusehen gewesen, dann hat 
eben die alte Regierung einiges versäumt. 

Nun hat die neue Regierung sofort am ersten Tag 
ihres Bestehens gehandelt und Maßnahmen getrof-
fen. Sie hat die Aufwertung beschlossen, sie hat 
weiterhin eine Haushaltspolitik betrieben, die im 
Interesse der Konjunkturpolitik Sperrungen und 
Übertragungen in die Ausgleichsrücklagen vor-
nimmt. Wir haben weiterhin die vorgesehenen 
Steuersenkungen verschoben, wenngleich ich hier 
noch einmal daran erinnern möchte, daß es sich beim 
Steueränderungsgesetz nicht um eine echte Steuer-
senkung, sondern um ein Eliminieren des ständig 
überproportionalen Anstiegs der Lohnsteuer han-
delt. Wir haben ein Gesetz zur verstärkten Sparför-
derung, wir haben in der Tarifpolitik des Staates, 
Herr Kollege Stein, große Zurückhaltung in der 
Lohnsteigerung erreicht. Darüber hinaus aber dürfen 
Sie, Herr Kollege Stein, die Tarifpolitik von Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern ja wohl nicht der Regie-
rung anlasten, es sei denn, Sie wollten die Tarif-
hoheit der Sozialpartner in Frage stellen, was aller-
dings nicht der Vorstellung der FDP entspricht. Wir 
sind weiterhin der Meinung, daß wir die Bildungs-
anleihe, wie sie die Regierung im Grundsatz be-
schlossen hat, bald realisieren. 

Nun, meine Herren und Damen, sagen Sie: Das 
hat ja alles noch nicht sofort gewirkt. Wenn Herr 
Kollege Stein recht hat, daß solche Dinge langfristig 
anzufassen sind, dann haben Sie auch einen lang-
fristigen time lag. Das ist doch wohl für jeden, der 
ein wenig wirtschaftspolitische Kenntnisse hat, 
selbstverständlich. 

Wenn Sie nun darüber hinaus sagen, das Stabili-
tätsgesetz müsse angewendet werden, dann, meine 
Herren und Damen, sind Sie uns eine Antwort auf 
die Frage schuldig, welche Maßnahme nach Ihrer 
Auffassung angewendet werden soll. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch 
nicht wahr!) 

Herr Kollege Stoltenberg sagt: Wir warten auf die 
Vorschläge der Regierung, wir werden sie dann 
wohlwollend prüfen. — Das reicht uns nicht. 

(Abg. van Delden: Steuergutscheine!) 

Herr Kollege Barzel hat in dem Interview, das er 
gestern gegeben hat, erkennen lassen, daß ihm ein 
Regierungswechsel in Bonn — wonach er gefragt 
wurde — zu früh käme. Das scheint uns in der Tat 
der Fall zu sein. Denn angenommen, Sie würden 
jetzt hier einen Wirtschaftsminister stellen müssen 
— ich frage mich, wer das wohl überhaupt sein 
könnte; 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien) 
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Frau Funcke 
aber immerhin, wenn Sie jetzt einen stellen müß-
ten —, um alles in der Welt, was würde der denn 
jetzt tun? Wollen Sie das alles „geheimhalten", 
oder wären Sie es nicht bei Ihren ständigen Kriti-
ken schuldig, zu sagen — wenn schon nicht uns, 
dann wenigstens der Öffentlichkeit, um glaubwür-
dig zu sein , was Sie denn jetzt eigentlich mit dem 
Stabilitätsgesetz anfangen würden? 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. van Delden: Das hat Herr Stolten

-

berg doch gesagt! — Weiterer Zuruf von 
der CDU/CSU: Sehen Sie: Da haben Sie 

nicht zugehört!) 

Sagen Sie uns: Wollen Sie die Steuern erhöhen? 
Wollen Sie die degressive Abschreibung abschaf-
fen? Wollen Sie etwa die Investitionssteuer auf 
dem derzeitigen Satz halten, oder wollen Sie das, 
was mit Wissen oder Nichtwissen des Herrn Bun-
desministers a. D. Strauß in der Frage der Investi-
tionssteuer falsch gelaufen ist, nun korrigieren? 
Dieses alles müßten Sie uns denn doch einmal sa-
gen, und nicht nur uns, sondern auch der Öffentlich-
keit, damit es glaubwürdig ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Herren und Damen, und jetzt wird es 
ernst. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

— Ja, ich sage das in vollem Bewußtsein. Herr 
Kollege Stoltenberg hielt es heute für angebracht, 
an einer Stelle zu sagen, wir wollten über die Maß-
nahmen für die Contergan-Kinder nicht sprechen, 
das sei zu ernst. Wir haben allerdings den Eindruck, 
meine Herren und Damen, daß Sie die Beratung 
dieser Tage für Spielerei halten, für Wahlpropa-
ganda und sonst gar nichts. Uns ist es aber zu ernst 
mit den Fragen, die hier zur Diskussion stehen, als 
daß wir hier nur eine Art Wortspielerei und Wort-
klauberei betreiben. 

Herr Kollege Stein, es war immerhin kein anderer 
als Herr Berg, der als Präsident des Bundesverban-
des der Deutschen Industrie davor gewarnt hat, die 
Preisfragen und die Konjunkturlage in einer Form 
in der Öffentlichkeit zu behandeln — nicht in die 
Öffentlichkeit zu tragen; das kann man, wenn es 
sachlich ist —, die nur zu Angstkäufen auf der einen 
Seite und zum Hochreden der Preise auf der ande-
ren Seite führen kann. Ich darf Sie an diese Worte 
erinnern; das ist unsere Auffassung. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat der Herr 
Bundeswirtschaftsminister. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich weiß nicht, was Herr Stein mit seinem 
Nachklapp heute bezweckt, welches Ziel er verfolgt 
hat. 

(Abg. Wehner: Den Stein ins Rollen zu 
bringen! — Heiterkeit.) 

— Man kann ein anderes Bild wählen: Er wollte 
noch einmal die Platten von gestern wieder auf-
legen — Kurzspielplatten. Lieber Herr Stein und 
die ganze CDU/CSU: Und wenn Sie heute noch so 
viele Platten von gestern auflegen, das Terrain, das 
Sie gestern in der großen politischen Sachdiskussion 
verloren haben, gewinnen Sie nicht zurück. 

(Beifall bei der SPD. — Lachen und Zurufe 
bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Müller

-

Hermann: Sie sind ein Spaßvogel!) 

Herr Stein, das Terrain gewinnen Sie nicht zurück, 
und wenn Sie noch so viele Ihrer Platten drehen — 
oder ablesen. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU.) 

Nun zur Sache selbst, zum Inhalt Ihrer Ausfüh-
rungen. Sie wissen ganz genau, daß zu Anfang die-
ses Jahres den großen Verbänden eine Option an-
geboten worden ist. Sie stehen einem Verband nahe, 
dessen Arbeit ich schätze und der in der Konzertier-
ten Aktion die ganze Zeit großartig mitgearbeitet 
hat. Diese Unternehmensverbände sind Anfang die-
ses Jahres klar und deutlich gefragt worden: Was 
wollt ihr lieber in der weiteren Konjunkturpolitik, 
mehr Fiskalpolitik oder mehr Geldpolitik der Bun-
desbank? 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

Da hat es eine eindeutige Option für die Geldpolitik 
der Bundesbank gegeben. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU.) 

Und heute stellen Sie sich hin und jammern über die 
Diskontpolitik der Bundesbank .  Das ist Herr Stein! 

(Beifall bei der SPD.) 

Das war Ihre eigene Option, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Damit haben doch 
wir nichts zu tun!) 

und jetzt stellen Sie sich hin und jammern darüber. 

Nun zur Art und Weise der Diskussion. Ich habe 
Herrn Vizepräsidenten Emminger gestern nicht 
zitiert, denn ich hatte kein Zitat von ihm. Es gab nur 
ein On-dit aus einer Zeitung; wir haben auch heute 
noch nicht das Manuskript. Wir haben uns aber, 
Herr Stein, gestern bei der Bundesbank sachkundig 
gemacht, und ich kann hiermit erklären: Die Äuße-
rung, wie sie gestern hier zitiert worden ist, hat 
Herr Vizepräsident Emminger nicht getan. 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Lebhafte Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Ein drittes und letztes zu Herrn Stein. Ich habe 
Ihnen gestern, wie Sie selber sagen, vier sauber 
formulierte Alternativen der Konjunkturpolitik dar-
gelegt. Ich habe Ihnen gesagt, die Bundesregierung 
steht bei der zweiten Alternative. Ich habe gesagt, 
es ist wohl fair, wenn wir Sie nun danach fragen, 
was Sie für das Richtige halten. Ich verlange von 
Ihnen aus der Opposition nicht vorweg ein Rezept. 
Ich weiß, Herr Stein, es wäre vergebens, das zu ver-
langen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 
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Bundesminister Dr. Schiller 

Aber ich habe Sie gebeten — und einige Herren 
waren sehr nachdenklich —, sich Gedanken zu 
machen, welche der Alternativen 1 bis 4 für die 
CDU/CSU in Frage käme. 

(Zuruf von dere CDU/CSU: Bei Ihrem 
ständigen Wechsel?) 

Aus Ihren Worten heute kann ich nur eines ersehen: 
nach 24 Stunden Denkpause, Herr Stein, kommen 
Sie immer noch zu dem Ergebnis, daß Sie nicht wis-
sen, welche Alternative Sie selber ansteuern sollten. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Marx 
[Kaiserslautern] : Das ist eine Platte, da 

trifft das Wort „Platte" zu!) 

Das ist das Ergebnis der Einlassung von Herrn Stein, 
der Beitrag der CDU/CSU zu einer klaren Zuord-
nung im Sinne dieser Alternativen. Dieser Beitrag 
ist und bleibt gleich null. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter von Bismarck. 

Dr. von Bismarck (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Erläuterungen der 
Kollegin zu den Steuerproblemen kann man in 14 
oder 15 Minuten nicht abhandeln. Nur, daß Sie die 
ungewöhnlich glückliche Terminierung der Einfüh-
rung der Mehrwertsteuer, zu der uns ja unsere 
europäische Politik verpflichtet, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wissen die 
doch gar nicht!) 

hier als einen Beweis gegen eine vernünftige wirt-
schaftspolitische Gedankenführung der CDU ange-
führt haben, das fand ich sehr stark. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter von Bismarck, erlauben Sie eine 
Zwischenfrage der Abgeordneten Frau Funcke? 

Frau Funcke (FDP) : Herr Kollege, könnte es 
sein, daß bei der Unruhe und dem Nichtzuhören 
Ihrer Fraktionskollegen bei meiner Rede auch Sie 
nicht verstanden haben, was ich gesagt habe? Ich 
habe nämlich nicht gesagt, daß ich den Zeitpunkt 
der Einführung für verkehrt gehalten habe, sondern 
die Feststellung getroffen, daß mit der Einführung 
der Mehrwertsteuer auch eine Steuererhöhung ver-
bunden war. 

Dr. von Bismarck (CDU/CSU) : Frau Kollegin, 
Sie haben aber doch die Terminierung all der Vor-
schläge zum Beweis dafür angeführt, daß diese 
Dinge zu einer falschen Zeit gemacht worden sind, 
nämlich nicht in einer heißen, sondern in einer 
kühlen Periode. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU. 	Abg. 
Ollesch: Er will es nicht verstehen!) 

Meine Damen und Herren, eben wurde von den 
Verbänden gesprochen. Der Herr Wirtschaftsmini

-

ster hat dem Kollegen Stein vorgeworfen, daß er die 
Verbände hier offenbar falsch interpretiert. Herr 
Minister Schiller, eines der problematischen Dinge, 
die wir an Ihrer Politik sehen, ist ja gerade das, was 
Sie eben vorgeführt haben: daß Sie uns an Stelle 
einer eigenen Argumentation, einer Begründung 
dafür, daß Sie an einem bestimmten Tage nicht 
handeln oder sich nicht durchsetzen, jetzt fragen, 
was die Verbände denn für Wünsche gehabt haben. 
Wir haben seit längerer Zeit das Gefühl, daß in 
dieser Sache nicht mehr regiert wird. Sie haben es 
uns eben klassisch vorgeführt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, wenn man davon aus-
geht — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter von Bismarck, entschuldigen Sie, 
daß ich Sie unterbreche. 

Auf der Tribüne links habe ich Beifallsäußerungen 
festgestellt. Ich muß ausdrücklich darauf hinweisen, 
daß von den Zuschauertribünen keine Beifalls- oder 
Mißfallenskundgebungen erfolgen dürfen. 

(Unruhe. — Zuruf von der CDU/CSU: Müs

-

sen die jetzt raus?) 

Fahren Sie bitte fort. 

Dr. von Bismarck (CDU/CSU) : Meine Damen 
und Herren, wenn man davon ausgeht, daß uns die 
Freiheit der Marktwirtschaft den Wohlstand in 
20jähriger dynamischer Arbeit aller Arbeitenden 
verschafft hat, von denen der Herr Bundeskanzler 
heute morgen mit soviel Stolz sprach — — 

(Anhaltende Unruhe. — Abg. Stücklen: 
Herr Präsident, warum lassen Sie jetzt 
diese Zuhörer rausschmeißen? — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Einen Augenblick! Selbstverständlich habe ich nicht 
veranlaßt, daß hier jemand deswegen das Haus 
verläßt. Es sind ja junge Menschen, die uns hier 
besuchen; da ist es ganz klar, daß sie Anteil neh-
men. 

(Beifall auf allen Seiten.) 

Ich nehme an, daß die Klasse, da es kurz nach drei 
Uhr ist, ohnehin ihren Platz turnusmäßig verläßt. 
Ich werde mich aber noch einmal vergewissern. 

Dr. von Bismarck (CDU/CSU) : Meine Damen 
und Herren, wenn man davon ausgeht, daß uns die 
Freiheit der Marktwirtschaft in 20 Jahren durch die 
Mitarbeit aller, auf die der Herr Bundeskanzler 
heute morgen mit so viel Stolz Bezug genommen 
hat, den Wohlstand verschafft hat, so muß man, ehe 
wir über den Haushalt des Bundeswirtschaftsmini-
sters abstimmen, nach den Erfahrungen der gestri-
gen Debatte noch einmal mit allem Ernst die Auf-
merksamkeit dieses Hauses und der Öffentlichkeit 
auf die Frage richten, ob wir denn wirklich alle, 
alle Parteien dieses Hauses, noch zu dieser Markt- 
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Dr. von Bismarck 
wirtschaft stehen. Sie, Herr Bundeswirtschaftsmini-
ster, haben gestern in einer für Sie, für uns und 
alle Bundesbürger ernsthaften Konjunkturlage diese 
Entwicklung in einer spielerischen, fast schäkern-
den Form erläutert. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das kann man 
wohl sagen!) 

Diese Form stand, wie ich meine — ich habe das 
gestern schon gesagt —, in einem erschreckenden 
Widerspruch zu dem Ernst der Problematik. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Lenders hat gestern für die Sozialdemokra-
tische Partei zum Punkt Stabilität etwas gesagt, 
das unsere Fragen auslösen mußte. Ich darf das 
aus dem Manuskript zitieren, das die Sozialdemo-
kratische Partei zur Information herausgibt. Herr 
Lenders hat hier gestern folgendes gesagt: 

Die Konstellation der wirtschaftlichen und poli-
tischen Verhältnisse, in der wir international 
stehen, bietet doch nur eine zukunftsgerichtete 
Strategie: die Entscheidung für Vollbeschäfti-
gung und Wachstum bei möglichst geringer 
Preisniveaubewegung. 

(Abg. Matthöfer: Und jetzt weiter!) 

Meine Damen und Herren, die Frage ist, was diese 
Abstufung der Stabilität zu bedeuten hat. 

Drittens habe ich nach den gestrigen Einlassun-
gen, Herr Minister Schiller, nachgelesen, was Sie 
auf dem Parteitag der SPD in Saarbrücken kürzlich 

I) gesagt haben. Ihr erster Satz lautete — ich darf 
zitieren —: 

Wenn wir heute die Wirtschaftspolitik in ihren 
europäischen und internationalen Zusammen-
hängen analysieren, so sollten wir davon aus-
gehen, daß unsere Außenpolitik und unsere 
Wirtschaftspolitik ein Ganzes bilden. Dies sind 
zwei Seiten einer Gesamtkonzeption, eben un-
serer sozialdemokratischen Politik. 

Diese Aussage berechtigt, ja, ich meine, verpflichtet 
uns vor der Öffentlichkeit und vor diesem Hause, 
nach den gestrigen Eindrücken die Frage zu stellen, 
wohin diese sozialdemokratische Wirtschaftspolitik 
zielt. Zielt sie nunmehr in die gleiche Richtung wie 
das ostpolitische Konzept der Bundesregierung, das 
uns gleichzeitig mit all den Problemen des Westens 
so schnell und so umfassend wie möglich zu einem 
Arrangement mit der Sowjetunion und den kommu-
nistisch regierten Staaten bringen soll, während 
wir doch alle wissen, daß noch ein Berg von Auf-
gaben zur Vollendung des europäischen Bundes-
staates vor uns steht? 

Ich zitiere weiter. Sie haben dann gesagt: 

doch wichtiger ist: die Einbeziehung der So-
wjetunion und Osteuropas in die internationale 
Arbeitsteilung, in den Prozeß wirtschaftlicher 
Integration. 

Weiter sagten Sie: 

Wir sagen ja zu den gemeinsamen Projekten 
der ökonomischen Kooperation, von der in der 

Erklärung dieser Staaten in Budapest 1969 die 
Rede war. 

Schließlich: 

Und jetzt in diesen ersten Monaten der neuen 
Bundesregierung haben wir uns in Wirtschafts-
verhandlungen mit Jugoslawien, Rumänien und 
Ungarn dafür eingesetzt und konkrete Ab-
machungen erzielt, damit wir gerade mit diesen 
Ländern des Ostens konkrete Projekte der in-
dustriellen Kooperation in Ländern der Dritten 
Welt in Übersee durchführen können. 

Man muß vor diesem Hintergrund fragen, ob die 
zitierte Äußerung von Herrn Lenders die ver-
schämte Ankündigung des im übrigen mit dem Ge-
setz im Widerspruch stehenden herabgesetzten Stel-
lenwerts der Stabilität sein sollte. Soll nunmehr das 
Gebot der Stabilität, das im Stabilitätsgesetz gleich-
wertig neben Vollbeschäftigung und Wachstum seht, 
auch noch, so frage ich, Herr Minister, hinter ost-
politische Ziele zurücktreten? Sind wir dabei, unsere 
Rolle in Europa als Verteidiger der Marktwirtschaft, 
deren Herzstück die Stabilität ist und bleibt, auf-
zugeben, um zum Künder neuer Modelle, z. B. des 
jugoslawischen, zu werden? Man sage uns nicht, 
das seien — wie Sie das heute morgen schon gesagt 
haben — nur Unterstellungen und nur Wahlkampf-
worte. Meine Herren, wir haben oft schon erfahren 
müssen, wie schnell die Aussagen dieser Regierung, 
insbesondere auch Ihres Wirtschaftsministers, sich 
wandeln können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ebenso wie auf dem Felde der Deutschland- und 
Außenpolitik sind wir hier zu der Erkenntnis ge-
kommen, daß man Worte der Regierung nicht im-
mer wörtlich nehmen darf. Was der Herr Bundes-
kanzler sagt, darf der Herr Fraktionsführer der SPD 
uminterpretieren. So mußten wir uns auch im Be-
reich der Wirtschaftspolitik offenbar damit abfin-
den, daß nicht nur die Analysen, die Erwartungen, 
die Therapie und die Signale falsch waren, nein, 
auch damit — so hatte man gestern den Eindruck —, 
daß zunehmend die Unterrichtung der Öffentlichkeit 
immer häufiger falsch wird. 

Die Aussage des Herrn Bundeswirtschaftsmini-
sters in Saarbrücken und die gestrige Aussage von 
Herrn Lenders machen uns die Frage zur Pflicht, 
ob auch die Kompaßzahl falsch ist. Hat man den 
Herrn Wunderprofessor endgültig als Galionsfigur 
an einem Schiff zu sehen, das mit falscher Flagge, 
nämlich der Flagge der Marktwirtschaft, auf rotem 
Kurs segelt? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Fehlt nur noch der Weltkommunismus!) 

Die Flagge ist dann falsch, wenn man das Herz-
stück der Marktwirtschaft, die Stabilität, abstuft. 
Die Flagge ist dann falsch, Herr Minister, wenn — 
wie am 27. Februar geschehen — zur Erhaltung 
der Stabilität vom Wirtschaftsminister, von der 
Bundesbank vorgeschlagene Maßnahmen zur Ab-
schöpfung von Kaufkraft — das obszöne Wort wer-
den wir hier nicht aussprechen, Herr Schiller — des- 
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wegen nicht durchgeführt werden, weil Landtags-
wahlen bevorstehen, Landtagswahlen, bei denen 
man sich auf allen Seiten sehr sorgsam hütet, sie 
zu erwähnen. Die Flagge ist dann falsch, wenn man 
den Verzicht auf die vom Zentralbankrat, vom 
Wirtschaftsminister und vom Sachverständigenrat 
für notwendig gehaltene Kaufkraftabschöpfung da-
mit begründet, die Vollbeschäftigung sei in Gefahr. 
Es wurde soeben schon gesagt, daß sie noch nie 
so wenig in Gefahr war wie heute und daß wir 
nicht an zuviel Vollbeschäftigung, sondern an der 
Überbeschäftigung im Augenblick unsere liebe Not 

haben. Das Schiff segelt unter falscher Flagge; denn 
Marktwirtschaft verträgt es nicht, daß man Preis-
steigerungen in der Höhe, wie wir sie heute haben 
und nach Ansicht aller Fachleute noch erwarten 
müssen, bagatellisiert und so verschönt, wie das 
gestern von Vertretern der Regierung und der Koa-
litionsparteien wiederum geschehen ist. 

Man hat auch nicht das Recht, unter der Flagge 
der Marktwirtschaft zu segeln, wenn man den Rück-
gang des Sparervertrauens dadurch zu tarnen sucht 
— wie das im Nachtrag zum Jahreswirtschaftsbe-
richt unter Ziffer 10 geschehen ist —, daß man über 
die Sparquote des Jahres 1970 meditiert und sich 
dazu in demselben Zusammenhang wegen des Drit-
ten Vermögensbildungsgesetzes lobt, das, wie wir 
alle wissen, erhebliche Mängel hat. Die Bundes-
bank sieht die Dinge anders. So sind den Banken 
auf Sparkonten und durch den Verkauf von Spar-
briefen zusammen im Februar 1970 1,5 Milliarden 
DM gegenüber 2,1 Milliarden DM im Vorjahr und 
im März 300 Millionen DM gegenüber 1,2 Milliar-
den DM zum gleichen Zeitpunkt des Vorjahres zu-
geflossen. 

Der deutsche Bürger, meine Damen und Herren, 
zeigt, wie wir aus der kürzlich veröffentlichten Ana-
lyse des Allensbacher Instituts wissen, kein Ver-
ständnis für ein Absinken unserer Treue zur Sta-
bilität. Die Bundesrepublik, die in den letzten 20 
Jahren durch die Stabilität wieder gesund gemacht 
worden ist   und das geht nicht auf die Bilanz 
Ihrer Partei —, möchte in der überwiegenden Mehr-
heit der Bevölkerung die Stabilität erhalten wis-
sen, die uns die Freiheit verschafft und erhält, die 
wir nicht nur für uns, sondern auch für unsere Nach-
barn erweitern wollen. 

Ich frage Sie, Herr Bundeswirtschaftsminister: 
Welchen Kurs segelt das Schiff der Wirtschaftspoli-
tik, auf dem Sie doch jedenfalls zur Zeit noch der 
Steuermann sind? Sie gehörten in der Frage der 
Aufwertung, die Sie ständig zitieren, gewiß zu den 
Spätentwicklern. Sie haben zehn Monate nach dem 
Rat der Sachverständigen Ihr Herz für diese Sache 
entdeckt. Aber dann haben Sie die Aufwertung er-
heblich und gegen alle konjunkturellen Erfahrungen 
in ihren Wirkungen weit überschätzt und daher 
erst im Januar mit steuernden Maßnahmen begon-
nen. — Herr Minister Schiller, Sie winken ab, weil 
Sie vielleicht der Meinung sind, all diese Dinge 
wüßten sie alleine richtig. Das zeichnet Sie aus. 

Aber Ihr marktwirtschaftliches Gewissen hat noch 
einmal geschlagen: am 27. Februar, eben zur rech

-

ten Zeit mit dem richtigen Vorschlag. Ich sage das, 
damit Sie alle wissen, was wir darüber denken. Sie 
hatten die Unterstützung der Bundesbank. Sie hat-
ten die Unterstützung des Sachverständigenrates. 
Und Sie hätten, wenn Sie es hätten wissen wollen, 
wissen können, daß Ihnen die Opposition dabei 
nicht in den Arm gefallen wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Warum, frage ich, haben Sie nicht Kurs gehalten? 

(Andauernde Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter von Bismarck, Ihre Redezeit ist 
schon abgelaufen. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie 
zum Schluß kämen. 

Dr. von Bismarck (CDU/CSU) : Ich komme zum 
Schluß. Warum haben Sie nicht Kurs gehalten? 
Oder wollte Ihre Partei oder Ihre Mannschaft den 
marktwirtschaftlichen Kurs nicht mehr? Wenn ihr 
die Flagge der Marktwirtschaft für die Wähler 
genügt, dann müssen wir Sie fragen, ob Sie das mit 
Ihrem marktwirtschaftlichen Gewissen vereinbaren 
können. 

Die Konzertierte Aktion, für den 22. Mai ange-
setzt, wurde wieder abgesagt. Statt dessen hören 
wir nur noch Beschwichtigungen. Herr Minister 
Schiller, ein Wirtschaftsminister ohne Fortune ist 
schlimm. Ein Wirtschaftsminister, der sich dazu 
benutzen läßt, vom Steuermann zur Galionsfigur 
gemacht zu werden, kann eine Katastrophe sein, 
eine Katastrophe für die Freiheit, von der wir alle 
leben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Ge-
schäftsordnung gibt nach wie vor die Möglichkeit, 
hier Reden zu verlesen. Aber ich wäre doch dank-
bar, wenn die Redner, die die Absicht haben, das 
hier zu tun, wenigstens dem amtierenden Präsiden-
ten die Courtoisie erwiesen, die Einwilligung ein-
zuholen. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien. 
— Zurufe von der CDU/CSU.) 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Junghans. 

Junghans (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nachdem die Opposition zum fünften 
Male diesen Kaffee hier aufgewärmt hat, verleitet 
es mich, Ihnen einige Dinge ins Stammbuch zu 
schreiben. 

Erstens bin ich der Auffassung, daß Sie sich 
wahrscheinlich nicht im klaren darüber sind, wel-
chen Schaden Sie durch dieses dauernde Aufwär-
men, durch dieses Preisgerede, durch diese Preis-
hysterie dem deutschen Volke angetan haben. 

(Beifall bei der SPD. — Lebhafte Zurufe 
von der CDU/CSU.) 
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Wenn wir und die Bundesregierung Ihren Vor-
schlägen gefolgt wären, hätten wir erstens heute 
eine Preissteigerungsrate von 6 bis 7 % 

(Zustimmung bei der SPD — Lachen und 
Oho-Rufe von der CDU/CSU) 

infolge Ihrer Nichtaufwertungsbemühungen. Zwei-
tens hätten wir eine Arbeitslosigkeit, deren Pro-
zentzahl ich hier nicht nennen möchte. 

(Zustimmung bei der SPD. — Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

Erinnern Sie sich vielleicht, daß der Herr Strauß 
gesagt hat: „Ich wäre dafür gewesen, die Lohn- 
und Einkommensteuer ab 1. Oktober vorübergehend 
um 10 % zu erhöhen"? 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, nach Ihren Intentionen 
wäre drittens das Wachstum und damit die Mög-
lichkeit für Reformen gleich Null. Da frage ich Sie, 
wie Sie dann Ihre Anträge hätten begründen wollen 
zur Erhöhung der Ausgaben in bestimmten Haus-
halten. 

(Abg. Wehner: Die hätten auch dafür eine 
Platte!) 

Viertens hätten wir ein Haushaltsdefizit. Ich er-
innere an Ihre Anträge. 

Wir haben heute ein reales Wachstum von 6 % 
für 1970. Es geht also jedem Manne und jeder Frau 
in der Bundesrepublik besser als im vergangenen 
Jahre. Das debattieren Sie nicht weg. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Wir haben eine Preissteigerungsrate von 3,5 % 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

im Gegensatz zu 4,5 % im Jahre 1966. Der Mata-
dor auf diesem Felde heißt immer noch Erhard. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf des Abg. 
Dr. Stoltenberg.) 

Bei der Preissteigerungsrate für das Jahr 1970 ist 
klar, daß sie durch die Vorbelastung um die Jahres-
wende nicht mehr gesenkt werden kann. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Warum denn? 
Schiller hat sie doch im vorigen Sommer 

hochgeredet!) 

— Herr Müller-Hermann, Sie können Statistiken 
lesen, was ich Ihnen sogar zutraue. Sie wissen doch 
ganz genau, daß wir heute einen normalen Preis-
auftrieb in der Größenordnung von 2 % gehabt hät-
ten, wenn es nicht eine Vorbelastung dadurch gege-
ben hätte, daß Sie sich gegen die Aufwertung ge-
sperrt haben. Darüber gibt es doch gar keinen 
Zweifel. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sind Mär

-

chenerzählungen! Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Wir stellen fest, daß das Vertrauen der Bevölke-
rung in die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung 
auch durch Ihre fünfmaligen Angriffe, auch durch 
Ihr dauerndes Aufwärmen — und kalter Kaffee wird 

nach meiner Auffassung nach fünfmaligem Auf-
wärmen ungenießbar — nicht gebrochen ist. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Nehmen Sie bitte in dieser Stunde zur Kenntnis: Sie 
können uns, die Koalitionsparteien, nicht verleiten, 
der deutschen Wirtschaft und damit der Bevölke-
rung aus wahltaktischen Gründen Schaden zuzufü-
gen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Windelen: Das machen Sie auch so schon!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren! Damit stehen wir am 

 Ende der allgemeinen Aussprache. 

Ich rufe jetzt den Änderungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU auf Umdruck 30 *) auf. Das Wort hat 
der Abgeordnete Röhner. 

Röhner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Unser Änderungsantrag auf 
Umdruck .30 bezweckt, wenigstens teilweise die Mit-
tel für die „Frachthilfe für die Beförderung von 
Steinkohle" wieder in den Haushalt einzusetzen. 
Zur Begründung unseres Antrages bemerke ich kurz 
folgendes. 

Die Kohlefrachthilfe ist seit 1960 eingeführt wor-
den. Sie wird aus dem Aufkommen an Mineralöl-
steuer gespeist. Sie war und ist für Anpassungs-
maßnahmen zugunsten der Kohle vorgesehen und 
gehört zum Paket dieser Maßnahmen. 

Sinn der Frachthilfe war es 1960 — man muß an 
die damalige Situation bei der Kohle denken --
und ist es nach unserer Auffassung heute noch, den 
Kohleabsatz zu fördern und zu sichern. Dann sollte 
damit ein Ausgleich für Tariferhöhungen verbunden 
sein. Letztlich soll mit der Beihilfe in struktur-
schwachen und vor allem revierfernen Gebieten die 
Wettbewerbssituation der dort ansässigen kohle

-

verbrauchenden Wirtschaft günstig beeinflußt und 
verbessert werden. Von dieser Auffassung ließ 
sich offensichtlich die jetzige Bundesregierung noch 
bei der Aufstellung des Haushalts leiten. Denn der 
ursprüngliche Ansatz für die Kohlefrachthilfe im 
ausgedruckten Entwurf des Haushaltsplans belief 
sich auf 55 Millionen DM. Mit der Einbringung des 
Ergänzungshaushalts im Januar änderte plötzlich 
die Regierung ihre Ansicht und kürzte den entspre-
chenden Titel von 55 Millionen DM auf 5 Millionen 
DM. Dieser Betrag ist vorgesehen und gerade aus-
reichend, um Altanträge aus dem Jahre 1969 noch 
abzuwickeln. Die Regierung hat diese ihre geänderte 
Meinung damit begründet, daß sie einmal darauf 
hinwies, daß sie im gesamten Kohlebereich Einspa-
rungen vornehmen mußte und sie sagte zum zwei-
ten, daß es abzuwägen gewesen wäre, welche Ein-
schränkungen den Steinkohlenbergbau am wenig-
sten belasten würden. Sie hat sich dabei dafür ent-
schieden, daß die Absatzförderung an die Eisen-
und Stahlindustrie und an die Elektrizitätswirtschaft 
der Frachthilfe, die sich für die revierfernen Ge- 

*) Siehe Anlage 2 
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biete besonders auswirkt, vorgezogen und ihr eine 
zentralere Bedeutung beigemessen wird. Zum letz-
ten sagte die Regierung in verschiedenen Verlaut-
barungen, daß die Kohlefrachthilfe in erster Linie 
eine kohlepolitische Maßnahme und keine struktur-
politische Maßnahme sei. 

Dazu möchte ich namens der CDU/CSU-Fraktion 
feststellen: Die Wegnahme der Kohlefrachthilfe ist 
eine einseitige, sachlich nicht gerechtfertigte Maß-
nahme; denn andere Absatzförderungen wurden 
nicht nur beibehalten, sondern die Haushaltstitel 
wurden zum Teil noch aufgestockt. 

Zweitens stelle ich fest, daß diese Kürzung am 
härtesten die revierferne kohleverbrauchende Wirt-
schaft trifft, die bereits im Oktober 1969 — wir 
kennen das alle — eine drastische Kohlepreiserhö-
hung zu verkraften hatte und in den letzten Wochen 
abermals eine Kohlepreiserhöhung unterbringen 
mußte. 

Aber auch der Hausbrand und der Gewerbever-
brauch sind von dieser Maßnahme betroffen. 

Es ist deshalb drittens nach unserer Ansicht falsch, 
die Frachthilfe ausschließlich unter energiepoliti-
schen Gesichtspunkten zu betrachten; sie verbessert 
die Versorgungslage und die Wettbewerbssituation 
vor allem der mittelständischen Industrie in struk-
turschwachen Gebieten und revierfernen Gebieten. 

Viertens ist es unverständlich, meine Damen und 
Herren, daß ausgerechnet anteilsmäßig diesen Pro-
blemgebieten die Hilfe gestrichen wird, um Hilfen 
für die Elektrizitätswirtschaft und für die Eisen- und 
Stahlindustrie, die in einer Hochkonjunktur stehen, 
nicht nur beibehalten, sondern noch vergrößern und 
aufstocken zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir sind der Meinung, man soll die Konjunktur 
dort dämpfen, wo sie überschäumt, und nicht dort, 
wo bestenfalls auch im Jahre 1970 ein normaler 
Wirtschaftsablauf festzustellen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aus diesen Gründen beantragen wir, den Titel 
683 13 im Kapitel 09 02 um 30 Millionen DM auf 
35 Millionen DM aufzustocken, um wenigstens für 
den Rest des Jahres die Kohlefrachthilfe für diese 
Gebiete zu gewährleisten. 

Als Deckung für diese Mehrausgabe schlagen wir 
eine Kürzung in gleicher Höhe bei Titel 683 26 vor. 
Dadurch wird bei diesem Titel der Ansatz auf 
115 Millionen DM verringert. Seine Ausstattung be-
lief sich bei der Erstaufstellung des Haushalts ohne-
dies nur auf 25 Millionen DM. Man möchte also an-
nehmen, daß in diesem Titel die Belastung auf-
genommen werden kann. Die verbleibenden 115 Mil-
lionen DM in diesem Titel reichen nach unserer An-
sicht aus, um die daraus vorgesehenen Zuschüsse der 
öffentlichen Hand für die Kokskohle und für die 
Kokslieferungen des Steinkohlenbergbaus an die 
Eisen- und Stahlindustrie unter Berücksichtigung der 
heutigen Konjunktur- und Marktsituation zu ge-
währleisten. 

Unser Antrag berücksichtigt — lassen Sie mich 
das abschließend feststellen — sowohl die Inter-
essen der arbeitenden Menschen im Ruhrgebiet wie 
auch die Interessen der Verbraucher, und zwar auch 
jener Verbraucher, die zur Kohle standen, als wir 
alle im ganzen Lande und nicht zuletzt hier in die-
sem Hohen Hause große Sorgen wegen der Kohle

-

krise hatten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich bitte Sie deshalb, dem Antrag der CDU/CSU-
Fraktion auf Umdruck 30 Ihre Zustimmung zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Abgeordnete Kulawig. 

Kulawig (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir haben uns mit diesem Antrag schon 
im Haushaltsausschuß auseinandergesetzt und auch 
mit der Antragsbegründung, die nun hier bei der 
Wiederholung des  Antrages keine wesentlich neuen 
Elemente gebracht hat. Ich muß dem Hohen Hause 
empfehlen, .dasselbe zu tun, was die Mehrheit im 
Haushaltsausschuß tat: diesen Antrag abzulehnen. 

Wie der Kollege Röhner festgestellt hat, ist die 
Frachthilfe für Steinkohlentransporte in revierferne 
Gebiete im Jahre 1960 unter völlig anderen Verhält-
nissen eingeführt worden, als wir sie heute nach 
der Neuordnung im deutschen Steinkohlenbergbau 
vorfinden. Ich darf das Haus ,davon in Kenntnis 
setzen, daß die Entlastung für den Verbraucher zwi-
schen 20 Pf und 2,20 DM lag. Man kann außerdem 
bezweifeln, daß, würde sie weiter beibehalten, 
dieser geringe Kostenvorteil von den Händlern an 

,die Verbraucher weitergegeben würde. 

Es ist schon im Haushaltsausschuß darauf hinge-
wiesen worden, daß die Regierung die Reduzierung 
des Ansatzes von 55 auf 5 Millionen DM vorge-
schlagen hat, weil die Kohlenmittel im Haushalts-
planentwurf 1970 eine wesentliche Kürzung gegen-
über 1969 erfahren haben. Während im Haushalt 
1969 bei Kap. 09 02 590,2 Millionen DM ausgewie-
sen waren, sind es gemäß dem Ergänzungshaushalt 
im Jahre 1970 nur noch 468,5 Millionen DM. Davon 
sollten 30 Millionen DM gesperrt werden. In der 
Zwischenzeit ist daraus eine Kürzung geworden. 
Außerdem hat der Haushaltsausschuß weitere 
12 Millionen DM aus den Kohletitelngestrichen. 

Man sah sich also vor der Aufgabe, angesichts 
des geringeren Finanzvolumens für die Kohletitel im 
Einzelplan 09 die volkswirtschaftlich sinnvollste 
Konzentration zugunsten der Energiepolitik vorzu-
nehmen. Das geschieht durch Konzentration auf die 

 Absatzsicherung für ,den Kohlenverbrauch in der 
Elektrizitätswirtschaft und in der Stahlindustrie und 
auf Investitionshilfen für die Rationalisierung in der 
neuen Ruhrkohle AG. Die von der Bundesregierung 
vorgeschlagene Kokskohleregelung, die im Haushalt 
1970 Mittel in Höhe von 145 Millionen DM erfordert, 
stützt sich auf eine Entscheidung der Europäischen 
Kommission vom Dezember 1969, die im Gemein-
schaftsbereich Absatzbeihilfen und Förderbeihilfen 
vorsieht. 
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Erlauben Sie mir, das in einigen wenigen Zahlen 

darzustellen, damit klar wird, daß der Haushaltsan-
satz für die Kokskohlenbeihilfe realistisch ist und 
es nicht möglich ist, ihn um 30 Millionen DM zu 
kürzen. 

(Abg. Leicht: Herr Schiller wollte es doch 
selber!) 

Das war zu einem sehr viel früheren Zeitpunkt. 

(Abg. Leicht: Nein, vor wenigen Wochen 
in Zusammenhang mit der Preiserhöhung 

für die Kohle!) 

Die Absatzbeihilfe, die auf einem Außenabsatz an 
Kokskohle und Koks in Höhe von 17 Millionen t 
basiert, erfordert bei einer Beihilfe von 2,56 DM je 
Tonne einen Gesamtbetrag von rund 43 Millionen 
DM. Dieser Betrag wird von den Gemeinschaften 
ersetzt. Hinzu kommt ein revierferner Innenabsatz 
von 6,5 Millionen t. Er erfordert im Bundeshaushalt 
einen Betrag in Höhe von 16 640 000 DM. 

Die zweite Subventionsart, die Förderhilfe, wird 
für einen Außenabsatz von 17 Millionen t und einen 
Innenabsatz von 25,3 Millionen t, zusammen also 
42,3 Millionen t, gewährt. Der Beihilfesatz von 
4,75 DM pro Tonne bleibt unter 'dem Höchstsatz, der 
im Ermächtigungsrahmen der Europäischen Kom-
mission vorgeschlagen ist. Der Gesamtbedarf hierfür 
beträgt 217 057 000 DM. 

Die Kohle fördernden Länder haben sich an dieser 
Kokskohlenbeihilfe mit einem Drittel , des Betrages 
zu beteiligen. Das sind 72,5 Millionen DM, so daß 
für den Bundeshaushalt für das Jahr 1970 der Be-
trag von 145 Millionen DM übrig bleibt, und das ist 
das, was ,im Bundeshaushaltsentwurf 1970 nach den 
Beratungen im Haushaltsausschuß ausgewiesen 
wird. 

Ich möchte ferner darauf hinweisen, daß die Ver-
einbarungen, die zwischen der deutschen Stahlindu-
strie und der Ruhrkohle AG getroffen worden sind, 
den Beschluß zur Grundlage haben, der im Haus-
haltsausschuß gefaßt worden ist und der auch von 
der Bundesregierung gegenüber der Ruhrkohle AG 
und der Stahlindustrie vertreten worden ist, d. h. die 
Gewährung des 'Rabattes für Hausbrandkohle ist 
davon abhängig, daß der Betrag, der im Haushalts-
plan ausgewiesen ist, hier akzeptiert wird. 

Aus diesen wegen der Kürze der Zeit knapp dar-
gelegten Gründen bitte ich Sie, den Änderungs-
antrag abzulehen und dem Beschluß des Haushalts-
ausschusses auch in zweiter Lesung Ihre Zustim-
mung zu geben. 

(Beifall beiden Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, damit stehen wir am 
Ende der Beratungen zum Einzelplan 09. 

(Abg. Schulhoff meldet sich zu Wort.) 

— Herr Abgeordneter Schulhoff, Sie können nur 
zur Geschäftsordnung sprechen; Sie haben sich nicht 
in die Rednerliste eingetragen. 

Meine Damen und Herren, der Abgeordnete 
Schulhoff wollte hier noch einen Antrag einbringen. 

Dieser Antrag liegt dem Hause aber nicht verviel-
fältigt vor. Wir können einen Antrag, der dem 
Hause nicht vorliegt, nicht beraten. Ich bitte dafür 
um Verständnis. 

Schulhoff (CDU/CSU) : Ich akzeptiere das, meine 
Damen und Herren. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, es bleibt Ihnen bei der Meinung des 
Hauses nichts anderes übrig. 

(Heiterkeit.) 

Schulhoff (CDU/CSU): Ich könnte ja versuchen, 
mich zu widersetzen. Wenn ich sage, ich akzeptiere 
das, so bedeutet das, daß ich die Gründe akzeptiere, 
die es dem Präsidenten nicht möglich machen, mir 
zu gestatten, diesen Antrag, der zur Zeit verviel-
fältigt wird — es ist der Antrag mit der Nr. 54 —, 
hier vorzutragen. Ich folge einem Rat meines Freun-
des Stücklen und begnüge mich damit, Ihnen anzu-
kündigen, daß ich diesen Antrag in dritter Lesung 
wieder steilen werde. Bis dahin ist er vervielfältigt. 

Lassen Sie mich — nur damit Sie wissen, worum 
es geht — noch sagen — — 

(Lachen und Widerspruch) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich wäre Ihnen wirklich sehr dankbar, wenn Sie 
Ihre kurzen Ausführungen nun nicht für eine Be-
gründung des Antrages verwenden würden. 

SChulhoff (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich wollte 
gar keine Begründung geben. Ich wollte nur sagen, 
worum es sich überhaupt handelt. 

(Zurufe.) 

— Keine Aufregung. Sie sehen mich in der dritten 
Lesung wieder. Ich bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir kom-
men zunächst zur Abstimmung über den Änderungs-
antrag Umdruck 30 zum Einzelplan 09. Wer dem 
Antrag zustimmt, den bitte ich um das Zeichen. —
Danke. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Keine Stimmenthaltungen. Der Antrag ist abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zur Ab-
stimmung über den Einzelplan 09. Wer dem Einzel-
plan 09 in der nun vorliegenden Fassung zustimmen 
will, den bitte ich um das Zeichen. — Danke. Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Der Einzelplan 
09 ist mit dem gleichen Stimmenverhältnis wie eben 
angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den 
Einzelplan 04. Dazu liegt zunächst der Änderungs-
antrag Umdruck 39 vor. Dieser Antrag ist, wie mir 
der vorhin amtierende Präsident mitgeteilt hat, be-
reits begründet, so daß ich ihn zur Abstimmung 
stellen kann. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Wer dem Antrag Umdruck 39 *) der Fraktion der 

CDU/CSU zustimmen will, den bitte ich um das 
Zeichen. Danke. Gegenprobe! Danke schön. 
Stimmenthaltungen? — Der Antrag ist mit der 
gleichen Mehrheit wie bei der letzten Abstimmung 
abgelehnt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Auszählen!) 

— Das Präsidium ist sich über das Ergebnis der 
Abstimmung einig. 

Ich rufe den Änderungsantrag Umdruck 40 (neu)**) 
der Fraktion der CDU/CSU in zweiter Beratung auf. 
Wird dazu das Wort gewünscht? — Der Abgeord-
nete Reddemann wünscht das Wort. Bitte schön! 

Reddemann (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Ich halte es für notwendig, 
noch ein paar Sätze zu dem Antrag Umdruck 40 
(neu) zu sagen, und zwar deswegen, weil ich den 
Eindruck habe, daß die Bundesregierung im Augen-
blick dabei ist, aus dem Bundespresse- und Informa-
tionsamt eine Art von Bundespropagandaministe-
rium zu machen, 

(Beifall hei der CDU/CSU — Abg. Wehner: 
Dafür haben Sie doch die Fachleute!) 

das sich nur deswegen noch von einem Ministe-
rium unterscheidet, weil man wohl bisher nicht dar-
an denkt, einen parlamentarisch verantwortlichen 
Minister dafür zu ernennen. 

Nach dem Willen des Gesetzgebers soll das Bun-
despresseamt ich zitiere mit Genehmigung des 
Präsidenten — „die Politik der Bundesregierung 
gegenüber den Organen des Nachrichtenwesens ver-
treten. Es hat weiterhin die Bevölkerung über die 
politischen Ziele und die Arbeit der Bundesregie-
rung zu informieren". Nach der Praxis der Propa-
gandabehörde Ahlers werden indessen seit einem 
halben Jahr Informationen durch platte Reklame, 
die offene Zusammenarbeit mit der gesamten 
Presse durch ein Mißtrauen gegenüber kritischen 
Journalisten und die Wertung journalistischer Frei-
heit durch diffamierende Abwertungen ersetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wider besseres Wissen hat die Bundesregierung 
Anzeigen herausgegeben, die der Bevölkerung 
suggerieren sollten, die Preise seien am Sinken. Ich 
habe eine dieser Anzeigen hier. Wenn ich mir die 
Kurve des Nach-unten-Gehens ansehe, habe ich 
eher den Eindruck, daß man in dieser Anzeige den 
Aktienindex der letzten Woche gezeigt hat, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

keineswegs aber das tatsächliche Preisniveau. Wenn 
Sie die entsprechenden Erklärungen der zuständigen 
Sachverständigen sehen, werden Sie darüber nicht 
mehr streiten. 

Der Bundespressechef hat am 21. Januar allen 
Ernstes vor diesem Hause erklärt, die deutsche 
Presse sei nicht in der Lage, die Bevölkerung aus- 

*) Siehe Anlage 3 
**) Siehe Anlage 4 

reichend über die politischen Ereignisse zu infor-
mieren. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Wir haben das zur Kenntnis genommen, und ich 
bin erstaunt darüber, daß sich Herr Ahlers bis heute 
noch nicht korrigieren mußte. 

Ich erinnere Sie an die Arroganz, mit der der 
Regierungssprecher eine ganze Gruppe von Journa-
listen, nämlich die Redakteure der Springer-Zeitun-
gen, pauschal beschuldigt hat, Nachrichten zu fäl-
schen, und daß er es bis heute nicht für notwendig 
gehalten hat, diese Behauptung auch nur irgendwie 
zu beweisen. Ich habe mir die Mühe gemacht, die 
Sache einmal zu untersuchen und festzustellen, was 
denn da so nachrichtenfälschend war. Im Bundes-
presseamt ist ja eine sogenannte Dokumentation er-
arbeitet worden. Der Bundespressechef hat sie vor-
sichtshalber diesem Hause nicht zugeleitet. Aber da 
in Bonn alles, was nicht gerade im Zentralorgan der 
SPD, „Vorwärts", abgedruckt ist, sehr schnell be-
kann wird, kann ich mir erlauben, hier einige Zi-
tate zu bringen. 

(Unruhe bei der SPD.) 

Was nämlich — meine Damen, meine Herren, ich 
verstehe, daß Sie das nicht gern hören — hier unter 
der Bezeichnung „Kampagne gegen die Bundes-
regierung und die sie tragenden Persönlichkeiten" 
zusammengestellt wurde, das heißt zum Beispiel: 
„Regierung Brandt hat taktische Fehler begangen." 
Oder es heißt: „Brandt hatte einen schlechten Tag." 
Oder es heißt: „Scheel schimpfte auf Mende und die 
Presse." Das sind Teile der Arbeiten, die als angeb-
liche Nachrichtenfälschung nach vorn gebracht wur-
den! 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Als eine der Gipfelleistungen empörender Nach-
richtenfälschung empfand man dann im Presseamt 
— ich zitiere wieder wörtlich —: „Der Bericht in der 
,Welt' vom 7. 1. über das Dreikönigstreffen der 
FDP ist sehr negativ und ironisch." Daß man unter 
diesen Umständen dann sogar noch ein korrekt wie-
dergegebenes Zitat aus der „Neuen Zürcher Zei-
tung" ebenfalls in diese sogenannte Dokumentation 
mit hineingenommen hat, wundert eigentlich nie-
manden. 

Der Deutsche Presserat hat entsprechend reagiert. 
Er hat die Äußerungen von Conrad Ahlers eindeutig 
mißbilligt und diese fadenscheinigen Pseudoargu-
mente zurückgewiesen. Wir warten aber bis heute 
darauf, daß sich Conrad Ahlers für seine Behaup-
tung entschuldigt, und wir warten bis heute darauf, 
daß der Bundeskanzler, der sich ja hier im Bundes-
tag vor diese Behauptung gestellt hat, sein Bedauern 
ausspricht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich habe den Eindruck, das geht ähnlich wie in der 
Bielefelder Affäre, wo man mit Begeisterung falsche 
Behauptungen in die Welt setzt und in dem Augen-
blick, da man sie beweisen soll, nur noch Rück-
zieher macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich meine aber, daß wir um der Pressefreiheit 
willen hier vor diesem Hause eindeutig feststellen 
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Reddemann 
müssen, daß der Vorwurf der Nachrichtenfälschung 
nicht die Redakteure der Springer-Zeitungen und 
auch nicht die ebenfalls in die Garotte genommenen 
Fernsehredakteure trifft, sondern daß diese Behaup-
tung eindeutig auf ihre Urheber zurückfällt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das Ganze ist aber nicht nur ein Problem Ahlers, 
sondern das Ganze ist ein Problem Bundeskanzler; 
denn der Bundeskanzler ist der Dienstvorgesetzte 
des Herrn Ahlers, und er kann sich nicht einmal dar-
auf berufen, vielleicht sei der Herr Ehmke zuständig, 
weil jeder, der ein bißchen in der Materie Bescheid 
weiß, die Intimfeindschaft zwischen Herrn Ehmke 
und Herrn Ahlers kennt. 

(Lachen bei der SPD.) 

Der Bundeskanzler ist verantwortlich für den Stil 
dieser Regierung, und wenn er sich weigert, selbst 
dieses Parlament vernünftig zu informieren, dann 
dürfen wir uns nicht wundern, wenn sein Pressechef 
die Öffentlichkeit und die Presse ebenfalls schlecht 
informiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler, wenn Sie wirklich mehr 
Demokratie und nicht mehr Sozialdemokratie hier 
wagen möchten, hören Sie bitte auf, diese Methoden 
der Volksaufklärung und Propaganda noch weiter-
hin in den Vordergrund zu stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Das hat man am besten bei der NSDAP ge

-

konnt, nicht wahr? — Abg. Dr. Apel: Das 
ist wirklich ein starkes Stück!) 

— Herr Wehner, Ihre Zwischenrufe lese ich gern 
hinterher nach. Nach Ihrer ungeheuerlichen Ent-
gleisung von heute 

(Abg. Dr. Apel: Was Sie gesagt haben, ist 
auch ungeheuerlich!) 

halte ich es nicht für richtig, mit Ihnen auch nur im 
geringsten in ein Gespräch einzutreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Erlauben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Corterier? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein!) 

Reddemann (CDU/CSU) : Herr Kollege, ich habe 
in diesem Hause so oft versucht, bei Ausführungen 
Ihrer Fraktionskollegen Zwischenfragen zu stellen. 
Ich habe mir vorgenommen, genauso nein zu sagen, 
wie es mir gegenüber oft genug getan worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler, wenn Sie wieder eine rich-
tige Informationspolitik betreiben wollen, dann ver-
lassen Sie sich nicht mehr auf die Verführungs-
künste eines Herrn Augstein und dessen Regie-
rungsnachrichtenmagazin; denn er wird Sie in dem 
Augenblick so rücksichtslos wie auch andere fal-
len lassen, wenn die Außensteuerung von ihm bei 
Ihnen im Kabinett nicht mehr funktioniert. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler, verlassen Sie sich bitte auch 
nicht auf Lobpreisungen aus dem Munde eines Herrn 
Nannen, der früher schon einmal einen Führer und 
Kanzler, den wir beide verabscheuen, mit außer-
ordentlicher Freudigkeit bedacht hat. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie haben es eigentlich nicht nötig, einen solchen 
Hofpoeten zu haben, nachdem Sie erklärt haben, 
daß Sie glaubten, mit Ihrer Wahl sei der National-
sozialismus endgültig erledigt. 

Herr Bundeskanzler, verlassen Sie sich bitte auch 
nicht auf die Merseburger Zaubersprüche, denen die 
roten Scheuklappen das Panorama zum klassen-
kämpferischen Guckloch eingeengt haben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler, machen Sie wieder das, was 
notwendig ist: treiben Sie eine vernünftige Infor-
mationspolitik! Hören Sie wieder auf kritische Stim

-

men im Journalismus; 
(Zurufe von der SPD) 

lassen Sie sich nicht einfach von Hofsängern des 
Schaumburger Hofes und dessen Konzert begleiten. 
Verhindern Sie, daß dieses Presse- und Informa-
tionsamt der Bundesregierung eine Maulkorbpolitik 
betreibt! Dann werden wir beim nächsten Mal  — 
falls  Sie diesen Etat dann noch einbringen können — 

(Heiterkeit bei der CDU) 

nicht mehr auf die Idee kommen, einen Streichungs-
antrag einzubringen, sondern dann sind wir gerne 
bereit, mit Ihnen gemeinsam für eine vernünftige 
Informationspolitik einzutreten. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Abgeordnete Hermsdorf. 

Hermsdorf (Cuxhaven) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe nicht die Ab-
sicht, hier wieder eine Debatte über die Titel 
„Öffentlichkeitsarbeit" zu eröffnen. Wir haben ge-
stern durch unseren Sprecher, Herrn Kollegen Raf-
fert, klargemacht, wie wir die Dinge ansehen. Ich 
habe nur zwei Bemerkungen hinzuzufügen. 

Erstens. Der Kollege hat hier behauptet, wir woll-
ten aus dem Bundespresseamt ein Bundespropa-
gandaministerium machen. Er hat sich dann sogar 
noch in einem Vokabular ausgedrückt, das von 1933 
bis 1945 üblich war. Ich kann Ihnen nur sagen: Die 
Pläne zur Erweiterung und zum Ausbau des Bun-
despresseamtes stammen nicht von uns, sondern 
Sie haben das versucht, und wir haben das während 
Ihrer Regierungszeit mit Hilfe der FDP verhindert 
und werden das auch in Zukunft verhindern. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das Zweite ist, daß ich einem Kollegen, der hier 
in diesem Stil redet und der den Herrn Bundes-
präsidenten nach seiner Wahl als einen Spießer 
bezeichnet hat, nicht antworten werde. 

Wir lehnen den Antrag ab. 
(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, damit kommen wir zur 
Abstimmung über den Abänderungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU auf Umdruck 40 (neu). Wer 
diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich um 
das Zeichen. — Danke. Die Gegenprobe! — Danke 
schön. Stimmenthaltungen? — Der Antrag ist abge-
lehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Einzelplan 04. 

Zur Abstimmung hat der Abgeordnete Wagner 
das Wort. 

Wagner (Günzburg) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Zur Abstimmung und 
in Rede steht nicht nur der Haushaltsplan des Kanz-
leramtes, zur Abstimmung steht auch die Politik 
dieser Bundesregierung. Angesichts der Gewichtig-
keit dieser Entscheidung beantragen wir nament-
liche Abstimmung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren! Es ist der Antrag auf 
namentliche Abstimmung gestellt. Ich gehe davon 
aus, daß der Antrag hinreichend unterstützt ist. 

Wir treten in die Abstimmung ein. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich gebe das vor-
läufige Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Einzelplan 04 bekannt. Von den unein-
geschränkt stimmberechtigten Mitgliedern des Hau-
ses haben 247 mit Ja, 241 mit Nein gestimmt. Ent-
halten hat sich niemand. Von den Berliner Abge-
ordneten haben 12 mit Ja, 8 mit Nein gestimmt. 
Der Stimme enthalten hat sich niemand. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 488 und 20 Berliner Abgeordnete; 

davon 

Ja: 247 und 12 Berliner Abgeordnete 

Nein: 241 und 8 Berliner Abgeordnete 

Enthalten: keine 

Ungültig: keine 

SPD 

Adams 
Dr. Ahrens 
Dr. Apel 
Arendt (Wattens cheid) 
Dr. Arndt (Hamburg) 
Baack 
Baeuchle 
Bäuerle 
Bals 
Barche 
Dr. Bardens 
Batz 

Bauer 
Bay 
Dr. Bayerl 
Dr. Bechert (Gau Algesheim) 
Becker (Nienberge), 
Dr. Beermann 
Behrendt 
Bergmann 
Berkhan 
Berlin 
Biermann 
Böhm 
Börner 
Frau von Bothmer 
Dr. Brand (Pinneberg) 
Brandt 
Brandt (Grolsheim) 

Bredl 
Brück 
Brünen 
Buchstaller 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Dr. Bußmann 
Collet 
Corterier 
Cramer 
Dr. von Dohnanyi 
Dröscher 
Dürr 
Eckerland 
Dr. Ehmke 
Frau Eilers 
Dr. Enders 
Engholm 
Dr. Eppler 
Esters 
Faller 
Fellermaier 
Fiebig 
Dr. Fischer 
Flämig 
Frau Dr. Focke 
Folger 
Franke (Hannover) 
Frehsee 
Frau Freyh 
Fritsch 
Geiger 
Gerlach (Emsland) 
Gertzen 
Dr. Geßner 
Glombig 
Gnädinger 
Gscheidle 
Dr. Haack 
Haage (München) 
Haar (Stuttgart) 
Haase (Kellinghusen) 
Haehser 
Halfmeier 
1-Iansen 
1-lansing 
Hauck 
Dr. Hauff 
Dr. Hein 
Henke 
Frau Herklotz 
Hermsdorf (Cuxhaven) 
Herold 
Hirsch 
Höhmann (Hessisch 

Lichtenau) 
Hörmann (Freiburg) 
Hofmann 
Horn 
Frau Huber 
Dr. Hupka 
Jahn (Marburg) 
Jaschke 
Junghans 
Junker 
Kaffka 
Kater 
Kern 
Killat-von Coreth 
Dr. Koch 
Koenig 
Kohlberger 
Konrad 
Dr. Kreutzmann 
Kriedemann 
Krockert 
Kulawig 
Lange 
Langebeck 
Dr. Lauritzen 

Lautenschlager 
Frau Lauterbach 
Leber 
Lemp 
Lemper 
Lenders 
Liedtke 
Löbbert 
Lotze 
Maibaum 
Marquardt 
Marx (München) 
Matthes 
Matthöfer 
Frau Meermann 
Dr. Meinecke (Hamburg) 
Meinike (Oberhausen) 
Metzger 
Michels 
Möhring 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 
Müller (Mülheim) 
Dr. Müller (München) 
Müller (Nordenham) 
Dr. Müller-Emmert 
Dr. Müthling 
Neemann 
Neumann 
Dr. Nölling 
Offergeld 
Frau Dr. Orth 
Frhr. Ostman von der Leye 
Pawelczyk 
Peiter 
Pensky 
Peters (Norden) 
Pöhler 
Porzner 
Raffert 
Ravens 
Dr. Reischl 
Frau Renger 
Richter 
Dr. Rinderspacher 
Rohde 
Rosenthal 
Roß 
Säckl 
Sander 
Saxowski 
Dr. Schachtschabel 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Frau Schanzenbach 
Scheu 
Dr. S chiller 
Schiller (Bayreuth) 
Frau Schimschok 
Schirmer 
Schlaga 
Dr. Schmid (Frankfurt) 
Schmidt (Braunschweig) 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Dr. Schmidt (Krefeld) 
Schmidt (München) 
Schmidt (Niederselters) 
Schmidt (Würgendorf) 
Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Dr. Schmude 
Schoettle 
Schollmeyer 
Schonhofen 
Schulte (Unna) 
Schwabe 
Seefeld 
Seibert 
Seidel 
Frau Seppi 
Simon 
Dr. Slotta 
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Dr. Sperling 
Spillecke 
Staak (Hamburg) 
Frau Strobel 
Strohmayr 
Suck 
Tallert 
Dr. Tamblé 
Frau Dr. Timm 
Tönjes 
Urbaniak 
Vit 
Walkhoff 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner 
Welslau 
Wende 
Wendt 
Westphal 
Dr. Wichert 
Wiefel 
Wienand 
Wilhelm 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittmann 
Wolf 
Wolfram 
Wrede 
Würtz 
Wüster 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Arndt (Berlin) 
Bartsch 
Bühling 
Frau Krappe 
Liehr 
Löffler 
Mattick 
Dr. Schellenberg 
Frau Schlei 
Dr. Seume 
Sieglerschmidt 

FDP 

Dr. Achenbach 
Dr. Dahrendorf 
Frau Dr. Diemer-Nicolaus 
Dorn 
Ertl 
Frau Funcke 
Geldner 
Genscher 
Graaff 
Grüner 
Helms 
Jung 
Kirst 
Kleinert 
Krall 
Logemann 
Mertes 
Mischnick 
Moersch 
Ollesch 

Peters (Poppenbüll) 
Dr. Rutschke 
Scheel 
Schmidt (Kempten) 
Wurbs 

Berliner Abgeordnete 

Borm 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Adorno 
Dr. Aigner 
Alber 
von Alten-Nordheim 
Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Dr. Artzinger 
Dr. Bach 
Baier 
Balkenhol 
Dr. Barzel 
Dr. Becher (Pullach) 
Dr. Becker (Mönchenglad-

bach) 
Becker (Pirmasens) 
Berberich 
Berding 
Berger 
Bewerunge 
Biechele 
Biehle 
Dr. Birrenbach 
Dr. von Bismarck 
Bittelmann 
Blank 
Blumenfeld 
von Bockelberg 
Dr. Böhme 
Frau Brauksiepe 
Breidbach 
Bremer 
Bremm 
Dr. Burgbacher 
Burger 
Dr. Czaja 
Damm 
Dasch 
van Delden 
Dichgans 
Dr. Dittrich 
Dr. Dollinger 
Draeger 
von Eckardt 
Ehnes 
Engelsberger 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Erpenbeck 
Dr. Evers 
Dr. Eyrich 
von Fircks 
Franke (Osnabrück) 
Dr. Franz 
Dr. Freiwald 
Dr. Frerichs 
Dr. Früh 
Dr. Fuchs 
Dr. Furler 
Dr. Gatzen 
Frau Geisendörfer 
Geisenhofer 
Gerlach (Obernau) 
Gewandt 
Gierenstein 
Dr. Giulini 
Dr. Gleissner 
Glüsing (Dithmarschen) 
Dr. Gölter 
Dr. Götz 
Gottesleben 
Frau Griesinger 
Dr. Gruhl 
Freiherr von und zu 

Guttenberg 

Haase (Kassel) 
Dr. Häfele 
Härzschel 
Häussler 
Dr. Hallstein 
Dr. Hammans 
Hanz 
von Hassel 
Hauser (Bad Godesberg) 
Dr. Hauser (Sasbach) 
Dr. Heck 
Hein (Salzgitter) 
Frau Dr. Henze 
Dr. Hermesdorf (Sehleiden) 
Höcherl 
Hösl 
Horstmeier 
Horten 
Dr. Hubrig 
Hussing 
Dr. Huys 
Frau Jacobi (Marl) 
Dr. Jaeger 
Dr. Jahn (Braunschweig) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Josten 
Dr. Jungmann 
Frau Kalinke 
Katzer 
Dr. Kempfler 
Kiechle 
Kiep 
Dr. h. c. Kiesinger 
Frau Klee 
Dr. Klepsch 
Dr. Kley 
Dr. Kliesing (Honnef) 
Klinker 
Köppler 
Köster 
Krammig 
Krampe 
Dr. Kraske 
Dr. Kreile 
Frau Dr. Kuchtner 
Lampersbach 
Leicht 
Lemmrich 
Lensing 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Lenze (Attendorn) 
Lenzer 
Link 
Dr. Löhr 
Dr.  Luda 
Lücke (Bensberg) 
Lücker (München) 
Majonica 
Dr. Martin 
Dr. Marx (Kaiserslautern) 
Maucher 
Meister 
Memmel 
Mick 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Dr. Müller (Aachen-Land) 
Müller (Niederfischbach) 
Müller  (Remscheid) 
Dr. Müller-Hermann 
Mursch 
Niegel 
Dr. von Nordenskjöld 
Orgaß 
Ott 
Petersen 
Pfeifer 
Picard 
Pieroth 

Dr. Pinger 
Dr. Pohle 
Pohlmann 
Dr. Prassler 
Dr. Preiß 
Dr. Probst 
Rainer 
Rasner 
Rawe 
Reddemann 
Dr. Reinhard 
Richarts 
Riedel (Frankfurt) 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Rinsche 
Dr. Ritgen 
Dr. Ritz 
Rock 
Röhner 
Rösing 
Rollmann 
Rommerskirchen 
Roser 
Ruf 
Russe 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-

Hohenstein 
Schlee 
Dr. Schmid-Burgk 
Dr. Schmidt (Wuppertal) 
Schmitt (Lockweiler) 
Dr. h. c. Schmücker 
Schneider (Königswinter) 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Dr. Schober 
Frau Schroeder (Detmold) 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schröder (Sellstedt) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Schulhoff 
Schulte (Schwäbisch Gmünd) 
Dr. Schulze-Vorberg 
Dr. Schwörer 
Seiters 
Dr. Siemer 
Solke 
Spilker 
Springorum 
Dr. Sprung 
Stahlberg 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Stein (Honrath) 
Steiner 
Dr. Stoltenberg 
Frau Stommel 
Storm 
Strauß 
Struve 
Stücklen 
Susset 
von Thadden 
Tobaben 
Frau Tübler 
Unertl 
Dr. Unland 
Varelmann 
Vehar 
Vogel 
Vogt 
Volmer 
Wagner (Günzburg) 
Dr. Wagner (Trier) 
Frau Dr. Walz 
Dr. Warnke 
Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 
Weigl 
Dr. Freiherr von Weizsäcker 
Werner 
Windelen 
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Winkelheide 
Wissebach 
Dr. Wörner 
Frau Dr. Wolf 
Baron von Wrangel 
Dr. Wulff 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Amrehn 
Benda 
Dr. Gradl 
Dr. Kotowski 
Lemmer 
Müller (Berlin) 
Frau Pieser 
Wohlrabe 

Damit ist der Haushalt verabschiedet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich rufe den Einzelplan 10 auf: 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 

— Drucksachen VI/829, N/854 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. von Bülow 
Abgeordneter Müller (Nordenham) 

Ich erteile das Wort dem Berichterstatter, dem 
Abgeordneten Dr. von Bülow. 

(Abg. Dr. von Bülow: Ich verzichte aber auf 
den Bericht!) 

— Sie wünschen, daß das Haus darauf verzichtet? 

(Abg. Dr. von Bülow: Ja!) 

— Meine Damen und Herren, verzichten Sie auf 
die Berichte, damit es schneller geht? — Gut! Dann 
wollen wir in die Aussprache eintreten. Das Wort 
hat Herr Dr. von Bülow. 

B) 

Dr. von Bülow (SPD) : Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Der Einzelplan 10 des Bundes-
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten ist der einzige Plan in diesem Haushalt, in dem 
größere Umschichtungen in Höhe von etwa 120 Mil-
lionen DM vorgenommen worden sind. Er hat die-
ses Jahr ein Gesamtvolumen von 7,7 Milliarden DM 
gegenüber 5,5 Milliarden DM im Jahre 1969. Drei 
Faktoren haben dieses Ergebnis bewirkt. 

Zum ersten ist die EWG-Marktordnung auf 
3,5 Milliarden DM angestiegen und hat damit ge-
genüber 1969 eine Erhöhung um 1,5 Milliarden DM 
erfahren. Man muß hinzufügen, daß das gegenüber 
der mittelfristigen Finanzplanung der vergangenen 
Regierung, die 2,2 Milliarden DM vorgesehen hatte, 
eine Erhöhung um 1,3 Milliarden DM ist. Der An-
stieg dieser Ausgaben wird uns auch in Zukunft 
Jahr für Jahr vor ein Dilemma stellen. 

(Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich bitte Sie um Aufmerksamkeit für den 
Kollegen, der spricht. Ich bitte Sie außerdem, Platz 
zu nehmen. Ferner bitte ich diejenigen, die eine 
dringende Unterhaltung führen müssen, diese 
außerhalb des Saales zu führen. 

Dr. von Bülow (SPD) : Der Abgeordnete Bewe-
runge hat in dem Pressedienst der Christlichen De-
mokraten veröffentlicht, daß nach fünf oder sechs 
Monaten neuer Bundesregierung die Agrarfinan

-

zierung bereits mit 4,5 Milliarden DM in den roten 
Zahlen stecke. Demgegenüber ist festzuhalten, daß 
die Steigerung der Ausgaben um 1,3 Milliarden 
DM gegenüber der mittelfristigen Finanzplanung 
der letzten Regierung ja nicht auf die Beschlüsse 
dieser Regierung zurückzuführen ist, sondern auf 
die Agrarpolitik, die die vergangene Regierung 
eingeleitet hat und aus der wir im europäischen 
Konzert nicht mehr herauskommen. 

Dadurch, daß die EWG-Marktausgaben in einem 
bedenklichen Ausmaß ansteigen, sind wir in eine 
Zangenbewegung hinsichtlich der nationalen Agrar-
strukturpolitik hineingekommen. Es ist keineswegs 
verwunderlich, daß diese Zangenbewegung in der 
mittelfristigen Finanzplanung der vergangenen Re-
gierung zu einer Streichung von 500 Millionen DM 
im nationalen Agrarprogramm geführt hat. Demge-
genüber hat diese Regierung eine Erhöhung des 
Ansatzes gegenüber der mittelfristigen Finanzpla-
nung im nationalen Agrarbereich um 389 Millionen 
DM durchgeführt, und der Haushaltsausschuß hat 
zusammen mit dem Ernährungsausschuß weitere 
120 Millionen DM hier hineingebracht. 

Zum dritten sind die Ausgaben gestiegen, weil 
der Aufwertungsausgleich, das Versprechen dieser 
Regierung, den Landwirten den vollen Ausgleich der 
Schäden zu gewähren, die sie durch die Aufwertung 
erlitten haben, mit 920 Millionen DM zu Buche 
schlägt. Herr Bewerunge, Sie können ja sagen, was 
Sie wollen, aber dieses Geld kommt den Landwir-
ten zugute, genauso wie die dreiprozentige Mehr-
wertsteuerregelung den Landwirten zugute kommt. 
Ich glaube, daß die Landwirtschaft insgesamt in die-
sem Jahr nicht so schlecht dasteht, wie Sie es drau-
ßen im Land behaupten. 

Diese Umschichtung von 120 Millionen DM war 
möglich, weil wir, die Berichterstatter, uns sehr 
genau und mit großer Sorgfalt die Finanzierung 
des EWG-Agrarbereichs angeschaut und gesehen 
haben, daß in diesem Jahr hier eine Umschichtungs-
möglichkeit in dieser Größenordnung gegeben ist. 
Es ist natürlich für den Haushaltsausschuß und für 
den Ernährungsausschuß verführerisch, das jedes 
Jahr aufs neue so zu machen. Da müssen wir eine 
gewisse Disziplin wahren, um die Haushaltsansätze 
wahrhaftig und der vermutlichen Entwicklung an-
gepaßt zu belassen. 

Es ist aufgehoben worden die sogenannte Sippen-
haftung zwischen dem nationalen Agrarbereich und 
dem EWG-Agrarbereich, die besagte, daß Mehraus-
gaben im EWG-Agrarbereich aus Mitteln für die 
nationale Strukturpolitik gedeckt werden müssen. 
Das ist ein echter Durchbruch für die Landwirtschaft, 
der einen entscheidenden Fortschritt darstellt. Ich 
glaube also, man kann nicht so wie Sie, meine 
Herren Abgeordneten von der Opposition, landauf, 
landab sagen, die sozialdemokratisch geführte Koa-
lition werde zu einem Untergang der deutschen 
Landwirtschaft führen. Das können Sie nicht sagen, 
wenn Sie diese Tatbestände zur Kenntnis nehmen. 

Die Mittel für die Flurbereinigung sind um 
14 Millionen DM aufgestockt worden, die für den 
Wirtschaftswegebau um 2 Millionen DM, die Mittel 
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Dr. von Bülow 
für die von der Natur benachteiligten Gebiete um 

15 Millionen DM, die Wasserwirtschaft um 2 Mil-
lionen DM, das Emsland- und das Nordprogramm 
um 10 Millionen DM, die Unfallversicherung um 
55 Millionen DM, um eine Beitrittserhöhung um 
30 % zu vermeiden, für die Fischabsatzwerbung 
und schließlich für den Küstenschutz mit 20 Millio-
nen DM. Wir haben damit die Haushaltsansätze 
des letzten Jahres nahezu vollständig wiederher-
gestellt, trotz der enormen Steigerungen der Aus-
gaben im EWG-Bereich und trotz des Aufwertungs-
ausgleichs, den wir zahlen müssen. 

Von diesen Mitteln ist noch einmal ein Betrag 
von 50 Millionen DM abzusetzen, es handelt sich 
um die Ansätze, bei denen wir einstimmig Sperren 
i n Kürzungen verwandelt haben. Das ist bedauer-
lich. Auf der anderen Seite muß festgehalten wer-
den, daß auch hier wieder der Einzelplan 10 der 
Landwirtschaft derjenige ist, der am wenigsten mit 
Sperren versehen worden ist. 

Meine Damen und Herren! Dieser Haushalt be-
weist, daß wir sehr wohl die Probleme der Land-
wirtschaft sehen, daß wir versuchen wollen, sie in 
eine moderne Struktur zu überführen. 

Es ist auch nicht richtig — wie im CDU-Presse-
dienst behauptet worden ist —, daß in diesem Jahr 
etwa keine Investitionshilfen gezahlt würden. Es 
sind 64 Millionen DM an Investitionshilfen einge-
setzt; sie dienen der Abwicklung des Programms, 
das bis zum Jahre 1969 auf Grund des EWG-Anpas-
sungsgesetzes abgelaufen ist. Ein neuer Ansatz von 
10 Millionen DM ist eingesetzt worden, dazu weitere 
20 Millionen DM Verpflichtungsermächtigungen, mit 
denen das neue Investitionsförderungsprogramm 
finanziert werden soll. Es wird sich in der Zukunft 
zeigen, ob wir in der Landwirtschaftspolitik eine 
vernünftige Basis über alle Parteien hinweg finden 
können und ob die CDU-Opposition es wagen wird, 
vom Gießkannenprinzip Abstand zu nehmen. 

(Abg. Dr. Ritz: Das müssen Sie uns gerade 
sagen!) 

— Das sollte man Ihnen sagen. Wir werden die 
Diskussion um das Investitionsförderungsprogramm 
in den nächsten Monaten hier im Hause haben. 

(Abg. Dr. Ritz: Von Herrn Höcherl haben 
Sie noch nie etwas gehört?) 

Ja, Herr Höcherl hat für sich in Anspruch genom-
men, daß dieses Programm noch in seiner Zeit er-
arbeitet worden sei. Aber wir werden ja sehen, 
ob Sie als Fraktion in der Lage sind, die Förder-
mittel zu einem großen Teil schwerpunktmäßig auf 
die Landwirte zu konzentrieren, die hauptberuflich 
in der Landwirtschaft bleiben und den EWG-Anpas-
sungsprozeß bestehen wollen. 

Nun noch ein Wort zu den Kürzungsanträgen, die 
die Opposition hier vorgelegt hat. Sie hat in einem 
Antrag niedergelegt, daß sie erstens eine globale 
Haushaltskürzung von 1,5 Milliarden DM in den 
Haushaltsplan eingesetzt haben möchte. Wenn man 
dem Antrag folgte, müßte auch in den Landwirt-
schaftsetat ganz erheblich eingegriffen werden. Und 
das müßte dann natürlich zu Lasten der Ansätze für 

die nationale Strukturpolitik gehen. Der zweite An-
trag verlangt, in jedem Etatposten, der nicht auf 
einer gesetzlichen Verpflichtung beruht und der 
nicht die Bezahlung von Personal zum Gegenstand 
hat, eine 10 %ige Kürzung des Ansatzes vorzuse-
hen. Der Betrag, der dadurch zustande käme — ich 
habe mir das mal zusammenstellen lassen —, wäre 
ungefähr eine Summe von 100 bis 150 Millionen 
DM, je nachdem wie man Ihre Anträge auslegt. Ich 
glaube kaum, daß das dem Vorteil der deutschen 
Landwirtschaft dient. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Sie gestatten eine 
Zwischenfrage? — Bitte! 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Herr von Bülow, sollten 
Sie noch nicht zur Kenntnis genommen haben, daß 
der Antrag, von dem Sie sprechen, der eine globale 
Kürzung um 10 % vorsieht, inzwischen nicht mehr 
vorliegt, sondern durch den Antrag 34 (neu) ersetzt 
worden ist? 

Dr. von Bülow (SPD) : Was hat der zum Ge-
genstand? 

Dr. Ritz (CDU/CSU): Daß die 10 % eben nicht 
mehr enthalten sind. 

Dr. von Bülow (SPD) : Dann hat es sich also 
herumgesprochen, daß das ein fataler Anschlag ge-
rade auf die vernünftigsten Strukturmaßnahmen der 
Landwirtschaft war. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich bin glücklich darüber, daß diese Einsicht bei 
Ihnen gekommen ist. 

Wir müssen nachher auch erörtern, was das für 
Konsequenzen im Straßenbau hat. Man kann näm-
lich nicht im Haushaltsausschuß auf der einen Seite 
der Meinung sein, 200 Millionen für konjunktur-
schwache Gebiete zu entsperren und auf der ande-
ren Seite dann eine globale Haushaltskürzung von 
1,5 Milliarden DM einführen. Wenn das durchgehen 
sollte, schädigen wir die konjunkturschwachen Ge-
biete mit einem Keulenschlag. 

(Abg. Leicht: Nein gerade nicht! Wir kön

-

nen sie ausgeben!) 

Ich möchte jetzt zum Schluß kommen. Ich glaube, 
daß die Landwirtschaft Vertrauen haben kann in 
diese Regierung, die in einer sehr schwierigen 
Situation steht, was die Finanzierung des Umstruk-
turierungsprozesses der Landwirtschaft anlangt. Wir 
sind, wie gesagt, in dieser Zangenbewegung zwi-
schen EWG-Finanzierung und den Mitteln für un-
sere eigene Strukturpolitik. Ich hoffe, daß wir un-
sere Mittel in Zukunft mehr als bisher auf eine 
sinnvolle und auf den zukunftsträchtigen Einzel-
betrieb und seine Zukunft abgestellte Planung kon-
zentrieren können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Röhner. 
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Röhner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Gestatten Sie, daß ich zum 
Einzelplan 10, dem Agrarhaushalt, auch seitens der 
Opposition der CDU/CSU-Fraktion, einige Bemer-
kungen mache. Der Agrarhaushalt zeichnet sich 
eigentlich nicht nur bei seinen Lesungen in diesem 
Hohen Hause, sondern auch im ganzen Jahresablauf 
immer dadurch aus, daß er eine besondere Beach-
tung, eine besonders kritische Durchleuchtung und 
Wertung erfährt. Der Agrarhaushalt 1970 wird da 
keine Ausnahme machen. Er ist durch einige Beson-
derheiten gekennzeichnet, die ihn gegenüber zu-
rückliegenden Agrarhaushalten hervorheben und 
herausstellen. Der Agrarhaushalt 1970 hat tatsäch-
lich einen Rekordstand. Er beläuft sich auf rund 
7,7 Milliarden DM. 1969 waren es noch rund 5,4 
Milliarden DM. 

Die Gründe für diese Etatausweitung sind be-
kannt. Herr Kollege Dr. von Bülow hat teilweise 
darauf hingewiesen. Es sind einmal die durch die 
EWG bedingten Mehrausgaben für Marktordnun-
gen, die immerhin die stattliche Höhe von rund 
1,5 Milliarden DM ausmachen. Es sind weiter jene 
Beträge, die infolge der D-Mark-Aufwertung in die-
sem Haushalt eingestellt worden sind. Das sind jene 
Beträge, die für die Preisbruchvergütungen der auf-
nehmenden Hand und — das ist der größere Posten 
— für den unmittelbaren Einkommensausgleich auf-
gewandt werden mußten. Beides zusammen ergibt 
rund 1 Milliarde DM. 

Ich will jetzt keine Debatte darüber führen, ob es 
notwendig gewesen wäre, in dieser Weise einen 
Rekordstand des Agrarhaushaltes herbeizuführen. 
Ich bin versucht, an das Wort des Bundeskanzlers 
bei der Regierungserklärung und bei der Aus-
sprache über die Regierungserklärung zu erinnern, 
als z. B. darauf hingewiesen wurde, daß die ganzen 
die EWG betreffenden Haushaltsmittel in einen 
eigenen Haushalt eingestellt werden. Damit sollte 
der Einzelplan 10 auch optisch entlastet werden. 
Aber sie sind nicht in einen besonderen Haushalt 
gebracht worden, sondern werden im Haushalt 1970 
wie ehedem an der bisherigen Stelle angetroffen. 

Ich will auch nicht die in diesem Hause vielfach 
und unter den unterschiedlichsten Gesichtspunkten 
bereits geführte Aufwertungsdebatte wiederholen, 
zumal ich der Meinung bin, daß die vor uns liegen-
den Probleme im europäischen Agrarbereich eher 
noch größer und schwieriger sind als die unmittel-
bar hinter uns liegenden. 

Das gilt vor allen Dingen dann, wenn es nicht 
alsbald gelingt, die auf der Haager Gipfelkonfe-
renz beschlossene Wirtschafts- und Währungsunion 
im EWG-Bereich herbeizuführen. Unsere Landwirt-
schaft und vielleicht auch die eine oder andere Land-
wirtschaft eines Partnerstaates wird kaum mehr eine 
zweite Welle der Ab- und Aufwertung überstehen. 
Währungspolitische Maßnahmen, wie wir sie 1969 in 
Frankreich und anschließend bei uns mit der D-Mark-
Aufwertung in der Bundesrepublik erlebt haben, 
werden dann nicht mehr zu überstehen sein, wenn 
mangels anderer Lösungsmöglichkeiten das gleiche 
Instrumentarium wie bei der Franc-Abwertung und 
bei der D-Mark-Aufwertung wiederum angewandt 

wird. Träfe uns eine derartige Währungsänderung 
im agrarischen Bereich dieses gemeinsamen Euro-
pas noch einmal, würde das zu ernsthaften Gefähr-
dungen der Integration führen. Es würde — das 
gehört doch wohl in eine Haushaltsdebatte — noch 
schwieriger, eine mittelfristige Haushaltsplanung 
und Haushaltsführung im EWG-Raum anzustreben 
und zu erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Deshalb erwarten wir, daß in der gemeinsamen 
Wirtschafts- und Währungsunion ein System veran-
kert wird, das ein für allemal verhindert, daß der 
Landwirtschaft erneut Einkommenseinbußen zuge-
mutet würden, und das verhindert, daß die EWG-
Mitgliedsstaaten noch einmal gezwungen würden, 
in ihren nationalen Haushalten zum Instrument von 
Ausgleichszahlungen zu greifen. Denn dadurch wird 
die Landwirtschaft in der Öffentlichkeit unberech-
tigterweise zum Subventionsempfänger abgestem-
pelt. Ausgleichszahlungen übrigens, die neue Unge-
rechtigkeit leicht deshalb heraufbeschwören, weil 
eben bestimmte Methoden, etwa die Orientierung 
am Umsatz, an der Produktionsmenge oder am Preis, 
bei einem Verteilungssystem von solchen Aus-
gleichsbeträgen schlechterdings unmöglich sind. 

Lassen Sie mich nunmehr auch ein paar Worte 
zum Beratungsergebnis sagen, soweit es durch die 
Arbeit des Haushaltsausschusses in den vergan-
genen Wochen zustande gekommen ist. Sicher — 
der  Kollege von Bülow wies bereits darauf hin — 
kann man vorneweg erfreulicherweise feststellen, 
daß es bei den Beratungen des Haushaltsausschusses 
gelungen ist, für den nationalen Bereich der Agrar-
politik zusätzliche Mittel zur Verfügung zu stellen. 
Der Haushaltsausschuß hat durch diese seine Be-
schlüsse zum Agraretat zugunsten unserer Landwirt-
schaft weitgehend das erfüllt, was der Bundeskanz-
ler und sein Finanzminister in der Aussprache zur 
Regierungserklärung und bei der ersten Lesung des 
Haushalts in Aussicht gestellt, aber nicht verwirk-
licht hatten. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Es war also das Parlament, das hier die Korrektur 
vornahm, damit dieses Ergebnis zustande kommen 
konnte, das ich als erfreulich bezeichnet habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auf das Problem der Sperren wurde bereits hin-
gewiesen. Ich habe dem nichts hinzuzufügen. Es 
ist natürlich bedauerlich, daß damit im landwirt-
schaftlichen Bereich, und das ist ja ganz allgemein 
ein Problembereich, durch diese Sperren auch diese 
Opfer mit übernommen werden mußten. 

Wenn ich eben aus den Etatberatungen im Haus-
haltsausschuß etwas Erfreuliches darstellen konnte, 
dann soll man sich trotzdem nicht darüber hinweg-
täuschen, daß dieser Agraretat 1970 noch weit davon 
entfernt ist, das zu ermöglichen, was man sich im 
Rahmen einer längerfristigen Konzeption erhofft. 
Einer Konzeption, die zu einer weiteren Erleichte-
rung im landwirtschaftlichen Bereich, die zur harmo-
nischen Förderung des Strukturwandels in der  Land-
wirtschaft beitragen könnte und müßte. 
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Röhner  

Der Herr Bundeskanzler hat in seiner Regierungs-
erklärung die volle Teilnahme der Landwirtschaft 
an der Einkommens- und Wohlstandsentwicklung 
seiner Agrarpolitik in Aussicht gestellt. Das, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, machen wir uns 
nichts vor, kann nur erreicht werden, wenn alle In-
strumente der Agrarpolitik und — besonders darauf 
kommt es mir an — die Preis- und Marktpolitik 
optimal eingesetzt werden. Aber neben diesem teil-
weisen Verlustausgleich für die Landwirtschaft 
sehe ich die Einkommenssteigerungen sonstiger Be-
reiche und Gruppen. Darf ich z. B. in diesem Zusam-
menhang darauf hinweisen — ich freue mich dar-
über, daß das festgestellt werden kann, und bringe 
das nur, um einen Vergleich zu schaffen —, daß 
beispielsweise in der Zeit von April 1969 bis April 
dieses Jahres der Industrielohn um rund 16% ge-
stiegen ist, daß etwa von Februar 1969 bis Februar 
1970 die Baukosten in der Landwirtschaft um fast 
9 % gestiegen sind. Was uns in diesem Jahr auf 
diesem Sektor noch erwartet, darüber brauchen wir 
uns keine Illusionen zu machen. Darf ich zusätzlich 
anführen, daß ebenfalls von Februar 1969 bis Fe

-

bruar 1970 die Landwirtschaft für ihre M aschinen-
investitionen rund 8 bis 9 % mehr aufwenden mußte 
als im vergangenen Jahr. Nicht unerwähnt kann 
hier auch bleiben, wie sich der Rekorddiskontsatz 
zwangsläufig auf die Kreditbeschaffung in der Land-
wirtschaft auswirken muß. Bei diesem Rekorddis-
kontsatz — lassen Sie mich das mit aller Deutlich-
keit feststellen — ist es unserer Landwirtschaft in 
diesem Jahre überhaupt nicht möglich, Kredite auf-
zunehmen und damit zu arbeiten. 

Wie steht es mit der Versicherung der Regierung 
in der Regierungserklärung, man werde bemüht 
sein, einen Strukturwandel durch Preisdruck zu ver-
meiden und zu unterbinden? Ich bin der Ansicht, 
wenn dieser Satz aus der Regierungserklärung nicht 
nur Versprechen bleiben soll, dann muß unsere 
Landwirtschaft erwarten, daß sie in erster Linie über 
die Agrarpreise einen Ausgleich erfährt und zu-
mindest einen Einkommensausgleich in der Höhe, 
in der inzwischen der Tauschwert der landwirt-
schaftlichen Produkte und die Kaufkraft unseres 
Geldes nachgelassen haben. Fast möchte ich sagen: 
mindestens in Höhe der Inflationsquote, die wir 
heute schon zu beklagen haben. 

Ich bin auch der Meinung, wenn man das Wort 
aus der Regierungserklärung ernst nehmen will, 
genügt es nicht, in Brüssel die heutigen Agrarpreise 
nur zu verteidigen; dann muß in Brüssel auch preis-
offensiv gehandelt werden. Man sollte nicht ein-
fach sagen, daß hier alles verschüttet und abgegra-
ben wäre. Wenn ich es recht beurteile, gibt gerade 
die in jüngster Zeit verabschiedete europäische 
Marktordnung ein klassisches Beispiel für eine 
aktive Preispolitik. Es war allerdings nicht die Bun-
desrepublik Deutschland, es war Italien, das bei 
diesen Beratungen höhere Preise gefordert und 
durchgesetzt hat. Immerhin ist das doch ein Beispiel 
dafür, daß auch auf dem europäischen Acker auf 
diesem Gebiet noch etwas erreicht werden kann. 

Ich verkenne dabei gar nicht das Problem der Be-
seitigung der Überschüsse. Ich will da nicht sehr in 

die Breite gehen. Ihnen allen ist hoffentlich bekannt, 
daß es eine Reihe von Vorschlägen gibt, diesen 
Überschuß zu beseitigen. Es sind Vorschläge, die 
auch Opfer von unserer Landwirtschaft verlangen 
werden. Aber unsere Landwirtschaft — vor allem 
denke ich da an unsere jungen Leute in der Land-
wirtschaft — ist heute wirklichkeitsnahe genug und 
bereit, auch Opfer auf sich zu nehmen, wenn es um 
jene Maßnahmen geht, die tatsächlich zu einem Er-
folg führen. 

Ein viertes möchte ich kurz ansprechen. Wenn 
wir uns in dieser Zeit um einen harmonischen Struk-
turwandel auf dem Lande bemühen und wenn es uns 
ernst ist, unserer gemischten Agrarstruktur auch 
für die Zukunft eine Chance zu geben, dann wird 
diese Regierung auch in der Agrarsozialpolitik 
einige zusätzliche Maßnahmen ergreifen müssen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Die Vorschläge und die Anträge der CDU/CSU-
Fraktion hierzu liegen dem Haus zum Teil schon 
vor. Sie sind hinreichend bekannt. Ich habe ihnen 
nichts hinzuzufügen. Diese Vorschläge — das wissen 
wir sehr wohl — setzen natürlich eine Erhöhung der 
entsprechenden Haushaltsansätze in den kommen-
den Jahren um vielleicht 450 bis 500 Millionen DM 
voraus. Ich verkenne nicht, daß das ein respektabler 
Betrag ist. Aber ich bin der Überzeugung, diese Mit-
tel sind erforderlich, wenn wenigstens mit einer 
bescheidenen Erhöhung des Altersgeldes gerechnet 
werden soll. Diese Mittel sind auch erforderlich, um 
endlich einen gesetzlichen Krankenversicherungs-
schutz für die Landwirte und hier insbesondere für 
die Altenteiler einzuführen und zu gewährleisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Diese Mittel sind schließlich auch deshalb erforder-
lich, weil die Zuschüsse für die Unfallversicherung 
endlich auf eine gesetzliche Basis gestellt werden 
müssen. 

Ich bin fast ein wenig versucht, in diesem Zusam-
menhang auf die Probleme einer anderen Urproduk-
tion, nämlich auf die Probleme des Bergbaus, ver-
gleichsweise hinzuweisen. Über die Lage in diesem 
Bereich klang das eine oder andere auch in der 
gestrigen konjunkturpolitischen Debatte an. Ich will 
dem nichts hinzufügen. Ich darf zur Kennzeichnung 
der heutigen Situation nur sagen: Die Halden im 
Ruhrgebiet sind Gott sei Dank verschwunden. Koks 
und Kohle sind auf dem deutschen Markt zur Man-
gelware geworden. Wir alle kennen wohl die jüng-
sten Äußerungen der Amerikaner, die darauf hin-
auslaufen,  daß wir in einem Krisenfall nicht unbe-
dingt mit einer ausreichenden Versorgung mit Öl 
rechnen könnten. Die Mineralölindustrie ist heute 
kaum in der Lage, die Schwerindustrie in ausrei-
chendem Umfang mit schwerem Heizöl zu versor-
gen. Die Wirtschaft hat die Erhöhung der Löhne 
und die Erhöhung der Kohlenpreise in der letzten 
Zeit mehr oder weniger lautlos hingenommen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Es wurden keine großen Worte darüber verloren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Warum 
erwähne ich das? Einfach, weil ich der Meinung bin, 
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was man hier für Rechtens hält — und wir unter- 
stützen das und haben das unterstützt —, kann man 
einem anderen Bereich, nämlich der Landwirtschaft, 
kaum vorenthalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Immerhin fließt über den sozialen Sektor ein Be-
trag von etwa 4 Milliarden DM jährlich in die 
Knappschaftsversicherung. Das bedeutet einen 
Sozialzuschuß von 5400 DM pro Versicherten im 
Jahr; das bedeutet einen Zuschuß in Höhe von 
16 500 DM für den aktiven Bergmann. Meine Damen 
und Herren, ich möchte nicht mißverstanden wer-
den; wir unterstützen und bejahen das. 

(Zuruf von der SPD: Hoffentlich!) 

Wir bitten aber um Verständnis dafür, wenn wir 
hinzufügen: in Anbetracht dieser Größenordnungen 
sollte wenigstens ein Bruchteil dieser Summe auch 
für die Lösung der sozialen Probleme im agrari-
schen, ländlichen Bereich zur Verfügung gestellt 
werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte ein weiteres Problem, das im dies-
jährigen Agrarhaushalt sichtbar geworden ist, ganz 
kurz ansprechen. Ich beziehe mich jetzt auf die 
Maßnahmen, die dazu dienen, die Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen Landwirtschaft zu verbes-
sern. Sehr verehrter Herr Landwirtschaftsminister, 
in dieser Hinsicht kann ich dem Agrarhaushalt 1970 
kein gutes Zeugnis ausstellen. Denn trotz der Erhö-
hungen bestimmter Ansätze, die der Haushaltsaus-
schuß vorgenommen hat — ich habe bereits vorhin 
darüber gesprochen —, gibt es gerade bei diesen 
wettbewerbsverbessernden Maßnahmen weitest-
gehend Leerlauf. Ich weise nur darauf hin, daß die 
Investitionshilfe für Maßnahmen, die in diesem 
Jahre durchgeführt werden müßten und sollten, 
nicht mehr gewährt wird. Ich weise weiter darauf 
hin, daß in der Landwirtschaft die Zinsverbilligun-
gen infolge der schon erwähnten hohen Diskont-
sätze äußerst problematisch geworden sind. 

Herr Minister, Ihr neues Programm zielt nach den 
Presseankündigungen nicht zuletzt auf eine Verbes-
serung der Wettbewerbssituation unserer Landwirt-
schaft ab. Das Parlament wird sich in den nächsten 
Wochen und vor allem im Herbst damit ausführlich 
zu beschäftigen haben. Einzelheiten sind noch nicht 
bekannt. Nur sporadisch konnten wir dies oder jenes 
der Presse entnehmen oder auf Grund einer kurzen 
persönlichen Unterrichtung in Erfahrung bringen. 
Ich möchte deshalb nicht näher auf dieses Programm 
eingehen, sondern lediglich einige Feststellungen 
dazu treffen. Es wäre nicht gut, es wäre Augenaus-
wischerei, wenn über ein groß herausgestelltes Pro-
gramm die ohnehin zu knappen Mittel lediglich 
nach einem neuen Umverteilungssystem eingesetzt 
würden, ohne daß auch nur eine Mark mehr für die 
Verbesserung der Wettbewerbssituation in unserer 
Landwirtschaft aufgewandt würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sonst hätten wir zwar wieder einmal ein neues 
Programm, aber keine neuen Möglichkeiten und 
keine neuen Hilfen. 

Eine Gesamtkonzeption zur Lösung unserer 
Agrarprobleme — lassen Sie mich das zum Ab-
schluß sagen — erfordert vor allem eine wirklich 
ausreichende finanzielle Untermauerung und Aus-
stattung. 

Ein Weiteres. Wir von der Opposition werden 
darüber wachen, daß bei diesen neuen Programmen 
dem einzelnen Landwirt die Initiative für seinen 
Weg überlassen bleibt. Wir werden es nicht zulas-
sen, daß in diesem Wandlungsprozeß ein direkter 
oder indirekter Druck stattfinden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Verehrter Herr Landwirtschaftsminister, Sie wer-
den nur dann unsere volle Unterstützung haben, 
wenn Sie sich für eine Agrarpolitik entscheiden, die 
unserer Landwirtschaft hilft, aus ihrer wirtschaft-
lichen und gesellschaftspolitischen Isolation heraus-
zukommen. Wir unterstützen dann Ihre Agrarpoli-
tik, wenn sie das Leben auf dem Lande für die dort 
wohnenden Menschen lebenswerter gestaltet und 
damit auch einen Beitrag zur Bekämpfung der Ent-
völkerung und Verödung des flachen Landes leistet. 
Sie werden unsere Unterstützung haben, wenn Ihre 
Agrarpolitik darauf gerichtet ist, daß durch volle 
Teilnahme der Landwirtschaft an der allgemeinen 
Einkommensentwicklung und durch eine Anglei-
chung der sozialen Verhältnisse die Voraussetzun-
gen für ein breit gestreutes Eigentum erhalten blei-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte zunächst allen Berichterstat-
tern meines Haushaltes sehr für ihre aktive Mit-
arbeit danken. Ich möchte insbesondere dem Haus-
haltsausschuß sehr für die wohlwollende Behand-
lung meines Haushaltes danken. Ich glaube, mit 
gutem Grund hier sagen zu können, dieser Etat ist 
vom Haushaltsausschuß sehr sehr wohlwollend be-
handelt worden. Dafür sprechen die Zahlen. Ich 
muß noch einmal unterstreichen, was der Kollege 
von Bülow gesagt hat. 

Wie sah es z. B. auf dem Sektor „Nationale 
Agrarpolitik", Kap. 10 02, auf? In dem alten Finanz-
plan, den wir als Regierung übernommen haben, 
waren 2 693,6 Millionen DM vorgesehen. Durch die 
Regierungsvorlage wurden die Mittel auf 3 969,8 
Millionen erhöht, und letzten Endes haben wir durch 
die dankenswerte Beratung des Haushaltsausschus-
ses, insbesondere auch die Arbeit der Berichterstat-
ter, einen Endstand von 4 038,1 Millionen DM. Ich 
kann somit mit gutem Grund sagen, die Bundes-
regierung hat ihre Zusage wahrgemacht, im Rahmen 
der mittelfristigen Finanzplanung die Fortführung 
der bis dahin eingeleiteten Maßnahmen zu gewähr-
leisten! Diese Zusage ist eingehalten worden und 
wird mit diesem Haushalt voll erfüllt. Das möchte 
ich in aller Deutlichkeit nochmals feststellen. 
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Lassen Sie mich dabei zu dem Problem 1003 — 

gesonderte Ausweisung — und 1002, zusammen im 
Einzelplan 10, etwas sagen. Man kann sicherlich 
von der Optik her dazu geteilter Meinungsein. 
Aber ich hätte keine Deckungsmöglichkeit. Auch 
das muß ich hier sagen. Und weil ich diese Dek-
kungsmöglichkeit behalten will, ist mir dieser prak-
tikablere Weg lieber im Interesse dessen, daß ich 
bei Einsparungen auf dem einen Sektor die Mög-
lichkeit habe, nationale Förderungsmaßnahmen 
durchzuführen. Das wollte ich nur noch einmal sa-
gen, weil ich der Meinung bin, daß man hier nicht 
die Dinge in ein falsches Licht rücken soll. 

Der Kollege Röhner hat noch einmal auf das Pro-
blem der Auf- und Abwertung hingewiesen. Das ist 
in diesen Tagen wiederholt geschehen. Wenn man 
dieser Bundesregierung nirgends Initiativen nach-
weisen könnte, eines, glaube ich, kann diese Bun-
desregierung für sich beanspruchen: daß sie auf 
dem europäischen Sektor initiativ geworden ist und 
die Phase der Stagnation überwunden hat, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

und zwar durch die Beschlüsse von Den Haag, die 
— und mir sind eine ähnliche Konferenz und ein 
ähnliches Ergebnis nicht bekannt — ganz klar lau-
ten: erstens beschleunigte Maßnahmen zur Erweite-
rung der Wirtschafts- und Währungsunion zu tref-
fen — dafür ist eine eigene Kommission unter Vor-
sitz des Ministerpräsidenten Werner aus Luxem-
burg eingesetzt, die Bundesregierung hat von sich 
aus einen Vier-Stufen-Plan vorgelegt mit dem Ziel, 
das 1980 zu erreichen —, zweitens den Beitritt an-
derer Staaten zu ermöglichen. Ich glaube also, mit 
gutem Grund behaupten zu können und behaupten 
zu müssen: hier war diese Bundesregierung initiativ 
und hat eine neue Zielsetzung aufgenommen, wäh-
rend wir bis dahin in einer Phase der Stagnation 
waren. 

Im übrigen darf ich etwas zur Problematik der 
Rechnungseinheit und zur Problematik des Grünen 
Dollars, die in diesem Hohen Hause wiederholt dis-
kutiert worden ist, mitteilen. Ich kann zunächst dar-
auf hinweisen, daß ich persönlich für mich bean-
spruchen kann, daß ich bereits im Jahre 1962 auf 
diese Problematik hingewiesen habe. Damals gab es 
allerdings sehr viele Kollegen auch in den Reihen 
der CDU/CSU, die meinten, die Wirtschafts- und 
Währungsunion komme von selbst. Wir wollen uns 
darüber heute nicht streiten; das ist eine Frage für 
sich. Ich kann nur sagen, das Kabinett hat sich mit 
dieser Frage befaßt, und auf Beschluß des Kabinetts 
ist eine eigene Expertengruppe aus verschiedenen 
Ressorts gebildet worden oder wird gebildet, die 
sich besonders um die Problematik der Währungs- 
und Konjunkturpolitik und deren Auswirkung auf 
die Landwirtschaft bemühen und Untersuchungen 
anstellen und notfalls auch Vorschläge ausarbeiten 
wird. Sie sehen, daß die Bundesregierung auch auf 
diesem Sektor durchaus von sich aus bereit ist, ihren 
Teil zu tun. 

Ich brauche nicht noch einmal zu betonen, wie sehr 
ich es ablehne, die Ausgleichszahlungen infolge der 
Aufwertung als Subventionen für die Landwirtschaft 

zu bezeichnen. Das hat diese Bundesregierung nie 
behauptet, sondern diese Maßnahme war zum einen 
aus der Bindung der Agrarpreise an Rechnungsein-
heiten notwendig, und zum anderen, um hier sogar 
einen Beitrag zur Stabilität bei den Lebenshaltungs-
kosten zu leisten. Insoweit war es eine Leistung für 
die Allgemeinheit, und die Auszahlung war eine 
voll berechtigte. 

Im übrigen möchte ich folgendes bemerken. Ich 
habe vor kurzem in Zusammenarbeit mit dem 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
eine Verbraucherumfrage durchführen lassen. Ich 
weiß inzwischen, daß die Verbraucher viel positiver 
zur Landwirtschaft stehen, als man es vielerorts 
glaubt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihr Vorgänger 
hat auch viel dazu getan!) 

— Ich bin der letzte, der Verdienste anderer nicht 
würdigt; dazu bin ich immer bereit. Ich bin aber 
auch dafür, daß man anerkennt, was eine andere 
Regierung leistet. Es muß derselbe Maßstab für alle 
gelten. Bei der Umfrage haben auf die Frage, ob 
sie eine heimische landwirtschaftliche Produktion 
wollen, 80% der Verbraucher uneingeschränkt mit 
Ja geantwortet. Interessant ist — das darf ich viel-
leicht als kleine Pointe bringen, damit die Debatte 
ein klein wenig aufgelockert wird —, daß bei der 
Frage, welches Produkt als besonders wichtig er-
scheint, die Kartoffel an der Spitze der Antwort-
skala steht. Sie sehen, die Verbraucher haben die 
Erinnerung an die ehemaligen Zeiten noch nicht 
ganz verloren. 

Es wurde hier sehr auf die allgemeine Konjunk-
turentwicklung hingewiesen. Die Debatte würde 
überfordert, wenn ich auf Einzelheiten einginge. 
Selbstverständlich ist die Bundesregierung bemüht, 
alles zu tun, um die konjunkturelle Entwicklung im 
Griff zu behalten. Darüber hat das Hohe Haus 
gestern debattiert. Ich bin der festen Überzeugung, 
daß wir in absehbarer Zeit, sobald sich in der Kon-
junktur eine Beruhigung abzeichnet, auch wieder zu 
normalen Diskontsätzen kommen werden. 

Ich möchte hier, damit in der Öffentlichkeit kein 
falscher Eindruck entsteht, noch einmal feststellen, 
daß die Investitionshilfe nicht eingestellt ist. Der 
Betriebsmittelindex insgesamt weist einen Anstieg 
von 3,2 % auf. Wir müssen die Zahlen schon so 
sehen, wie sie sich als Durchschnittswerte ergeben. 

Es wurde mit Recht, glaube ich, vom Kollegen 
Röhner darauf hingewiesen, daß es selbstverständ-
lich notwendig sei, eine dynamische Markt- und 
damit auch eine Preispolitik zu betreiben. Ich kann 
darauf nichts erwidern. Ich kann nur sagen, ich habe 
eine Situation vorgefunden, die durch erhebliche 
Überschüsse gekennzeichnet war. Ich bin glücklich, 
daß ich sagen kann, vor dieser Getreideernte gibt es 
keine Getreideüberschüsse mehr. Ich glaube, das ist 
ein wichtiger Punkt, um zu normalen Marktverhält-
nissen zu kommen. Ich würde mich freuen, wenn 
ich dies auch nach der Getreideernte sagen könnte. 
Ich habe alle Zuversicht, daß die Schwierigkeiten 
auf diesem Sektor in diesem Herbst nicht diejenigen 
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sein werden, die ich bei meiner Amtsübernahme vor-
gefunden habe. Hier handelt es sich sicherlich um 
unterschiedliche Situationen. 

Wenn man in der Agrardebatte so sehr auf eine 
dynamische Preispolitik hinweist, verstehe ich nicht, 
wieso mir der Kollege Luda den Vorwurf machen 
konnte, daß ich die aufwertungsbedingten Preissen-
kungen nicht an die Verbraucher weitergebe. Ich 
muß Ihnen ganz offen sagen, hier muß die CDU 
mit einer Zunge reden; sie darf nicht mit zwei Zun-
gen reden. So geht das nicht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dann muß man auch den Mut haben, vor den Ver-
braucher hinzutreten und zu sagen: Auch die Land-
wirtschaft hat ein Anrecht darauf, im Rahmen der 
allgemeinen Entwicklung zu ihrem Preis zu kom-
men. Man kann nicht vor den Verbrauchern sagen: 
Die Preise müssen herunter! und vor den Bauern 
sagen: Die Preise müssen herauf! Das ist nicht rich-
tig. Ich muß Sie und den Kollegen Luda bitten, der-
gleichen Vorwürfe in Zukunft nicht mehr an meine 
Adresse zu richten. So geht es wirklich nicht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das gibt ein schiefes Bild. 

Im übrigen darf ich zum Problem der Preispolitik 
auf folgendes hinweisen. Ich wurde gerade auf die 
Kontinuität aufmerksam gemacht. Ich darf auf das 
Buch meines Amtsvorgängers verweisen, zu dem 
ich ein Vorwort schreibe, damit die zweite Auflage 
erscheint. Ich bin der Meinung, die Öffentlichkeit 
muß sehr genau wissen, was in diesem Buch an 
Agrarpolitik und an Preismaßnahmen vorgeschla-
gen wurde. Darüber können wir uns also in der Zu-
kunft immer unterhalten, und deshalb schreibe ich 
auch sehr gerne ein Vorwort für die zweite Auf-
lage, weil ich sehr daran interessiert bin, daß diese 
Vorstellungen für die Zukunft erhalten bleiben. 
Daran läßt sich dann in Zukunft sicherlich manches 
noch bereden. 

Zu der Weinmarktordnung kann ich mindestens 
eines feststellen: daß die italienischen Winzer we-
gen der starren Haltung des deutschen Landwirt-
schaftsministeriums zu Hunderttausenden in Rom 
protestiert haben, und daß die französischen Winzer 
ebenfalls wegen meiner starren Haltung protestiert 
haben. Also muß ich in Brüssel nicht ganz so inaktiv 
gewesen sein, sonst hätte man sich nicht so be-
schwert. 

Summa summarum: Lassen Sie mich noch einmal 
herzlich danken. Ich freue mich, daß ich die volle 
Unterstützung der Opposition für ein neues Pro-
gramm habe, das wir sicherlich im Detail beraten 
müssen. Es ist dem Ernährungsausschuß zugeleitet 
worden, und ich stelle es bewußt zur Diskusion, 
weil ich der Meinung bin, daß es besser ist, solche 
Regelungen vor dem Inkraftsetzen zu diskutieren 
als hinterher. Das ist für die Wirksamkeit und auch 
für den Vollzug eines solchen Programms sehr we-
sentlich. 

Ich darf darauf hinweisen, daß wir in diesen sie-
ben Monaten .der Regierungstätigkeit einen sozia

-

len Komplex bereits erfaßt haben, nämlich die Land-
abgaberente und die Landabgabeprämie. Der Ge-
setzentwurf liegt vor: a) die Erhöhung, b) die Er-
weiterung auf den vierfachen Einheitswert. 

Im übrigen darf ich mich bei allen sehr bedanken. 
Ich freue mich sehr, daß dieses Hohe Haus meinem 
Haushalt und somit auch der deutschen Landwirt-
schaft eine so große Aufmerksamkeit und Beachtung 
schenkt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort zur Be-
gründung des Änderungsantrags auf Umdruck 26 *) 
hat Herr Abgeordneter Lotze. 

Lotze (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Änderungsantrag der Koalitionsfraktio-
nen auf Umdruck 26 wird wie folgt begründet: 

Seit Beginn der Grünen Pläne werden zur Seß-
haftmachung verheirateter Landarbeiter Bundes-
mittel für den Landarbeiterwohnungsbau bereitge-
stellt. Für 1970 sind dafür im Einzelplan 10 4 850 000 
DM eingesetzt. Diesem Betrag steht ein Überhang 
an Bewilligungen von 11,7 Millionen DM gegenüber. 
Der Förderungsbetrag sollte deshalb erhöht werden, 
und zwar, wie beantragt und vom Fachausschuß vor-
geschlagen, von 4 850 000 DM um 3 Millionen DM 
auf 7 850 000 DM. 

Damit wäre nach unserer Auffassung die Möglich-
keit gegeben, mindestens die noch nicht bewilligten 
Neuanträge aus dem Jahre 1969, die ja bereits bei 
der Deutschen Siedlungs- und Rentenbank vor-
liegen, zu bewilligen. Dies ist zur Vermeidung von 
Härten auch unbedingt erforderlich. Die Gewerk-
schaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft weist zu 
Recht darauf hin, daß sich die Mehrzahl der Antrag-
steller im Vertrauen auf die Bewilligung der Eigen-
kapitalbeihilfe durch den Ankauf von Grundstücken 
oder auch auf andere Weise finanziell festgelegt hat 
und bei Verzögerung dieser Bewilligung teure Zwi-
schenkredite aufnehmen muß. 

Unser Deckungsvorschlag läuft darauf hinaus, den 
Ansatz für Flurbereinigung um diese 3 Millionen 
DM auf 231 820 000 DM zu kürzen. Als Begründung 
verweisen wir auf unseren alten Vorschlag, auf 
unsere Forderung, das Verfahren der Flurbereini-
gung zu vereinfachen und damit kostengünstiger zu 
gestalten. Zu dem Deckungsvorschlag, den Sie, 
meine Herren von der Opposition, eingebracht 
haben, möchte ich sagen, daß er sich in bequemer 
Weise auf einen großen Topf aus dem Kapitel 10 03 
bezieht. Ich stelle dazu für die Koalitionsfraktionen 
folgendes fest: 

1. Einsparungen des Kapitels 10 03 können wegen 
der jetzt vorhandenen Übertragbarkeit sowieso zur 
Aufstockung der Ansätze für nationale Maßnahmen 
im Kapitel 10 02 verwendet werden. 

2. Der angesprochene Titel Magermilchstützung 
ist durch Beschlüsse des Ernährungs- und des Haus- 

*) Siehe Anlage 5 
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Lotze 
haltsausschusses gegenüber dem Regierungsentwurf 
bereits erheblich gekürzt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da ist Luft genug 
drin!) 

3. Wie üblich sind die Deckungsvorschläge der 
Opposition prozyklisch, d. h. von nicht konjunktur-
neutraler Wirkung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wieso?) 

Ich möchte meine Antragsbegründung in diesem 
Zusammenhang mit der Feststellung abschließen, 
daß der Landarbeiterwohnungsbau aus eigentums- 
und arbeitsmarktpolitischen Gründen auch in Zu-
kunft weiter gefördert werden muß; in welchem 
Umfang und Ausmaß, sollte überprüft werden. Wir 
begrüßen es deshalb, daß der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten eine unab-
hängige Institution — ich glaube, es soll die Agrar-
soziale Gesellschaft werden — beauftragen will, 
durch Erhebungen die Wohnverhältnisse der Land-
arbeiter festzustellen, um so zu einer objektiven 
Grundlage für die Beurteilung der Notwendigkeit 
und Zweckmäßigkeit der Fortführung dieser Maß-
nahmen zu kommen. 

Aus den vorgetragenen Gründen bitten wir Sie, 
unserem Änderungsantrag auf Umdruck 26 Ihre Zu-
stimmung zu geben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort zur Be-
gründung des Umdrucks 28 *) hat der Abgeordnete 
Dr. Ritz. 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Bei beiden Um-
drucken, bei dem soeben von Herrn Lotze begrün-
deten Umdruck 26 und bei diesem Umdruck 28, han-
delt es sich um die gleiche Zielsetzung, nämlich um 
die Aufstockung der Mittel für den Landarbeiter-
wohnungsbau um 3 Millionen DM. Ich kann mich 
deshalb hier im wesentlichen auf die Aussage be-
schränken, die zu diesem Punkt Herr Lotze gemacht 
hat, zusätzlich mit ;der Bemerkung, daß es uns rich-
tig erscheint, Herr Minister, 2u prüfen, ob wir nicht 
etwa auch die Förderung des Wohnungsbaus für 
Betriebshelfer in diesen Titel mit einbeziehen kön-
nen. Ich könnte mir denken, daß sich hier eine sehr 
dankenswerte Aufgabe stellt, von Nord bis Süd in 
allen Bundesländern. Wir regen heute schon an — 
wir werden das im Entschließungsantrag in dritter 
Lesung noch sichtbar machen —, .daß im Rahmen 
dieses Gesetzes bei der Förderung des Wohnungs-
baus auch die Betriebshelfer berücksichtigt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber jetzt ein Wort zur Deckung. Die Koalition 
schlägt vor, die Deckung für die 3 Millionen DM 
aus der Flurbereinigung zu nehmen. Wir bedauern 
das sehr, 'denn entgegen dem Eindruck, den eine 
Aussage von Herrn von Bülow hier hervorrufen 
könnte, ist es nicht so, daß durch die Beschlüsse des 
Haushaltsausschusses bei der Flurbereinigung der 

S) Siehe Anlage 6 

alte Ansatz von 1969 wiederhergestellt worden ist, 
sondern durch die Umwandlung der Sperren in Kur-
zungen ist in der Tat eine Kürzung von 10 Millio-
nen DM vorgenommen worden. Wir sind der Mei-
nung, daß diese wichtige agrarstrukturelle Maß-
nahme nicht noch zusätzlich um 3 Millionen DM ge-
kürzt werden sollte. 

Herr Kollege Lotze, wir sind nicht der Meinung, 
daß es ,einfacher oder billiger ist, jetzt 10 03 vorzu-
schlagen. Wir sind vielmehr nach gründlicher Über-
legung und Prüfung sogar mit Kollegen Ihrer Frak-
tion und der Fraktion der FDP der Meinung, 'daß 
es möglich sein muß, diese 3 Millionen DM im Rah-
men des gesamten Kapitels 10 03 einzusparen. Ich 
möchte also davor warnen, gleich jetzt hier 'definitiv 
festzulegen, daß diese 3 Millionen DM zu Lasten 'der 
Flurbereinigung gehen. 

Ich darf Sie deshalb sehr herzlich bitten, meine 
Damen und Herren, unserem Antrag zuzustimmen, 
also der Anhebung um 3 Millionen DM beim Land

-

arbeiterwohnungsbau — wie auch im Antrag der 
Koalition —, einschließlich der Überlegung, ob wir 
die Betriebshelfer mit einbeziehen können. Hinsicht

-

lich der Deckung bitte ich Sie, nicht dem hier vorlie

-

genden Änderungsantrag  der  Koalition zu f olgen, 
sondern unserem Änderungsantrag, der die Dek-
kung bei 10 03 sucht. Ich glaube, daß dieser Weg 
für die Landwirtschaft der beste ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zur Begründung 
des Antrags Umdruck 50 *) hat der Abgeordnete 
Wohlrabe das Wort. 

Wohlrabe (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Es geht bei die-
sem Antrag darum, es dem Deutschen Komitee für 
die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation 
der Vereinten Nationen — FAO — durch einen 
Zuschuß zu ermöglichen, seine Tätigkeit fortzuset-
zen. Ich darf daran erinnern, daß auch andere 
Komitees internationaler Organisationen, z. B. die 
Deutsche UNESCO-Kommission, Bundesmittel erhal-
ten, und zwar wesentlich höhere als die hier bean-
tragten 80 000 DM. Auch darf ich daran erinnern, 
daß das Deutsche Komitee für die Welternährungs-
organisation von dem zuständigen Bundesernäh-
rungsminister, der diesen Antrag auch durch die 
Mithilfe seines Hauses unterstützt, gegründet wor-
den ist. Ihm gehören nicht nur der Präsident des 
Deutschen Bundestages, sondern auch die Vorsit-
zenden der Fraktionen an. Es ist also eine Institu-
tion, in der alle Kräfte mitwirken. Ich wäre dem 
Hause sehr dankbar, wenn diese 80 000 DM bewil-
ligt werden könnten, auch weil ich meine, daß ge-
rade in diesem wichtigen Punkt der Deutschen Welt-
hungerhilfe im Rahmen der Bemühungen junger 
Mitbürger eine entsprechende Unterstützung zuteil 
werden sollte. 

Ich darf darüber hinaus darauf verweisen, daß in 
wenigen Tagen in Den Haag der II. Welternäh-
rungskongreß beginnt und daß die Bundesrepublik 

*) Siehe Anlage 7 
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Wohlrabe 

Deutschland in wenigen Monaten 20 Jahre der FAO 
angehört. Es wäre, glaube ich, ein nicht gerade sehr 
gutes Geburtstagsgeschenk für die FAO, die im 
Oktober ihren 25. Gründungstag begeht, wenn sie 
zu diesem Zeitpunkt hören müßte, daß das Komitee 
für Welthungerhilfé aufgelöst werden müßte, weil 
der Zuschuß einfach nicht zur Verfügung steht. 

Um das nicht eintreten zu lassen und dieses gute 
Anliegen zu unterstützen, stellen wir diesen Antrag 
und bitten auch die anderen Fraktionen, ihm ihre 
Zustimmung nicht zu versagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Althammer. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bitte um Entschuldi-
gung, wenn es jetzt etwas durcheinandergeraten 
ist. Ich wollte hier nur mitteilen, daß die Fraktion 
der CDU/CSU in Anbetracht der noch offenen Fra-
gen, die mein Kollege Röhner vorhin dargestellt 
hat, sich bei der Abstimmung über den Etat des 
Bundeswirtschaftsministeriums der Stimme enthal-
ten wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. von Bülow. 

Dr. von Bülow (SPD) : Ich möchte ganz kurz zu 
dem Antrag das Wort nehmen, den der Kollege 
Wohlrabe gerade begründet hat. Nach unserer Mei-
nung sollte diesem Antrag nicht gefolgt werden, 
und zwar deshalb, weil im Einzelplan 23 für Ent-
wicklungshilfe bereits ein Posten für die Deutsche 
Welthungerhilfe ausgebracht ist und es nach den 
Grundsätzen der Bundeshaushaltsordnung nicht zu-
lässig ist, daß für denselben Zweck Mittel in zwei 
verschiedenen Titeln veranschlagt werden. Außer-
dem ist dazu zu sagen, daß die Aktionen „Misereor" 
und „Brot für die Welt" der Katholischen und der 
Evangelischen Kirche Büros für die Welthungerhilfe 
unterhalten und in erheblichem Umfang Mittel zur 
Verfügung stellen. Die Ausbringung eines besonde-
ren Ansatzes in Einzelplan 10 halten wir nicht für 
gerechtfertigt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird des weiteren 
noch das Wort gewünscht? — Frau Dr. Wolf! 

Frau Dr. Wolf (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe mich gemeldet, 
weil die Information, die wir eben bekommen ha-
ben, nicht zutrifft. Im Haushalt des BMZ ist kein 
Titel für die Welthungerhilfe ausgebracht, sondern 
nach sehr vielen Beratungen im Ausschuß ist so 
verfahren worden, daß die Welthungerhilfe, weil sie 
als eine Unterorganisation der FAO im Bundesland-
wirtschaftsministerium ressortiert, durch dieses Bun-
desministerium unterstützt werden soll. Im Aus-
schuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit ist mehr

-

fach darüber gesprochen worden und eine Einigung, 
an der auch das frühere Mitglied Ihrer Fraktion, 
Herr Kahn-Ackermann, mitgewirkt hat, in der Weise 
erfolgt, wie wir sie jetzt in unserem Antrag vor-
geschlagen haben, daß diese Mittel, wie es auch der 
zuständige Ausschuß beschlossen hat, im Haushalt 
des Landwirtschaftsministeriums zur Verfügung ge-
stellt werden sollen. Im Haushaltsausschuß ist da-
von nur auf Grund dieser nicht zutreffenden Infor-
mation abgesehen worden. 

(Abg. Hermsdorf [Cuxhaven] : Es stimmt 
nicht, was Sie sagen! Das wissen wir vom 
Haushaltsausschuß besser, was dort be

-

schlossen worden ist!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird noch das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. Wir kommen zur Abstimmung, und 
zwar zunächst über die Änderungsanträge. Täusche 
ich mich in der Feststellung, daß die Änderungs-
anträge auf den Umdrucken 26 und 28 im Beschluß 
das gleiche enthalten und nur der Deckungsvor-
schlag verschieden ist? 

(Zurufe von der SPD: Ja!) 

— Wir müssen also getrennt darüber abstimmen. 

Wir stimmen dann in der Reihenfolge, in der die 
Änderungsanträge eingebracht worden sind, zuerst 
über den Änderungsantrag der Fraktionen der SPD/ 
FDP auf Umdruck 26 ab. Wer diesem Antrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Meine 
Damen und Herren, wir müssen die Abstimmung 
durch Erheben wiederholen. 

Wer dem Änderungsantrag der Fraktionen der 
SPD/FDP auf Umdruck 26 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Der Sitzungsvorstand ist sich nicht 
einig. Wir müssen auszählen. 

Ich darf das Ergebnis der Abstimmung durch Aus-
zählung bekanntgeben. Es haben abgestimmt: mit 
Ja 252, mit Nein 217 Mitglieder des Hauses. Enthal-
ten hat sich niemand. Der Antrag ist damit ange-
nommen. Ich darf wohl den Umdruck 28 damit für 
erledigt erklären? — Die Antragsteller sind einver-
standen. — Meine Damen und Herren, darf ich Sie 
um Ruhe bitten, damit wir die Abstimmung gut zu 
Ende führen können. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der CDU/CSU auf Umdruck 50. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe! — Der 
Antrag ist mit der gleichen Mehrheit abgelehnt, mit 
der der vorige Antrag angenommen wurde. 

Somit kommen wir zur Abstimmung über den 
Einzelplan 10 in der Ausschußfassung mit der vor-
hin beschlossenen Änderung. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
zahlreichen Enthaltungen und einigen Gegenstim-
men angenommen. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger 

Wir kommen zu Punkt IV/18 der Tagesordnung, 
dem Einzelplan 23: 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

— Drucksachen VI/837, VI/854 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Esters 

Falls Sie auf den Bericht verzichten, können wir 
davon absehen. — Das ist der Fall. Wünscht jemand 
das Wort? — Herr Abgeordneter Kiep! 

Kiep (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der zur Diskussion 
stehende Einzelplan 23 betrifft die Entwicklungs-
politik, ein Bereich, der in der Bedeutung hinter 
den bisher behandelten Einzelplänen kaum zurück-
steht, der sich aber dadurch grundsätzlich von den 
heute und gestern diskutierten Bereichen unter-
scheidet, daß es seit Anbeginn dieser staatlichen 
Tätigkeit so gut wie keine Kontroversen über die 
Entwicklungspolitik, ihre Gestaltung und ihre Be-
deutung zwischen den drei Fraktionen dieses Hau-
ses gegeben hat. Wir haben auch heute keinen 
Anlaß, kontrovers zu debattieren. Wir sind uns 
darüber im klaren, daß eine Reihe von Entwicklun-
gen im Gange ist, die beschleunigt werden müssen. 
Wir sind uns mit der Bundesregierung über die 
Notwendigkeiten zu einer Weiterentwicklung unse-
rer Politik einig. 

Wir haben vor einigen Wochen auf Grund einer 
Initiative der sozialdemokratischen Fraktion, der 
sich die CDU/CSU und FDP im Ausschuß für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit angeschlossen haben, 
ein Hearing veranstaltet und haben in einer mehr-
stündigen Sitzung eine Fülle von Meinungen über 
die Entwicklungspolitik, ihre Gestaltung, ihre Pro-
bleme, ihre Mängel zur Kenntnis nehmen können. 
Im Rahmen dieses Hearings ist eine Reihe von 
wichtigen Anregungen entgegengenommen worden, 
darunter eine, welche die Diskussion im Bereich der 
Entwicklungspolitik schon seit längerer Zeit be-
herrscht und über die es auch im Bereich des Ent-
wicklungspolitischen Ausschusses des Deutschen 
Bundestages eigentlich keine unterschiedlichen 
Meinungen gibt. 

Die Experten, die wir angehört haben, haben uns 
übereinstimmend empfohlen, was wir auch schon 
vorher wußten, daß die Funktionen in der Ent-
wicklungspolitik in einer Hand, in der Hand des 
Bundesministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit, 
zusammengefaßt werden müssen. Insbesondere 
wurde betont ;  daß dies für den Bereich der Kapital-
hilfe zu gelten habe. 

Wir haben Ihnen heute zur zweiten Lesung einen 
Änderungsantrag vorgelegt, der Ihnen ausgedruckt 
als Umdruck 44 vorliegt. In ihm schlagen wir 
Ihnen vor, die Zuständigkeit für die Kapitalhilfe 
allein dem Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit zu übertragen. Ich möchte das ganz 
kurz in wenigen Worten begründen, denn die Dis-
kussion darüber wird schon seit längerer Zeit ge-
führt. Die Argumente sind Ihnen sicherlich auch 
schon bekannt. 

Erstens sind wir der Ansicht, daß die Entwick-
lungspolitik eine Politik „sui generis" ist und daß 
das Ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
als das federführende und politisch verantwortliche 
Haus auch die Zuständigkeit für diesen wichtigen 
Zweig der Entwicklungspolitik, der immerhin fast 
die Hälfte der Mittel in Anspruch nimmt, haben 
müßte. 

Zweitens wissen wir auf Grund einer ganzen 
Reihe von Erfahrungen — diese Erkenntnisse wer-
den nicht nur bei uns gemacht und verwertet, son-
dern auch in anderen Entwicklungsgeberländern , 
daß die Zusammenfassung der verschiedenen Spar-
ten der Entwicklungshilfe in einzelnen Projekten 
notwendig ist, um einseitige Auswirkungen be-
stimmter Projekte gerade in dem Bereich der Kapi-
talhilfe zu vermeiden und sie durch Projekte der 
anderen Bereiche zu ergänzen, die wir unter dem 
Begriff der technischen Hilfe zusammenfassen. 

Drittens ist es für die Glaubwürdigkeit unserer 
entwicklungspolitischen Bemühungen und unserer 
Aussage wichtig, daß diese Politik eine besondere 
Priorität in der Rangordnung unserer Regierungs-
tätigkeit verdient und daß wir durch eine Übertra-
gung der Zuständigkeit deutlich machen, daß Ent-
wicklungspolitik nicht ein Hilfsinstrument der 
Außen- oder der Wirtschaftspolitik ist, sondern daß 
es sich hier um eine Politik sui generis handelt. 

Ich meine, daß wir in einer Zeit, in der viele, ge-
rade jüngere Menschen es in zunehmendem Maße 
schwierig finden, sich für staatliche Tätigkeiten 
aller Art einzusetzen und zu engagieren, durch 
einen solchen Beschluß die Glaubwürdigkeit dieser 
staatlichen Bemühungen und damit auch die Enga-
gementbereitschaft der jüngeren Generation stärken 
und festigen könnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich bitte Sie herzlich, unserem Antrag, der Ihnen 
vorliegt, zuzustimmen. 

Nachdem die Diskussion über dieses Thema nun 
schon seit einiger Zeit, auch angeregt durch die 
Kirchen und durch die Jugendverbände, in der 
Öffentlichkeit gelaufen ist und nachdem auch ge-
rade die Kollegen hier im Hause verschiedentlich in 
dieser Frage um Stellungnahmen bemüht worden 
sind, sind wir, die CDU/CSU-Fraktion, der Ansicht, 
daß es zweckmäßig wäre, hier in diesem Fall und 
zu dieser Stunde eine namentliche Abstimmung 
durchzuführen, die ich hiermit beantragen möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Esters. 

Esters (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Kollege Kiep hat soeben dargelegt, daß 
es in diesem Hause in den grundsätzlichen Fragen 
der Entwicklungspolitik kaum Meinungsverschie-
denheiten gibt. Zu diesem Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU, Umdruck 44 *), muß ich 
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Esters 
allerdings sagen, daß er ganz offensichtlich darauf 
abzielt, die zwischen dem Bundesminister für Wirt-
schaft und dem Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit am 15. Mai 1970 getroffene Ver-
einbarung nicht zum Tragen kommen zu lassen und 
zu stören. Diese Vereinbarung stellt unserer Mei-
nung nach sicher, daß die Verantwortung für die Er-
arbeitung der entwicklungspolitischen Grundsätze 
beim BMZ liegt, und sie gewährleistet darüber 
hinaus, daß Planung und Auswahl von Kapital-
hilfeprojekten in völliger Übereinstimmung mit 
diesen Grundsätzen der Bundesregierung stehen. 

Mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten darf ich den 
Abs. 2 und den Abs. 3 dieser Vereinbarung zitieren: 

(2) Die Planung und Auswahl von Projekten 
der Kapitalhilfe erfolgt in Übereinstimmung 
mit den entwicklungspolitischen Grundsätzen 
der Bundesregierung. Das BMZ übernimmt es, 
eine — nach regionalen und sachlichen Priori-
täten abgestimmte — lang- und mittelfristige 
Schwerpunktplanung des Einsatzes aller Instru-
mente der Entwicklungshilfe zu erarbeiten. Die 
Einordnung der Kapitalhilfe in ein solches Kon-
zept und seine Behandlung im einzelnen erfolgt 
— unbeschadet der Beteiligung anderer Res-
sorts — einvernehmlich zwischen BMW und 
BMZ. 

(3) Entsprechend werden die Grundzüge von 
Verbundprojekten der Entwicklungshilfe im 
Lenkungsausschuß beschlossen, bevor die be-
teiligten Ressorts ihre Teilvorschläge erarbei-
ten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeord-
neter Esters, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Wulff? 

Esters (SPD) : Nein, ich schließe mich dem Kol-
legen der CDU an, der keine Zwischenfragen zuließ. 

(Abg. Dr. Wulff: Herr Kollege, das sagt 
alles!) 

Für uns ist durch diese Vereinbarung eine Ent-
wicklungspolitik aus einem Guß gewährleistet, und 
darauf kommt es uns an. Der Bundesminister für 
Wirtschaft und der Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit haben hier unserer Meinung 
nach einen gangbaren Weg zur Kooperation gefun-
den. Wir sind sicher, daß diese Vereinbarung ihre 
konkrete Ausfüllung erfahren wird. 

Ihr Antrag ist mir persönlich taktisch-politisch 
zu durchsichtig, als daß wir ihm zustimmen könn-
ten. 

(Abg. Dr. Wulff: Sie haben die Meinung 
der Sachverständigen nicht gehört; sonst 
würden Sie nicht alles ablehnen! Sie kön

-

nen gar nichts davon verstehen!) 

Obwohl für diesen Antrag auch in unserer Frak-
tion, wie Ihnen nicht unbekannt ist, 

(Abg. Dr. Wulff: Genau das ist uns be

-

kannt, sehr bekannt sogar!) 

Verständnis vorhanden ist, 

(Abg. Dr. Wulff: Mehr als Verständnis!) 

bitte ich darum, diesen Antrag jetzt abzulehnen. 
(Abg. Dr. Wulff: Die Logik verstehe ich 

nicht!) 

Wir wollen in diesem Falle der Regierung den 
Rücken freihalten und das werden wir tun. 

(Abg. Dr. Wulff: Taktik, aber keine Politik!) 

Sie dürfen sicher sein, Herr Kollege, daß auch in 
dieser Frage eine Vereinbarung zustande kommt, die 
das entwicklungspolitische Konzept dieser Regierung 
durchführbar werden läßt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-
ruf von der CDU/CSU: Schön wär's! — 
Abg. Baron von Wrangel: Das nennt man 

Kontrollfunktion des Parlaments!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Sperling. 

Dr. Sperling (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich gebe gern zu, daß man 
Entwicklungspolitik aus einem Guß auch bekommen 
könnte, wenn man dem Antrag der CDU zustimmte. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

— Klatschen Sie nicht zu früh! Ich bin einer der 
Skeptiker, auf die Sie rechnen. 

Dies ist der erste Haushalt, den ich verabschieden 
helfe. Die Debatte über diesen Haushalt hat mir 
gezeigt, daß dieser einsame Rest von rationaler 
Argumentation auf Ihrer Seite des Hauses eigentlich 
nur dazu dient, politische Polemik an einer anderen 
Stelle zu entfalten. 

(Beifall bei der SPD.) 

In dieser Debatte hat es von Unterstellungen und 
Verdächtigungen gegenüber der Regierung gewim-
melt. Ich möchte Ihnen wahrhaftig nicht die Mög-
lichkeit bieten, zu einer völlig falschen Interpreta-
tion zu kommen. Das ist das Problem, um das es mir 
geht. 

Es kann sein, daß Sie in der Sache recht haben. 
Ich bin der Ansicht, daß auch die Vereinbarung, die 
zwischen den Ministern getroffen wurde, Entwick-
lungshilfe aus einem Guß gewährleisten kann. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeord-
neter Sperling, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Petersen? 

Dr. Sperling (SPD) : Bitte schön! 

Petersen (CDU/CSU) : Herr Kollege, können Sie 
mir bitte sagen, an welcher Stelle ein polemischer 
Zungenschlag in den Ausführungen des Kollegen 
Kiep sichtbar wurde, und sind Sie der Auffassung, 
daß das, was Sie jetzt sagen, dabei hilft, im Bereich 
der Entwicklungspolitik die notwendige gemein-
same Grundlage in diesem Haus zu erhalten? 
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Dr. Sperling (SPD): Wir brauchten eine gemein-
same Grundlage in diesem Haus nicht nur für die 
Entwicklungspolitik. Ich gebe Ihnen wiederum gern 
zu, daß der Kollege Kiep sachlich und fair und ratio-
nal argumentiert hat. Das ist der einsame Rest von 
sachlicher und fairer Argumentation. 

Aber nach meinem Eindruck diente er nur dem einen 
Zweck, einige wenige Abgeordnete, die in unserer 
Fraktion skeptisch sind, davon abzuhalten, hier an-
ders zu stimmen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Zur Sache!) 

Dieser einsame Rest von sachlicher, fairer Argu-
mentation lohnt es für mich nicht, zu sagen: Ich setze 
die Regierung in die Minderheit. Mir scheint — 
und auch das ist für mich als Neuling neu —, daß 
bei Stimmabgaben leider weitaus komplexere Er-
wägungen eine Rolle spielen, als ich mir früher ein-
mal habe träumen lassen. Ich meine, daß ein sach-
lich argumentierendes Parlament, das die Sachlich-
keit die ganze Zeit durchhält, auch durchaus Fronten 
auflösen kann. Ich bitte Sie jetzt schon, für den 
nächsten Haushalt, den wir verabschieden wollen, 
nach Möglichkeit gemeinsam eine andere Argumen-
tationsbasis für die gesamte Auseinandersetzung zu 
suchen. Dann werden Sie feststellen, daß man auch 
über die Linien hinweg gemeinsam entscheiden 
kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird des weiteren zu diesem Änderungs-
antrag das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Von der Fraktion der CDU/CSU ist namentliche 
Abstimmung beantragt warden. Es sind genügend 
Abgeordnete zur Unterstützung dieses Antrags im 
Saal. Wir stimmen also namentlich ab. 

Ich eröffne die namentliche Abstimmung und bitte, 
die Karten einzusammeln. 

Ist noch jemand im Saal, der seine Stimme noch 
nicht abgegeben hat? — Das ist nicht der Fall. Ich 
schließe die Abstimmung. 

Ich gebe das vorläufige Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung durch Auszählung bekannt. Mit Ja 
haben von den uneingeschränkt Stimmberechtigten 
227, mit Nein 244 Mitglieder dieses Hauses ge-
stimmt. Von den Berliner Abgeordneten haben 7 mit 
Ja, 12 mit Nein gestimmt. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 470 und 19 Berliner Abgeordnete; 

davon 

Ja: 227 und 7 Berliner Abgeordnete 

Nein: 243 und 12 Berliner Abgeordnete 

Enthalten: keine 

Ungültig: keine  

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Adorno 
Dr. Aigner 
Alber 
von Alten-Nordheim 
Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Dr. Artzinger 
Dr. Bach 
Baier 
Balkenhol 
Dr. Barzel 
Dr. Becher (Pullach) 
Dr. Becker (Mönchenglad-

bach) 
Becker (Pirmasens) 
Berberich 
Berding 
Bewerunge 
Biechele 
Biehle 
Dr. von Bismarck 
Bittelmann 
Blank 
Blumenfeld 
von Bockelberg 
Dr. Böhme 
Frau Brauksiepe 
Breidbach 
Bremer 
Bremm 
Dr. Burgbacher 
Burger 
Dr. Czaja 
Damm 
Dasch 
van Delden 
Dichgans 
Dr. Dittrich 
Dr. Dollinger 
Draeger 
von.  Eckardt 
Ehnes 
Engelsberger 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Erpenbeck 
Dr. Eyrich 
von Fircks 
Franke (Osnabrück) 
Dr. Franz 
Dr. Freiwald 
Dr. Frerichs 
Dr. Früh 
Dr. Fuchs 
Dr. Furler 
Dr. Gatzen 
Frau Geisendörfer 
Geisenhofer 
Gerlach (Obernau) 
Gewandt 
Gierenstein 
Dr. Giulini 
Dr. Gleissner 
Glüsing (Dithmarschen) 
Dr. Gölter 
Dr. Götz 
Gottesleben 
Frau Griesinger 
Dr. Gruhl 
Freiherr von und zu 

Guttenberg 
Haase (Kassel) 
Dr. Häfele 
Härzschel 

Häussler 
Dr. Hallstein 
Dr. Hammans 
Hanz 
von Hassel 
Hauser (Bad Godesberg) 
Dr. Hauser (Sasbach) 
Dr. Heck 
Hein (Salzgitter) 
Frau Dr. Henze 
Dr. Hermesdorf (Sehleiden) 
Höcherl 
Hösl 
Horstmeier 
Horten 
Dr. Hubrig 
Hussing 
Dr. Huys 
Frau Jacobi (Marl) 
Dr. Jaeger 
Dr. Jahn (Braunschweig) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Josten 
Dr. Jungmann 
Frau Kalinke 
Dr. Kempfler 
Kiechle 
Kiep 
Dr. h. c. Kiesinger 
Frau Klee 
Dr. Klepsch 
Dr. Kley 
Dr. Kliesing (Honnef) 
Klinker 
Köster 
Krammig 
Krampe 
Dr. Kraske 
Dr. Kreile 
Frau Dr. Kuchtner 
Lampersbach 
Leicht 
Lemmrich 
Lensing 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Lenzer 
Link 
Dr. Löhr 
Dr. Luda 
Lücke (Bensberg) 
Lücker (München) 
Majonica 
Dr. Martin 
Dr. Marx (Kaiserslautern) 
Maucher 
Meister 
Memmel 
Mick 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Dr. Müller (Aachen-Land) 
Müller (Niederfischbach) 
Dr. Müller-Hermann 
Mursch 
Niegel 
Dr. von Nordenskjöld 
Orgaß 
Ott 
Petersen 
Pfeifer 
Picard 
Pieroth 
Dr. Pinger 
Dr. Pohle 
Pohlmann 
Dr. Prassler 
Dr. Preiß 
Dr. Probst 
Rainer 
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Rawe 
Reddemann 
Dr. Reinhard 
Richarts 
Riedel  (Frankfurt) 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Rinsche 
Dr. Ritgen 
Dr. Ritz 
Rock 
Röhner 
Rösing 
Rollmann 
Roser 
Ruf 
Russe 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-

Hohenstein 
Dr. Schmid-Burgk 
Dr. Schmidt (Wuppertal) 
Schmitt (Lockweiler) 
Dr. h. c. Schmücker 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Dr. Schober 
Frau Schroeder (Detmold) 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schröder (Sellstedt) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Schulhoff 
Schulte (Schwäbisch Gmünd) 
Dr. Schulze-Vorberg 
Dr. Schwörer 
Seiters 
Dr. Siemer 
Solke 
Spilker 
Springorum 
Dr. Sprung 
Stahlberg 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Steiner 
Dr. Stoltenberg 
Frau Stommel 
Storm 
Struve 
Susset 
von Thadden 
Tobaben 
Frau Tübler 
Unertl 
Dr. Unland 
Varelmann 
Vehar 
Vogel 
Vogt 
Volmer 
Wagner (Günzburg) 
Dr. Wagner (Trier) 
Frau Dr. Walz 
Dr. Warnke 
Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 
Weigl 
Dr. Freiherr von Weizsäcker 
Werner 
Windelen 
Winkelheide 
Wissebach 
Dr. Wörner 
Frau Dr. Wolf 
Baron von Wrangel 
Dr. Wulff 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Amrehn 
Dr. Gradl 

Dr. Kotowski 
Lemmer 
Müller (Berlin) 
Frau Pieser 
Wohlrabe 

SPD 

Adams 
Dr. Ahrens 
Dr. Apel 
Arendt (Wattenscheid) 
Dr. Arndt (Hamburg) 
Baack 
Baeuchle 
Bäuerle 
Bals 
Barche 
Dr. Bardens 
Batz 
Bauer 
Dr. Bayerl 
Dr. Bechert (Gau Algesheim) 
Becker (Nienberge) 
Dr. Beermann 
Behrendt 
Bergmann 
Berkhan 
Berlin 
Biermann 
Böhm 
Börner 
Frau von Bothmer 
Dr. Brand (Pinneberg) 
Brandt 
Brandt (Grolsheim) 
Bredl 
Brück 
Brünen 
Buchstaller 
Dr.  von Bülow 
Buschfort 
Dr. Bußmann 
Collet 
Corterier 
Cramer 
Dr. von Dohnanyi 
Dröscher 
Dürr 
Eckerland 
Frau Eilers 
Dr. Enders 
Engholm 
Dr. Eppler 
Esters 
Faller 
Fellermaier 
Fiebig 
Dr. Fischer 
Flämig 
Frau Dr. Focke 
Folger 
Franke (Hannover) 
Frehsee, 
Frau Freyh 
Fritsch 
Geiger 
Gerlach (Emsland) 
Gertzen 
Dr. Geßner 
Glombig 
Gnädinger 
Gscheidle 
Dr. Haack 
Haage (München) 
Haar (Stuttgart) 
haase (Kellinghusen) 

Haehser 
Halfmeier 
Hansen 
Hansing 
Hauck 
Dr. Hauff 
Dr. Hein 
Henke 
Frau Herklotz 
Hermsdorf (Cuxhaven) 
Herold 
Hirsch 
Höhmann (Hessisch 

Lichtenau) 
Hörmann (Freiburg) 
Hofmann 
Horn 
Frau Huber 
Dr. Hupka 
Jahn (Marburg) 
Jaschke 
Junghans 
Junker 
Kaffka 
Kater 
Kern 
Killat-von Coreth 
Dr. Koch 
Koenig 
Kohlberger 
Konrad 
Dr. Kreutzmann 
Kriedemann 
Krockert 
Kulawig 
Lange 
Langebeck 
Dr. Lauritzen 
Lautenschlager 
Frau Lauterbach 
Leber 
Lemp 
Lemper 
Lenders 
Liedtke 
Löbbert 
Lotze 
Maibaum 
Marquardt 
Marx (München) 
Matthes 
Matthöfer 
Frau Meermann 
Dr. Meinecke (Hamburg) 
Meinike (Oberhausen) 
Metzger 
Michels 
Möhring 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 
Müller (Mülheim) 
Dr. Müller (München) 
Müller (Nordenham) 
Dr. Müller-Emmert 
Dr. Müthling 
Neemann 
Neumann 
Dr. Nölling 
Offergeld 
Frau Dr. Orth 
Frhr. Ostman von der Leye 
Pawelczyk 
Peiter 
Pensky 
Peters (Norden) 
Pöhler 
Porzner 
Raffert 
Ravens 
Dr. Reischl 
Frau Renger 

Richter 
Dr ,  Rinderspacher 
Rohde 
Rosenthal 
Roß 
Säckl 
Sander 
Saxowski 
Dr. Schachtschabel 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Frau Schanzenbach 
Scheu 
Dr. Schiller 
Schiller (Bayreuth) 
Frau Schimschok 
Schirmer 
Schlaga 
Dr. Schmid (Frankfurt) 
Schmidt (Braunschweig) 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Dr. Schmidt (Krefeld) 
Schmidt (München) 
Schmidt (Niederselters) 
Schmidt (Würgendorf) 
Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Dr. Schmude 
Schoettle 
Schollmeyer 
Schonhofen 
Schulte (Unna) 
Schwabe 
Seefeld 
Seibert 
Seidel 
Frau Seppi 
Simon 
Dr. Slotta 
Dr. Sperling 
Spillecke 
Staak (Hamburg) 
Frau Strobel 
Strohmayr 
Suck 
Tallert 
Dr. Tamblé 
Frau Dr. Timm 
Tönjes 
Urbaniak 
Vit 
Walkhoff 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner 
Welslau 
Wende 
Wendt 
Dr. Wichert 
Wiefel 
Wienand 
Wilhelm 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittmann 
Wolf 
Wolfram 
Wrede 
Würtz 
Wüster 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zebisch 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Arndt (Berlin) 
Bartsch 
Bühling 
Frau Krappe 
Liehr 
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Löffler 
Mattick 
Dr. Schellenberg 
Frau Schlei 
Dr. Seume 
Sieglersmidt 

FDP 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus 
Dorn 
Ertl 
Frau Funcke 
Geldner 
Genscher 
Graaff 
Grüner 

Helms 
Jung 
Kirst. 
Kleinert 
Krall 
Logemann 
Mertes 
Mischnick 
Moersch 
Ollesch 
Peters (Poppenbüll) 
Dr. Rutschke 
Scheel 
Schmidt (Kempten) 
Wurbs 

Berliner Abgeordnete 

Borm 

Der Antrag ist abgelehnt. 

Das Wort zur Abstimmung hat der Abgeordnete 
Kiep. 

Kiep  (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Namens der CDU! 
CSU-Fraktion möchte ich mitteilen, daß wir uns bei 
der Abstimmung über den Gesamthaushalt des Ein-
zelplans 23 der Stimme enthalten werden. Ich möchte 
das wie folgt begründen. 

Es ist hier von dem Sprecher der Regierung vor-
getragen worden, daß der Bundesminister für Wirt-
schaft und der Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit ein Abkommen abgeschlossen hät-
ten, das eine Entwicklungspolitik aus einem Guß 
sichere. Dies ist nicht das erste Abkommen dieser 
Art, das abgeschlossen worden ist. Wenn ich mich 
in der Runde umsehe und Herrn Kollegen Wisch-
newski erblicke, der dort steht, erinnere ich mich 
an andere Abkommen in einer anderen Zeit, die 
auch nicht zu einer Entwicklungspolitik aus einem 
Guß, auf die es uns ja allen ankommt, geführt ha-
ben. 

Um deutlich zu machen, was ich meine, möchte 
ich Ihnen in aller Kürze zwei kurze Punkte aus der 
Vereinbarung der beiden Häuser mit der Erlaubnis 
des Herrn Präsidenten verlesen, wobei eigentlich 
am Anfang des Abkommens noch der Satz stehen 
müßte: „Die hohen vertragschließenden Parteien 
einigen sich wie folgt." In § 5 dieser Abmachung 
heißt es wie folgt: 

Ist bei Besuchern aus Entwicklungsländern im 
Ministerrang ein Gespräch auf Minister- oder 
Staatssekretärsebene nur im BMZ vorgesehen, 
werden diese Besucher zunächst im BMZ, even-
tuell in Anwesenheit eines Vertreters des 
BMWi, empfangen. Besucher der Weltbank und 
der IDA aber werden zunächst im BMWi emp-
fangen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Und in § 7 heißt es zum Schluß: 

Bundesministerium für Wirtschaft und Bundes

-

ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
werden auf Grund praktischer Erfahrungen um 

eine ständige Verbesserung der gegenseitigen 
Zusammenarbeit bemüht sein. 

(Abg. Dr. Wulff: „Regierung der Refor

-

men!") 

Dieses, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
reicht uns als Sicherstellung der Entwicklungspoli-
tik aus einem Guß, um die es uns hier geht, nicht 
aus. Wenn ich auch Sympathie und Verständnis für 
die Kollegen der SPD habe, die sich in dieser Ab-
stimmung anders entschieden haben — etwa nach 
dem Motto, wie ich gerade hörte: Als das Thema das 
letzte Mal zur Sprache kam, da war uns der Schiller 
zu stark, jetzt ist er uns zu schwach! —, so bitte 
ich Sie doch um Verständnis dafür, daß wir uns in 
dieser Frage hier heute der Stimme enthalten und 
uns im übrigen vorbehalten, in der dritten Lesung 
einen Entschließungsantrag mit gleichem Wortlaut, 
mit gleicher Absicht einzubringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordneter Brück. 

Brück (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich bin einigermaßen erstaunt, daß die Kol-
legen der CDU/CSU jetzt diesem Haushalt nicht zu-
stimmen. Denn, Herr Kollege Kiep, Sie werden sich 
erinnern, daß Sie im Ausschuß diesem Haushalt zu-
gestimmt haben, weil Sie, wie Sie zu Recht sagten, 
damals der Auffassung waren, daß es über den 
Inhalt der Entwicklungspolitik keine Kontroversen 
gibt. Wenn das aber so ist, wenn es keine Kontro-
versen gibt, dann verstehe ich nicht, daß Sie jetzt, 
weil Sie hinsichtlich der Kompetenzverteilung an-
derer Meinung sind, diesem Haushalt nicht zustim-
men. Wir haben in all den Jahren zuvor gut zu-
sammengearbeitet, und das ist wohl für die Ent-
wicklungshilfe notwendig. Ich glaube, es wäre bes-
ser, anstatt über Kompetenzstreitigkeiten hier zu 
diskutieren, über die Sache zu diskutieren. Wir 
sollten das später einmal nachholen. 

Ich bitte darum, dem Haushalt zuzustimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird weiter das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Wir 
kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Einzelplan 23 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Stimmenthaltungen? — Bei 
zahlreichen Enthaltungen und wenigen Gegenstim-
men  angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich habe folgendes be-
kanntzugeben. In der morgigen Fragestunde stehen 
neben den beiden Dringlichkeitsfragen nur noch 
15 Fragen zur Beantwortung an. Da die Beantwor-
tung unter Umständen keine ganze Stunde ausfül-
len wird, muß das Haus damit rechnen, daß die 
Beratung des Haushalts schon vor 9 Uhr fortgesetzt 
wird. 

Meine Damen und Herren! Es ist verabredet, um 
18 Uhr mit den übrigen Punkten der Tagesordnung 
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Vizepräsident Dr. Jaeger 

zu beginnen. Es lohnt sich also nicht mehr, einen 
neuen Haushaltseinzelplan aufzurufen, denn es ist 
in diesem Augenblick 18 Uhr. Ich darf mit den Zu-
satzpunkten beginnen. 

Ich rufe den ersten Zusatzpunkt auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Zweiten Gesetzes 
zur Förderung der Vermögensbildung der 
Arbeitnehmer 
— Drucksache VI/601  — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (7. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache VI/885 — 

 Berichterstatter: Abgeordneter Hermsdorf 
(Cuxhaven) 

b) Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung (10. Ausschuß) 

— Drucksachen VI/860, zu  VI/860 —

(Erste Beratung 42. Sitzung) 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter, dem Abge-
ordneten Dr. Schellenberg, für seinen Schriftlichen 
Bericht. Zu einer mündlichen Ergänzung hat er das 
Wort. 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nur einige Bemerkungen. 

Zunächst eine Berichtigung. Ich bitte die Kolle-
ginnen und Kollegen, in dem Art. 2 Nr. 1 bei § 2 
Abs. 6 Satz 1 — auf Seite 11 der Drucksache VI/860 
— die Worte „sie die Prämie für" durch die Worte 
„sie die vermögenswirksamen Leistungen" zu er-
setzen. Bei der vorliegenden Fassung hätte der Ab-
satz überhaupt keinen Sinn. Hier ist ein technischer 
Fehler unterlaufen. 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, über den Art. 2 
in dieser geänderten Fassung abstimmen zu lassen. 

Eine weitere Bemerkung. Da in der Öffentlichkeit 
über den Kreis der Arbeiter, Angestellten und Be-
amten, die von den Vermögensbildungsgesetzen 
Gebrauch machen, die verschiedensten Zahlen ge-
nannt werden, möchte ich hierzu einige wenige An-
gaben machen: 

Nach dem Zweiten Vermögensbildungsgesetz — 
das ergab sich aus einer Kleinen Anfrage der CDU/ 
CSU — hatte die Bundesregierung im Februar dieses 
Jahres berichtet, daß 1968 4,5 Millionen Arbeit-
nehmer — das war die letzte vorhandene exakte 
Zahl — vermögenswirksam gespart haben. 

Die Bundesregierung ist in ihrem Entwurf bei der 
finanziellen Begründung davon ausgegangen, daß 
nach dem letzten Stand der Schätzungen 7,4 Millio-
nen Arbeitnehmer vermögenswirksam sparen. In-
zwischen wurden Tarifverträge abgeschlossen, von 
denen der bedeutsamste für die Metallindustrie am 
1. Juli dieses Jahres in Kraft tritt. Es werden des-
halb nach den bisher bekannten Feststellungen der 
Ministerien vom Beginn des Jahres 1971 an unter 
Berücksichtigung dieser Tarifverträge mindestens 

12 Millionen Arbeiter, Angestellte und Beamte nach 
dem Vermögensbildungsgesetz sparen. Nach dem 
vollen Inkrafttreten dieses Gesetzes werden also — 
und das ist ein sehr wichtiger Tatbestand mehr 
als die Hälfte der 22 Millionen Arbeitnehmer ver-
mögenswirksam sparen. Diese enorme Zunahme der 
Arbeitnehmer, die nach dem Vermögensbildungs-
gesetz in der jetzt zu beschließenden Fassung spa-
ren — sie wurde vom Ausschuß einstimmig ange-
nommen — ist äußerst bedeutsam. Eine derartige 
Steigerung der Zahl der Arbeitnehmer, die vermö-
genswirksam sparen, kann aus sozialpolitischen, 
volkswirtschaftlichen und gesellschaftspolitischen 
Gründen nur begrüßt werden 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Abge-
ordnete Lampersbach. 

Lampersbach (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich 
habe die Ehre, namens der CDU/CSU-Fraktion einen 
Antrag einzubringen, nach dem die Einbeziehung 
der Selbständigen in die Vermögensbildung ermög-
licht werden soll. Der Ausschuß für Arbeit und So-
zialordnung hat grundsätzlich die Notwendigkeit 
anerkannt, auch diese Gruppe in die Sparförderung 
einzubeziehen. Sie können das auf Seite 7 des 
Schriftlichen Berichts nachlesen. 

Die Begründung für die Einbeziehung dieser 
Gruppe ist insbesondere durch die strukturellen Ver-
änderungen der letzten Jahre hinreichend gegeben. 
Ich glaube, ein Überdenken dieser Frage bringt das 
Haus zu der Auffassung, daß dieser Antrag insge

-

samt zu begrüßen ist. 

Ich darf auch darauf hinweisen, daß eine Vielzahl 
gerade der Selbständigen aus dem Mittelstand so-
wohl aus Gründen der Altersversorgung als auch aus 
anderen materiellen Gründen unbedingt mit Be-
rücksichtigung finden müßte. Die CDU/CSU ist der 
Auffassung, daß die Gründe, die im Ausschuß zu 
dem Entschließungsantrag geführt haben, die Selb-
ständigen später einzubeziehen, nicht durchschla-
gend sind. Die angeblich zeitraubende Änderung bei 
der gesetzestechnischen Behandlung und Umgestal-
tung dürfte durch unseren Antrag nicht mehr gege-
ben sein. 

Ich glaube auch, meine Damen und Herren von 
der Koalition, daß Sie auf sehr große Unglaub-
würdigkeit draußen stoßen würden, wenn Sie sich 
unserer Argumentation und der Bitte, diesem An

-

trag zuzustimmen, verschließen würden. Die soziale 
Gesetzgebung — so darf ich feststellen — kann 
heute nicht mehr nur einem bestimmten Teil der 
Bevölkerung vorbehalten sein, sondern hier sind 
auch die Teile einzubeziehen, die ursprünglich und 
früher sicherlich nicht dafür in Frage kamen. 

Keineswegs überzeugend ist aber auch das Argu-
ment, die Vermögensförderung für die Selbständi-
gen würde die Kosten ins Unerträgliche steigern. 
Ich glaube, auch hierzu kann man klar sagen, daß 
die Kostenfrage in diesem Falle keine Entschuldi-
gung bieten kann. 
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Ich wäre Ihnen sehr dankbar, wenn Sie unserem 

Antrag zustimmen könnten, weil dadurch eine we-
sentliche und, ich würde sagen, durch die zeitliche 
Verzögerung sicherlich noch härter werdende Argu-
mentation außerhalb dieses Hauses in sich zusam-
menbrechen würde und wir hier einen Schritt in der 
Sozial- und Gesellschaftspolitik tun würden, der 
von dieser gesamten Gruppe und der Bevölkerung 
überhaupt dankbar anerkannt würde. 

Ich bitte daher um Zustimmung zu unserem 
Antrag. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wir Freien De-
mokraten begrüßen, daß die CDU/CSU auf einmal 
der Meinung ist, 

(Abg. Ruf: „Auf einmal"? Das stimmt aber 
nicht!) 

daß auch fur die Selbständigen in diesem Gesetz 
eine Verankerung erfolgen sollte, obwohl die Dinge 
— das möchte ich als erstes sagen — im Ausschuß 
anders geregelt worden sind und obwohl das — 
dies  möchte ich auch vorweg sagen — in dieser 
Form gar nicht geschehen kann. Ich werde gleich 
auf die Probleme, die Sie, Herr Lampersbach, nicht 
angeschnitten haben, eingehen. 

Wir begrüßen es, daß diese Frage hier ange-
sprochen worden ist. Ich habe allerdings bereits in 
der ersten Lesung für die Freien Demokraten er-
klärt, daß die Frage der Einbeziehung der Selbstän-
digen in eine ähnliche, in gleicher Weise geför-
derte Sparlösung geprüft werden müsse. Das ist 
eine alte Forderung von uns Freien Demokraten. 
Ich glaube, das werden Sie nicht bestreiten. 

Trotzdem halten wir — das darf ich für die Freien 
Demokraten sagen — den Antrag in dieser Form 
und die Einbeziehung in dieses Gesetz am heutigen 
Tag für nicht sehr glücklich. Wir werden ihn des-
halb ablehnen, und ich werde auch sehr genau be-
gründen, warum. 

Zum einen muß ich feststellen, Herr Kollege Lam-
persbach, daß Ihre Kollegen im zuständigen Aus-
schuß zumindest am Ende der Beratungen ebenfalls 
anderer Meinung waren, nachdem wir uns über die 
Frage unterhalten hatten. Sie haben einen solchen 
Antrag im Ausschuß nicht gestellt, weil dort die 
Probleme angeschnitten worden sind, weil zweifel-
los durch den gemeinsam verabschiedeten Entschlie-
ßungsantrag der Weg für eine bessere, vernünfti-
gere und auch den Selbständigen genehmere Lösung 
eröffnet worden ist und die Bundesregierung einen 
Auftrag in dieser Richtung erhält. 

Worin bestehen die Bedenken, aus denen heraus 
wir die Einbeziehung ablehnen? Einmal würde da-
durch eine Änderung der gesamten bisherigen Ge-
setzessystematik eintreten. Das Gesetz bekäme 
einen anderen Namen. Es wäre dann nicht mehr ein 

Gesetz für Arbeitnehmer. Aber darüber könnte man ( 
noch reden. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Doch, die Systematik dieses Gesetzes, des 312-
DM-Gesetzes, später des 624-DM-Gesetzes, sieht 
eine Förderung der Arbeitnehmer vor; das ist gar 
keine Frage. 

Zweitens würden Sie damit gegebenenfalls etwas 
präjudizieren, was wir Freien Demokraten vor 
allem im Interesse der Selbständigen nicht für glück-
lich hielten. Denn wir glauben nicht, daß im Rahmen 
der Überlegungen zur Sparförderung für die Selb-
ständigen das hier zweifellos richtige und von uns 
begrüßte Zuschlagssystem auch im Hinblick auf die 
vorhandenen Steuervergünstigungsmöglichkeiten 
der einzige Weg ist, den man prüfen muß. Das geht 
aber nicht von heute auf morgen, und das kann man 
nicht in der dritten Lesung mit verabschieden. 

Das Dritte — das kann man auch nicht einfach 
mit einer Hand wegwischen, Herr Kollege Lam-
persbach — ist die Tatsache, daß allein die Einbe-
ziehung der Selbständigen 380 Millionen DM kosten 
würde, ohne daß die mithelfenden Familienange-
hörigen, die Sie hineingenommen haben, dabei 
schon berücksichtigt wären. Das bedeutet zumin-
dest — das möchte ich Ihnen, meine Damen und 
Herren von der Opposition, klar sagen —, daß 
dieser Antrag noch einmal an den Haushaltsaus-
schuß zurückverwiesen werden muß. Daß wir dar-
über dann heute nicht in dritter Lesung abstimmen 
können, wissen Sie sehr genau. Wenn Sie heute 
eine solche Änderung beantragen, bedeutet dies, 
daß das 624-DM-Gesetz, das Vermögensbildungs-
gesetz, nicht fristgemäß verabschiedet werden kann, 

(Beifall bei den Regierungsparteien — 
Abg. Wehner: Leider wahr!) 

und zwar fristgemäß auch im Hinblick auf die kon-
junkturpolitischen Überlegungen, die damit ver-
bunden sind. Dieses Gesetz kann dann nicht am 
1. Juli in Kraft treten, sondern möglicherweise erst 
Ende des Jahres, was Rückwirkungen auf anderen 
Gebieten zur Folge hätte. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, Sie 
sollten sich noch einmal sehr genau überlegen, ob 
dieser Antrag wirklich durchdacht ist, und zwar im 
Interesse der Selbständigen und der Förderung der 
Vermögensbildung, die wir mit diesem Gesetz be-
absichtigen. Sie sollten sich überlegen, ob er genug 
durchdacht ist, zumal da sich Ihre Fachleute im Aus-
schuß der Meinung der übrigen Ausschußmitglieder 
angeschlossen haben, die Dinge über ,den Entschlie-
ßungsantrag in Angriff zu nehmen und sie wegen 
der erheblichen Problematik, die ich angedeutet 
habe, nicht in diesem Gesetz zu verankern. Ich halte 
diesen Antrag — seien Sie mir nicht böse — im 
Grunde für einen Schauantrag 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

oder — ich möchte das jedoch nicht unterstellen — 
für eine Verzögerungstatik auf dem Wege zu wei-
teren Schritten in Richtung auf Idie Vermögensbil-
dung. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 
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— Doch, Sie verzögern heute die Verabschiedung 
dieses Gesetzes. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Abge-
ordnete Urbaniak. 

Urbaniak (SPD) : Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Der Ausschuß hat sich mit dem Ent-
wurf des 624-DM-Gesetzes sehr intensiv beschäftigt, 
und es ist Ihnen auch das Ergebnis der öffentlichen 
Anhörung bekannt. Ich muß hier feststellen, daß 
die Fraktion der CDU/CSU in den Beratungen hierzu 
keine vernünftigen Gesichtspunkte vorgetragen, ge-
schweige denn eine Konzeption vorgelegt hat. Ihr 
Kollege Katzer hat bei der ersten Lesung in diesem 
Hause für die Frage der Selbständigen genau — das 
können Sie im Protokoll nachsehen — eine Minute 
übrig gehabt. Ich frage nun: Warum diese Hast? 

Sie haben im Ausschuß dem Gesetzentwurf zuge-
stimmt; Sie haben darüber hinaus dem Entschlie-
ßungsantrag bz. Selbständige Ihre volle Zustim-
mung gegeben, nach dem im nächsten Jahr eine 
gründliche Beratung der Vorlage der Regierung 
stattfinden soll. Wir meinen, daß die am 12. Juli 
1961 beschlossene gesellschaftspolitische Konzeption 
„Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand" nicht 
verlassen werden darf. Daher lehnen wir Ihren An-
trag ab. 

Was würde aber geschehen, wenn wir Ihrem An

-

trag zustimmten? — Bei einer groben Schätzung er-
gibt sich, daß wir rund 860 Millionen DM für das je

-

weilige Entstehungsjahr aufzubringen hätten. Sie 
haben sicherlich mit Absicht den Zeitpunkt kurz vor 
dem 14. Juni gewählt. 

Im übrigen müßte nach § 96 Abs. 7 der Geschäfts-
ordnung der Haushaltsausschuß — mein Vorredner 
hat das erwähnt — sich mit dieser Angelegenheit 
beschäftigen. Unter Umständen würde noch der Ver-
mittlungsausschuß angerufen, da auch schwerwie-
gende bürokratische Konsequenzen mit dieser Maß-
nahme verbunden sind, z. B. weitere Belastungen 
der Finanzämter. Wir können dem also nicht zu-
stimmen. 

Darüber hinaus würden aber die bisherigen Spa-
rer, insbesondere in der Metallindustrie, die aus 
eigener Leistung 312 DM aufbringen, am 1. Juli 
die Leistungen des Arbeitgebers nach ihrem Tarif-
vertrag und ihre eigenen Leistungen nicht konzen-
trieren können, da das 624-DM-Gesetz dann ja nicht 
in Kraft wäre. 

Bei der gesamten Konzeption der von Ihnen vor-
geschlagenen Änderung sind doch folgende Über-
legungen anzustellen. Selbständige haben keinen 
Arbeitgeber, der für sie vermögenswirksame Lei-
stungen anlegen kann. Selbständige können sich 
nicht selber ein Darlehen gewähren. Selbständige 
können nicht mit sich selbst Verträge über vermö-
genswirksame Leistungen abschließen. Eine Ver-
rechnung der Sparzulagen mit der Lohnsteuer ist 
bei den Selbständigen nicht möglich, da keine Lohn-
steuer abzuführen ist und weil sie in diesem Fall 
keine Arbeitnehmer beschäftigen. Hinsichtlich der 

mithelfenden Familienangehörigen wäre das Ergeb-
nis noch erschreckender. 

Der Ausschuß sollte sich im nächsten Jahr auf 
Grund seines Entschließungsantrags, der auf den 
Kreis der Selbständigen abzielt, gründlich mit der 
Sache beschäftigen. Er kann dann die Lage  der 

 Selbständigen viel besser beurteilen und im Sinne 
des einstimmig angenommenen Entschließungsan-
trages vernünftige Vorlagen für das Parlament vor-
bereiten. 

(Beifall bei der SPD.) 

 Präsident von Hassel: Meine Damen und Her-
ren, Herr Urbaniak, der erst einige Monate hier im 
Hause ist, hat seine Jungfernrede gehalten. Wir 
gratulieren ihm dazu. 

(Beifall.) 

Das Wort hat nunmehr Herr Abgeordneter Lam-
persbach. 

Lampersbach (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe 
mich bei der Einbringung ganz bewußt jeglicher 
Polemik enthalten und habe versucht, hier in einer 
streng sachlichen Darstellung die Dinge vor Ihnen 
abrollen zu lassen. Die Bemerkungen des Kollegen 
Schmidt (Kempten) zwingen mich allerdings dazu, 
einige zusätzliche Bemerkungen zu machen. 

Ich hatte eigentlich gehofft, daß wir dieses sozial-
politisch und gesellschaftspolitisch sehr wichtige 
Gesetz in einer ruhigen und vernünftigen Atmo-
sphäre verabschieden können. Wenn Sie, Herr Kol-
lege Schmidt (Kempten), hier eine in der Sache nicht 
richtige Darstellung geben, erfordert das allerdings 
eine Zurechtrückung. Sie wissen ganz genau, daß 
die Vertreter meiner Fraktion an dein bekannten 
Montagabend um 19.30 Uhr den Vorsitzenden, Herrn 
Professor Schellenberg, sofort gebeten haben, die-
sen Punkt mit in die Behandlung einzubeziehen. 
Der Vorsitzende wies darauf hin, daß nur schrift-
liche Vorlagen behandelt werden könnten. Ich habe 
ihn daraufhin darauf aufmerksam gemacht, daß auch 
mündliche Anträge zu behandeln seien. Daraufhin 
wurde festgestellt, daß das am nächsten Tage nach-
zuliefern sei. Ich habe mich bemüht, in kürzester 
Zeit eine Formulierung zustande zu bringen. In 
der Zwischenzeit ist die Sache rein formal weiter-
gelaufen, und  der  Entschließungsantrag ist zustande 
gekommen. So sind die Dinge. Ich mache jetzt 
keinem einen Vorwurf. Aber hier plötzlich von einer 
Augenwischerei der CDU/CSU-Fraktion den Selb-
ständigen gegenüber zu sprechen, halte ich nicht für 
fair. 

Ein Zweites, Herr Kollege Urbaniak! Sie sagen, 
die Lohnsteuer werde von Selbständigen nicht er-
hoben. Das ist bekannt. Sie wissen, daß diese Be-
steuerungsart in drei verschiedene Begriffe unter-
teilt ist, die aber alle einen beinhalten: Lohnsteuer, 
Einkommensteuer. Natürlich muß eine Verrech-
nungsmöglichkeit gefunden werden. Es ist erstaun-
lich, wenn Sie sagen, daß derjenige keinen Zuschuß 
erhalten könne, der kein Arbeitnehmer sei. Nein, 

i diese vermögenswirksamen Leistungen werden von 
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dem Unternehmer, der in harter Arbeit, zum Teil 
mit seinen Familienangehörigen, diese Dinge durch-
zieht, allein aufgebracht werden müssen. Wir glau-
ben, daß gerade aus diesen Gründen die Einbezie-
hung durchaus gerecht und vernünftig ist. 

Präsident von Hassel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Kollegen Dr. Nölling? 

Dr. Nölling (SPD) : Herr Kollege Lampersbach, 
wie kommt es denn, daß Sie im Ausschuß tatsäch-
lich zu dieser Frage keinen einzigen Entwurf für 
eine Regelung vorgelegt haben, daß Sie im Gegen-
teil mit uns darum gefeilscht haben, ob wir den Ter-
min zur Vorlage von Vorschlägen für die Förderung 
von Selbständigen auf den 30. Juni oder auf den 
30. September legen sollten, und daß Ihre Kollegen 
einstimmig sowohl dem Gesetz als auch dem Ent-
schließungsantrag zugestimmt haben? 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 

Lampersbach (CDU/CSU): Jeder hat es gehört, 
Herr Kollege Wehner, jeder. Hoffentlich haben Sie 
es verstanden. 

Herr Kollege Nölling, das stimmt nur zum Teil, 
was Sie sagen. 

(Abg. Wehner: Aber es stimmt!) 

— Herr Wehner kann sich ja anschließend melden 
und kann dazu sprechen; er war sicherlich auch nicht 
dabei. — Herr Nölling, das stimmt ganz genau, was 
Sie sagen, nur mit einem Unterschied: hierüber ist 
eine Abstimmung zu dem Zeitpunkt erfolgt, als 
wir noch bei der Formulierung waren. Das war dem 
Kollegen Schellenberg auch bekannt. Ich mache gar 
keinen Vorwurf, daß das passiert ist. Wir haben 
aber sofort angekündigt, daß wir zur zweiten Le-
sung hier einen entsprechenden Antrag einbringen 
werden. Wenn das bis zu Ihnen nicht durchgedrun-
gen ist, kann ich das nur bedauern. 

Eine zweite Sache, Herr Kollege Urbaniak! Ich 
weiß nicht, wie Sie auf die Kosten von 800 Mil-
lionen kommen, die Sie genannt haben. In der 
Drucksache zu VI/860 steht auf Seite 7 ganz klar, 
daß die Kosten mit 380 Millionen DM jährlich an-
zusetzen sind, wenn auf Grund der vorhandenen 
Daten die Ausschöpfung in dem Rahmen erfolgt, 
was man ja auch noch nicht weiß. Ich gebe zu, daß 
es sehr schwierig ist, hier exakt auch tatsächlich 
eintretende Zahlen bekanntzugeben — von jeder 
Seite, auch von der Regierung —, da man auf Grund 
der Erfahrungen mit dem 312-DM-Gesetz nicht weiß, 
in welchem Umfang die Selbständigen sich nunmehr 
überhaupt beteiligen können. 

Das dritte und letzte, was hier zu berichtigen ist, 
Herr Kollege Urbaniak: der Termin ist von uns in 
voller Absicht auf den 1. Januar 1971 gesetzt wor-
den. 

Ich wollte diese sachlichen Bemerkungen ohne 
alle Polemik noch einmal vorbringen, um die Dinge 
klar und nüchtern hier zur Behandlung zu stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Lampersbach, auch mir lag es fern, hier Polemik 
einzubeziehen. Ich glaube, Sie haben mich von die-
ser Stelle in diesem Hause aus schon des öfteren 
zur Frage der Selbständigen sprechen hören und 
wissen sehr genau, wie ich und meine Freunde zu 
diesen Fragen stehen. Ich hätte es nur gewünscht, 
wenn Sie seinerzeit in der Lohnfortzahlungsdbeatte, 
Herr Lampersbach, sich auch hier so betätigt hätten, 
wie Sie das diesmal tun, — optisch. Wir haben es 
nicht optisch getan; das muß ich noch sagen. Aber, 
Herr Kollege Lampersbach, ich will jetzt gar nicht 
auf die Verhandlungen im Ausschuß eingehen. Ich 
will nur vorlesen, was der Bericht des Ausschuß-
vorsitzenden selbst, den Sie wohl nicht anzweifeln, 
auf Seite 7 enthält. Ich darf mit Erlaubnis des Prä-
sidenten zitieren. Unter Nr. 11 „Sparförderung für 
Selbständige" heißt es: 

Auf Anregung von Vertretern aller Fraktionen 
hat der Ausschuß eingehend erörtert, ob es sinn-
voll ist, Selbständige in das Dritte Gesetz zur 
Förderung der Vermögensbildung der Arbeit-
nehmer einzubeziehen. 

— Erörtert! — 

Einmütig war der Ausschuß der Auffassung, daß 
gesetzliche Vorschriften zur Sparförderung von 
Selbständigen erforderlich sind. Der Ausschuß 
hielt es aber für unmöglich, derartige Vorschrif-
ten für Selbständige in das vorliegende Dritte 
Vermögensbildungsgesetz für Arbeitnehmer 
einzubauen. 

Das war die einmütige Meinung des Ausschusses, 
auch Ihrer Kollegen, auch von Ihnen, Herr Kollege 
Lampersbach, wenn ich nicht irre. So waren die 
Tatsachen. Wir haben beraten, wir haben die Kosten 
und alles beraten, haben aber dann auf Grund der 
Tatsachen, welche ich vorhin als Problematik bei 
der Sache hinstellte, dem Entschließungsantrag den 
Vorzug gegeben, um das zu tun, was wir alle wol-
len, den Selbständigen eine gleiche Sparförderung 
zu gewährleisten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Abge-
ordnete Burger. 

(Abg. Dr. Schellenberg meldet sich zu 
Wort.) 

— Verzeihung, Herr Professor Schellenberg, zu die-
sem Antrag? Jetzt liegt nur noch eine Wortmeldung 
von Herrn Burger zu dem nächsten Antrag vor. 
Sonst liegen keine Wortmeldungen mehr vor. Einen 
Augenblick, Herr Kollege Burger, eine Sekunde! 

(Abg. Dr. Schellenberg: Herr Präsident, ich 
wollte mich zu dem Antrag, der jetzt dis-
kutiert wird, noch einmal melden, weil ich 
unmittelbar von Herrn Kollegen Lampers-
bach als Vorsitzender des Ausschusses an- 
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gesprochen wurde! — Ich habe die Wort

-

meldung durch Handzeichen bekanntgege

-

ben!) 

— Es ist nicht gesehen worden. Die Wortmeldung 
liegt nicht schriftlich vor. Bitte sehr, Herr Professor 
Schellenberg! Herr Burger wird gern bereit sein, 
einen Moment zurückzutreten. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Ich bitte um Entschul-
digung. Ich habe mich nur deshalb gemeldet, weil 
mich Herr Kollege Lampersbach in meiner Eigen-
schaft als Vorsitzender angesprochen hat. Meine 
Damen und Herren, der Ausschußvorsitzende konnte 
das Anliegen, das eingehend diskutiert wurde — es 
war keineswegs nur ein Anliegen der CDU; Herr 
Kollege Schmidt (Kempten) hatte es im Ausschuß 
zuerst angesprochen, und auch die Kollegen der SPD 
hatten sich für dieses Anliegen eingesetzt —, nicht 
zur Abstimmung stellen, weil wir bei Einzelberatun-
gen im Ausschuß nicht über allgemeine Prinzipien, 
sondern nur über Anträge abstimmen können. 

Ich habe die Regierung gefragt, inwieweit sie uns 
Formulierungshilfe leisten kann. Die Regierung hat 
erklärt, das benötige eine völlige Überarbeitung der 
bisherigen Gesetze über Vermögensbildung für Ar-
beitnehmer und der Regierungsvorlage. Sie be-
nötige, um eine neue Konzeption unter Ausdehnung 
auf Selbständige zu entwickeln, mindestens 14 Tage. 
Das hat die Regierung ohne Widerspruch der Ver-
treter der Opposition erklärt. Deshalb hat, dann 
die CDU/CSU im Ausschuß darauf verzichtet, einen 
Antrag zur Frage der Selbständigen zu stellen. 

Die Formulierung des jetzigen Antrags der CDU/ 
CSU zu § 12 a in Verbindung mit Art. 5 trägt weder 
gesetzestechnisch noch verfassungsrechtlich dem An-
liegen, Selbständige in den vorliegenden Gesetz-
entwurf einzubeziehen, auch nur im entferntesten 
Rechnung. Durch das, was Sie beantragen, soll an 
Stelle einer Arbeitnehmersparzulage in Zukunft 
eine Sparzulage auch für Selbständige und Familien-
angehörigen gewährt werden. 

Damit komme ich zur finanziellen Größenordnung. 
Ursprünglich war im Ausschuß von der Einbeziehung 
der Selbständigen die Rede. Dazu hatte die Regie-
rung erklärt, das koste 380 Millionen DM jährlich 
mehr. Jetzt steht in diesem Antrag: Einbeziehung 
auch von mithelfenden Familienangehörigen. 

(Zuruf von der SPD: Noch mehr!) 

Hierfür kommen 1,8 Millionen mithelfende Fami-
lienangehörige in Betracht. Das bedeutet über die 
380 Millionen DM hinaus einen weiteren Mehrauf-
wand von weiteren 480 Millionen DM jährlich. Das 
sind zusammen jene 860 Millionen DM, die Herr 
Kollege Urbaniak als Mehraufwand für den jetzt 
eingebrachten CDU/CSU-Antrag genannt hat. Meine 
Damen und Herren, daß das eine völlig neue Be-
ratung des Haushaltsausschusses erfordert, ist doch 
unbestreitbar, und verzögert die Verabschiedung 
des Gesetzes um mindestens 2 Wochen. 

Damit bin ich bei der Frage des Termins. Die Kol-
legen, die ständig an den Ausschußberatungen teil-
genommen haben — Herr Kollege Lampersbach, Sie 

konnten leider nicht immer an den Beratungen teil-
nehmen —, haben gemeinsam im Einvernehmen mit 
allen Fraktionen den Präsidenten und den Altesten-
rat gebeten, dem Ausschuß auch während wichtiger 
Plenarsitzungen die Möglichkeit zu geben, zu tagen. 
Dem haben der Herr Präsident und der Ältestenrat 
entsprochen. Dies deshalb, weil wir gemeinsam der 
Auffassung waren, das Gesetz müsse vor dem 1. Juli 
verkündet werden. Die Arbeitnehmer, die bisher 
von der Möglichkeit des freiwilligen Sparens nach 
§ 4 Gebrauch gemacht haben und die nun durch 
Tarifverträge, die am 1. Juli in Kraft treten, im er-
weiterten Rahmen — nämlich mit 624 DM ab 1. Ja-
nuar 1970 — vermögenswirksam sparen können, 
sollen die erweiterten Möglichkeiten nutzen können. 

Deshalb haben sich alle Kollegen — auch die der 
CDU/CSU-Fraktion, die an allen Beratungen teil-
genommen haben — gemeinsam dafür eingesetzt, 
eine Entschließung zur Frage der Ausdehnung der 
Sparförderung für Selbständige zu fassen. 

Während zu anderen Anträgen es im Ausschuß

-

bericht heißt: Auf Antrag der Regierungsparteien 
SPD und FDP, heißt es in der Entschließung zur 
Frage der Selbständigen hier: Auf Antrag aller Frak-
tionen, also auch Ihrer Kollegen, Herr Kollege Lam-
persbach. Der Entschließungsantrag wurde gemein-
sam formuliert. Auf besondere Anregung haben wir 
noch mit der Regierung wegen des Termins der Ge-
setzesvorlage für Selbständige hart gerungen. Die 
Regierung sagte, sie könne wegen des Zusammen-
hangs mit der Steuerreform nicht so schnell den Ent-
wurf vorlegen, Ihre Kollegen haben gefordert, der 
Entwurf müsse schnell fertig werden. Daraufhin 
haben wir den Entschließungsantrag gemeinsam ein-
gebracht und gemeinsam verabschiedet. Jetzt kom-
men Sie mit dem Antrag und meinen, durch die For-
mulierung eines Paragraphen könnten Sie eine Kon-
zeption, die seit zehn Jahren besteht, nämlich das 
Vermögensbildungsgesetz für Arbeitnehmer, grund-
legend verändern. 

Meine Damen und Herren von der CDU, Ihr An-
trag ist einfach — entschuldigen Sie — nicht aus-
gegoren. Die Fassung ist irgendwie plötzlich aus der 
hohlen Hand entstanden. Wir haben — darauf darf 
ich aufmerksam machen — Ihren Entwurf, den Ent-
wurf, der unter dem Namen „Burgbacher-Plan" läuft, 
im Ausschuß nicht einfach weggewischt, z. B. wegen 
der Frage auch der Selbständigen. Sie haben es so 
gewünscht, wir haben erklärt: Also schön, warten 
wir die Ergebnisse der mitberatenden Ausschüsse 
für Wirtschaft und Finanzen ab und lassen den CDU/ 
CSU-Antrag erst einmal liegen. 

Diese Regelung wird durch Ihren jetzigen Antrag 
zunichte gemacht. Deshalb wären Sie, meine Damen 
und Herren von der CDU gut beraten, wenn Sie den 
Antrag nicht zur Abstimmung stellten, sondern zu-
rückzögen. Sie haben an der Entschließung über die 
Vorlage eines Gesetzentwurfs zur Sparförderung für 
Selbständige mitgewirkt, und Sie haben sich mit uns 
gemeinsam im Ausschuß hinter die Konzeption des 
Gesetzentwurfes zur Förderung der Vermögens-
bildung der Arbeitnehmer einschließlich des Ent-
schließungsantrages gestellt. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Präsident von Hassel: Meine verehrten Damen 
und Herren, ich darf zunächst einmal feststellen, 
daß zu diesem Antrag, Umdruck 52') weitere Wort-
meldungen nicht mehr vorliegen. 

Zur gesamten Geschäftslage darf ich folgendes 
sagen. Wir haben uns im Ältestenrat dahin ver-
ständigt, daß wir heute abend die Haushaltsbera-
tungen eine Zeitlang unterbrechen, um ab 18 Uhr in 
zweiter und dritter Lesung über eine Reihe von 
Vorlagen abzustimmen, wobei wir davon ausge-
gangen sind, daß sie mehr oder weniger ohne Dis-
kussion vor sich gehen würden. Wir haben nur 
zu diesem Tagesordnungspunkt einige Anträge. 
Alles andere wird nachher glatt verlaufen. Danach 
setzen wir die Beratung des Haushalts bis 21 Uhr 
fort. Ich möchte nur bitten, daß man sich darauf 
einstellt. 

Ich schlage vor, wir kommen gleich zur Abstim-
mung über einen Teil des Antrags Umdruck 52, und 
ich rufe den Antrag Umdruck 51 zur Begründung 
auf, wenn er ansteht. Sind Sie damit einverstanden? 

Wir kommen dann zur Abstimmung. Ich darf Sie 
bitten, die Abstimmungsunterlage, Drucksache 
VI/860, zur Hand zu nehmen. 

Zunächst rufe ich Art. 1 auf, die Einleitung. Zu 
Art. 1, der Einleitung, müssen Sie den Antrag Um-
druck 52 Ziffer 1 nehmen. Dieser Antrag ergänzt 
nur den Einleitungssatz des Art.  1.  Wer diesem 
Antrag Umdruck 52 Ziffer 1 zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. — ich bitte um die Ge-
genprobe! Enthaltungen? — Abgelehnt. 

Ich rufe Art. 1 N r . 1 auf. Wer zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Angenommen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 2 auf. Wer zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Angenommen. 

Ich rufe nunmehr Art. 1 Nr. 3 auf. Dazu gehört 
der Antrag Umdruck 51 **). Zur Begründung hat der 
Abgeordnete Burger das Wort. 

Burger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es geht in diesem Änderungs-
antrag darum, bei vermögenswirksamen Leistungen 
für Behinderte nicht die Unterstützungen nach dein 
Bundessozialhilfegesetz, aus der Kriegsopferfür-
sorge oder nach dem Wohngeldgesetz zu kürzen, 
die diese Personen erhalten. 

Meine Damen und Herren, dieser Änderungsan-
trag wird sich finanziell nicht auswirken. Es ist 
lediglich die Attraktivität für diese Behinderten ge-
geben — z. B. Blinde oder Querschnittgelähmte —, 
die noch Leistungen aus den genannten Sozialge-
setzen erhalten, auch vermögenswirksame Leistun-
gen in Anspruch zu nehmen. Ich bin der Auffas-
sung, daß das Hohe Haus diesem Antrag zustim-
men könnte. Die Behinderten sind sehr dankbar. 
Sie erwarten, daß auch ihnen die Chance der Ver-
mögensbildung nach diesem Gesetz praktisch ein-
geräumt und daß diese Möglichkeit auch interes- 

*) Siehe Anlage 9 
**) Siehe Anlage 10 

sant gemacht wird. Ich darf Sie sehr herzlich bitten, 
dem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat Herr Pro-
fessor Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich muß leider bitten, den An-
trag abzulehnen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist aber 
schade!) 

und zwar aus folgendem Grund: Es ist ein prin-
zipielles Anliegen, Anrechnungsvorschriften in So-
zialgesetzen zu verbessern. Darüber können wir 
gern diskutieren, aber nicht aus Anlaß dieses Ge-
setzes. Dann bringen Sie das bitte vor, wenn wir 
eine Verbesserung des Bundessozialhilfegesetzes 
und des Bundesversorgungsgesetzes beraten. Dann 
können wir über jede Änderung von Anrechnungs-
vorschriften sprechen. Wir sind stets bereit, zur 
rechten Zeit darüber mit Ihnen zu diskutieren. Aber 
Ihr Antrag Umdruck 51 hat aber weitgehende Kon-
sequenzen. 

Im übrigen muß ich Ihnen den Vorwurf machen, 
Herr Kollege Burger, daß der CDU/CSU-Antrag un-
ausgegoren ist. Schon der erste Paragraph, den Sie 
ansprechen, § 75, ist ein falscher Paragraph. Es muß 
heißen „§ 76". Sie haben Ihren Antrag noch nicht 
einmal gründlich durchgelesen, und so etwas sollen 
wir hier schnell verabschieden. 

Außerdem ist noch auf folgendes hinzuweisen. 
Der Sinn Ihrer und unserer Konzeption ist, das ver-
mögenswirksame Sparen zu fördern. Das wird nicht 
zu kleinen Sparsummen, sondern langfristig zur An-
sparung von erheblichen Beträgen führen, die, wenn 
dieses Gesetz verwirklicht ist, für den einzelnen 
Arbeitnehmer den Betrag von 10 000 DM weit über-
schreiten werden. Solche Beträge wollen Sie nun 
prinzipiell von jeder Anrechnung auf alle Leistun-
gen der Sozialhilfe freistellen. Das bedeutet eine 
völlige Veränderung des Sozialhilfeprinzips nach 
gegenwärtigem Recht. 

(Abg. Härzschel: Sie wollen doch immer 
den Ärmsten helfen!) 

Darüber können wir gerne diskutieren, aber bitte 
nicht jetzt, sondern im Zusammenhang mit einer 
Novellierung der betreffenden Gesetzentwürfe. 
Deshalb müssen wir jetzt Ihren Antrag ablehnen. 
Im übrigen haben Sie die Anrechnungsfrage weder 
in Ihrem eigenen Gesetzentwurf noch bei der Regie-
rungsvorlage im Ausschuß auch nur angesprochen. 
Ihr jetziger Antrag ist einfach unausgegoren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Burger, es wäre wirklich besser gewesen, wenn Sie 
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den sicher gutgemeinten Antrag im Ausschuß ge-
stellt hätten und sich erst einmal erkundigt hätten, 
was schon geltendes Recht ist und um welche Para-
graphen es sich handelt. Erstens muß es nicht § 75, 
sondern § 76 heißen, und zweitens ist der erste Teil 
Ihres Antrags bereits geltendes Recht. Es geht also 
praktisch nur um die beiden Gruppen nach § 88 
des Bundessozialhilfegesetzes und § 24 des Wohn-
geldgesetzes. Das wäre bei einer Beratung im Aus-
schuß wahrscheinlich von vornherein klargeworden. 
Dann hätten Sie vermutlich selbst gemerkt, daß es 
so, wie Sie es hier gern möchten, nicht geht. Über-
legen Sie sich noch einmal, ob Sie diesen Antrag 
wirklich stellen wollen. Wir werden den Antrag 
jedenfalls ablehnen. 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Abge-
ordnete Burger. 

Burger (CDU/CSU) : Meine Damen und Herren! 
Auch in den gedruckten Bericht hat sich ein Druck-
fehler eingeschlichen. Ich bitte also, die entspre-
chende Änderung vorzunehmen: es muß § 76 Abs. i 
heißen. 

Das, was wir von der CDU/CSU-Fraktion hier 
beantragen, ist doch durchaus nicht neu. Es paßt 
doch in das System. Nach § 88 Nr. 7 des Bundes-
sozialhilfegesetzes können viele Vermögensarten 
nicht angerechnet werden, z. B. ein kleines Haus-
grundstück. Wenn also bei einem Behinderten, 
einem Blinden oder einem sonstigen Bezieher von 
Sozialhilfe das Vermögen eines kleinen Hausgrund-
stückes nicht angerechnet wird, warum soll dann 
analog nicht auch diese Leistung unter diese freizu-
setzenden Einnahmen oder Vermögen fallen? Ich bin 
durchaus der Auffassung, daß wir es hier mit einem 
echten Anliegen dieser Behindertengruppen zu tun 
haben und daß wir diesem Anliegen bei der Ver-
abschiedung des Vermögensbildungsgesetzes Rech-
nung tragen können. Ich meine, wir brauchten wirk-
lich nicht noch Jahre zu warten, bis wir zu einer 
Novellierung des Bundessozialhilfegesetzes kom-
men. 

Meine Damen und Herren, ich appelliere an Sie, 
an die Regierungskoalition: Ihr Minister hat vor 
wenigen Tagen ein Programm für die Behinderten 
veröffentlicht, der Bundeskanzler hat in seiner Re-
gierungserklärung auf diese Probleme hingewiesen. 
Das hier ist eine kleine Geste, auf die die am 
schwersten Behinderten hoffen. Die Blinden, die 
Querschnittgelähmten, all jene, die im Schatten 
stehen, haben ein Interesse daran, daß wir dem zu-
stimmen. Hier geht es um einen ganz konkreten 
Fall, und es gilt, ja dazu zu sagen. Es kostet nichts, 
meine Damen und Herren. Das ist nur ein Angebot 
an diese Behindertengruppen; auch sie wollen an 
dem Vermögensbildungsgesetz teilhaben. Meine 
Damen und Herren, Sie sollten ja dazu sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen zu diesem Änderungs-
antrag liegen nicht vor. Wir kommen dann zur Ab

-

stimmung. Wer dem Antrag Umdruck 51 zustimmt, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Der Antrag 
ist abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
Nr. 3 der Ausschußfassung; Sie finden sie auf 
Seite 5 der Drucksache. Wer zustimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Angenommen. 

Ich rufe Umdruck 52 Ziffer 2 auf. Danach soll in 
Art. 1 eine neue Nr. 3 a eingefügt werden. Wer dem 
Änderungsantrag Umdruck 52 Ziffer 2 zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Abgelehnt. 

Ich rufe die Nrn. 4, 4 a, 4 b, 5, Art. 2, Art. 3, 
Art. 3 a, Art. 4 in der Ausschußfassung auf. Es 
liegen keine Änderungsanträge vor. Das Wort wird 
nicht begehrt. Wer zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Angenommen. 

Zu Art. 5 liegt auf Umdruck 52 Ziffer 3 ein Ände-
rungsantrag vor. Wer der Ziffer 3 im Umdruck 52 zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. Ist abgelehnt. 

Ich rufe auf den Art. 5, den Art. 6, den Art. 7, —
Einleitung und Überschrift. Wer zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ist an-
genommen. 

Wir kommen damit zur 

dritten Beratung 

Ich darf nun an die Herren, die in der dritten Be

-

ratung des Wort nehmen, appellieren, ein wenig auf 
die Zeit zu achten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir haben noch sehr viel zu erledigen. 

Zunächst einmal hat Herr Minister Arendt das 
Wort. 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Lassen Sie mich zunächst dem 
Hause, insbesondere aber den Damen und Herre n 

 des federführenden Ausschusses für Arbeit und So-
zialordnung, meinen herzlichen Dank aussprechen 
für die zügige, aber doch gründliche Beratung des 
Gesetzentwurfs für ein Drittes Vermögensbildungs-
gesetz. Durch diese zügige Beratung wird es mög-
lich, das Gesetz bereits gleichzeitig mit dem Inkraft-
treten des Tarifvertrages über vermögenswirksame 
Leistungen in der Metallindustrie zu verkünden. 
Auf diese Weise, meine Damen und Herren, können 
die vielen Arbeitnehmer in der Metallindustrie die 
bisher schon von dem Gesetz Gebrauch machten, ihr 
außertarifliches Sparen fortsetzen, obwohl der Tarif-
vertrag den Begünstigungsrahmen von 312 DM be-
reits ausschöpft. 

Die Erwartungen, die die Bundesregierung an 
ihren Entwurf für ein Drittes Vermögensbildungs-
gesetz geknüpft hat, haben sich in den wenigen 
Wochen seit der ersten Lesung dieses Gesetzent- 
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Wurfs am 15. April in eindrucksvoller Weise be-
stätigt. Allein im ersten Halbjahr 1970 sind für rund 
7 Millionen Arbeitnehmer Tarifverträge über ver-
mögenswirksame Leistungen abgeschlossen worden 
oder in Kraft getreten. Das ist mehr, als in den 
zehn Jahren seit dem Regierungsentwurf von 1960 
für das 312-Mark-Gesetz erreicht worden ist. Wir 
schätzen die Zahl der Arbeitnehmer, die zu Beginn 
des Jahres 1971 vermögenswirksame Leistungen er-
halten, bereits auf rund 12 Millionen, und wir 
sind überzeugt davon, daß sich diese Zahl in Zu-
kunft laufend erhöhen wird. Wir können also er-
warten, meine Damen und Herren, daß auch ohne 
gesetzliches Zwangssparen mit den unserem freiheit-
lichen Staat angemessenen Mitteln in absehbarer 
Zeit allen Arbeitnehmern die Vorteile dieses Ge-
setzes zugute kommen. Mit den eindrucksvollen Er-
folgen der letzten Wochen sind auch die Skeptiker 
widerlegt. 

Meine Damen und Herren, ich freue mich, daß 
die von der Bundesregierung vorgeschlagenen Ver-
besserungen des Gesetzes, also vor allem die Ein-
führung einer Arbeitnehmer-Sparzulage mit der 
Beseitigung der bisherigen Rentenminderung und 
die Verdoppelung des begünstigten Betrages auf 
624 DM, vom federführenden Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung einstimmig, also auch mit den 
Stimmen der Opposition, beschlossen worden sind. 
Die Einführung der Arbeitnehmer-Sparzulage war 
bekanntlich nie umstritten. Sie wird einhellig be-
grüßt. Das war bei der Verdoppelung des begün-
stigten Betrages bisher anders. Mit der Zustimmung 
der Opposition hat sich offenbar hier die Erkennt-
nis durchgesetzt, daß auch die Verdoppelung zur 
rechten Zeit erfolgt ist und keineswegs, wie noch 
bei der ersten Lesung behauptet wurde, einseitig 
die Besserverdienenden begünstigt. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
den Gesetzentwurf noch in einigen Punkten aus-
gebaut. Insbesondere die Einkommensgrenze, durch 
die Bezieher sehr hoher Einkommen von den Vor-
teilen des Gesetzes ausgeschlossen werden, ist 
gerechtfertigt. Die Bundesregierung hatte dieses 
Problem bereits in der Begründung ihres Gesetzent-
wurfs angesprochen und eine derartige Lösung 
grundsätzlich bejaht. Sie wird, wie bereits mehr-
fach angekündigt, auch bei dem für 1971 geplan-
ten Regierungsentwurf für die Reform der allge-
meinen Sparförderung Vorschläge machen, um die 
Sparförderung stärker auf die unteren und mitt-
leren Einkommensschichten auszurichten. Das ist 
nicht nur wegen der sonst ständig wachsenden Haus-
haltsbelastungen geboten, sondern vor allem auch 
deshalb, weil — um es einmal einfach zu sagen — 
eine Sparförderung für die Reichen nicht unserer 
gesellschaftspolitischen Konzeption entspricht. 

Die Bundesregierung ist nicht der Ansicht, daß 
mit dem heute zu verabschiedenden Gesetzentwurf 
bereits das vermögenspolitische Soll für diese Le-
gislaturperiode erfüllt ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sie wird schon im nächsten Jahr mit der Steuer

-

reform und mit der Reform der allgemeinen Spar

-

förderung neue vermögenspolitische Akzente set-
zen. 

(Abg. Wehner: Sehr gut!) 

Sie wird darüber hinaus in dem zum Jahresende zu 
erstattenden Bericht über die Vermögensbildung 
die gesamte vermögenspolitische Problematik im 
Gesamtzusammenhang darstellen. 

Dieser Gesetzentwurf ist ein erster, aber sehr 
wichtiger Schritt auf dem Wege zu einer größeren 
sozialen Gerechtigkeit. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Abge-
ordnete Professor Dr. Burgbacher. 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich folge mit Rücksicht 
auf die Belastung des Hohen Hauses gern dem 
Wunsch des Präsidenten, mich kurz zu fassen. 

Wie Sie sehen, haben wir diesem Gesetz zuge-
stimmt. Wir sehen in diesem Gesetz zwar keine 
Lösung der Kernprobleme der Vermögensbildung. 
Wir sehen einen bescheidenen Beitrag, sozusagen 
eine Fortsetzung der zwei von uns verabschiede-
ten 312-DM-Gesetze, von denen das eine zehn Jahre 
und das andere fünf Jahre alt ist. Es ist sozusagen 
eine Aufstockung des alten Rechts, das wir geschaf-
fen haben. Es ist leider keine Verbreiterung des 
alten Rechts in die Gruppen minderen Einkommens. 
Es ist eine Bevorzugung der Gruppen besserer Ein-
kommen; denn wenn bisher von 23 Millionen un-
selbständig Tätigen 7,5 Millionen, wie wir vom 
Herrn Minister gehört haben, vom ersten 312-DM- 
Gesetz Gebrauch gemacht haben, ist nicht einzuse-
hen und nicht glaubhaft, daß dieses aufgestockte 
zweimalige 312-DM-Gesetz die Lösung der Vermö-
gensbildung bei minderen Einkommen bringt. Wenn 
demnächst 12 Millionen beteiligt sind, so ist das von 
den 23 oder 24 Millionen die gute Hälfte, und die 
andere Hälfte, die vor der Tür steht, ist genau die, 
welche eigentlich die bezüglich der Vermögenspoli-
tik aus der Sicht des Hohen Hauses förderungswür-
digste sein müßte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Deshalb haben wir unser sogenanntes Beteili-
gungslohngesetz vorgelegt, und wir freuen uns über 
die mittelbaren Auswirkungen dieses Gesetzes. Der 
Übergang von der Steuerprivilegierung zur Prämie 
ist in unserem Gesetzentwurf enthalten, ebenso wie 
die Überlegungen über die Einbeziehung der Selb-
ständigen. Wir freuen uns, daß dieser unser Gesetz-
entwurf in den nächsten Monaten weiter bera-
ten wird, und wir hoffen zuversichtlich, daß dann die 
Selbständigen geringeren Einkommens einbezogen 
werden können. Wir können nicht einsehen, daß es 
bei für die Privilegierung festliegenden Einkom-
mensgrenzen noch ein Unterschied sozialpolitischer 
Art sein kann, ob jemand seine 20 000 DM als 
Arbeitnehmer oder als Selbständiger verdient. Der 
Selbständige hat denselben Anspruch auf Gleich-
behandlung in der Sozialpolitik, auch bei der Ver-
mögensbildung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Wir hoffen, daß sich dieser eigentlich selbstver-
ständliche Grundsatz dann auch durchsetzt. 

Damit sind die 5 Minuten, die ich mir vorgenom-
men habe, zu Ende; ich hätte noch viel zu sagen. 
Wir haben ein Schrittchen nach oben gemacht; 
machen wir in Zukunft Schritte in die Breite! Den-
ken wir vor allem an die Mitbürger mit geringeren 
Einkommen, gleichgültig, ob sie unselbständig oder 
selbständig sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Abge-
ordnete Rosenthal. 

Rosenthal (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn ich zur Drucksache VI/601 spre-
che, so will ich mich an die Mahnung des Herrn 
Präsidenten halten. Wir haben alle noch viel zu 
tun, und wir werden müde sein. Ich möchte es des-
halb kurz machen. 

Das 624-Mark-Gesetz ist ein erster Schritt, ein 
wichtiger Schritt, ein Schritt in die richtige Rich-
tung und vor allem ein Schritt zur richtigen Zeit. 
Ich bin überhaupt, Herr Professor Burgbacher, der 
Ansicht, daß dies der erste Schritt ist; alles andere 
waren Schrittchen. Die Zahlen zählen gegen Sie. 
Beim ersten Vermögensbildungsgesetz waren es 
knapp 380 000, die überhaupt teilgenommen haben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum?) 

beim zweiten Vermögensbildungsgesetz — in vier 
Jahren — waren es 5 Millionen, und davon waren 
4 Millionen nicht tarifliche, also wieder die besser

-

verdienenden Leute. 

(Zurufe der CDU/CSU: Warum?) 

— Ich will es nicht lange machen; das ist hier be-
kannt. Das 312-Mark-Gesetz 

(erneute Zurufe von der CDU/CSU) 

— auch wenn Sie mich unterbrechen, bleibt es 
so, weil es bekannt ist — war scheinsozial. Ein 
Mann mit 600 DM im Monat konnte nichts von der 
Steuer absetzen, einer mit 1500 DM konnte 56 DM 
absetzen und einer mit 4000 DM 108 DM, 

(Zustimmung bei der SPD) 

von den Schmälerungen bei Rente und Krankengeld 
gar nicht zu reden. Diese Nachteile sind bei unse-
rem Gesetz durch die Zulage abgeschafft, und Sie 
können sich ausrechnen, daß plus Sparprämie auf 
Bausparverträge der Staat heute diese Menschen je 
nach Kinderreichtum und Einkommen mit 50 his 
85 % unterstützt. Deshalb ist es auch richtig, daß 
wir in den Sparverträgen deutlich machen, was 
der Staat hier tut. Es ist auch richtig, daß wir end-
lich die Sparverträge vereinfachen; denn die bis-
herige Regelung mit dem immer neuen Abschlie-
ßen von Sparverträgen hat ja viele Leute eher ab-
geschreckt. 

(Abg. Ruf: Das war aber nicht Ihre Idee!) 

Die Verdoppelung wird hier so ein bißchen weg-
gewischt, als wäre sie unwichtig. Die ist so unwich-
tig, wie nach zehn Jahren der Unterschied zwischen 

5100 DM nach dem alten Gesetz und 13 500 DM auf 
der hohen Kante nach dem neuen Gesetz ist. Das, 
meine Damen und Herren, ist nicht unwichtig. 

(Zustimmung bei der SPD. — Abg. Ott: 
Das hebt genau den Kaufkraftschwund auf, 

den Sie verursachen!) 

— Hätten Sie früher an den Kaufkraftschwund ge-
dacht, dann wären wir heute nicht dort. 

(Oho-Rufe bei der CDU. — Aba. Ott: Den 
haben wir doch erst seit dem vorigen 

Jahr!) 

Nun zu etwas anderem, was im Ausschuß sehr 
diskutiert worden ist, nämlich die Einkommens-
grenze. Es ist gesagt worden, davon wären nur 
einige Prozent betroffen, und es ist gesagt worden: 
Der Staat spart nicht viel. Gespart werden immer-
hin 50 Millionen DM. Ob sich das lohnt oder nicht, 
weiß ich nicht. Aber uns, meinen Freunden und mir, 
scheint das Wichtigste, daß endlich einmal den 
schlimmen, finanzpolitisch unsoliden und unehr-
lichen Gesetzen ein Riegel vorgeschoben wird, die 
diejenigen weiter mit Staatsgeldern bezuschussen, 
die bereits so viel verdienen, daß sie selber sparen 
können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident von Hassel: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ott? 

Rosenthal (SPD) : Ich glaube, in Erklärungen der 
Fraktionen sind diese nicht üblich. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Präsident von Hassel: Sie sind an sich mög-
lich, aber Sie können Nein sagen. 

Rosenthal (SPD) : Ich bin am Ende meiner Aus-
führungen. Ich möchte nur folgendes sagen: Ob in 
der Wirtschaft, ob im Sport oder in  der Politik: auf 
das Timing kommt es an. Das Timing ist richtig wie 
gestern nacht; denn Metall hat abgeschlossen, und 
Otto Brenner ist für mich immer noch der Uwe 
Seeler im Team der Gewerkschaften. 

(Beifall bei der SPD. — Lachen bei der 
CDU/CSU. — Zuruf von der CDU/CSU: 

Die Großmutter!) 

Zweitens. Das Timing ist richtig; denn hier trifft 
etwas zusammen, was sozial ausgleichend und 
außerdem konjunkturstabilisierend ist. Ich bin der 
Ansicht, daß wir mit diesem Schritt das erste Mal 
seit zwanzig Jahren eine glaubhafte Vermögens-
bildung aus Ihrem Dornröschenschlaf geweckt ha-
ben. 

(Beifall bei der SPD. — Lachen bei der 
CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schmidt (Kempten). 

Schmidt  (Kempten) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch ich 
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werde mich an die Fünfminutengrenze halten. Nur 
wenige Anmerkungen für die Freien Demokraten 
zur Verabschiedung dieses Gesetzes. 

Wir Freien Demokraten begrüßen es — das 
möchte ich auch der Opposition sagen —, daß heute 
der Bundestag dieses Gesetz einstimmig verabschie-
det, damit es schnell in Kraft treten kann. Wir 
sehen darin einen weiteren wuchtigen Schritt auf 
dem Wege zu einer Vermögensbildung breiter 
Schichten. 

Wir begrüßen besonders — und ich möchte un-
seren Dank auch an die Ausschußmitglieder der 
anderen Fraktionen aussprechen —, daß zwei An-
regungen von uns im Ausschuß aufgegriffen wur-
den: einmal die Einbeziehung der Lebensversiche-
rung als Anlagemöglichkeit und zum anderen die 
in § 14 für kleinere und mittlere Unternehmer vor-
gesehene Möglichkeit, ihre vermögenswirksamen 
Leistungen an Arbeitnehmer bis zu 30 % von der 
Steuerschuld abzuziehen, und zwar auf Grund der 
allgemeinen Verdoppelung des Begünstigungsrah-
mens auf 6 000 DM erhöht. 

Wir haben es auch sehr begrüßt, daß die Bundes-
regierung von Anfang an den § 4 ebenfalls in die 
Verdoppelung mit einbezogen hat. Wir glauben, 
daß durch die Verdoppelung allein schon von der 
Zahl her ein wesentlicher Mehranreiz gegeben ist. 
Wir halten es auch für sehr gut, daß durch den 
Übergang zum Zulagesystem ein erheblicher Anreiz 
vor allem für die Tarifpartner gegeben ist, stärker 
in dieses Gesetz einzusteigen. 

Kollege Burgbacher, das Wort von der „Hälfte 
vor der Tür" dürfte schon nicht mehr ganz stimmen, 
wenn der öffentliche Dienst ebenfalls mit dabei ist. 
Sie wissen, daß es in dieser Richtung bereits Geset-
zesvorlagen und Absprachen gibt. Dann sind wir 
nämlich schon bei 75 %.  

(Abg. Dr. Burgbacher: 13 Mark!)  

— Das ist ja nur ein erster Schritt; das wissen Sie  

auch!  
(Zurufe von der CDU/CSU.)  

— Meistens macht man den ersten Schritt vor dem  

zweiten. Sie wollten mit dem Beteiligungslohn gleich  
den fünften machen, wußten aber noch nicht genau,  

wohin es ging.  

Wir begrüßen auch, daß mit der 40 %igen Prämie 
die Sparmöglichkeit für Familien mit drei und vier 
Kindern familiengerechter gestaltet wurde, denn die 
höhere Sparmöglichkeit ist zweifellos nicht so fami-
liengerecht wie die höhere Prämie. 

Wir sind auch sehr dankbar und halten es für sehr 
gut, daß mit diesem Gesetz wiederum eine Absage 
an ein gesetzliches Zwangssparen ausgesprochen 
wird. Wir sehen diesen Weg nicht als den richti-
gen. Weg für eine Vermögensbildung in breiten 
Schichten an. Ohne eine Bereitschaft zur Spartätig-
keit ist es sehr schwer, eine Eigentumsgesinnung 
und überhaupt einen Vermögensbildungswunsch zu 
erzielen. Das ist nicht so einfach. 

Abschließend möchte ich für die Freien Demokra-
ten an die Tarifpartner appellieren, daß sie jetzt 

verstärkt — die ersten Anzeichen sind da — von 
den Möglichkeiten dieses Gesetzes Gebrauch zu ma-
chen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Gleichzeitig möchte ich für die Freien Demokraten 
einen Appell an die Bundesregierung und das zu-
ständige Ressort richten, daß sie uns entsprechend 
dem Entschließungsantrag bis zum Sommer nächsten 
Jahres eine Vorlage für die Selbständigen liefern. 
Wir teilen die Meinung, die von Ihnen, Herr 
Burgbacher, vorgetragen wurde, deß die Selbstän-
digen heute in gleicher Weise und mit gleichen 
Chancen in die Sparförderung einbezogen werden 
müssen. Nur muß zum Teil noch überlegt werden, 
welches die besten Wege sind. 

Wir werden lern Gesetz gern zustimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Meine Damen und Her-
ren, damit ist die Liste der Wortmeldungen zur drit-
ten Lesung erschöpft. Wir kommen jetzt zur Schluß-
abstimmung in dritter Lesung. Wer  dem Gesetz in  

seiner Gesamtheit zustimmt, den bitte ich, sich zu 
erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Ich stelle einstimmige Annahme fest. 

Wir haben dann noch über zwei Ausschußanträge 
abzustimmen, und zwar über die Ziffern II und III 
auf den Seiten 1 und 2. Wer dem zustimmen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Das ist so beschlossen. 

Ich rufe auf den Punkt 2 der Zusatztagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines  

Dreizehnten Gesetzes über die Anpassung der  

Renten aus den gesetzlichen Rentenversiche-
rungen sowie über die Anpassung der Geld-
leistungen aus der gesetzlichen Unfallversi-
cherung (13. Rentenanpassungsgesetz - 
13. RAG) 

Drucksachen VI/640, VI/581 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (7. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

Drucksache VI/886 —

Berichterstatter: Abgeordneter Krampe 

b) Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung (10. Ausschuß) 
— Drucksache VI/861 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Härzschel 

(Erste Beratung 45. Sitzung) 

Ich eröffne die zweite Beratung. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die zweite Beratung. 

Ich bitte Sie, die Drucksache VI/640 zur Hand zu 
nehmen. Ich lasse abstimmen über § 1 bis § 20, Ein-
leitung und Überschrift. Wer zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 
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Ich eröffne die 
dritte Beratung. 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Ich schließe sie. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte die-
jenigen, die zustimmen, sich zu erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig angenom-
men. 

Wir haben dann noch über den Ausschußantrag 
Ziffer 2 in der Drucksache VI/861 abzustimmen. Wer 
diesem Antrag seine Zustimmung gibt, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Der Antrag ist angenommen. 

Ich rufe Zusatzpunkt 3 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Termins für die 
Vorlage des Entwurfs des Rentenanpassungs-
gesetzes 

— Drucksache VI/792 — 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ar-
beit und Sozialordnung (10. Ausschuß) 

— Drucksache VI/862 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Härzschel 

(Erste Beratung 52. Sitzung) 

Ich eröffne die zweite Beratung. — Das Wort wird 
nicht gewünscht. Ich schließe die zweite Beratung. 

Wir stimmen über §§ 1 bis 4 sowie Einleitung und 
Überschrift ab. Wer zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Es  ist so beschlossen. 

Ich eröffne die 
dritte Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe sie. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer zu-
stimmt, den bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Einstimmig 
angenommen. 

Unter den Tagesordnungspunkten, die wir jetzt 
noch zu behandeln haben, ist einer, bei dem ganz 
kurze Erklärungen zum Antrag Umdruck 531 abge-
geben werden. Es ist Zusatzpunkt 4 zur Tagesord-
nung, den ich hiermit aufrufe: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes über die Anpassung der 
Leistungen des Bundesversorgungsgesetzes 
(Zweites Anpassungsgesetz — KOV —
2. AnpG-KOV) 

— Drucksache VI/798  — 

a)  Bericht des Haushaltsausschusses (7. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache VI/883 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Krampe 

*) Siehe Anlage i I 

b) Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung (10. Ausschuß) 

— Drucksache VI/863 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Glombig 

(Erste Beratung 52. Sitzung) 

Ich eröffne die zweite Beratung. Zur Begründung 
des Antrags Umdruck 53 und wohl gleichzeitig auch 
zur Aussprache hat Herr Abgeordneter Maucher 
das Wort erbeten. 

Maucher (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir haben im Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung diesen Gesetzentwurf 
eingehend beraten und dort einige Anträge gestellt. 
Gestatten Sie mir, daß ich in dem Zusammenhang 
vorweg einige Bemerkungen zum Bericht über die-
sen Gesetzentwurf mache. 

Nach der Geschäftsordnung ist es verbindlich und 
verpflichtend, daß auch die Meinung der Opposition 
zur Geltung kommt und aus dem Bericht klar er-
sichtlich ist. Ich gebe durchaus zu, daß bei der 
Schnelligkeit und der kurzen Zeit ein Bericht nicht 
bis zum Ende vollständig sein kann. Aber in diesem 
Fall muß ich feststellen, daß die Anträge, die wir 
gestellt haben, im Bericht nicht erwähnt sind. Aus 
diesem Grunde ist nicht ersichtlich, wie der Aus-
schuß zu den einzelnen Fragen Stellung genommen 
hat. 

Wir haben erstens festgestellt, daß die Erhöhung 
der Renten bei den einzelnen Beschädigten- und 
Hinterbliebenengruppen nicht generell 5,5 % be-
trägt, sondern beispielsweise bei den zu 30 % Be-
schädigten nur 4,9 %. Im Grunde genommen schreibt 
das Gesetz zwingend vor, um 5,5 % zu erhöhen. 
Dabei ist darauf hingewiesen worden, daß man die 
einzelnen Leistungen im Bundesversorgungsgesetz 
in der Praxis bisher bei Pfennigbeträgen immer 
nach oben aufgerundet hat. Wir sind der Meinung, 
daß das auch hier geschehen sollte. 

Nach der Diskussion wurde im Ausschuß ein An-
trag nicht gestellt; denn im Ausschuß bestand Über-
einstimmung darüber, daß die Regierung diese An-
gelegenheit prüfen und bei der nächsten Anpassung 
unter Umständen entsprechende Vorschläge unter-
breiten und eine Stellungnahme abgeben sollte. Es 
wurde also auf eine weitere Antragstellung ver-
zichtet. 

Zweitens wurde der Antrag gestellt, in § 30 Abs. 4 
Satz 3 die Worte „ungerade Zahl" zu streichen. Das 
würde bedeuten, daß damit der Berufsschadensaus-
gleich alljährlich wie die übrigen Leistungen ange-
paßt wird. Wir haben im Augenblick die Situation, 
daß praktisch zweierlei Recht besteht, nämlich der-
gestalt, daß in den Fällen, wo der Berufsschadens-
ausgleich nach dem Beamtenrecht angepaßt wird, 
die Anpassung immer dann vorgenommen wird, 
wenn das Beamtenrecht geändert wird, in den übri-
gen Fällen alle zwei Jahre nach den tariflichen Be-
stimmungen. Es ist im Grunde nur natürlich — das 
ist die Folge der jährlichen Anpassung —, daß man 
jetzt auch alle übrigen Leistungen aufeinander ab

-

stimmt. Dieser Antrag ist abgelehnt worden. 
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Wir haben im Ausschuß der Entschließung zuge-
stimmt und den Antrag hier nicht mehr eingebracht. 
In der Entschließung wurde nämlich eine Harmoni-
sierung beschlossen, d. h. wir haben im Ausschuß 
beschlossen, die Regierung aufzufordern, entspre-
chende Vorschläge zu unterbreiten. Wir hoffen, daß 
diese Angelegenheit nicht zuletzt deshalb geregelt 
wird, weil zwar im nächsten Jahr die Anpassung 
erfolgt, jedoch nicht in zwei Jahren, also im Jahre 
1972, in den von mir angesprochenen Fällen. Wir 
hoffen, wie gesagt, daß bis dahin eine entspre-
chende Klärung erfolgt. 

Außerdem haben wir den Antrag gestellt, daß die 
Grundrente der Witwen, soweit sie den Betrag von 
150 DM überschreitet, nicht angerechnet wird. Die-
ser Antrag ist ebenfalls abgelehnt worden. Wir 
haben dabei auf den Antrag und die Begründung 
des Bundesrates verwiesen. Der Bundesrat hat dazu 
eine ausführliche Begründung gegeben. Die Begrün-
dung der Bundesregierung für die Ablehnung wäre 
eigentlich einer eingehenden Diskussion wert. Lei-
der haben wir dazu nicht die Zeit. 

Aus diesem Grund haben wir hier und heute 
den Antrag gestellt, zumindest den Betrag, der über 
180 DM hinausgeht, die Erhöhung der Grund-
rente bei der Anpassung nicht anzurechnen. Der 
Antrag hat finanzielle Auswirkungen in Höhe von 
etwa 25 Millionen DM, allerdings nicht in diesem 
Haushaltsjahr, sondern erst 1971. Wir sind der 
Meinung, daß dieser Betrag in einem Haushalt 
von 6,6 Milliarden DM untergebracht werden kann. 
Nach unseren Berechnungen betrug das Ist im letz-
ten Jahr 40 Millionen DM weniger als das Soll. Das 
möchte ich klarstellen. Eine Regelung der finanziel-
len Frage ist möglich. Das wollte ich in Erwägung 
zu meiner Erklärung sagen. 

Wir sind der Meinung, daß das Anpassungsge-
setz in seiner Gesamtheit genau durchdacht werden 
muß. Ich bedauere sehr, daß wir im Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung, der viele Aufgaben zu 
bewältigen hat, nicht die Zeit gehabt haben, unse-
ren Antrag eingehend zu begründen und darüber 
gründlich zu beraten. Diese Frage bedarf schon im 
Hinblick auf die verwaltungsmäßige Durchführung 
einer gründlichen Beratung. Vielleicht wird es not-
wendig sein — ich würde das jedenfalls für richtig 
halten —, diese Dinge einmal in einem Sonder-
ausschuß zu behandeln. 

Was die verwaltungsmäßige Durchführung be-
trifft, erscheint es mir dringend notwendig, daß bei 
der Anwendung der Bestimmungen in der Landwirt-
schaft und beim Hausbesitz eine erhebliche Ver-
einfachung erfolgt. Außerdem ist es dringend not-
wendig, einige Dinge, die sich aus der heutigen 
Situation ergeben, der Entwicklung anzupassen. Im 
Bericht über die Lage der Kriegsopfer ist bei den 
Witwen ein Durchschnittsalter von 62 Jahren fest-
gestellt worden. In vielen Fällen, nämlich in den 
Fällen, in denen der verstorbene Ehemann 65 Jahre 
alt geworden wäre, wird der Schadensausgleich er-
heblich gekürzt oder fällt sogar ganz weg. Das be-
deutet für die Betroffenen eine außergewöhnliche 
Härte. Wir empfehlen der Regierung — wir haben 

dazu keinen Antrag gestellt; das kann durch eine 
Rechtsverordnung geschehen —, eine Regelung vor-
zusehen, nach der wenigstens der Besitzstand ge-
wahrt bleibt. Das ist unsere Bitte. 

Abschließend ein Wort zur Anpassung der Kriegs-
opferversorgung. Lassen Sie mich dazu einen Satz 
sagen. Im Augenblick beträgt der Abstand zur all-
gemeinen Bemessungsgrundlage 233 DM. Er wird 
in etwa 10 Jahren bei 400 DM liegen. Es wird un-
sere Aufgabe sein, darüber nachzudenken, in wel-
cher Weise der immer größer werdende Rückstand 
aufgeholt werden kann. Das ist eine Aufgabe, die 
uns und damit dem Parlament gestellt ist. 

Ich würde mich freuen, wenn der Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung in Zukunft nicht nur eine 
Abstimmungsmaschine wäre oder als Vollzugsor-
gan der Regierung wirkte. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Na, na! Reden Sie 
nicht so! Aber hören Sie mal! — Abg. 

Liehr: Was soll denn das!?) 

— Seien Sie mir nicht böse, wenn ich das sage. 

Präsident von Hassel: Verehrter Herr Kol-
lege, darf ich Sie bitten, zum Schluß zu kommen. 

Maucher (CDU/CSU): Ich bin gleich am Ende. — 
Ich meine das gar nicht polemisch. Es ist kein Vor-
wurf. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Beschmutzen Sie 
nicht das eigene Nest des Ausschusses, dem 

Sie angehören!) 

— Nein, das ist kein Vorwurf. Wir haben in den 
ganzen Jahren in dieser Frage immer sehr ernst-
haft um die einzelnen Probleme gerungen. Bitte, 
nehmen Sie es so, wie ich es meine. Aber, meine 
verehrten Damen und Herren, ich wäre Ihnen 
dankbar, wenn Sie wenigstens diesem Antrag zu-
stimmten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Abge-
ordnete Glombig. 

Glombig (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Gestatten Sie mir, daß ich zu Beginn 
ganz kurz einige Ausführungen in meiner Eigen-
schaft als Berichterstatter zu den Anmerkungen des 
Kollegen Maucher hinsichtlich der Berichterstattung 
mache. 

Erstens. Die Mehrheit des Ausschusses — ebenso 
wie der Berichterstatter — ist der Auffassung, daß 
das Zweite Anpassungsgesetz zur Kriegsopferver-
sorgung sehr ausführlich beraten worden ist. 

Zweitens. Das Ergebnis dieser Beratungen ist 
exakt in dem Bericht, der Ihnen vorliegt, wieder-
gegeben worden. Es ist nicht üblich, zu berichten, 
wie die Abstimmung zu allen Anträgen, die im Aus-
schuß eingebracht werden, ausgegangen ist. Nach 
meiner Kenntnis jedenfalls ist das nicht üblich, auch 
nicht bei anderen Gesetzgebungsverfahren. Ich habe 
mich danach erkundigt, daß sich diese Praxis hier 
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entwickelt hat. Jedenfalls ist, was das Petitum hin-
sichtlich des Kleiderverschleißes und der Aufrun-
dung der Beträge angeht, die Meinung des Aus-
schusses hier richtig wiedergegeben worden. 

Ich möchte mich aber im übrigen an die Abma-
chung halten, Herr Kollege Maucher, nur eine kurze 
Erklärung zu dem Antrag auf Umdruck 53 abzu-
geben, der kein Antrag der CDU/CSU-Fraktion, son-
dern nur einer Gruppe der CDU/CSU-Fraktion ist. 
Ich muß offen gestehen, daß ich Ihre Kritik, die Sie 
hinsichtlich der Anrechnung der Witwengrundrenten 
bei der Feststellung des Einkommensverlustes vor-
gebracht haben, nicht ganz verstehen kann, weil Sie 
ja damals bei der Schaffung des Schadensausgleichs 
mit dem Zweiten Neuordnungsgesetz 1964 folgen-
dem Antrag zugestimmt haben. Das ist der Antrag, 
Herr Kollege Maucher, den Sie damals mit unter-
schrieben haben. Das muß hier doch einmal klarge-
macht werden, damit kein falscher Eindruck ent-
steht. Ich darf mit Genehmigung des Präsidenten 
diesen Antrag zitieren: 

Der Einkommensausgleich wird gewährt, wenn 
die Einkünfte der Witwe einschließlich der 
Grund- und Ausgleichsrente 

— es sind dann die einzelnen Stufen und Bruchteile 
angegeben —  

. . . des Einkommens ihres Ehemannes errei-
chen, das dieser erzielt hat oder voraussichtlich 
erzielt hätte. 

Das ist die Sachlage auf Grund des Zweiten Neu-
ordnungsgesetzes und der Gesetzesinitiative, die 
die CDU/CSU damals ergriffen hat. Ich gebe zu, 
daß man unterschiedlicher Meinung darüber sein 
kann, ob die Grundrenten beim Schadensausgleich 
angerechnet werden sollen oder nicht. Aber man 
darf doch nicht übersehen, meine Damen und Herren, 
daß eine andere Berechnungsweise des Schadens-
ausgleichs mit ganz erheblichen Mehraufwendungen 
verbunden wäre. 

Hier besteht doch immer wieder der Widerspruch: 
Offiziell sagen Sie als CDU/CSU-Fraktion, daß eine 
Ausweitung des Haushalts im Hinblick auf unsere 
konjunkturelle Lage nicht angebracht sei, auf der 
anderen Seite gibt es Gruppen in Ihrer Fraktion, die 
immer wieder unverdrossen neue Anträge auf Lei-
stungsvermehrung stellen. Das ist hier erneut der 
Fall. Sie haben zwar Ihre Zielvorstellung herunter-
geschraubt; Sie gehen nicht mehr — wie der Bun-
desrat   davon aus, daß nur 150 DM Grundrente 
angerechnet werden sollen, sondern davon, daß 180 
DM Grundrente angerechnet werden sollen. Aber 
auch mit dieser Veränderung würde der Mehrauf-
wand im Jahre 1971 25 Millionen DM betragen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sparen immer 
bei den Kleinen!) 

die auch aufgebracht werden müßten. Sie kennen 
die Schwierigkeiten im Haushalt und das Ringen 
um 50 000 oder 100 000 DM. Hier geht es um 25 Mil-
lionen DM. Das Finanzvolumen, das wir mit dem 
Ersten Anpassungsgesetz beschlossen haben, in 
Höhe von fast 6 Milliarden DM mehr für die näch-
sten vier Jahre in der Kriegsopferversorgung ist 

doch ein „Happen", der nur schwer zu bewältigen 
ist. 

Ihr Antrag soll nach Ihrer Auffassung aber nur 
der erste Schritt sein. Wenn das nur der erste 
Schritt ist, kann ich nur feststellen, daß eine völlige 
Freilassung der Grundrenten nach unseren Feststel-
lungen einen Mehraufwand von jährlich einer hal-
ben Milliarde DM zur Folge hätte. Dieser Betrag 
wäre aufzubringen, wenn dieser Weg weitergegan-
gen werden würde. Das muß man in diesem Zusam-
menhang zumindest deutlich machen. 

Ich möchte Ihnen noch sagen, daß mit dem Inkraft-
treten des Zweiten Anpassungsgesetzes auf Grund 
der jetzigen Bestimmungen des Bundesversorgungs-
gesetzes eine Angleichung der Berechnungsgrund-
lagen für den Schadensausgleich an die veränderten 
wirtschaftlichen Verhältnisse erfolgt und damit die 
Witwen 1971 nicht nur eine 5,5%ige Rentenanpas-
sung erhalten werden, sondern durchschnittlich eine 
Rentenanpassung von 20 %. Diese erhalten 375 000 
Witwen. Das ist eine Leistung, die man nur im Zu-
sammenhang mit der Anpassung nach § 56 des 
Bundesversorgungsgesetzes verstehen kann. 

(Beifall bei der SPD.) 
Wir sollten die Differenz zwischen den einzelnen 
Gruppen der Witwen bei der Anpassung nicht allzu 
groß werden lassen, weil dann wieder eine soziale 
Ungerechtigkeit unter den Witwen selbst entsteht. 
Ich weiß nicht, ob das bei den Kriegsopfern im all-
gemeinen auf Verständnis stoßen würde. Auch die-
ser Hinweis ist wichtig. 

Dann zu der Entschließung, die auf unsere Initia-
tive eingebracht worden ist. Wir wollen die Bundes-
regierung beauftragen — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist abgelehnt 
worden!) 

— Das ist ja nicht abgelehnt worden. Diese Ent-
schließung steht hier zur Debatte. Darüber werden 
wir jetzt entscheiden. Es geht darum, eine Harmo-
nisierung der Anpassungsvorschriften vorzunehmen. 
Darunter verstehen wir in erster Linie — ich erkläre 
das ausdrücklich im Namen der SPD-Bundestags-
fraktion -- eine Anpassung der Berechnungsgrund-
lagen für den Schadensausgleich an die veränderten 
wirtschaftlichen Verhältnisse in jedem Jahr. Es ist 
ein großer Schritt, den wir mit dem Dritten Anpas-
sungsgesetz vorhaben. Insofern ist Ihr Antrag wirk-
lich unbegründet. Wir bitten, dieser Entschließung 
zuzustimmen, die auch noch eine Überprüfung der 
Elternrenten vorsieht. 

Zum Abschluß noch ein Hinweis darauf, daß mit 
diesem Gesetz ab 1. Januar 1971 im Durchschnitt 
5,5 % Mehrleistungen für die Kriegsopfer gegeben 
werden. Diese werden bereits Ende Dezember für 
Januar 1971 zum erstenmal ausgezahlt werden. Die 
375 000 Witwen werden, wie gesagt, erheblich mehr 
bekommen. Außerdem haben wir eine Verbesserung 
der Erholungsfürsorge vorgesehen. 

Wir sind der Auffassung, daß auch dieses Zweite 
Anpassungsgesetz zur Kriegsopferversorgung einen 
weiteren Schritt zur Realisierung des Versprechens 
von Bundeskanzler Brandt in seiner Regierungs-
erklärung vom 29. Oktober vorigen Jahres darstellt: 
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auch den Kriegsopfern ihr Recht werden zu lassen. 
Es ist ein Beweis dafür, daß wir mit dem Ersten An-
passungsgesetz bereits in eine neue Ära der Kriegs-
opferversorgung eingetreten sind. Wir haben die 
Renten für die Kriegsopfer wertbeständig gemacht, 
und wir werden diese Renten wertbeständig erhal-
ten. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zunächst 
darf ich zwei Sätze zu dem Änderungsantrag eini-
ger Kollegen aus der CDU/CSU sagen. Auch wir 
sind der Meinung, daß dieser Änderungsantrag ab-
zulehnen ist, obwohl wir das Problem völlig ken-
nen und in dem Entschließungsantrag   einstimmig 
vom Ausschuß — seine generellen Lösungsmöglich-
keiten angesprochen worden sind. Wir sind der Mei-
nung, daß einmal deshalb hier keine Änderung er-
folgen sollte, weil die zwar nur 30 Millionen immer-
hin eine 10 %ige Aufstockung der bereits für 
1971 270 Millionen betragenden Mehrausgaben auf 
Grund dieses Gesetzes bedeuten würden. Das wäre 
wieder eine materielle Änderung in der zweiten 
Lesung; die Auswirkungen auf die weitere Ver-
abschiedung wissen Sie selbst. 

Wir haben im Entschließungsantrag die Anpas-
sung der Harmonisierungsvorschriften, der Anrech-
nungsbestimmungen und alle diese Dinge vor uns. 
Wir wollen die Dinge in einer anderen Novelle, in 
einer Neuordnungsgnovelle ordnen. Sie gehören 
nach unserem Dafürhalten nicht in dieses Gesetz 
hinein. 

Denn — damit lassen Sie mich schon schließen — 
wir stimmen diesem Gesetz ganz besonders gern zu, 
weil wir Freien Demokraten der Meinung sind, daß 
mit diesem Gesetz in Anlehnung an die in § 56 vor 
gar nicht allzu langer Zeit geschaffene, von uns sehr 
lange gewünschte Dynamisierung nunmehr zum 
erstenmal die Anpassung — die jährliche folgende 
Anpassung — für die Kriegsopfer erfolgt. Damit 
sind wir im Bundesversorgungsrecht einen erheb-
lichen Schritt weitergekommen, einen Schritt, den 
wir Freien Demokraten schon vor Jahren gern ge-
sehen hätten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht mehr vor. Wir kommen jetzt zur 
Abstimmung. Ich glaube, es ist das einfachste, man 
stimmt zunächst über den Antrag auf Umdruck 53 
ab. Wer diesem Antrag Umdruck 53 seine Zustim-
mung gibt, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Der  Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe die Artikel 1, 2 und 3 auf. — Ich werde 
darauf aufmerksam gemacht, daß es im Antrag des 
Ausschusses eine Ergänzung zu Art. 3 gibt. Dann 
rufe ich Einleitung und Überschrift auf. Wer zu

-

stimuli, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Bei 
wenigen Enthaltungen ist dieser Gesetzentwurf in 
zweiter Lesung angekommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Ich eröffne die Aussprache. — Das Wort wird 
nicht gewünscht. Ich schließe die Aussprache. 

Wer dem Gesetz in dritter Lesung in seiner Ge-
samtheit zustimmt, den bitte ich, sich zu erheben. 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 

Wir müssen dann noch über Ziffer 2 und 3 des 
Antrages des Ausschusses auf Drucksache VI/863 ab-
stimmen. Wer zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? - 
Es ist so beschlossen. 

Ich rufe dann Punkt 5 der Zusatztagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Dr. Dittrich, Draeger, Seibert und 
Genossen eingebrachten Entwurfs eines Zwei-
ten Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes zur 
Neuordnung der Pensionskasse Deutscher 
Eisenbahnen und Straßenbahnen 

-- Drucksache VI/402 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (7. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

-- Drucksache VI/884 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Hermsdorf 
(Cuxhaven) 

b) Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung (10. Ausschuß) 

Drucksache VI/859 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Geisenhofer 

(Erste Beratung 36. Sitzung) 

Ich eröffne die zweite Beratung. — Das Wort wird 
nicht gewünscht. Ich schließe die zweite Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung in zweiter Bera-
tung. Sie haben die Drucksache VI/859 vor sich. Ich 
rufe Art. 1 bis 4, Einleitung und Überschrift auf. 
Wer zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? 
— Einstimmig beschlossen. 

Ich eröffne die 
dritte Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die 
dritte Beratung. 

Wer in der dritten Beratung diesem Gesetzent-
wurf seine Zustimmung gibt, den bitte ich, sich zu 
erheben. Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Das Gesetz ist einstimmig beschlossen. 

 
Ich rufe Punkt 6 unserer Zusatztagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
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eines Dritten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Personenstandsgesetzes 

— Drucksache VI/744 — 

Schriftlicher Bericht des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

— Drucksache VI/887 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Kempfler 
(Erste Beratung 52. Sitzung) 

Ich bedaure, daß es noch eine Wortmeldung dazu 
gibt, aber sie ist angemeldet. Ich danke dem Be-
richterstatter, Herrn Dr. Kempfler. Sprechen Sie 
als Berichterstatter? 

(Abg. Dr. Kempfler: Als Berichterstatter!) 

— Das sind mildernde Umstände. 

(Heiterkeit.) 

Dr. Kempfler (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich danke für die Zu-
billigung mildernder Umstände. Ich werde mich be-
mühen, die Strafe dadurch noch weiter herabzuset-
zen, daß ich ganz kurz spreche. 

Dieser Entwurf hat erfreulicherweise keinerlei 
politischen Zündstoff. Auch das gibt es  noch. Als 
einziger Punkt war eine Meinungsverschiedenheit 
zwischen Bundesrat und Bundesregierung kontro-
vers. Dieser Punkt wurde durch einstimmigen Be-
schluß des Ausschusses geklärt. 

Ich habe das Wort nur zu einer Klarstellung er-
griffen. Art. 1 Nr. 12 ist in Drucksache VI/887 nicht 
mehr aufgeführt. Das hat aber keine Bedeutung, 
sondern war nur ein Redaktionsfehler. Die Beschluß-
fassung im Innenausschuß und im Plenum bezieht 
sich also auch auf Art. 1 Nr. 12 in Drucksache VI/744. 

Der Innenausschuß bittet Sie einstimmig, diesem 
Gesetz zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU,) 

Präsident von Hassel: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Das Wort wird nicht weiter ge-
wünscht. Wir kommen zur Abstimmung in der zwei-
ten Lesung. Sie haben dazu die Drucksache VI/887 
zur Hand. Blättern Sie bitte auf den Anfang auf 
Seite 2. Wer den Artikeln 1 bis 3 — einschließlich 
der vom Berichterstatter als Korrektur eingefügten 
Ziffer 12 — sowie Einleitung und Überschrift seine 
Zustimmung gibt, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? 
— Es ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe die 
dritte Beratung 

auf. Das Wort wird nicht begehrt. Ich schließe die 
dritte Beratung. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer zu-
stimmt, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Wir haben über die Ausschußempfehlung unter 
Ziffer 2 abzustimmen. Wer zustimmt, den bitte ich 

um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 7 der Zusatztagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über vermögenswirksame Leistun-
gen 
— Drucksache VI/797 — 

a)  Bericht des Haushaltsausschusses (7. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache VI/889 — 

 Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Jen-
ninger 

b) Schriftlicher Bericht des Innenausschus-
ses (4. Ausschuß) 

— Drucksache VI/888 — 

Berichterstatter: Abgeordnete Frau Tübler 

(Erste Beratung 52. Sitzung) 

Ich danke den Berichterstattern. — Die Bericht-
erstatter wünschen nicht das Wort. 

Ich eröffne die Aussprache in zweiter Beratung. 
Das Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die 
Aussprache. Wir kommen zur Abstimmung in zwei-
ter Beratung. Ich rufe die §§ 1 bis 10, Einleitung und 
Überschrift auf. Wer zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die 
dritte Beratung. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der uns vorliegende Ge-
setzentwurf ist der erste Schritt für vermögenswirk-
same Leistungen für Bundesbeamte, Berufssoldaten 
und Soldaten auf Zeit. Die neue Bundesregierung 
hat damit ein weiteres Versprechen der Regierungs-
erklärung vom 28. Oktober eingehalten, nämlich sich 
um eine gezielte Vermögenspolitik zu bemühen. 
Und noch eine Feststellung: Diese Bundesregierung 
ist überhaupt die erste Regierung, die einen Gesetz-
entwurf über Vermögensbildung im öffentlichen 
Dienst vorlegt, und zwar einen Entwurf, der aus-
drücklich einkommensschwachen Gruppen, nämlich 
den Beziehern von Grundgehältern unter 811 DM, 
zugute kommt. Wir gehen davon aus, daß diesem 
ersten Schritt am 1. Januar des nächsten Jahres ein 
weiterer Schritt folgen wird, der das gesellschafts-
politische Ziel der Vermögensbildung in breiten 
Schichten der Verwirklichung näherbringt. 

Mit Bezug auf die heutige Haushaltsdebatte ist 
festzustellen, daß die Ausgabenansätze im Bundes-
haushalt 1970 aus Anlaß dieses Gesetzes nicht ver-
ändert werden müssen. Bei den Beratungen im In-
nenausschuß des Deutschen Bundestages ist die Ein-
beziehung der  Empfänger von Unterhaltszuschüssen 
in diese Maßnahmen zur Vermögensbildung auf 
Antrag der SPD- und FDP-Mitglieder einstimmig be- 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 56. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Juni 1970 	3065 

Becker (Nienberge) 

schlossen worden. Der Haushaltsausschuß hat dem 
Gesetzentwurf zugestimmt. Durch diesen Antrag 
sollte dokumentiert werden, daß bei dem gesell-
schaftspolitischen Bemühen um  Vermögensbildung 
die jungen Menschen so früh wie möglich einbezo-
gen werden sollen. 

Im übrigen ist die Bundesregierung ersucht wor-
den, zu prüfen, ob und gegebenenfalls wie Ruhe-
standsbeamte und sonstige aus dem Berufsleben 
Ausgeschiedene vermögenswirksame Leistungen er-
halten können. Außerdem wurde die Bundesregie-
rung gebeten, Vorschläge über die Ausdehnung bzw. 
Verbesserung dieser gesetzlichen Bestimmungen 
zum 1. Januar 1971 zu unterbreiten. 

Dieses Gesetz reiht sich ein in eine Kette von 
Maßnahmen und Vorhaben, die sich um Verbesse-
rungen im öffentlichen Dienst bemühen. Sowohl die 
Besoldungsmaßnahmen zum 1. Januar 1970 mit 
ihren wesentlichen strukturellen Verbesserungen für 
Geringverdienende als auch die Berufung der Kom-
mission zur Feststellung des Besoldungsrückstandes 
und der für die Weiterentwicklung des öffentlichen 
Dienstrechts gehören dazu. 

Ich bitte Sie, diesem Gesetzentwurf zur Vermö-
gensbildung für Beamte und Soldaten als einem ent-
scheidenden gesellschaftspolitischen Markstein in 
Richtung auf künftige Überlegungen zur Vermögens-
bildung im öffentlichen Dienst Ihre Zustimmung zu 
geben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Tübler. 

Frau Tübler (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe mich sehr gewundert, 
daß der Herr Mitberichterstatter entgegen der Ab-
sprache im Innenausschuß hier noch einen Diskus-
sionsbeitrag zu dieser Vorlage geleistet hat. Er hat 
dabei den Anschein erweckt, als ob die Einbeziehung 
der Anwärter nur auf Antrag der Fraktionen von 
SPD  und  FDP erfolgt sei. Ich möchte das hier richtig-
stellen: es war ein interfraktioneller Antrag, der ein-
stimmig beschlossen wurde. 

(Abg. Baier: Das muß man sagen!) 

— Ja, das müßte man sagen. Ich bin auch dieser 
Meinung, Herr Baier. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: Nein, Ihr An

-

trag hat 50 Millionen im Jahr ausgemacht!) 

— Herr Schäfer, unser Antrag war ja eingebracht. 
Wir haben uns auf die damaligen Absprachen und 
Forderungen zur Besoldungserhöhung berufen. Da-
mals haben wir schon einmal gesagt, daß ein Teil 
der Zahlungen, die den Besoldungsrückstand aus-
gleichen sollten, vermögenswirksam angelegt wer-
den sollte. Wir haben aber gleichfalls den Antrag 
gestellt — und zwar in Übereinstimmung mit dem 
Herrn Mitberichterstatter —, die Anwärter mit ein-
zubeziehen. Ich war nicht der Meinung, daß es im 
Innenausschuß darüber Meinungsverschiedenheiten 
gegeben hätte. 

Ich wollte die Sache nur richtigstellen; denn ich 
meine, wenn man vorher Absprachen trifft, sollte 
man sich auch daran halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Meine verehrten 
Damen und Herren, Frau Kollegin Tübler hat ihre 
Jungfernrede gehalten. Ich darf sie dazu beglück-
wünschen. 

(Beifall.) 

Damit sind die Wortmeldungen zur dritten Be-
ratung erschöpft. Ich schließe die Beratung. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer die-
sem Gesetz in der Schlußabstimmung seine Zustim-
mung gibt, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig so beschlos-
sen. 

Wir müssen dann noch über den Ausschußantrag 
Ziffer 2 abstimmen. Wer ihm zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Einstimmig angenommen. 

Wir kommen nunmehr zu Punkt 8 der Zusatz-
punkte zur Tagesordnung: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Son-
derausschusses für Sport und Olympische 
Spiele 

über den Antrag der Abgeordneten Stücklen, 
Wagner (Günzburg), Dr. Riedl (München), 
Geisenhofer, Dr. Kreile und Genossen 

betr. mittelfristige Finanzplanung und Olym-
pische Spiele 

über die Berichte des Bundesministers des 
Innern 

betr. Vorbereitung und Gesamtfinanzierung 
der Olympischen Spiele 1972 

— Drucksachen VI/ 103,  VI/108,  VI/382, VI/852 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Schirmer 

dazu 

Bericht des Haushaltsausschusses (7. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

Drucksache VI/890 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Säckl 

Wir haben dazu auf Seite 3 der Drucksache VI/852 
den Antrag des Ausschusses mit den Ziffern 1, 2 
und 3, über den wir abstimmen müssen. Wer ihm 
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. —
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist einstimmig 
so beschlossen. 

Wir kommen nunmehr zu Punkt 9 der Zusatz

-

punkte: 
Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses nach Art. 77 des Grundgesetzes zu 
dem Gesetz zur Änderung von Kostener-
mächtigungen, sozialversicherungsrechtlichen 
und anderen Vorschriften (Kostenermächti

-

gungs-Änderungsgesetz) 

— Drucksache VI/897 — 
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Dazu haben wir lediglich Beschluß zu fassen. 
— Herr Kollege Arndt, Sie wollen noch als Bericht-
erstatter begründen? — Bitte schön, Herr Kollege 
Arndt als Berichterstatter. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Im Jahre 
1966 hatte das Bundesverfassungsgericht die Ge-
bührenordnung für das Kartellgesetz wegen man-
gelnder Ermächtigungsgrundlage im Sinne von 
Art. 80 des Grundgesetzes für verfassungswidrig 
und damit für nichtig erklärt. Dadurch wurden zahl-
reiche Gebührenordnungen auf Grund von gleich-
lautenden oder ähnlichen gesetzlichen Ermächtigun-
gen ebenfalls notleidend. 

Die  Bundesregierung hat daraufhin zwei Kosten-
ermächtigungsgesetze eingebracht, in denen die gan-
zen notleidenden Gebührenordnungen auf eine ver-
fassungsgerechte Grundlage gestellt wurden. Diese 
beiden Kostenermächtigungsgesetze trugen in der 
Arbeit des Rechtsausschusses die Bezeichnung 
„Scheusal", weil die juristische Materie so schwie-
rig ist. Wir haben es heute hier mit dem „Scheu-
sal 2" zu tun, einem Bundesgesetz, das 28 andere 
Bundesgesetze ändert, indem es in ihnen verfas-
sungskonforme Ermächtigungsnormen für Gebüh-
renordnungen schafft. 

Der Bundesrat hat gegen zwei Punkte dieses Ge-
setzes, des Kostenermächtigungs-Änderungsgeset-
zes, den Vermittlungsausschuß angerufen, und zwar 
zunächst wegen der Justizverwaltungskostenord-
nung, die die Kosten von Strafgefangenen und Straf-
verwahrten behandelt. Der Vermittlungsausschuß 
hat in diesem Punkt dem Vermittlungsbegehren 
nicht stattgegeben, so daß wir uns mit dieser Frage 
nicht mehr zu befassen brauchen. 

Der Vermittlungsausschuß hat hingegen beim 
Seelotsengesetz dem Vermittlungsbegehren, mit 
dem der Bundesrat den Vermittlungsausschuß an-
gerufen hat, stattgegeben. Ich empfehle Ihnen, die-
sem Antrag des Vermittlungsausschusses zuzustim-
men. Maßgebend dafür sind folgende Erwägungen. 
Die Bundesregierung hatte in diesem Seelotsen-
gesetz eine Gebühr für die Geleitung eines Schiffes 
durch Lotsen mit Landradar, also auf dem Land 
fest montierten Radarstationen, die den Weg des 
Schiffes zu den deutschen Seehäfen verfolgen kön-
nen, neu vorsehen wollen. Maßgebend für den Vor-
schlag, diese neue Gebühr abzulehnen, also dem 
Antrag des Vermittlungsausschusses zuzustimmen, 
war die Überlegung, daß durch die Erhebung der 
Gebühr eine ganz erhebliche Verschlechterung der 
Wettbewerbslage der deutschen Seehäfen eintreten 
würde. Die Wettbewerbslage der deutschen See-
häfen würde sich insbesondere zugunsten der 
Rheinmündungs- und Benelux-Häfen verändern. 

Es muß hier noch kurz bemerkt werden, daß die-
ser Vorschlag des Vermittlungsausschusses keines-
wegs, wie bisweilen draußen im Lande geäußert 
worden ist, zum Nachteil der beteiligten Seelotsen 
ausgelegt werden kann. Es geht hier nämlich nur 
um die staatliche Gebührenpflicht, um die Gebühr, 
die der Staat von dem Schiff, das gelotst wird, er

-

hebt. Es handelt sich also nicht um eine Vorschrift, 
die unmittelbar auf die  Vergütung, die die Lotsen 
selber bekommen, Einfluß hätte. Wir entscheiden 
also bei diesem Antrag nicht über das Einkommen 
der Lotsen, sondern nur über die Höhe der Lotsen-
gebühren, die der Staat, hier die Bundeskasse, ein-
nimmt. 

Zweitens muß darauf hingewiesen werden, daß 
durch diese reine Gebührenvorschrift ebenfalls nicht 
die Frage präjudiziert wird, ob die Tätigkeit an 
diesen Landradargeräten auch eine Lotsentätigkeit 
sei. Diese Arbeitsplatzbewertung liegt außerhalb 
dieser Vorschrift. Es handelt sich hier, wie gesagt, 
um eine reine Gebührenvorschrift. 

Weil die Lotsen also keinen Nachteil erleiden, 
wir andererseits eine Benachteiligung der deutschen 
Seehäfen befürchten, bittet der Vermittlungsaus-
schuß Sie, dem Antrag in Drucksache VI/897 zuzu-
stimmen. Der Antrag sieht vor, Art. 24 Nr. 1 des 
Seelotsengesetzes zu streichen und die Nrn. 2 bis 5 
in diesem Artikel zu den Nrn. 1 bis 4 zu machen. 

Präsident von Hassel: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Sie haben die Vorlage. Wird dazu 
noch das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Wer dem Antrag in Drucksache VI/897, der soeben 
begründet wurde, zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Ich stelle einstimmige Annahme 
fest. 

Wir kommen nun zu Punkt III der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Absatzfondsgesetzes 

— Drucksache VI/877, VI/894  — 

Die  erste Beratung hat gestern stattgefunden. Ich 
danke den Berichterstattern und eröffne die Aus-
sprache. Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung in zweiter Bera-
tung. Ich rufe Art. 1, 2, 3, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer zustimmen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Es ist so beschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Das Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe 
die Aussprache in dritter Beratung. Wer diesem 
Gesetzentwurf in der Schlußabstimmung zustimmt, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Ich stelle ein-
stimmige Annahme fest und teile dem Hohen Hause 
mit, daß des Rätsels Lösung der einstimmigen An-
nahme des Gesetzes die Hostessen des Absatzfonds 
sind, die oben auf der Tribüne sitzen; sie waren 
dabei, als dieses Gesetz beraten wurde. 

(Beifall. — Abg. Baier: Was wollen die bei 
uns absetzen?) 
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Wir kommen zu Punkt V der Tagesordnung: 

Zweite Beratung des von d e r Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung beamtenrechtlicher und  
besoldungsrechtlicher Vorschriften  

— Drucksache VI/560 — 

Schriftlicher Bericht des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

— Drucksache VI/818 — 

Berichterstatterin: Abgeordnete Frau Renger 

(Erste Beratung 42. Sitzung) 

Ich eröffne die zweite Beratung. — Das Wort wird 
nicht gewünscht. Ich schließe die zweite Beratung. 
In dem Antrag des Ausschusses vom 22. Mai auf 
Seite 2 der Drucksache VI/818 wird empfohlen, den 
von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung beamtenrecht-
licher Vorschriften — Drucksache VI/560 — für er-
ledigt zu erklären. Über diesen Antrag lasse ich 
abstimmen. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen

-

probe. — Enthaltungen? — Bei einigen Gegenstim

-

men und Enthaltungen ist dieser Antrag angenom-
men und damit der Gesetzentwurf abgelehnt wor-
den. 

Dann müssen wir noch über die Ziffer 1 dieses 
Ausschußantrages abstimmen. Wer der Ziffer 1 
dieses Antrages zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Bei einigen Enthaltungen angenommen. 

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt VI auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung über 
den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Europäischen Ord-
nung der Sozialen Sicherheit vom 16. April 
1964 und zum Protokoll zur Europäischen Ord-
nung der Sozialen Sicherheit vom 16. April 
1964  

— Drucksache VI/567 — 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ar-
beit und Sozialordnung (10. Ausschuß) 

— Drucksache VI/856 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Kley 

(Erste Beratung 42. Sitzung) 

Ich eröffne die Beratung. Wird dazu das Wort ge-
wünscht? — Das Wort wird nicht gewünscht. Ich 
schließe die Beratung. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung, und zwar 
über Art. 1, 2, 3, Einleitung und Überschrift in der 
Drucksache VI/ 567. Wer zustimmt, den bitte ich, sich 
zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? --
Ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt VII auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung über 
den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkom-
men Nr. 118 der Internationalen Arbeitsorga

-

nisation vom 28. Juni 1962 über die Gleich-
behandlung von Inländern und Ausländern in  
der Sozialen Sicherheit  

— Drucksache VI/650 — 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ar-
beit und Sozialordnung (10. Ausschuß) 

— Drucksache VI/858 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Bredl 

(Erste Beratung 48. Sitzung) 

Ich eröffne die zweite Beratung. Wird das Wort 
begehrt? — Das ist nicht der Fall. Ich schließe sie. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wir stim-
men ab über die Art. 1 bis 4 — Einleitung und 
Überschrift. Wer zustimmt, den bitte ich sich zu erhe-
ben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstim-
mig angenommen. 

Ich rufe den Punkt VIII der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung über 
den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkom

-

men  Nr.  128 der  Internationalen Arbeitsor

-

ganisation vom 29. Juni 1967 über Leistungen  
bei Invalidität und Alter und an Hinterblie-
bene  

— Drucksache VI/793 — 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ar-
beit und Sozialordnung (10. Ausschuß) 

Drucksache VI/857 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Bredl 

(Erste Beratung 52. Sitzung) 

Ich eröffne die Aussprache. Wird das Wort be-
gehrt? — Das ist nicht der Fall. Ich schließe die Aus-
sprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über Art. 1 bis 3, 
Einleitung und Überschrift. Wer zustimmt, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? Es ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Punkt IX der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des  
Gesetzes für Jugendwohlfahrt  

— Drucksache VI/674 — 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ju-
gend, Familie und Gesundheit (12. Ausschuß) 

— Drucksache VI/864 — 

Berichterstatter: Abgeordnete Frau Dr. Henze 

(Erste Beratung 48. Sitzung) 

Ich eröffne die zweite Beratung. Wird das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Ich schließe die 
zweite Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung in zweiter Lesung. 
Ich bitte, Drucksache VI/864 zur Hand zu nehmen. 
Wir stimmen über Art. 1 bis 4, Einleitung und Über- 
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schrift ab. Wer zustimmt, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die 
dritte Beratung. 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Ich schließe die dritte Beratung. 

Wer dem Gesetz in seiner Gesamtheit zustimmt, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe! — Enthaltungen? Ich stelle einstimmige 
Annahme fest. 

Wir kommen zu Punkt X der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Riedl (München), Schirmer und den Frak-
tionen der CDU/CSU, SPD, FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Zweiten Gesetzes über die 
Ausprägung von Olympiamünzen 

— Drucksache VI/743 — 

Der Ältestenrat schlägt vor, diesen Entwurf an 
den Sonderausschuß für Sport und Olympische 
Spiele — federführend — sowie an den Finanzaus-
schuß, den Haushaltsausschuß und den Ausschuß für 
Wirtschaft zu überweisen. 

Ich eröffne die Aussprache. Wird das Wort ge-
wünscht? — Das Wort wird nicht gewünscht. Wer 
dem Überweisungsvorschlag zustimmt, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Es ist so beschlossen. 

Wir kommen damit zu Punkt XI der Tagesord-
nung: 

Beratung des Antrags des Abgeordneten Dr. 
Lenz (Bergstraße) und der Fraktion der CDU/ 
CSU 

betr. Enquete-Kommission Verfassungsreform 

— Drucksache VI/653  — 

Der  Ältestenrat schlägt die Überweisung an den 
Rechtsausschuß — federführend — und an den 
Innenausschuß vor. 

Zur Begründung der Vorlage hat Herr Abgeord-
neter Dr. Lenz (Bergstraße) das Wort. 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
will meine Begründung sehr kurz halten. Wir sind 
uns ja, wie aus Punkt XII der Tagesordnung er-
sichtlich, in der Sache im wesentlichen einig. Ich 
hätte hier überhaupt nichts gesagt, wenn der Bun-
desminister der Justiz nicht anläßlich des 21. Jahres-
tages der Verkündung des Grundgesetzes Anlaß 
genommen hätte, die verfassungspolitischen Inten-
tionen der CDU und der CSU in Frage zu stellen. 

Ich lese hier in seiner Rede, die er aus diesem 
Anlaß gehalten hat, daß die CDU/CSU und der Ab-
geordnete Dichgans für eine Totalrevision des 
Grundgesetzes einträten. Was den Abgeordneten 
Dichgans angeht, so wird er, wie ich glaube, selbst 
das Wort nehmen. Was die Einstellung der CDU/ 
CSU angeht, kann ich nur sagen, daß der Herr Bun

-

desminister der .Justiz nicht richtig informiert ist. 
Vielleicht sollte er einmal die zuständige Verfas-
sungsabteilung des Bundesministeriums des Innern 
befragen, wie die Einstellung der CDU/CSU zu die-
sem Punkt ist. 

Wir stehen jedenfalls, Herr Bundesminister der 
Justiz, auf dem Standpunkt, daß die einzusetzende 
Kommission weder an dem rechtsstaatlichen, noch 
an dem parlamentarischen, noch an dem sozialstaat-
lichen, noch an dem bundesstaatlichen Charakter 
unserer Verfassung irgend etwas ändern sollte. Wir 
stehen auf dem Standpunkt, daß Sie das bei ordent-
licher Prüfung des Dossiers auch hätten feststellen 
können. 

Im übrigen schließen wir uns, was die Zusammen-
setzung der Kommission angeht, den Vorstellungen 
der Koalition an. Wir sind also mit der Erhöhung 
auf sieben Mitglieder je Gruppe einverstanden. Ich 
nehme an, daß wir im Ausschuß auch über die übri-
gen Fragen, die noch zu erörtern sind, Einvernehm-
lichkeit erzielen. Ich will das nicht länger ausdeh-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dichgans. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Ich bitte 
dann, den Punkt XII gleichzeitig aufzu

-

rufen!) 

Dichgans (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen, meine Herren! An dem Wort 
„Totalrevision" hat sich eine Polemik entzündet, in 
der mein Name besonders häufig vorkommt. Das er-
weckt den Eindruck, wie wenn hier tiefgreifende, 
grundsätzliche Meinungsverschiedenheiten bestän-
den. Das ist aber durchaus nicht der Fall. 

In diesem Hohen Hause sind wir uns über zweier-
lei einig. Die hektische Folge von Änderungen des 
Grundgesetzes, wie wir sie etwa im vorigen Jahr 
erlebt haben — eine Änderung je Monat —, ist 
schlechthin unerträglich. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Zweitens. Niemand denkt daran, das Grundgesetz 
als Ganzes zu beseitigen, Tabula rasa zu machen 
und eine völlig neue Verfassung zu schaffen, auch 
ich nicht. 

Wir haben aber zwei Aufgaben. 

Erstens. Wir brauchen ein Gesamtkonzept, eine 
Linie für die Zielvorstellungen der Verfassungs-
reform, in die wir die einzelnen Änderungen ein-
betten, eine Lösung von der bisherigen Praxis, die 
isolierte Probleme durch isolierte Grundgesetzände-
rungen zu lösen versuchte, nicht aufeinander abge-
stimmt. 

Die zweite Frage: Sollten wir nicht nach zwanzig 
Jahren im Lichte unserer Erfahrungen die Frage stel-
len, ob die Mechanismen, mit denen dieses Parla-
ment seine politischen Aufgaben bewältigt, wirklich 
heute noch optimal sind? Meine Damen und Herren, 
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diejenigen, die miteinander hier die letzte Stunde 
erlebt haben, werden wohl meine Zweifel teilen. 

Diese Fragestellungen, langfristig ausgerichtet, 
sind das, was ich Gesamtrevision nenne. In meinem 
Buch über die Verfassungsreform habe ich einen 
Katalog der Fragen zusammengestellt, die meiner 
Meinung nach der Behandlung bedürfen. Zu meiner 
Freude habe ich konstatiert, daß dieser Katalog 
kaum von dem verschieden ist, den Herr Minister 
Genscher seinerseits bei einer Verfassungsreform 
für prüfungsbedürftig hält. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Meine Damen und Her-
ren, sind Sie damit einverstanden, daß wir die Be-
ratung dieses Punktes mit dem Punkt XII der Tages-
ordnung verbinden: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
SPD, FDP betr. Enquete-Kommission zur Re-
form der bundesstaatlichen Struktur 

— Drucksache VI/739 — 

Dann kann nämlich Herr Professor Schäfer das 
gleich miteinander verbinden. Sind Sie damit ein-
verstanden? 

(Zustimmung.) 

Bitte, Herr Abgeordneter Professor Schäfer! 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ganz kurz zur Begrün-
dung des Antrages der Fraktionen der SPD und 
FDP. Wir gehen in unserem Antrag davon aus, daß 
unter Wahrung der Grundprinzipien, d. h. der Wert-
ordnung unserer Verfassung, untersucht werden 
soll, inwieweit eine Fortentwicklung der bundes-
staatlichen Struktur notwendig ist. Wir haben hier 
im Bundestag ziemlich genau vor vier Jahren dar-
auf hingewiesen, daß es unmöglich ist, jedes Jahr 
eine Grundgesetzänderung zu machen; wir haben 
in der Zwischenzeit mehr als 25 Grundgesetzände-
rungen! 

Die Hauptprobleme haben sich in den letzten Jah-
ren auf den Gebieten des Bund-Länder-Verhältnis-
ses herausgestellt. Ich nenne nur drei Gebiete, die 
von besonderer Wichtigkeit sind: die Frage der Ge-
staltung des Bildungswesens mit der außerordent-
lich komplizierten Kompetenzverteilung, die Fra-
gen der inneren Sicherheit und die Fragen des Be-
soldungswesens. Deshalb halten wir es für richtig, 
daß das Parlament von sich aus eine Enquete-Kom-
mission zur Prüfung dieser Fragen einsetzt. 

Wir sind der Auffassung, daß man beide Anträge 
miteinander verbinden sollte. Wir sind aber bislang 
nicht der Meinung, daß man von einer Gesamtre-
vision des Grundgesetzes sprechen sollte, weil die 
Grundordnung, die Werte, die das Grundgesetz ge-
schaffen hat — wie es soeben auch von meinen Vor-
rednern ausgeführt wurde — sich insoweit bewährt 
haben. Das Wort Gesamtrevision legt den Gedanken 
und die Schlußfolgerung nahe, daß sich diese demo-
kratische Grundordnung für diesen Staat nicht be-
währt habe. Dabei handelt es sich im wesentlichen  

— darüber werden wir einig sein — um eine Fort-
entwicklung dessen, was bereits besteht. 

Es wird nun darauf ankommen, daß in den beiden 
Ausschüssen, denen die Anträge überwiesen wer-
den, eine Formulierung gefunden wird, die beide 
Vorstellungen miteinander verbindet, damit nach-
her eine Arbeit geleistet werden kann, die diesem 
Hause die Möglichkeit gibt, sinnvoll in gemeinsamer 
Verantwortung die Verfassung weiterzuentwickeln. 

(Beifall bei der SPD.) 
 

Präsident von Hassel: Das Wort wird nicht 
weiter begehrt. Dann lasse ich darüber abstimmen, 
daß wir die Drucksache VI/653 und die Drucksache 
VI/739 an die zuständigen Ausschüsse verweisen. — 
Es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt XIII der Tagesordnung: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) über die von der 
Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg-
ten Vorschläge der EG-Kommission für eine 
Verordnung zur Änderung der Regelung der 
Bezüge und der Sozialen Sicherheit der 
Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle, die in Italien dienstlich 
verwendet werden 

Verordnung zur Änderung der Regelung der 
Bezüge und der Sozialen Sicherheit der 
Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle, die in den Niederlan-
den dienstlich verwendet werden 

— Drucksachen VI/651, VI/855 — 

 Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Schäfer 
(Tübingen) 

Ich darf dem Herrn Berichterstatter danken. Wird 
das Wort noch gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Dann stelle ich fest, daß wir gemäß Antrag des Aus-
schusses diese Vorlage zur Kenntnis nehmen. — 
Widerspruch erhebt sich nicht. Das ist so beschlos-
sen. 

Wir haben damit sämtliche Tagesordnungspunkte 
außerhalb des Haushalts erledigt. Wir kehren zu-
rück zur Beratung des Haushalts und kommen zu 
Einzelplan 25: 

hier : Einzelplan 25 

Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Städtebau und Wohnungs-
wesen 

Dr ucksachen l/ 838,  VI/854  —

Berichterstatter: Abgeordneter Strohmayr 

Wir müssen zunächst einmal klären, wer den 
Änderungsantrag der CDU/CSU auf Umdruck 45 ') 
begründet. 

(Abg. Baier: Das mache ich zusammen mit 
meiner Rede!) 

— Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Abgeordnete Baier. 

*) Siehe Anlage 12 
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Baier (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die Fraktion der 
CDU/CSU wird dem Einzelplan 25 — Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Städtebau und Woh-
nungswesen — nicht die Zustimmung erteilen. 

(Abg. Wehner: Das wäre ja auch ein Ding!) 

Die Leistungen dieses Ministeriums müssen als un-
zulänglich bezeichnet werden. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Schmidt-Vocken

-

hausen.) 

Schon in der wohnungspolitischen Debatte der letz-
ten Woche haben wir darauf hingewiesen, wie sehr 
unter der  verfehlten Konjunkturpolitik der Woh-
nungsbau, vor allem der soziale Wohnungsbau zu 
leiden haben. Aber bereits in den letzten Jahren 
haben wir festgestellt, daß der soziale Wohnungs-
bau unter der Amtsführung von Dr. Lauritzen stän-
dig zurückgegangen ist. Im Rahmen des öffentlich 
geförderten Wohnungsbaus wurden 1967 noch 
170 000 Wohnungen gebaut. Diese Zahl fiel 1968 
auf 150 000 Wohnungen, und 1969 belief sie sich 
auf ganze 131 000 Wohnungen. Herr Wohnungs-
bauminister, selbst wenn wir, wie Sie es gern tun, 
den zweiten Förderungsweg dazuzählen, stellen wir 
fest, daß es 1969 nur 165 000 Wohnungen waren. 

Besonders katastrophal wirkt sich dies bei der 
Eigentumspolitik im Wohnungsbau aus. Es war 
immer der Wille der CDU/CSU, in möglichst gro-
ßem Maße Eigentumsbildung im Wohnungsbau zu 
betreiben und dies breiten Schichten der Bevölke-
rung zugute kommen zu lassen. Bei den derzeitigen 
Baupreisen und Kapitalkosten ist dies nicht mög-
lich. Die Eigentumspolitik im Wohnungsbau ist in 
der Tat „unter den Schlitten" gekommen. 

Für diese Entwicklung müssen wir Sie, Herr 
Wohnungsbauminister Dr. Lauritzen, verantwort-
lich machen; vor allem auch deshalb, weil Sie nicht 
erst seit diesem Jahr, sondern seit vier Jahren die 
Verantwortung für dieses Ministerium tragen. Sie 
können sich dabei nicht damit herausreden — wie 
Sie von der SPD es so gern tun —, es sei eben 
auch Schuld der CDU/CSU, daß dieses oder jenes 
nicht in Ordnung ist. 

Diese Diskussion führt aber nicht weiter; wir 
haben sie ja schon in der großen wohnungspoliti-
schen Debatte geführt. Es wird dadurch nicht bes-
ser in der Wohnungsbaupolitik. Wir hören zwar 
überall Reden, Festvorträge. In Aufsätzen und in 
Büchern wird dargestellt, was in der langfristigen 
Wohnungsbaupolitik zu tun sei, und es wird über 
gezielte Förderungsmaßnahmen für bestimmte Per-
sonenkreise gesprochen. Aber es bleibt bei diesen 
Deklamationen, und mehr und mehr wird das, was 
an ideenreicher Wohnungsbaupolitik vorhanden 
war, wie es damals noch unter dem Wohnungsbau-
minister Lücke geschaffen wurde, ausgesaugt. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Ja, das ist leider eine Tatsache, die wir mit 
Bedauern zur Kenntnis nehmen müssen. 

Wir stellen keinerlei gezielte wirkungsvolle 
Maßnahmen in den letzten Jahren fest, weder im 
sozialen Wohnungsbau noch in der Eigentumsbil-
dung, noch etwa in der Verbesserung der Mobilität 
im Wohnungsbau, noch etwa im Hinblick auf die 
Vermeidung der weiterhin immer untragbarer wer-
denden Fehlbelegungen des sozialen Wohnungs-
baues, wo nichts geschieht, und auch nicht in dem 
Bemühen um die Erhaltung des Altbaubestandes. 
Herr Minister Lauritzen, als ich Sie letztes Jahr 
darauf ansprach, sagten Sie, der böse Finanzmini-
ster Strauß sei daran schuld, er habe Ihnen nicht 
die Mittel zur Verfügung gestellt. Ich möchte Sie 
fragen: Welcher Finanzminister ist in diesem Jahr 
schuld, daß Sie nicht mehr für die Erhaltung des 
Althausbesitzes tun können? Auch für die Mobili-
sierung der vielen Milliarden von Wohnungsbau-
darlehen — das hatten Sie angekündigt — ist kei-
nerlei Initiative erfolgt. 

Eine einzige neue Idee haben wir in diesem Haus-
halt allerdings zur Kenntnis genommen, nämlich 
das „Sonderprogramm zur Förderung von Maßnah-
men zugunsten des Wohnungsbaus". Das klingt 
wunderschön. Aber wenn Sie sich das näher be-
trachten, werden Sie feststellen: Hier sollen in der 
Höhe von 25 Millionen DM, wofür eine Bindungs-
ermächtigung erteilt werden soll, Zuschüsse und 
Darlehen an Länder, öffentliche Unternehmen, pri-
vate Personen und Sonstige im Inland, wie es so 
schön heißt, gegeben werden. Für jeden etwas soll 
hier, ohne Richtlinien und offensichtlich auch ohne 
Begrenzungen in der Sache und in der Höhe, nach 
Gutdünken gezielt — das macht nämlich der Woh-
nungsbauminister —, vielleicht nach Wohlverhal-
ten da und dort etwas verteilt werden. Dies, meine 
Damen und Herren, ist nichts anderes als eine Pri-
vatschatulle, die sich der Herr Wohnungsbaumini-
ster hier zulegen möchte. 

(Abg. Hermsdorf: Unverschämt, was Sie 
da sagen!) 

Das ist in einer zwanzigjährigen Wohnungsbau-
politik noch nie dagewesen. Das muß vor allen Din-
gen dann herausgestellt werden, wenn gleichzeitig 
wichtige gesellschaftspolitische Maßnahmen nicht 
genügend bedient werden, etwa der Studenten- oder 
der Schwesternwohnheimbau. 

(Abg. Wehner: Sie reden das Blaue vom 
Himmel!) 

— Das sind Tatsachen, Herr Kollege Wehner; die 
können Sie mit Ihren Sprüchen nicht aus der Welt 
schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auch für den Altenwohnungsbau geschieht nicht 
mehr, obwohl er dringend notwendig ist. Gleich-
zeitig soll dieser Sonderfonds zur persönlichen Be-
dienung des Ministers geschaffen werden. 

Deswegen legen wir Ihnen unseren Antrag Um-
druck 45 vor. Statt der Schaffung dieser Privatscha-
tulle für den Wohnungsbauminister sollten diese 
25 Millionen DM für wichtige gesellschaftspolitische 
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Maßnahmen wie Studentenwohnheimbau, Alten-
wohnheimbau eingesetzt werden. 

(Abg. Wehner: Unverschämtheit! Der will 
solche Bestechungsgeschichten unterschie

-

ben!) 

— Herr Wehner, wieso sind das Bestechungs-
geschichten? 

(Abg. Wehner: Sie unterschieben das mit 
diesem Ausdruck! Das ist ein unanstän

-

diger Ausdruck! Sie glauben, Sie können 
sich an Unanständigkeit überbieten!) 

— Das soll der Herr Minister erklären, was er mit 
diesem Geld machen will. 

(Abg. Wehner: Das tut er ja auch; aber 
laufend diese — — Abg. Prinz zu Sayn

-

Wittgenstein-Hohenstein: Herr Baier hat 
recht!) 

Es ist leider eine Tatsache, die wir schon bei den 
Beratungen im Haushaltsausschuß festgestellt ha-
ben, daß es Ihnen peinlich ist, wenn wir diese Ab-
sichten an das Licht der Öffentlichkeit zerren; das 
verstehe ich allerdings. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

In unseren Augen ist es keine Wohnungsbaupolitik, 
wenn etwas nach Gutdünken, nach Wohlverhalten 
verteilt werden soll. 

Herr Minister, wenn wir so Ihre gesamte Woh-
nungsbaupolitik betrachten, wenn wir uns die Frage 
stellen, welche Leistungen in dieser Amtszeit vor-
liegen, kommen wir zu dem Ergebnis: Gewogen 
und für zu leicht befunden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat die Frau 
Abgeordnete Meermann. 

Frau Meermann (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Unsere Kollegen dm Haushalts-
ausschuß sind das ganze Jahr über in diesem Aus-
schuß festgehalten, und sie können an vielen Ple-
narsitzungen nicht teilnehmen. Ich begreife daher, 
daß sich bei einigen von ihnen so etwas wie ein 
aufgestauter Redebedarf ansammelt. 

(Abg. Baier: Ach nee! Sie hätten lieber, 
daß wir hier schweigen! Das wäre Ihnen 
wohl lieber! — Abg. Prinz zu Sayn-Witt

-

genstein-Hohenstein: Wir haben hier eine 
Haushaltsdebatte!) 

— Nein, Herr Baier. Ich wollte gerade meiner 
Freude darüber Ausdruck geben, daß Sie wenig-
stens in dieser Debatte gestern und heute auf Ihre 
Kosten gekommen sind. 

(Abg. Baier: Aber Sie nicht!) 

— Sie persönlich, meine ich. Offensichtlich besteht 
darüber hinaus aber auch noch ein aufgestauter 

Informationsbedarf, Herr Baier. 

(Abg. Baier: Na, dann befriedigen Sie ihn 
mal!) 

Ich würde Ihnen empfehlen, diesen Bedarf dadurch 
zu stillen, daß Sie einmal nachlesen, was hier im 
Bundestag zu der Großen Anfrage der CDU am 
26. Mai gesagt worden ist. 

(Abg. Baier: Das habe ich sehr genau ge

-

lesen! Das Ergebnis war das, was ich ge

-

sagt habe!) 

— Sie sollten es noch einmal lesen. Einige Ihrer 
Fragen sind nämlich damals bereits geklärt worden, 
Herr Baier. Wir sollten jedenfalls auch in der Woh-
nungspolitik mit den Füßen auf dem Teppich blei-
ben.  

(Abg. Baier: Sehr richtig!) 

Worum geht es in dem Antrag, den Sie gestellt 
haben? Es geht um eine Streichung, die in einem 
bestimmten Titel vorgenommen worden ist, eine 
Streichung, die uns allen zweifellos wehtut. Nie-
mand hat sie gern vorgenommen. Niemand kürzt 
gern Mittel aus konjunkturpolitischen Gründen. 

(Abg. Baier: Frau Kollegin, Sie liegen 
völlig falsch! — Gegenrufe von der SPD.) 

— Eben nicht, Herr Baier! Soviel ich weiß, ist der 
Beschluß, von dem ich rede, einstimmig gefaßt wor-
den, und soviel ich weiß, haben Sie der Kürzung 
zugestimmt. Darum geht es doch. 

(Abg. Baier: Nein, gar nicht, Frau Kollegin! 
Sie haben nicht zugehört und das nicht 
gelesen! Es geht um etwas ganz anderes! — 
Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen-
stein: Ich habe den Eindruck, Sie haben 

einige Fehlinformationen!)  

— Ich weiß, worum es geht. 

(Abg. Baier: Es geht darum, daß statt eines 
Sonderprogramms von 25 Millionen DM die 
Mittel für gesellschaftspolitische Maßnah

-

men verwendet werden!) 

— Genau! Genau darauf werde ich zu sprechen 
kommen. 

(Abg. Hermsdorf [Cuxhaven] : Herr Baier, 
Sie können doch ein Sonderprogramm nicht 
als „Privatschatulle" bezeichnen! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD.) 

— Herr Baier, würden Sie mir bitte genauso zu-
hören, wie ich Ihnen zugehört habe. 

34 Millionen DM sind in einem anderen Programm 
gesperrt bzw. gestrichen worden, und das ist ein-
stimmig geschehen. 

(Abg. Baier: Ja, das haben wir einstimmig 
gemacht!) 

— Was soll dann der Widerspruch? Sie wollen jetzt 
mit dem Sonderprogramm des Bundeswohnungsbau-
ministers andere Titel, darunter den, in dem die 
Streichungen vorgenommen wurden, auffüllen. Das 
ist doch das Problem. 

(Abg. Baier: Nein!) 

— Herr Baier, als Sie vorhin von der Notwendigkeit 
sprachen, daß aus diesem Programm besonders 
Altenwohnungen gefördert werden sollten, ist mir 
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eingefallen, daß Sie und ich nicht zum erstenmal 
gegeneinander argumentieren. 

(Abg. Baier: Auch schon umgekehrt!) 

— Aber ich erinnere mich genau an das erste Mal. 
Damals habe ich nämlich den Antrag der SPD-Frak-
tion begründet, einen mit 20 Millionen DM ausge-
statteten Titel zum Bau von Altenwohnungen zu 
schaffen. Sie haben diesen Antrag damals für Ihre 
Fraktion abgelehnt. Ich hätte das gar nicht erwähnt, 
wenn nicht die Begründung so interessant gewesen 
wäre. 

(Abg. Baier: Die weiß ich nicht mehr!) 

Damals haben Sie nämlich gesagt, das sei nach dem 
Grundgesetz nur schwer möglich, weil das im we-
sentlichen eine Aufgabe der Gemeinden, der Städte 
und auch der Länder sei. Zweitens haben Sie gesagt, 
Sie seien gegen „Sondertöpfe". Drittens haben Sie 
gesagt: Außerdem gibt ja der Minister aus seinem 
Sonderfonds Zusatzdarlehen für den Bau von Alten-
wohnungen. Lesen Sie es nach! 

(Abg. Baier: Den hat er sowieso! Um den 
geht es ja nicht! Es geht um etwas ganz 

anderes!) 

Sie haben also damals anerkannt, daß sich Ihr 
Minister eine bestimmte Flexibilität für gewisse 
Aufgaben bewahren müsse. Darum geht es jetzt. 

Herr Baier, es ist betrüblich, daß Sie diesem 
Grundsatz, daß auch Wohnungsbaumittel nicht nur 
mit der Gießkanne gestreut werden sollten, son-
dern nach Bedarf auch einmal flexibel eingesetzt 
werden müßten, nicht weiter durchgehalten haben. 
Wir hätten manche Schwierigkeit im sozialen Woh-
nungsbau weniger, wenn nicht fast ausschließlich 
nach dem Gießkannenprinzip vorgegangen worden 
wäre. 

Spätestens ,die Strukturdebatte vor einigen Tagen 
hätte Ihnen zeigen müssen, daß es außerdem im 
Haushalt ,des Bundeswohnungsbauministers eine 
Möglichkeit geben muß, auch in solchen Gebieten, 
wo 'das besonders dringend ist — ich denke z. B. 
an das Zonenrandgebiet, ich denke an das Saarge-
biet —, den Wohnungsbau regional, schwerpunkt-
mäßig zu fördern. 

(Abg. Baier: Dafür gibt es auch heute schon 
ein Sonderprogramm!) 

Infolgedessen ist es nicht mehr ,als folgerichtig, daß 
das Sonderprogramm zur Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus, von dem Sie hier sprechen, beide 
Möglichkeiten vorsieht. Auf der einen Seite gibt es 
die Möglichkeit, mit regionaler Hilfe einzuspringen, 
auf der anderen Seite ist es auch ein soziales Pro-
gramm. 

Sie haben nun 'die Vorstellung, 

(Abg. Baier: Die Befürchtung!) 

daß der Bundeswohnungsbauminister mit finsteren 
Absichten an die Verteilung aus diesem Topf her

-

angeht. Was kann er damit denn wirklich machen? 
— Er kann damit die Spitzenfinanzierung vorneh-
men bei strukturbegleitenden Wohnungsbaumaß-
nahmen, weiterhin bei Maßnahmen der Stadtsanie

-

rung und Dorferneuerung, bei Wohnungsbaupro-
jekten für alte Menschen und junge Familien, bei 
Härtefällen besonderer Art, für kinderreiche Fami-
lien, auch bei der Sanierung von Studentenwohn-
heimen. Dafür ist dieses Programm gedacht, also 
auch für die Zwecke, für die Sie die Mittel verwen-
den wollen. Der einzige Unterschied besteht darin, 
daß Sie diese als Verpflichtungsermächtigung vor-
gesehenen 25 Millionen DM wieder gießkannen-
mäßig auf die Länder verteilen wollen, 

(Abg. Baier: Ach wo! Die Sonderprogramme 
für diese wichtigen Sachen aufstocken und 

nicht wegnehmen!) 

während wir ,der Auffassung sind, daß es auch aus 
konjunkturpolitischen Gründen gerade jetzt ver-
nünftig ist, die Mittel dort einzusetzen, wo wirklich 
eine Sonderförderung erforderlich ist. 

Außerdem wissen Sie  ja als alter Haushaltsex-
perte, Herr Baier, daß im Gegensatz zu den Woh-
nungsbaumitteln, die aus Rückflüssen des sozialen 
Wohnungsbaus bestehen, hier ein Titel  ist,  der aus 
allgemeinen Deckungsmitteln des Bundes gespeist 
wird. Wir sehen die Verpflichtungsermächtigung in 
Höhe von 25 Millionen DM in diesem Titel als einen 
Anfang für künftige Zuschüsse aus allgemeinen Mit-
teln an den sozialen Wohnungsbau. Der Herr Bun-
desfinanzminister weiß, daß wir das so sehen, und 
wir wissen, daß er diese Mittel in den nächsten 
Jahren aufstocken wird. 

Darum meine ich, Herr Baier: Wenn man es gut 
meint mit der Zukunft des sozialen Wohnungsbaus, 
muß man diesen Antrag ablehnen. 

(Abg. Baier: Nein, das Sonderprogramm!) 

— Nein. Man muß dafür sein, daß Wohnungsbau-
mittel zielgerecht dort eingesetzt werden, wo sie am 
nötigsten gebraucht werden. 

Außerdem, Ihre Fraktion fragt uns so häufig: Wie 
sieht das denn eigentlich aus mit dem langfristigen 
Wohnungsbauprogramm des Wohnungsbaumini-
sters, ist das finanziell abgesichert? — Hier haben 
Sie den Anfang der finanziellen Absicherung. 

(Abg. Baier: Das soll das langfristige Woh

-

nungsbauprogramm sein? — Dann gute 
Nacht!) 

— Das ist der Anfang der finanziellen Absicherung, 
jawohl. Wir haben ja in diesem Jahr auch noch nicht 
mit dem langfristigen Wohnungsbauprogramm be-
ginnen können. Dies ist der Anfang, und wir sind 
der Auffassung, daß das unbedingt so erhalten blei-
ben muß. 

Herr Baier, auf Ihre allgemeinen Bemerkungen 
möchte ich nur kurz eingehen. Sie verweisen auf 
den Rückgang des sozialen Wohnungsbaus. Ich 
meine, Sie sollten sich für die Vergangenheit nicht 
alles als Verdienst Ihrer Partei hier im Bundestag 
ankreiden, was durch Mitwirkung der Länder ent-
standen ist. Wenn Sie sich einmal ansehen, wie in 
den Jahren, als Sie noch die Alleinregierung hatten, 
die Förderung des allgemeinen sozialen Wohnungs-
baus hier vom Bund aus geschehen ist, werden Sie 
z. B. für das Jahr 1966 — allgemeiner sozialer Woh- 
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nungsbau ohne Sonderprogramme — noch ganze 
92 Millionen DM finden. Das war ein Anteil von 
nur 3,7 % an den Mitteln für den allgemeinen so-
zialen Wohnungsbau. Als Dr. Lauritzen Wohnungs-
bauminister wurde, wurden die Mittel aufgestockt: 
1967 158 Millionen, 1968 328 Millionen. Das ist mehr, 
als seit 1960 in irgendeinem Jahr hierfür eingesetzt 
worden ist. 1969 sind es wieder 156 Millionen DM. 
Das sollten Sie auch nicht ganz übersehen, Herr 
Baier, wenn Sie von Leistungen des sozialen Woh-
nungsbaues sprechen. Wir haben hier mit dem 
Haushalt zu tun, und da werden wir ja auch über 
Zahlen sprechen müssen, die im Haushalt des Bun-
deswohnungsbauministers sind. Da sieht das ein 
bißchen anders aus, als wenn Sie sich alles als Ver-
dienst unter den Nagel reißen wollen, was insge-
samt in der Bundesrepublik auf dem Gebiet des 
sozialen Wohnungsbaues geschehen ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Herr Kollege Baier, ich erspare es mir, auf Ihre 
weiteren Ausführungen einzugehen. Daß Sie dem 
Haushalt des Bundeswohnungsbauministers nicht 
zustimmen würden, war nach der Debatte der letzten 
Woche zu erwarten; das wundert uns weiter nicht. 

Was die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
anlangt, so ist sie der Auffassung, daß sie einen 
guten Wohnungsbauminister und eine gute Woh-
nungsbaupolitik hat. Aber wir scheuen uns nicht, 
zu sagen, daß unsere Politik noch besser werden 
kann, wenn wir endlich einmal aufhören können, 
Gesetze zu machen, die das in Ordnung bringen 
müssen, was Sie in der Zeit, als Sie (zur CDU/CSU) 
die Wohnungsbauminister stellten, falsch gemacht 
haben. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Baier: Das war 
eine billige Retourkutsche! Vier Jahre 

reparieren Sie schon!) 

Aus diesem Grunde bitte ich Sie, meine Damen 
und Herren, den Antrag, den die Opposition gestellt 
hat, abzulehnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wurbs. 

Wurbs (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte heute an dieser Stelle keine 
neue Wohnungsbaudebatte vom Zaune brechen, da 
ja in der letzten Woche die beiden Standpunkte zur 
Wohnungsbausituation klargelegt wurden. Inner-
halb einer Woche werden sich keine neuen Erkennt-
nisse herausgestellt haben, die es rechtfertigten, 
eine erneute Debatte zu führen. Auch über die kon-
junkturelle Situation ist im Verlaufe der gesamten 
Debatte der letzten beiden Tage genügend gesagt 
worden. 

Ich möchte zu dem Antrag kurz Stellung nehmen. 
Wir waren uns im Wohnungsbauausschuß im we-
sentlichen darüber einig, daß die Wohnungsbau-
politik nicht zum Instrument der Konjunktursteue-
rung gemacht werden soll. Wir haben im Ausschuß 
den Etat des Wohnungsbauministeriums im einzel-

nen beraten und waren uns darüber einig — wenn 
ich richtig orientiert bin —, diesen Einzelplan so an-
zunehmen. 

Ich will auch nicht in die Polemik einsteigen, die 
teilweise in den Worten von Herrn Kollegen Baier 
anklang. Dazu ist das Problem zu ernst. Denn uns 
allen liegt die Versorgung der Bevölkerung mit aus-
reichendem und angemessenem Wohnraum sehr am 
Herzen. 

Wir sind uns aber darüber im klaren, daß wir in 
den nächsten Wochen und Monaten entsprechende 
Zeichen setzen müssen. Wir stehen vor der Frage, 
ob wir den sozialen Wohnungsbau wie bisher mit 
den gleichen Förderungsmitteln fortführen sollen —
dann wären entsprechende Mehrkosten durch Miet-
erhöhung auszugleichen — oder ob wir zu Lasten 
der Quantität des Wohnungsbaues entsprechend 
höhere Förderungsmittel geben sollen. Damit aber 
wäre eine Reduzierung des Wohnungsbaus verbun-
den. Diese beiden Punkte sind im einzelnen zu ent-
scheiden. 

Ich bin der Auffassung, daß wir den Posten der 
25 Millionen DM in der vorgesehenen Form stehen-
lassen sollten. Denn ein Teil Ihres Anliegens wird 
ja mit diesem Posten abgedeckt. Es ist keineswegs 
so, Herr Baier, daß der Wohnungsbauminister die 
Mittel nach Gefühl und Wellenschlag verteilen 
kann. Ich darf in Erinnerung rufen, daß in einer 
Protokollnotiz des Haushaltsausschusses ausdrück-
lich darauf hingewiesen worden ist, daß die Maß-
nahmen, die der Wohnungsbauminister vorhat, 
dem Haushaltsausschuß anzuzeigen sind. 

(Abg. Baier: So viel konnten wir dort we

-

nigstens erreichen! Das war nicht vor

-

gesehen!) 

— Herr Baier, das sollte doch aber aus Gründen der 
Fairneß bei der Begründung dargelegt werden. Es 
sollte nicht der Anschein erweckt werden, als ob 
der Wohnungsbauminister einen Verfügungsfonds 
habe, den er irgendwie leichtfertig und nach seiner 
Auffassung verteilen könnte. 

(Abg. Baier: Niemand kennt bis heute die 
Richtlinien! Die hätte er längst vorlegen 

können!) 

— Der Wohnungsbauminister ist doch verpflichtet, 
im Haushaltsausschuß anzuzeigen, wie er diese 
Mittel verwenden will. 

(Abg. Baier: Nein, nur die Richtlinien!) 

Weil wir z. Z. nicht wissen, welcher Mittelbedarf 
im sozialen Wohnungsbau noch auf uns zukommt, 
um diese Vorhaben zu fördern, sind wir dafür, 
diese einzelne Position so zu belassen, wie sie im 
Haushaltsplan ausgewiesen ist. Wir bitten daher, 
den Antrag der Opposition abzulehnen. 

Dem Einzelplan 25 stimmt die FDP-Fraktion zu. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Bundesminister für Städte-
bau und Wohnungswesen. 
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Dr. Lauritzen, Bundesminister für Städtebau 
und Wohnungswesen: Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Hier wiederholt sich im Grunde 
genommen das, was wir nun seit gestern mittag 
erleben. Dinge, die sattsam aus der sehr ausführ-
lichen Debatte vom Dienstag voriger Woche be-
kannt sind, werden wieder vorgetragen. Man sucht 
nach Motiven, um den Beschluß, den Etat nicht an-
zunehmen, irgendwie begründen zu können. Dieses 
Bemühen tritt doch in Erscheinung. Ich möchte auf 
das Bezug nehmen, was ich sehr ausführlich am 
Dienstag voriger Woche gesagt habe. Das kann man 
im Protokoll dieses Hauses nachlesen. 

Über eines muß ich aber doch meine Verwunde-
rung zum Ausdruck bringen, nämlich den neuen Stil, 
den jetzt auch Herr Kollege Baier übernimmt, so 
mit Andeutungen, Unterstellungen, sogar Verdäch-
tigungen. Ich bin nicht bereit, in diesem Stil der Dis-
kussion zu folgen. 

(Beifall bei den Regierungspareien.) 

Immer wieder wird versucht, nachzuweisen, daß 
die Eigentumsmaßnahmen und der Eigenheimbau in 
den letzten Jahren katastrophal zurückgegangen 
sind. Sehen Sie sich die Zahlen an, die auch an die-
ser Stelle wiederholt genannt worden sind. Der An-
teil der Eigentumsmaßnahmen liegt seit zehn Jah-
ren bei 30 %: als Herr Lücke Wohnungsbauminister 
war, als Herr Bucher Wohnungsbauminister war, 
und bei dem jetzigen auch. Der Anteil pendelt zwi-
schen 29,5 % und 31,2 %. Der Anteil ist also prak-
tisch immer konstant. Sie dürfen deshalb nicht mit 
Behauptungen kommen, die Sie nicht beweisen kön-
nen. Das ist das, was ich gemeint habe mit Unter-
stellungen und Verdächtigungen 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

und schiefen Andeutungen. 

Überraschend ist wahrscheinlich für das ganze 
Haus der „Ideenreichtum" der früheren Wohnungs-
baupolitik gewesen, von dem die Mieter und die 
Wohnungsuchenden jahrelang nichts gemerkt ha-
ben, bis heute nicht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

3 % Wohnungsdefizit genügten Herrn Lücke, um aus 
einem schwarzen Kreis einen weißen zu machen. 

(Abg. Baier: Das haben wir schon gehört!) 

Die Degression der Wohnungsbaumittel hat dazu 
geführt, daß der Bundesanteil dauernd rückläufig 
war. Meine Damen und Herren, was ist die Kon-
sequenz? Die Länder haben den Rückgang der Bun

-

desmittel mit Landesmitteln nicht auffangen kön-
nen. Sehen Sie sich doch die Länderstatistik an! Wo 
liegt denn der Rückgang im sozialen Wohnungsbau? 
Sehr differenziert bei den einzelnen Ländern! Es 
wäre sehr interessant, sich das einmal im einzelnen 
anzusehen. Das ist die Erbschaft. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die letzten drei 
Jahre!) 

– Nein, nicht die letzten drei Jahre! Sehen Sie sich 
an, wie die Wohnungsbaumittel seit 1957 in jedem 
Jahr um 10 % zurückgegangen sind. In den ersten 
Jahren haben die Länder das noch abfangen kön

-

nen. Als die Depression einsetzte, waren die Länder 
nicht mehr in der Lage, den Rückgang der Woh-
nungsbaumittel — — 

(Abg. Dr. Czaja: Warum sind Sie denn nicht 
zurückgetreten?) 

— Ach, was sind das für alberne Bemerkungen! 
(Zurufe von der CDU/CSU und Gegenrufe 

von der SPD.) 

Das ist das, was ich Ihnen zum Vorwurf mache, diese 
simple Form, politische Diskussion hier zu führen, 
ohne über die Sache zu reden. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD und CDU/ 
CSU. — Abg. Hermsdorf: Der Czaja kann 
nichts weiter, als Volksverhetzer zu spie

- len!) 

Ich komme zu der anderen auch leicht seltsamen 
Formulierung des Herrn Kollegen Baier von der 
„Privatschatulle des Bundesministers". Was ist das 
für eine Form, politische Diskussionen zu führen? 
Als wenn es darum ginge, hier persönliche Disposi-
tionen zu treffen! 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Herr Baier, Sie waren dabei, als der Haushaltsaus-
schuß folgenden Beschluß gefaßt hat: 

(Abg. Baier: Ja, auf meinen Antrag!) 

Der Ausschuß ersucht die Bundesregierung, den 
Haushaltsausschuß über die Maßnahmen aus 
diesem Sonderprogramm vor dem Einsatz ent-
sprechender Mittel zu unterrichten. 

Das wird geschehen. Bevor ein Pfennig gezahlt 
wird, kommt das Sonderprogramm in den Haushalts-
ausschuß. 

(Abg. Baier: Unterrichtung!) 

— Ja, bitte sehr, aber bevor die Mittel ausgegeben 
werden! Das war doch, so haben Sie eben gesagt, 
Ihr Vorschlag! 

(Zuruf des Abg. Baier.) 

— Sie haben eben gesagt, das sei Ihr Vorschlag 
gewesen. Reden Sie doch nicht um die Sachen herum! 
Es wird ja langsam seltsam, wie hier in diesem 
Hause diskutiert wird. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Baier: Sehr 
nervös! — Zuruf des Abg. Wehner.) 

Wir haben sehr deutlich gesagt, was wir mit die-
sen Mitteln tun wollen. Wir wollen strukturpoli-
tische Wohnungsbaumaßnahmen — darüber ist im 
Rahmen der Strukturpolitik diskutiert worden —, 
den Wohnungsbau für junge Familien und den 
Altenwohnungsbau fördern. Und diese Mittel wer

-

den grundsätzlich nach den vorhandenen Richt-
linien eingesetzt. Deswegen ist es sinnvoll, daß 
wir diesen Topf nun nicht noch einmal in zwei 
Teile aufspalten, wobei der eine Teil — das haben 
Sie völlig übersehen — 

(Abg. Baier: Das ist doch ein neuer Topf, 
was Sie da machen!) 

genauso behandelt wird wie der alte. Der zweite 
Teil wird genauso behandelt wie der alte, und nur 
ein Teil wird für einen Verwendungszweck fest- 
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gelegt. Ich verstehe nicht, was Sie damit erreichen 
wollen. Wir brauchen eine gewisse Flexibilität, 
um auch unterschiedliche Verwendungszwecke be-
rücksichtigen zu können. Dies ist der erste Ansatz 
um nun einmal ein langfristiges Wohnungsbaupro-
gramm zu beginnen und, darauf aufbauend, zu wei-
teren Lösungen dieser Probleme zu kommen. 

Zum Schluß darf ich an folgendes erinnern. Wir 
haben das Wohngeldgesetz vorgelegt; wir haben 
Gott sei Dank das Städtebauförderungsgesetz, das 
längst hätte geltendes Recht sein können, 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

wenn die CDU damals mitgemacht hätte, 

(Beifall bei der SPD) 

wenn sie nicht gemauert hätte 

(Abg. Baier: Das glauben Sie selbst nicht! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

und nicht dem Bundeskanzler der damaligen Re-
gierung, wie ich weiß, laufend Briefe geschrieben 
hätte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, ein Gesetz in 
zwei Monaten verabschieden! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Wir wären längst fertig mit diesem Gesetz. — 
Wir werden das Wohngeldgesetz sehr schnell vor-
legen und als nächstes dann das langfristige Woh-
nungsbauprogramm. 

Nur eines muß ich Ihnen noch sagen, meine Da-
men und Herren. Diese Dinge in relativ kurzer Zeit 
mit einem Mitarbeiterstab zu bewältigen, wie er 
diesem Ministerium zur Verfügung steht, ist nur 
durch sehr intensive Arbeit möglich gewesen. Ich 
muß das einmal im Interesse meiner Mitarbeiter 
sagen, die Urlaubssperren und Sonntagsarbeit ha-
ben hinnehmen müssen, um überhaupt fertig zu 
werden. 

Wir werden unsere Arbeit konsequent fortsetzen 
und werden uns durch diesen seltsamen Stil der 
Diskussion nicht beeinträchtigen lassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU. — 

Gegenrufe von der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren! Ich schließe die allge-
meine Aussprache und frage zunächst, bevor wir 
zur Abstimmung über den Änderungsantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU auf Umdruck 45 kommen, 
die Antragsteller, ob ich über den Gesamtantrag in 
einer Abstimmung durch das Haus entscheiden las-
sen kann? — Danke schön! 

(Fortgesetzte Zurufe von der CDU/CSU und 
Gegenrufe von der SPD.) 

— Meine Damen und Herren, ich wäre Ihnen dank

-

bar, wenn Sie die Diskussion innerhalb des Hauses 

(Zuruf von der SPD: Schickt den Czaja raus! 
Abg. Wehner: Der muß eine Erziehungs

-

kur durchmachen!) 

so einschränken könnten, daß die Verhandlungen 
weitergeführt werden können. 

Wer dein Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU auf Umdruck 45 zustimmt, den bitte ich 
um das Zeichen. — Ich danke. Gegenprobe! —
Danke schön. Stimmenthaltungen? — Bei einer 
Stimmenthaltung ist der Antrag abgelehnt. 

Wir kommen damit zur Abstimmung über den 
Einzelplan 25 — Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für Städtebau und Wohnungswesen —. Wer 
dem Einzelplan 25 zustimmt, den bitte ich um das 
Zeichen. — Danke. Gegenprobe! — 

(Zuruf von der SPD: Erst machen sie gro-
ßes Geschrei, und dann sind sie nicht da!) 

Stimmenthaltungen? — Der Einzelplan 25 ist mit 
den Stimmen der Koalitionsparteien gegen die der 
Opposition angenommen. 

Ich rufe nunmehr Punkt IV Ziffer 20 der Tages-
ordnung auf: 

Einzelplan 27 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutschen Beziehungen 

— Drucksache VI/839 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Wohlrabe 

Ich eröffne die Aussprache. — Das Wort wird nicht 
begehrt. Ich schließe die Aussprache. 

Es liegt ein Änderungsantrag der CDU/CSU auf 
Umdruck 46 vor. Ich frage, ob dazu das Wort ge-
wünscht wird. — Der Herr Abgeordnete Wohlrabe 
hat das Wort. 

Wohlrabe (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Bevor ich zum 
Antrag ein Wort sage, möchte ich eine kurze Bemer-
kung vorweg machen. Die finanziellen Erörterun-
gen über den Einzelplan 27 — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, darf ich Sie noch einen Augenblick un-
terbrechen. — Meine Damen und Herren, ich möchte 
nur noch die CDU/CSU als Antragsteller fragen: 
Wird der Antrag Umdruck 47 *) gesondert begrün

-

det? Ich habe zunächst nur den Antrag Umdruck 
46 **) aufgerufen. Ich möchte aber zur Vereinfachung 

fragen, ob auch der Antrag Umdruck 47 durch den 
Herrn Abgeordneten Wohlrabe begründet werden 
soll. 

Wohlrabe (CDU/CSU) : Dem ist so. — Ich mache 
das zusammen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Gut, ich rufe also beide Anträge auf. 

Bitte schön, fahren Sie fort, Herr Abgeordneter. 

*) Siehe Anlage 14 
**) Siehe Anlage 13 
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Wohlrabe (CDU/CSU) : Die Erörterungen über 
den Einzelplan 27 — das möchte ich voranschicken 
— haben in einer sachlich angenehmen Form und 
ohne finanzielle Beanstandungen stattgefunden. Ich 
glaube auch für den Kollegen Seidel als Mitbericht-
erstatter sagen zu können, daß wir die finan-
ziellen Dinge im Einzelplan 27 in den großen Zü-
gen sehr schnell und auch sehr einvernehmlich ha-
ben regeln können. 

Da es sich aber um einen vorwiegend politischen 
Etat handelt, der meines Erachtens mit dem Etat 
des Bundeskanzleramts und dem des Auswärtigen 
Amts gleichzusetzen ist, werden Sie sicher ver-
stehen, daß wir, da uns „die Richtung nicht paßt" — 
wie hier schon mehrfach zum Ausdruck gekommen 
ist —, die im deutschlandpolitischen Bereich gefah-
ren wird, diesem Einzelplan 27 — innerdeutsche Be-
ziehungen — nicht zustimmen werden. Meine Damen 
und Herren von der SPD, ich möchte diese Erklä-
rung in aller gebotenen Ruhe abgeben. Ich glaube 
es mir versagen zu können, jetzt noch nähere poli-
tische Erläuterungen zu geben. Die Haltung der 
CDU/CSU-Fraktion ist in nunmehr acht Debatten 
über die Deutschlandpolitik klargestellt worden, 
und das reicht nicht aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Aber ein politisches Wort zu unserem Antrag, der 
das Vorwort zu diesem Einzelplan betrifft, möchte 
ich doch sagen. Wir hatten bisher im Vorwort zu 
den Zweckbestimmungen beim Ministerium für in-
nerdeutsche Beziehungen den Satz: 

Der Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen hat die Aufgabe, die Wiederherstellung 
der Einheit Deutschlands vorzubereiten, den 
Zusammenhalt unseres Volkes zu stärken ... 

Bei der neuen Regierung lautet dieser Satz: 

Der Bundesminister für innerdeutsche Beziehun-
gen hat die Aufgabe, der Einheit der Nation zu 
dienen, den Zusammenhalt unseres Volkes zu 
stärken ... 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Die CDU/CSU beantragt, die alte Fassung wieder-
herzustellen. 

(Abg. Wehner: Und wird dann trotzdem 
ablehnen? — Heiterkeit bei der SPD.) 

— Verehrter Herr Kollege Wehner, ich sage nur 
dies: ich glaube, daß es jetzt nicht notwendig ist, 
über Ablehnung oder Nichtablehnung zu diskutie-
ren. Aber ich bin erst einmal gespannt, ob Sie bereit 
sind, das Wort „Wiedervereinigung" hier aufzuneh-
men, oder nicht; das möchte ich erst einmal sehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Das wollen Sie ja nur provozieren, Sie 
Pimpf, und dann doch ablehnen und dann 
dastehen! — Abg. Baier: Das will er nicht 

hören!) 

Ich fahre fort in der Sache, weil mir das zu wichtig 
zu sein scheint. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD.) 

Meine Damen und Herren, wir sind der Auffas-
sung, daß die alte Fassung wiederhergestellt werden 
sollte, und zwar weil die Präambel des Grundge-
setzes das deutsche Volk und damit insbesondere 
die frei gewählte Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland, also die Regierung, verpflichtet, nicht 
nur die nationale, sondern ausdrücklich auch die 
staatliche Einheit zu wahren. Die von der Bundes-
regierung neu geschaffene Formulierung, die dem 
Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen 
lediglich die Aufgabe überträgt — und insofern ist 
dieser Satz, der jetzt darin steht, eine Einschrän-
kung —, der Einheit der Nation zu dienen, und da-
mit stillschweigend die bisher auch gestellte Auf-
gabe, nämlich die Wiederherstellung der Einheit 
Deutschlands vorzubereiten, preisgibt, 

(Abg. Wehner: „Preisgibt"!) 

bedeutet daher eine Mißachtung des in der Präam-
bel des Grundgesetzes formulierten Auftrags. 

(Abg. Wehner: Logik ist nicht Ihre starke 
Seite! — Weitere Zurufe von der SPD.) 

Dieser Auftrag ist wie folgt formuliert — ich 
glaube, es ist notwendig, das hier einmal vorzu-
lesen, 

(Zurufe von der SPD) 

damit es auch draußen gehört wird —: 

Das gesamte Deutsche Volk bleibt aufgefordert, 
in freier Selbstbestimmung die Einheit und Frei-
heit Deutschlands zu vollenden. 

(Abg. Mertes: Das können wir auswendig!) 

— Hoffentlich beherzigen Sie es auch. Wissen allein 
reicht nicht; danach handeln, verehrter Herr Kollege, 
ist wichtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Und wenn Sie es wissen und nicht danach handeln, 
ist das noch schlimmer; damit Sie genau wissen, was 
ich meine. 

(Zurufe) 

Die Väter unseres Grundgesetzes, zu denen Theodor 
Heuss — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Wohlrabe, erlauben Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Horn? 

Horn (SPD) : Herr Kollege Wohlrabe, unterstel-
len Sie einem der hier Anwesenden, daß er nicht 
dem Grundgesetz gerecht werden will? Ich bitte Sie 
um eine präzise Auskunft angesichts Ihrer Ausfüh-
rungen gegenüber einem Kollegen von der anderen 
Seite des Hauses. 

Wohlrabe (CDU/CSU) : Zwischen Wollen, Ab-
sicht und tatsächlichem Tun unterscheide ich. Ich 
möchte deutlich sagen, daß ich hier Unterschiede 
mache. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Die Väter unseres Grundgesetzes, zu denen 
Heuss, Adenauer wie auch Schumacher gehören, 

(Abg. Wehner: „Wie auch"!) 

haben uns eine Verpflichtung aufgegeben. 

(Abg. Wehner: „Wie auch"!) 

— Ich verbessere mich sehr gern: „und Kurt Schu-
macher gehören". 

(Abg. Wehner: Ja, gut! Das gehört sich 
auch so!) 

— Nach dem, was sich heute abgespielt hat, können 
Sie, Herr Wehner — bitte nehmen Sie das zur 
Kenntnis —, uns nicht mehr darüber belehren, was 
sich gehört oder nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Die Väter des Grundgesetzes haben uns eine Ver-
pflichtung aufgegeben, als sie das Grundgesetz unter 
die Worte gestellt haben: 

... von dem Willen beseelt, seine nationale 
und staatliche Einheit zu wahren und als gleich-
berechtigtes Glied in einem vereinten Europa 
dem Frieden der Welt zu dienen ... 

(Abg. Mertes: Das kennen wir auch aus

-

wendig!) 

— Das, was im Grundgesetz mit den Worten „vom 
Willen beseelt ..." umschrieben ist, muß immer wie-
der und fortgesetzt erneuert werden. Es ist unsere 
Pflicht, das zu tun. Diese Einlassung hat der ehe-
malige Minister für innerdeutsche Beziehungen — 
damals hieß er noch Minister für gesamtdeutsche 
Beziehungen —, Herbert Wehner, gemacht. Ich 
glaube, sie sollte, gerade weil es uns darum geht, 
die alte Fassung wiederherzustellen, hier einmal zur 
Kenntnis gebracht werden, damit man weiß, wie 
früher gesprochen wurde, und weil wir die Hoff-
nung haben, daß doch noch einmal so gehandelt 
wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Diese Verpflichtung, den Willen zur Wiederherstel-
lung der staatlichen Einheit nicht erlahmen zu las-
sen, darf weder im Inland noch im Ausland miß-
deuet werden können. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Darum 
geht es!) 

Deshalb sollte die bisher gebräuchliche klare und 
zweifelsfreie Aufgabenstellung des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen beibehalten werden. 
Ich bedaure es, daß unser Antrag an dem Tag, an 
dem die Erfurter Gespräche stattgefunden haben, 
von der Regierungskoalition SPD/FDP im Haushalts-
ausschuß erstmalig abgelehnt wurde. Wir stellen 
diesen Antrag auch heute wieder, weil ich persön-
lich die Hoffnung habe, daß die Äußerungen des 
Bundeskanzlers vor seiner Fraktion — am letzten 
Montag hat der Bundeskanzler, glaube ich, diese 
Äußerungen getan — zumindest, soweit ich es er-
kennen konnte, eine Modifizierung darstellen und 
vielleicht doch dazu führen, daß Sie bereit sind, die 
alte Fassung wiederherzustellen. 

Ich möchte hier im Deutschen Bundestag ein Wort 
von Matthias Walden zitieren, einem Publizisten 
von hohem Rang. 

(Lachen bei der SPD. — Zuruf von der 
SPD: Sagen Sie!) 

— Daß für Sie vielleicht nur Herr Nannen von 
hohem Rang ist, verwundert mich nicht. Für mich 
ist Matthias Walden aber in der Tat von hohem 
Rang. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
Er sagt: 

Wer aber den Begriff „Wiedervereinigung" 
fallenläßt, nur weil er Mißdeutungen ausge-
setzt sein könnte, begeht einen Fehler. Er be-
ginge ihn auch, wenn er an der Sache fest-
hielte, denn erstens haben sich die vier Sieger-
mächte auf diesen Begriff selber festgelegt, und 
zweitens ist dieser Begriff im deutschen Volk 
in vielen Jahren eben zu einem ganz festen 
Begriff geworden. Wer das Wort aufgibt, sig-
nalisiert daher dem Volke gewollt oder unge-
wollt, das Ziel sei verloren. 

Für uns ist dieses Ziel nicht verloren, und deshalb 
wollen wir mit diesem Antrag, daß die alte Fassung 
wiederhergestellt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Aber Sie lehnen den Haushalt trotzdem 

ab?!) 

Und nun noch ein Wort zu den Publikationen. 
Meine Damen und Herren, darüber ist bereits durch 
die Rede des Kollegen Raffert und durch die Rede 
des Kollegen Reddemann ausführlich die Position 
der beiden großen Fraktionen dargelegt worden. 
Wir haben im Haushaltsausschuß ebenfalls unsere 
Begründung für eine Kürzung gegeben. Ich darf nur 
daran erinnern, daß der Ansatz nicht voll in Höhe 
des mehr Beantragten von 500 000 DM, sondern 
nach unserer Auffassung nur in Höhe von 300 000 
DM gekürzt werden soll. Wir würden dieses Hohe 
Haus bitten, hier eine Kürzung in der vorgeschla-
genen Höhe vornehmen zu wollen. 

Mehr möchte ich dazu nicht sagen, meine Damen 
und Herren, weil die Frage der Publikationen aus-
führlich erörtert ist. Das Wichtigste ist und bleibt 
der zuerst gestellte Antrag. Sie, die Mehrheits-
koalition, haben die Möglichkeit, hier heute durch 
die Abstimmung zu bekunden, wie Ihre Meinung 
zu dieser Frage wirklich aussieht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Seidel. 

(Abg. Haehser: Die Zahl der Anwesenden 
dort zeigt, wie ernst die es meinen! — 
Gegenruf von der CDU/CSU: Was anders 
fällt Ihnen nicht ein, Herr Haehser! — 

Weitere Zurufe und Gegenrufe!) 

Seidel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es ist erstaunlich, erstaunlich für die CDU/ 
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CSU, daß sie ein so ernstes Thema mit der schwa-
chen Besetzung glaubt hier behandeln zu können, 
die Sie hier aufweisen können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Darin zeigt sich die ganze politische Heuchelei, die 
Sie in dieses Thema hineinlegen. 

(Stürmischer Beifall bei der SPD. — Wider

-

spruch und erregte Zurufe von der CDU/ 
CSU. — Gegenrufe von der FDP.) 

Darüber müssen Sie sich im klaren sein, daß Sie 
mit dieser Art von Politik überhaupt nieman

-

den — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Seidel, ich rüge — — 

(Abg. Wehner: Heuchelei bleibt Heuchelei!) 

— Herr Abgeordneter Seidel und Herr Abgeord-
neter Wehner, ich rüge Ihre Bemerkungen „Heuche-
lei". 

(Abg. Wehner: Ich danke Ihnen, aber Heu

-

chelei bleibt Heuchelei!) 

— Ich rüge Ihre Bemerkung nachdrücklich. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Das müs

-

sen Sie wieder rügen, Herr Präsident! — 
Abg. Dr. Frerichs: Herr Präsident, ich lasse 
mich hier nicht beleidigen! — Zurufe von 
der CDU/CSU: Dann gehen wir raus! — 

Anhaltende Zurufe.) 

Seidel (SPD) : Meine Damen und Herren! 

(Anhaltende Unruhe. — Glocke des Präsi

-

denten.) 

Ich wollte Sie nur darauf hinweisen, mit welcher 
Art und Weise Sie hier durch Ihre Anwesenheit ein 
so ernstes Thema ernst genommen wissen wollen! 
Die Art, wie Sie hier auftreten, ist ja lächerlich! 

(Stürmischer Beifall bei der SPD. — Zuruf 
von der CDU/CSU: Das ist unmöglich!) 

Da müssen Sie schon anders hier auftreten, nicht 
mit dieser Art und Weise, wie Sie hier diese Dinge 
behandeln wollen, mit dieser Art von Besetzung! 

(Beifall bei der SPD. — Mehrere CDU/CSU

-

Abgeordnete schicken sich an, den Saal zu 
verlassen.) 

Ich will jetzt hier zu diesen Ausführungen des 
Kollegen Wohlrabe Stellung nehmen. Meine Damen 
und Herren, jedes Mitglied dieses Hohen Hauses 
weiß, daß kein einzelnes Ressort  der  Bundesregie-
rung die anspruchsvolle Aufgabe, „die Wiederher-
stellung der deutschen Einheit vorzubereiten", 
allein erfüllen kann. Die Deutschlandpolitik ist, wie 
es in der Regierungserklärung vom 28. Oktober 
1969 wörtlich heißt — ich zitiere —, 

eine ständige Aufgabe der ganzen Regierung 
und umfaßt Aspekte der auswärtigen Politik, 
der Sicherheits- und Europapolitik ebenso wie 
die Bemühungen um den Zusammenhalt unse

-

res Volkes und um die Beziehungen im geteil-
ten Deutschland. 

(Abg. Baier: Herr Seidel, Erklärungen 
haben wir genug!) 

Dieser Zielsetzung entsprechend ist die Aufgabe 
des Ministeriums für innerdeutsche Beziehungen im 
Vorwort zum Haushaltsplan dargestellt worden. Da 
heißt es: 

Der Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen hat die Aufgabe, der Einheit der Nation 
zu dienen, den Zusammenhalt unseres Volkes 
zu stärken, die Beziehungen im geteilten 
Deutschland zu fördern und 

(Abg. Baier: Was lesen Sie uns das denn 
noch vor? Das haben wir gelesen!) 

die deutschlandpolitische Verantwortung der 
Bundesregierung wahrzunehmen, insbesondere 
in Gesetzgebung und Verwaltung die Bemü-
hungen der verschiedenen Ressorts zu koor-
dinieren, den gesamtdeutschen Gedanken zu 
fördern, an Maßnahmen zur wirtschaftlichen 
Gesundung und kulturellen Entwicklung der 
Gebiete an der Demarkationslinie und in ande-
ren Grenzbereichen mitzuwirken. 

Soweit das Vorwort zu diesem Einzelplan 27. 

Das ist eine eindeutige, für das Ressort reale 
Aufgabenstellung, um in jeder möglichen Weise die 
Deutschlandpolitik der Bundesregierung verant-
wortlich zu fördern. Mehr kann man von einem 
Ressort innerhalb der Bundesregierung nicht ver-
langen. 

Das Vorwort der früheren Ministerien zum Ein-
zelplan 27 lautete: 

Der Bundesminister für gesamtdeutsche Fra-
gen hat die Aufgabe, die Wiederherstellung 
der Einheit Deutschlands vorzubereiten, den 
gesamtdeutschen Gedanken zu fördern und die 
dem deutschen Volkstum drohenden Gefahren, 
besonders in den Grenzgebieten, abzuwehren. 

Bei dem Vergleich der Vorworte 1969 und 1970, 
das erkennt jedermann, der guten Willens ist, bringt 
das Vorwort 1970 die uns alle bewegenden politi-
schen Anliegen zum Ausdruck, 

(Abg. Baier: Hören Sie doch mit Ihren 
Vorlesungen auf!) 

ohne dem Ministerium für innerdeutsche Beziehun-
gen mehr politische Erwartungen anzutragen, die 
schließlich nur der ganzen Bundesregierung aufge-
geben sein können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, hier ist die Präambel 
des Grundgesetzes angesprochen worden. Dazu kann 
ich nur sagen: Diese Bundesregierung wird dieser 
Präambel des Grundgesetzes in jeder Weise ge-
recht. 

(Abg. Haehser: Jawohl, mehr als vorher!) 

An ihren Taten kann man es erkennen. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Borm. 

Borm (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es war zu vermuten, daß sich an dem Etat 
des Ministeriums, dem die Aufgabe obliegt, die 
Einheit Deutschlands wiederherzustellen und das 
Wohl des deutschen Volkes wahrzunehmen, wieder 
einmal die Leidenschaften entzünden würden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gott sei Dank!) 

Es tut mir leid, daß der Stil, der eingangs dieser 
Debatte am heutigen Tage, die weiß Gott nicht zu 
den Höhepunkten parlamentarischen Lebens in 
Deutschland gehört, praktiziert wurde, nunmehr 
wieder eingeschlagen wurde. 

Ich habe Ihnen wenig zu sagen. Zunächst einmal 
die Feststellung: der Etat dieses Ministeriums wird 
so, wie er vorgezeichnet ist, und ohne Namens- und 
sonstige Änderungen von der FDP begrüßt und er 
soll nach unse rem Willen so bleiben. Aber ein Wort 
des Kollegen Wohlrabe verdient festgehalten zu 
werden: „Die Richtung paßt uns nicht!" Meine Da-
men und Herren, dieses Wort halten wir fest. Uns 
paßte früher vieles in der Richtung nicht. 

(Abg. Baier: Sie waren doch beteiligt!) 

Hätten Sie früher in der Politik zum anderen Teil 
Deutschlands oder auch sonst zu den Mächten, die 
dafür in Frage kommen, über das Schicksal Deutsch-
lands zu entscheiden, eine andere Richtung einge-
schlagen, hätten wir nicht die Schwierigkeiten, vor 
denen wir heute stehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Wohlrabe: Das glauben Sie ja selber 
nicht! -- Abg. Baier: Dann wären wir ganz 

woanders!) 

Sie stellen mit Ihren Worten in Zweifel, als ob es 
einen deutschen Menschen gäbe, der hier in diesem 
Bundestag sitzt, der das Ziel der Wiedervereinigung 
nicht als sein oberstes Ziel betrachtet. 

(Zuruf des Abg. Wohlrabe.) 

Das bleibt Ihnen überlassen. Wir werden Ihnen das 
beweisen. 

Nur eines: Sie haben nicht dafür gesorgt, daß die 
Vorbedingungen dafür geschaffen wurden, so, wie 
wir uns jetzt abzumühen haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich will keineswegs polemisch sein, aber diese Fest-
stellung müssen Sie sich gefallen lassen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Aber sie ist 
trotzdem falsch!) 

— Die wird nicht von hier getroffen, die wird Ihnen 
einst in den Geschichtsbüchern bescheinigt werden. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Meine Damen und Herren, diese Dinge sind oft 
genug gesagt worden, aber da Sie immer wieder die 
gleichen Verdächtigungen aussprechen, müssen Sie 
es sich gefallen lassen, daß Sie die gleichen Repli-
ken erhalten. 

Ich habe allerdings anläßlich des Etats doch eine 
Bemerkung zu machen. Es ist. selbstverständlich die 
Aufgabe des Ministeriums, alle jene Kräfte zu för-
dern und zu unterstützen, die die Traditionen wah-
ren wollen, die dafür sorgen wollen, daß der Zu-
sammenhalt im deutschen Volk gefördert wird. Ich 
frage mich aber — ich melde hiermit die Bedenken 
an, und die zuständigen Gremien werden sich dar-
über einmal ernstlich Gedanken zu machen haben —, 
ob alle jene Organisationen, die früher einmal för-
derungswürdig gewesen sind, durch ihr heutiges 
Verhalten noch förderungsfähig geblieben sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Wenn ich das, was sich in der letzten Zeit abgespielt 
hat, nachlese, wenn ich lese, was Schweizer Zeitun-
gen darüber schreiben — ich will nicht von deut-
schen Zeitungen reden —, dann fange ich an, mich 
darüber zu schämen, was dort geschehen ist. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Zuruf von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten von Fircks? 

Borm (FDP): Bitte schön! 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Kollege, 
machen Sie Ihre Kritik an dem Verhalten einiger 
Organisationen, die Sie jetzt als nicht mehr förde-
rungswürdig zu charakterisieren versuchten, von dem 
Verhalten gegenüber Ihren politischen Vorstellun-
gen abhängig, oder was ist Ihr Kriterium, an dein 
Sie sie messen? Würden Sie uns das bitte einmal 
deutlich machen! 

Borm (FDP) : Ich habe Ihnen gesagt, daß wir 
darauf bestehen werden, in eine Prüfung einzu-
treten. Wenn Sie es wissen wollen: ich mache meine 
Kritik nicht von dem abhängig, was meinen Vor-
stellungen entspricht. Aber ich stütze meine Kritik 
an dem Verhalten beispielsweise auf das, was in 
ausländischen Zeitungen steht und dem Namen 
Deutschlands nicht zuträglich ist. 

(Oho-Rufe bei der CDU/CSU. — Beifall bei 
der SPD.) 

Ja, lesen Sie bitte nach, was in der „Tat" steht! Sie 
wissen genau, worum es sich handelt. 

(Abg. Müller-Hermann: Sie sind ein feiner 
Liberaler!) 

— In der Tat bin ich ein Liberaler. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist mehr 
Demokratie mit Maulkorb! — Abg. Haeh

-

ser: Nur ist er kein Nationalist! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich bin es gewöhnt, meine Kollegen von der CDU/ 
CSU, daß Ihre Antwort auf Kritiken, die Ihnen nicht 
gefallen, immer die Unterstellung ist, man sei nicht 
im deutschen Interesse tätig, man habe irgendwelche 
anderen Verbindungen. Das haben Sie mit sich ab- 
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I zumachen. Dieser Vorwurf ist zu niedrig, um zu 

ziehen. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Es ist heute anläßlich der Beratung des Etats nicht 
die Zeit, ins einzelne zu gehen, aber wir werden 
uns anläßlich der Beratungen über die Verwendung 
der Gelder sehr ernste Gedanken machen. 

(Abg. Baier: Ein Sonderprogramm, um 
Gelder für das Wohlverhalten zu ver

-

teilen!) 

Ein Wort noch an das Ministerium selber. Ich habe 
sehr aufmerksam bei den verschiedenen Ministerien 
alle jene Ansätze gelesen, die auch zusammengefaßt 
worden sind und die auch in dem Etat des Ministe-
riums selber ihren Niederschlag gefunden haben. Da 
ist mir ein geistiger Zwiespalt aufgefallen mit dem 
Bemühen, mit dem anderen Teil Deutschlands ins 
Gespräch zu kommen. Es ist so, daß sich die Chefs 
der Regierungen in Erfurt und in Kassel — mit wel-
chem Erfolg, hat derzeit nichts zu tun — getroffen 
haben, daß aber andererseits in den Ansätzen des 
Ministeriums oder der Ministerien von Geldern ge-
sprochen wird, die Verwendung finden in der „so-
wjetisch besetzten Zone", im „sowjetischen Besat-
zungsgebiet" oder in der „Sowjetzone". Wir sollten 
uns bei dem neuen Etat einmal den Kopf zerbrechen, 
ob diese Sprachregelung noch dem Klima, das wir 
anstreben, angemessen ist. — Ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete von Wrangel. 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Es tut mir leid, daß 
ich die Verhandlungen aufhalten muß. Zum zweiten

-

mal in der heutigen Debatte sind Überzeugungen, 
die von der CDU/CSU geäußert wurden, von seiten 
der Sozialdemokraten mit unglaublicher Polemik 
und unglaublichen Unterstellungen beantwortet 
worden, 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

ohne daß sie dabei sachbezogene Äußerungen 
machen konnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich muß dies im Namen der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion mit Entschiedenheit zurückweisen. 

Meine Damen und Herren von der SPD, wir müs-
sen Ihnen heute einmal vorhalten, daß wir Sie und 
Ihre Repräsentanten gegen Ihre heutige Haltung in 
Schutz nehmen müssen, denn alles das, was der Kol-
lege Wohlrabe gesagt hat, ist doch über 20 Jahre 
lang von Ihnen mitgetragen worden, und heute wol-
len Sie sich auf einmal aus vordergründigen Ge-
sichtspunkten nicht mehr dazu bekennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Baier: 
Es ist schmerzlich für Wehner, daran er

-

innert zu werden!) 

Dies ist ein trauriges Zeichen für einen Gesinnungs

-

wandel, den wir einfach nicht verstehen und nicht 
billigen konnten. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte nur noch eines sagen gerade im Zu-
sammenhang mit dem, was der Kollege Borm über 
die Bezeichnungen gesagt hat. Der Kollege Wehner 
hat hier einmal erklärt, — ich kann es aus dem Ge-
dächtnis zitieren —, der wahre Souverän ist das 
deutsche Volk, und es ist unsere Pflicht, dem wahren 
Souverän zur Geltung zu verhelfen! — Man kann 
doch wohl nicht behaupten, daß die Machthaber 
drüben der wahre Souverän der Bevölkerung in Mit-
teldeutschland sind. Dies ist doch das Motiv für 
unseren Antrag gewesen, und nichts anderes. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich stelle fest: daß wir 
es zu tun haben mit einem Bundeskanzler, der nicht 
da ist und sonst zur Sache schweigt, einem Fraktions-
vorsitzenden der SPD, der wieder einmal entgleist 
ist, und einem Bundesgeschäftsführer der SPD, der 
Verleumdungen nicht verifizieren kann! 

Herr Borm, Sie haben wieder einmal eine Legende 
verbreitet, von der Sie wissen müßten, daß sie falsch 
ist. Nicht wir haben die Wiedervereinigung nicht er-
reichen können, sondern sie konnte nicht erreicht 
werden, weil eine nuklear gerüstete Macht in 
Europa sie nicht gewollt hat. Das ist die Wahrheit, 
und wir lassen diesen Tatbestand nicht verfälschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Haehser: 
Die war es nicht allein!)  

Dies alles, meine Damen und Herren, ist der Aus-
druck einer Verlegenheit einer Regierung und einer 
Koalition. Sie haben gerade mit dieser Art der 
Polemik wieder einmal nur gezeigt, daß sie ein Pro-
gramm haben, das aus Widersprüchen und Unsicher-
heit besteht. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Mül

-

ler-Hermann: Und aus Sprüchen.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kotowski. 

Dr. Kotowski (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Nach ,den Worten des 
Herrn Kollegen von Wrangel könnte ich mich und 
werde ich mich außerordentlich kurzfassen. Ich 
möchte jedoch — — 

(Beifall bei der SPD.) 

— Aber, meine Damen und Herren, wir wissen alle, 
daß es sehr spät ist. Wir wissen auch, daß es Ihnen 
in der heutigen Debatte insgesamt nicht gutgegan-
gen ist. Ich verstehe also, daß Sie .auf Schluß drän-
gen, aber hören Sie doch ein bißchen zu. 

Ich möchte nur weniges hinzufügen, weil gerade 
Herr Kollege Borm als mein engerer Wahlkreis-
kollege aus Berlin gesprochen hat. Ich glaube nicht, 
daß es übermäßig viele Berliner gibt, die die Ge- 
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schichtsauffassung, welche Herr Kollege Borm hier 
vorgetragen hat, als richtig ansehen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Mül

-

ler—Hermann: Wir hoffen das!) 

Es ist doch ganz unzweifelhaft so — und die Berliner 
haben das erfahren, Herr Kollege Borm —, daß der 
reichliche gute Wille, den wir alle aufgebracht ha-
ben, in einer Situation 'natürlich keinen Nutzen ha-
ben konnte, wo die stalinistische Macht eine Politik 
betrieb, die eben die reine Unterwerfung verlangte. 

Ich darf Sie, Herr Kollege Borm, vielleicht daran 
erinnern, daß ein angesehener sozialdemokratischer 
Publizist dem Kollegen Lemmer, der  sich noch in 
einem relativ späten Zeitpunkt, um 1950 herum, 
bemühte, seine Kontakte zu alten liberalen Kollegen 
in Ost-Berlin zu pflegen, öffentlich vorgeworfen hat, 
er trenne sich damit von der Gemeinschaft der deut-
schen Demokratie, nur deswegen, weil er einem al-
ten liberalen Reichstagskollegen noch 1950 in Ost-
Berlin die Hand gereicht hat. Ich möchte doch mei-
nen, daß diese Erinnerung unmöglich bei allen Mit-
gliedern dieses Hauses verblaßt sein kann. 

Wenn Sie ,also ,eine neue Position beziehen, so sa-
gen Sie das! Ich glaube, ein sehr großer Teil der 
Giftigkeit in der Atmosphäre liegt nicht nur in der 
Herstellung eines Freund-Feind-Verhältnisses, wie 
ich es zu meinem Schrecken durch Verstöße des 
Herrn Abgeordneten Wehner im Dezember hier 
feststellen mußte, sondern einfach auch daran, daß 
offenkundig in einem immer größer werdenden Teil 
der Bevölkerung die Unsicherheit darüber wächst, 
was diese Regierung will. 

Wenn Sie eine ganz neue Politik aus objektiven 
Gründen glauben betreiben zu müssen, also zu der 
Überzeugung kommen: Was wir vor drei, vier 
Jahren vorbrachten — ich erinnere an die eindrucks-
vollen Zitatsammlungen, die wir hier auch heute 
wieder gehört haben —, stimmt nicht mehr, wenn 
Sie der Meinung sind, daß sich die objektiven Tat-
sachen so verändert haben, daß wir eine ganz andere 
Politik treiben müssen, 'dann sagen Sie das! Das ist 
eine rationale Diskussionsgrundlage. Wir werden 
deswegen bestimmt niemand verketzern, weil er 
bestimmte objektive Tatbestände anders werten zu 
müssen glaubt. Aber es ist doch nicht möglich, zu 
behaupten, 'daß man eine im wesentlichen identische 
Politik weiter betreibe, wenn man objektiv und tat-
sächlich eine vollständig andere betreibt. 

Noch etwas mehr! Ich will das bekannte Wort 
von „mehr Demokratie", das wohl von Günther 
Grass in die Regierungserklärung hineingeschrie-
ben ist, nicht weiter strapazieren. Ich weiß nicht ge-
nau, ob es von ihm stammt; aber es ist so schön, daß 
das so sein könnte. Das allermindeste ist aber, daß 
Sie sagen — nicht die Einzelheiten jeder Phase der 
Verhandlungen; das können Sie nicht —, wohin die 
Reise geht. Solange Sie das nicht sagen, werden wir 
uns mit Recht wohl darauf berufen müssen, daß Sie 
noch vor ein, zwei Jahren nicht nur die Position, die 
wir vertreten, eingenommen haben, sondern sie mit 
aller Härte und Schärfe eingenommen haben. Ich 
glaube, das dürfte nicht verschwiegen werden. 

Ein letztes Wort zu einer beiläufigen Bemerkung I 
 des Herrn Kollegen Borm, die er auf eine Zwischen-

frage aus den Reihen der CDU/CSU-Fraktion ge-
macht hat. Da habe ich zu meinem wirklichen Erstau-
nen — ich möchte nicht sagen: zu meinem Entsetzen; 
dazu ist mir die Sache nicht wichtig genug — gehört, 
daß Herr Kollege Borm die Förderungswürdigkeit 
von Verbänden in Deutschland davon abhängig 
macht, daß sie in ausländischen Zeitungen entspre-
chend gewürdigt werden. 

(Abg. Baier: Ja, das war sehr interessant!) 

Herr Kollege Borm, welche ausländische Zeitungen 
meinen Sie denn da? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das sind die 
Liberalen! — Gegenrufe von den Regie

- rungsparteien.) 

Herr Kollege Borm hat das so formuliert, nicht ich. 
Er hat es doch gesagt. Vielleicht nimmt er die Ge-
legenheit, das noch einmal zu verifizieren. Wir müs-
sen uns sogar Meinungsbildungen gefallen lassen, 
die uns gar nicht gefallen, und müssen davon aus-
gehen, ob die Betreffenden auf dem Boden des 
Grundgesetzes und der Gesetze stehen. Aber nun 
noch eine Theorie der Art aufzustellen, daß eine li-
berale Toleranz davon abhängig ist, wie diese Or-
ganisationen in ausländischen Zeitungen behandelt 
werden, das erscheint mir komisch. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Borm? 

Borm (FDP) : Herr Kollege Kotowski, würden Sie 
bereit sein, das Protokoll zu lesen? Da habe ich den 
Namen der Zeitung nämlich genannt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was heißt das?) 

Dr. Kotowski (CDU/CSU) : Herr Kollege Borm, 
ich habe mich auf Ihre Antwort auf die Zwischen-
frage bezogen. Ihre zuvor gemachte Bemerkung 
hätte ich passieren lassen. Aber das, was Sie auf die 
Zwischenfrage geantwortet haben, bedarf doch wohl 
der Interpretation in diesem Hause. Denn ich halte 
es für völlig ausgeschlossen, daß die Förderungs-
würdigkeit von Verbänden und Organisationen in 
Deutschland nach Ihrer Meinung an solchen Krite-
rien gemessen werden kann. Das kann nur ein Ver-
sprecher gewesen sein, und ich bitte Sie, das gleich 
zu berichtigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Mattick. 

Mattick (SPD) : Meine Damen und Herren! Herr 
von Wrangel hat seine Ausführungen mit der Be-
merkung eingeleitet, wir, die Sozialdemokraten, 
würden hier gegenüber der CDU und ihren Über-
zeugungen mit unglaublichen Unterstellungen vor-
gehen. 

(Abg. Baron von Wrangel: So ist es, Herr 
Kollege Mattick!) 



3082 	Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 56. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Juni 1970 

Mattick 
— Herr Kollege von Wrangel, haben Sie denn nicht 
mehr die Rede Ihres Kollegen Wohlrabe im Ohr? 
Das war doch eine einzige Unterstellung in bezug auf 
die sozialdemokratische Politik. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das war doch eine einzige Verdrehung unserer wirk-
lichen Politik, Herr Wahlrabe, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

mit der wohlgezielten Absicht, hier in später Stunde 
noch eine solche Diskussion zu entzünden. Die kön-
nen Sie haben. 

(Abg. Baron von Wrangel: Wir kennen uns 
doch zu lange, Herr Mattick!) 

Ich will Ihnen einmal etwas sagen, Herr von 
Wrangel. Ich habe mir Ihre Bemerkungen sehr ge-
nau aufgeschrieben. Sie sprachen davon, daß wir 
mit unglaublichen Unterstellungen gegen Ihre Über

-

zeugungen angingen, 

(Abg. Baron von Wrangel: So ist es, jawohl!) 

und wir Sozialdemokraten hätten einen „Gesin-
nungswandel" gegenüber einer Politik vollzogen, 
die wir 20 .Jahre lang gemeinsam getragen hätten. 

(Abg. Wohlrabe: Das stimmt aber! — Abg. 
Dr. Marx [Kaiserslautern] : Wer denn 

sonst?) 

Herr von Wrangel, ich möchte Ihnen einmal fol-
gendes in Erinnerung rufen. Seit wir in diesem 
Hause über die deutsche Frage sprechen, jedenfalls 
solange ich daran beteiligt bin, gibt es die Kontro-
verse  zwischen der sozialdemokratischen Position 
und der Position Adenauers. Wir haben nämlich 
immer behauptet 

(Abg. Baron von Wrangel: Sie rufen doch 
Adenauer immer als Zeugen an!) 

— heute bestätigt sich das, Herr von Wrangel —, 
daß oberstes Ziel der Politik Adenauers nicht die 
deutsche Wiedervereinigung gewesen ist. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Lebhafte Pfui-Rufe bei der CDU/ 
CSU. — Abg. Dr. Müller-Hermann: Eine 
Lumperei ist das! — Weitere erregte Zu

-

rufe von der CDU/CSU und Gegenrufe von 
der SPD. — Unruhe. — Glocke des Präsi

-

denten!) 

— Herr Müller-Hermann, ich weiß nicht, ob der 
Präsident alle Ihre Bemerkungen gehört hat. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Ich hoffe, ja!) 

— Ich habe sie gehört und möchte Ihnen dazu fol-
gendes sagen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Mattick, ich rüge den Ausdruck 
„Lumperei" des Abgeordneten Müller-Hermann. 

Mattick (SPD) : Ich bedanke mich! 

(Fortgesetzte erregte Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Worum geht es denn? Worüber haben Sie sich 
jetzt eigentlich so sehr erregt? Hier ist vor drei 
Wochen ein Zitat von Adenauer in die Debatte ge-
worfen worden, das auch Sie noch in Erinnerung 
haben werden. Danach hat der damalige Bundes-
kanzler Adenauer gesagt: „Ich bin derjenige, der die 
europäische Einheit der deutschen Einheit vorziehen 
kann. Ich bin der einzige, der das tun kann und der 
sich dafür einsetzt." — Und jetzt wollen Sie bestrei- 
ten, daß die Politik Adenauers vordergründig keine 
Wiedervereinigungspolitik gewesen ist? Das kön-
nen Sie doch gar nicht bestreiten. Jetzt tun Sie so, 
als ob 20 Jahre lang Ihre Politik zur Wiedervereini-
gung beigetragen habe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Mattick, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten von Wrangel? 

Mattick (SPD) : Ja, ich gestatte. 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Mattick, darf ich Sie sachlich fragen, warum trotz 
Ihrer Polemik gegen Konrad Adenauer diese Regie-
rung in den letzten Tagen gerade Konrad Adenauer 
als Kronzeugen zu bemühen versucht hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Mattick (SPD) : Nein, nein, das sind zwei ver-
schiedene Dinge. Konrad Adenauer ist von uns nicht 
als Kronzeuge für die Wiedervereinigungspolitik 
bemüht worden. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 
Das würde keinem Sozialdemokraten einfallen, Herr 
von Wrangel. Das möchte ich Ihnen sehr deutlich 
sagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Rawe: Herr Mattick, wollen Sie damit 
sagen, daß der Bundeskanzler kein Sozial

-

demokrat ist? — Abg. Baron von Wrangel: 
Haben wir nicht seit 20 Jahren ein gesamt

-

deutsches Ministerium!?) 

Aber nun möchte ich noch etwas zu Ihren Bemer

-

kungen zum „Gesinnungswandel" sagen, Herr von 
Wrangel. Sie gehen von einer falschen Vorstellung 
aus. Herr von Wrangel, Gesinnungswandel bedeu-
tet, daß man von dem abgeht, was man gewollt hat. 
Wir sind jedoch auf der Suche nach neuen Wegen, 
nachdem auch durch Ihre Politik ein Stillstand ein-
getreten ist. Wir können diesen Stillstand nur auf 
neuen Wegen überwinden. Wir sind jetzt dabei, die 
Möglichkeiten abzutasten. Das ist kein „Gesinnungs-
wandel" in bezug auf das, was wir wollen, sondern 
das ist das Bemühen, in einer veränderten Welt, 
die sich mit uns gemeinsam verändert hat, wozu wir 
alle beigetragen haben, neue Wege zu suchen, die 
zu einem Ziel führen, nämlich den Menschen drüben 
zu helfen, Wege zu finden, den Status quo, die Er-
starrung, aufzulösen; denn Ihre Politik hat die Er-
starrung nicht aufgelöst. 

(Zuruf des Abg. Wohlrabe. — Abg. Frau 
Griesinger: Die Politik drüben hat es doch 

verhindert!) 
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Mattick  

— Herr Wohlrabe, ich spreche jetzt mit Herrn von 
Wrangel. Das als Gesinnungswandel zu unterstel-
len — das, was Sie hier sagen —, ist wiederum eine 
unglaubliche Unterstellung gegenüber der Sozial-
demokratischen Partei. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Wir unterstellen nicht, Sie ha

-

ben unterstellt!) 

— Wir haben gar nichts unterstellt. 

(Abg. Frau Griesinger: Das ist doch der 
beste Beweis dafür!) 

Die objektiven Tatsachen haben sich verändert, 
und eine Regierung und Parteien, die nicht imstande 
sind, dieses zur Voraussetzung ihrer Politik zu 
machen, können schöne Sprüche klopfen, aber sie 
werden nicht einen Schritt weiterkommen. Unser 
Bemühen ist es, einen Schritt weiterzukommen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen:  
Das Wort hat der Abgeordnete Marx. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt der 
Scharfmacher! — Weitere Zurufe von der 

SPD.)  

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) : Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Herr Kollege 
Mattick, ich wäre jetzt nicht hierher gegangen, wenn 
Sie nicht in einer sehr merkwürdigen Verkehrung 
Ihren Angriff auf die sogenannten Unterstellungen 
selber mit einem vor der geschichtlichen Wahrheit 
und — wie ich annehme — auch vor Ihrer eigenen 
ehrlichen Überzeugung nicht bestehenden funda-
mentalen und — ich muß es leider sagen — üblen 
Angriff auf Adenauer und sein Wirken hier beglei-
tet hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Mattick: 
Sie wissen, daß ich immer so gedacht habe, 
auch als Adenauer hier war! Das wissen 

Sie!)  

— Verehrter Herr Mattick, wenn Sie immer so ge-
dacht haben, dann war das eben immer ein falsches 
Denken. 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 

Aber ich muß Ihnen sagen: Die Art und Weise, wie 
Sie glauben, hier die Adenauersche Leistung ver-
drehen und in einer täuschenden und — ich wieder-
hole es — üblen Form umbiegen zu können, wird 
weder vor der geschichtlichen Prüfung noch vor 
Ihren eigenen Einlassungen aus der damaligen Zeit 
bestehen können, lieber Herr Mattick! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Mattick, Sie haben gesagt, Adenauer habe 
nicht die Wiedervereinigung herbeigeführt und 
habe die Erstarrungen nicht auflösen können. Darf 
ich Sie einmal fragen: Verkennen Sie eigentlich 
die Tatsache, daß Konrad Adenauer in der ganzen 
Zeit, da er Politik machte, auch eine Westpolitik 
machte, von der der Bundeskanzler vor einigen 
Tagen sagte, daß sie in das sichere Bündnis mit den  

westlichen Staaten hineingeführt habe, daß Sie 
diese Politik in einer so armseligen Weise hier 
diffamieren zu können glauben? — Bitte sehr! 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Kollege Marx, ich 
frage Sie: War das Zitat, das der Kollege Mattick 
gebracht hat, falsch oder richtig? 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) : Das Zitat 
war falsch; sonst wäre ich nicht an dieses Pult ge-
gangen. Und es war ein Beitrag zu dem, was gestern 
von Ihrer Seite in diesem Saale als Geschichtsklit-
terung ausgegeben worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen:  
Herr Abgeordneter Marx, gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Abgeordneten Mattick? 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) : Bitte, 
Herr Kollege Mattick. 

Mattick (SPD) : Herr Marx, würden Sie mir zu-
stimmen, wenn ich sage: In der Sache war das 
Zitat völlig richtig? Das ist hier schon mehrmals 
zitiert worden, was ich da vorhin gebracht habe. 
Und die zweite Frage, die ich gern stellen würde: 
Würden Sie mir zustimmen, wenn ich sage, daß die 
Aufnahme der diplomatischen Beziehungen zwi-
schen der Sowjetunion und der Bundesrepublik im 
Jahre 1955 neue Tatsachen geschaffen hat, die wir 
jetzt auszuwerten verpflichtet sind, nachdem man 
sie 15 Jahre lang hat ruhen lassen? 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) : Herr 
Mattick, normalerweise sollten wir etwas anders 
miteinander umgehen. Sie sollten keine Fragen 
stellen, die Sie mit einer Wertung verbinden, die 
ihrerseits natürlich falsch ist. Herr Mattick, wenn 
Sie sich an die von Ihnen soeben genannten 15 
Jahre zurückerinnern, müssen Sie doch einfach von 
jener fundamentalen und uns alle bedrückenden 
Tatsache ausgehen, die Sie doch jetzt auch in einer 
schwierigen Situation spüren: daß — und das ist 
vorhin gesagt worden — die Sowjetunion nicht nur 
mit ihren 20 Divisionen in dem, was Sie sich „die 
DDR" zu nennen angewöhnt haben, steht, sondern 
daß sie in einer außerordentlich massiven Weise 
versucht, eine dynamische, für ihre eigenen Ziele  
wirkende Politik auszuführen. Da können Sie doch  

nicht sagen, daß während dieser Zeit eine Wieder-
vereinigung möglich gewesen wäre, die dies alles 
nicht berücksichtigt. Das können Sie doch nicht sa-
gen. 

(Zuruf von der SPD: Ist gar nicht versucht 
worden!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen:  
Herr Abgeordneter Marx, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Biermann? 
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Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) : Ich ge-
statte sie. 

Biermann (SPD) : Herr Kollege Marx, ist es rich-
tig, daß vor 15 oder 10 Jahren oder vor 18 oder 20 
Jahren noch keine 20 oder 30 Divisionen dort stan-
den, und ist es ebenso richtig, daß in den ersten 
15 Jahren nach 1948 die Verhärtung zwischen dem 
Westen und dem Osten größer und die Aussichten 
der Wiedervereinigung schlechter denn je anstatt 
besser geworden sind, und ist das die Politik? 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) : Herr 
Biermann, auf diese Frage kann ich ganz klar und 
objektiv antworten, und ich würde Sie bitten, die 
dazu vorliegende Literatur endlich einmal zu be-
fragen und sich wirklich nach Tatsachen zu rich-
ten und nicht nach eigenen Hirngespinsten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn wir wissen, daß seit dem Jahre 1945 im ande-
ren Teil Deutschlands erhebliche Truppenansamm-
lungen sind und daß niemals, zu keiner Zeit, weni-
ger als 20 sowjetische Divisionen, und zwar Elite-
divisionen, vorhanden waren, von jenen Leuten 
geführt, die später in der sowjetischen Militär-
hierarchie in die höchsten Spitzen aufgestiegen sind. 
Und ich würde bitten, auch weder „10" noch „15 
Jahre" zu sagen. In der ganzen Zeit war diese harte 
sowjetische Wirklichkeit im andern Teile Deutsch-
lands vorhanden. Niemand wird sagen können, wie 
es möglich gewesen wäre — auch nicht Ihre frühe-
ren Einlassungen vor 10 oder 15 Jahren —, diese 
Tatsachen zur Seite zu schaffen. Denn sie waren 
für die sowjetische Seite nie eine Möglichkeit des 
Kompromisses oder des Entgegenkommens, sondern 
immer ein fester militärischer Standpunkt, den sie 
behalten mußten, um die Bevölkerung drüben im 
anderen Teile Deutschlands, die Bevölkerung in 
Polen und in der Tschechoslowakei niederzuhalten. 
Dies war Ziel und Inhalt der sowjetischen Politik. 
Niemand kann es abstreiten. 

Wer die Adenauersche Politik würdigen will, 
der soll nicht — ich wiederhole — von der Fülle der 
Illusionen, sondern von den Tatsachen ausgehen. 
Darum habe ich es sehr bedauert, Herr Kollege 
Mattick, daß Sie heute abend wiederum von den 
Tatsachen abgewichen sind, wiederum versucht ha-
ben, einen Beitrag zu leisten, eine Legende in die 
Bevölkerung hineinzubringen, die Ihnen auf diesem 
Wege nicht folgen wird. Es wird sich durchsetzen, 
Herr Mattick, was die Wirklichkeit ist, nicht was 
bei dem einen oder anderen aus parteipolitischen 
Gründen an Korrektur geschichtlicher Wahrheit 
vorgebracht wird. Dessen haben Sie sich schuldig 
gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dorn. 

(Abg. Baier: Das fehlt uns noch!) 

Dorn (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich möchte den Zuruf aus 
der CDU-Fraktion gleich aufgreifen. Ich habe tat-
sächlich den Eindruck, daß Ihnen das noch fehlt. 
Denn ich möchte Sie an einige Dinge erinnern, die 
wahrscheinlich nicht mal eine Woche bei Ihnen im 
Gedächtnis haften geblieben sind. Ich möchte auf 
das zurückkommen, Herr Kollege Marx, was hier 
gesagt worden ist zu der Position — — 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Wollen 
Sie die Erfahrung von Kassel zuschütten?) 

— Ich weiß, Sie können gute Zwischenrufe machen, 
Sie werden auch sicher im Protokoll nachher stehen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Herr Brand 
hat Adenauer als Zeugen zitiert!) 

— Ich komme auf Adenauer zurück, auf seine Zitate. 
Konrad Adenauer hat zwei Sätze gesagt, die ich 

bitte, Herr Präsident, vorlesen zu dürfen und die 
das noch einmal genau in die Erinnerung zurück-
rufen sollten, auch bei Ihnen. Das ist wichtig für die 
Ausgangsposition der heutigen innerdeutschen Poli-
tik. Konrad Adenauer hat zu Mendes-France gesagt: 

Sie verlieren nichts, wenn Sie die deutsche Ein-
heit opfern, aber ich. Doch wir sind bereit, sie 
zu opfern, wenn wir in ein starkes westliches 
Lager eintreten können. 

Das ist das eine. Das zweite Zitat hat er gegenüber 
Francois-Poncet ausgesprochen, und dieses zweite 
Zitat lautet: 

Vergessen Sie bitte nicht, daß ich der einzige 
deutsche Kanzler bin, der die Einheit Europas 
der Einheit seines Landes vorzieht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
Christdemokratischen Union: auf dem Hintergrund 
dieser politischen Vorstellungen klingt natürlich 
das, was der Kollege Wohlrabe vorgetragen hat, 
wie eine blasphemische Unterstellung. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Abg. Wohlrabe: Das steht Ihnen 
nicht zu, nach dem was wir heute über die 
Frage des Stimmrechts der Berliner gehört 

haben!) 

— Auf diese Frage komme ich gleich zusprechen, 
keine Sorge, Herr Kollege Wohlrabe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Dorn, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Mick? — 

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Nein, ich möchte meine 
Zeit einhalten, Herr Präsident. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Staatssekretär, 
und kann nicht antworten!) 

— Ach, wissen Sie, dieser Zwischenruf ist doch viel 
zu primitiv, als daß ich bereit wäre, darauf einzu-
gehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der SPD: So sind sie aber eben!) 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 56. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Juni 1970 	3085 

Dorn 
Nun zu dem Stimmrecht der Berliner, Herr Kol-

lege Wohlrabe! Wer von Ihrer Fraktion, Herr Rö-
sing, hat wohl heute nachmittag bei der normalen 
Auszählung in diesem Hause darauf gedrängt, 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

daß die Berliner Stimmen extra gerechnet worden 
sind? 

(Anhaltender Beifall bei den Regierungs

-

parteien. — Zuruf von der SPD: Heuchelei 
ist das! — Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sie können gleich heraufkommen und antworten. 
Vielleicht können Sie es gleich klarstellen. Es wäre 
gerade im Interesse der Argumentation um die Posi-
tion Berlins von großer Wichtigkeit. 

(Zurufe von der CDU/CSU. — Abg. Rösing: 
Ich frage Sie, ver von der CDU/CSU-Frak

-

tion darauf gedrängt hat!) 

— Ich habe Ihnen eine Frage gestellt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern].) 

Es wird ja kein Problem sein, nachher die Frage zu 
beantworten, von wem aus Ihrer Fraktion die An-
regung stammt. 

(Abg. Wohlrabe: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage?) 

— Nein, ich gestatte keine Zwischenfrage. Sie haben 
jederzeit die Gelegenheit, hier oben Ihre Meinung 
zu sagen. 

Nun möchte ich Sie an etwas erinnern, Herr Kol

-

lege Wohlrabe. Sie waren damals noch nicht im 
Hause. Aber viele Mitglieder Ihrer Fraktion haben 
damals einen Aufschrei veranstaltet, als wir bei 
Grundgesetzänderungen um der Sache und Klar-
stellung willen die Stimmrechtsfrage hier angespro-
chen haben. Darum ist es schon von großer Wich-
tigkeit, daß man in dieser Frage glaubwürdig bleibt. 

(Zuruf von der SPD: Und nicht heuchelt!) 

Lassen Sie mich ein anderes sagen. Es ist vorhin 
gesagt worden, die Politik der Regierung bestehe 
aus Widersprüchen. Herr von Wrangel hat das ge-
sagt. Herr von Wrangel, in der Deutschlandpolitik 
dieser Regierung ist wohl so viel wie von keiner 
Regierung vorher argumentiert und gegenargumen-
tiert worden. Sie können sagen, die Regierungs-
meinung sei falsch. Das haben Sie oft genug getan. 
Niemand nimmt Ihnen das übel, weil es Ihre Mei-
nung ist und weil Sie diese Meinung seit 20 oder 25 
Jahren unverändert vertreten haben, und mit den 
Adenauerschen Positionsvorstellungen Ihre Politik 
aufgebaut haben. 

(Abg. von Thadden: Mit Blücher und 
Mende! — Abg. Baron von Wrangel: Ist 
das ein Abschied von der FDP von 

gestern?) 

— Herr von Wrangel, keine Sorge, es kommt alles; 
keine Sorge. Sie waren ja wohl schon Mitglied die-
ses Hauses und haben doch wahrscheinlich noch mit-
erlebt, wie unerhört schwierig es damals in den 
Besprechungen des Koalitionsausschusses zwischen 
CDU und FDP war, als wir den gesamtdeutschen 

Minister — so hieß das damals — gestellt haben, 
uns dafür einzusetzen und Ihre Bereitschaft zu fin-
den, einige Schritte einer neuen Politik in Deutsch-
land mit zu gehen. Ich selbst habe das doch in stun-
denlangen Diskussionen mit Ludwig Erhard, Franz 
Josef Strauß und anderen Mitgliedern Ihrer Partei 
im Koalitionsausschuß miterleben können, 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Baron von 
Wrangel: Das ist doch wieder eine Märchen

-

stunde, die Sie da abhalten!) 
wie unerhört schwierig es gewesen ist, Sie endlich 
auf diesen Weg zu bringen. Dann begannen auch 
bei Ihnen einige sehr ernsthaft nachzudenken. Es ist 
ja heute auch nicht uninteressant — — 

(Abg. Baron von Wrangel: Wie „gnädig" 
Ihre Geschichtsklitterung ist!) 

— Ach, Herr Kollege von Wrangel, vielleicht wer-
den Sie das, was ich Ihnen sage, nicht mehr als so 
gnädig ansehen. Aber es gehört mit zur Geschichte. 

(Abg. Baron von Wrangel: Es war ironisch 
gemeint!) 

— Ja, ja, ich weiß, Sie sind ein großer — — Na, 
ich möchte es mir ersparen. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Aber schauen Sie, Herr Kollege von Wrangel, dann 
begann nämlich zum Beispiel Ihr Fraktionsvorsit-
zender, darüber nachzudenken, welche anderen 
Weg man gehen könnte. Und es war hochinter-
essant für uns, welche Vorschläge er von seinem 
Besuch in den Vereinigten Staaten mitbrachte, Vor-
schläge, die er dort in Veranstaltungen und bei 
Interviews vertreten hat. Er meinte damals, eine 
Wiedervereinigungspolitik werde erleichtert, wenn 
sowjetische Truppen im Bereich der Bundesrepublik 
stationiert würden. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Das waren Vorschläge, die von Ihrem Fraktions-
vorsitzenden konkret vorgetragen worden sind. 

(Sehr richtig! bei der SPD. — Zuruf des 
Abg. Marx [Kaiserslautern].) 

— Herr Kollege Marx, er hat noch viele andere 
Vorschläge gemacht, 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

aber das, Herr Marx, war einer der für uns inter-
essantesten. Und gerade im Zusammenhang mit den 
Unterstellungen, die Sie in den letzten Tagen und 
Wochen hier permanent serviert haben, ist Ihnen 
unangenehm, daß wir Sie daran erinnern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unangenehm, 
Ihnen zuzuhören!) 

— Das kann ich verstehen. Trotzdem ist es Ihnen 
unangenehm; denn Sie vertreten diese Auffassung 
heute noch. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Ich ver

-

trete immer die gleiche Auffassung!) 

— Ja, Sie vertreten diese Auffassung heute noch. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Das haben 
wir schon dreimal von Ihnen gehört! Es 

wird nicht besser und wahrer dabei!) 



3086 	Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 56. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Juni 1970 

Dorn 

— Wahr ist es schon! Wahr ist es schon; denn ich 
habe Herrn Barzel ja gefragt — – 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Dann müs-
sen Sie die ganze Wahrheit sagen! Die 
weiß jeder von uns, Herr Dorn! Sie müssen 
die ganze Wahrheit sagen, denn ein Vier-
tel der Wahrheit ist eine Unwahrheit!) 

— Ach, Herr Kollege Marx, das, um was es in die-
ser Frage geht, 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Manipu

-

lieren Sie ruhig!) 

ist im Zwiegespräch zwischen Herrn Barzel und mir 
besprochen worden. Ich habe es hier vorgetragen, 
und von ihm ist bestätigt worden, daß es so ge-
wesen ist. Sie können doch heute nicht wegdiskutie-
ren, daß er diesen Vorschlag, sowjetische Truppen 
sollten in der Bundesrepublik Deutschland statio-
niert sein, gemacht hat! Das können Sie doch nicht 
wegdiskutieren! 

(Vereinzelt Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : 
Der Vorschlag ging weiter! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten von Wrangel? 

Dorn (FDP) : Nein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er kann es im

-

mer noch nicht!) 

Ich möchte jetzt nur noch eine Schlußbemerkung 
machen. 

(Abg. von Thadden: Klippschule!) 

— Natürlich, Herr von Thadden, wenn ich so gut 
wäre wie Sie, könnte ich das jetzt auch noch. Aber 
es gibt eben in manchen Dingen auch Unterschiede. 

Eine Bemerkung möchte ich noch zu den vielen 
unruhigen Zwischenrufen machen, die vorhin ge-
macht worden sind, als mein Fraktionskollege Borm 
die Frage der Unterstützung einzelner Organisatio-
nen angesprochen hat. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, lassen Sie mich an dieser Stelle ein, 
soweit ich es kann, offenes, aber auch ein sehr ern-
stes Wort dazu sagen. Seitdem wir, mein Freund 
Hans-Dietrich Genscher und ich, in das Bundesmini-
sterium des Innern eingezogen sind 

(Abg. Ruf:  Eingezogen?) 

— eingezogen, natürlich, Herr Ruf, ganz normal, 
wie das üblich ist; wir haben das Haus nicht besetzt, 
sondern wir sind eingezogen —, 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien) 

haben wir ja auch die Liste der Verbände zu sehen 
bekommen, die in den letzten Jahren mit Millionen- 
und Abermillionen-Beträgen ausgestattet worden 
sind. 

(Zurufe von der SPD: Hört! Hört! — Inter

-

essant!) 

Viele aus Ihrer Fraktion haben sich ja durch eine 
Vielzahl von Briefen an den Minister und an mich 
bemüht, nun uns davon zu überzeugen, daß wir die 
Unterstützung der einzelnen Verbände weiterführen 
sollen. 

(Zuruf von der SPD: Darüber müssen Sie 
gelegentlich einmal ein bißchen mehr 

sagen!) 

Es ist Ihnen ja auch kein Geheimnis geblieben, daß 
einiges in diesem Bereich erheblich verändert wor-
den ist, Herr Kollege Marx. 

(Vereinzelt Beifall bei den Regierungs

-

parteien. — Abg. Dr. Marx [Kaiserslau

-

tern] : Gleichschaltung!) 

— Das hat mit Gleichschaltung gar nichts zu tun! — 
Wenn Sie wüßten — ich nehme zu Ihren Ehren an, 
daß Sie es nicht wissen, Herr Kollege Marx —, mit 
welcher Begründung für welche Organisationen 
Millionenbeträge ausgezahlt worden sind, 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Abg. Baier: 
Rücken Sie mal raus damit! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

dann kann ich Ihnen nur sagen: Es ware gut, Sie 
würden sich einmal darum kümmern. 

(Abg. Baier: Nennen Sie die!) 

Ihnen würden dabei die Haare zu Berge stehen! 

(Abg. Baier: Sagen Sie das bitte! — Zuruf 
der Abg. Frau Kalinke und weitere Zurufe 
von der CDU/CSU. — Lachen bei der SPD.) 

— Sehr verehrte Frau Kalinke, Sie sind viel zu 
lange in diesem Hause, als daß Sie nicht wüßten, 
was unter bestimmten Positionen als geheim auch 
für uns gilt. 

Ich kann Ihnen nur sagen: Diese Regierung hat 
zum ersten Mal das erreicht, was die Sozialdemo-
kraten mit Ihnen nicht erreicht haben und wir mit 
Ihnen nicht erreicht haben — 

(Abg. Baier: Gleichschaltung!) 

— Ach, „Gleichschaltung", — Herr Baier, dieses 
Geschwätz ist doch viel zu dumm. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dazu ist mir dieses Thema auch viel zu ernst. Das 
lassen Sie mich sagen: Wir haben durchgesetzt, daß 
endlich die parlamentarische Kontrolle dieser Titel 
eingeführt wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Zum ersten Mal in diesem Jahr werden diese Titel 
von Abgeordneten aller drei Fraktionen eingesehen 
und die Bezuschussung der Verbände sowie die Be-
gründung für die Bezuschussung der Verbände den 
Fraktionen dieses Hauses mitgeteilt, damit endlich 
dieser Stil aufhört, der in den vergangenen Jahren 
von Ihnen praktiziert worden ist. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Rösing. 
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Rösing (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Dorn hat die 
Frage an mich gestellt, wer von meiner Fraktion 
heute nachmittag bei der Abstimmung darauf ge-
drängt habe, daß die Berliner Abgeordneten ge-
trennt ausgezählt werden. Ich erkläre zu dieser 
Frage des Kollegen Dorn, daß niemand meiner 
Fraktion 

(Abg. Haehser: Warten Sie erst mal, bis 
Sie vollzählig sind, und fragen Sie alle!) 

darauf gedrängt hat, daß die Berliner Stimmen ge-
trennt ausgezählt werden. Die Auszählung ist durch 
den Vorstand an dem Auszählungstisch erfolgt, und 
der Präsident hat das Abstimmungsergebnis so be-
kanntgegeben, wie es hier im Hause üblich ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Abgeordnete Mertes. 

Mertes (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich muß diese Fest-
stellung des Kollegen Rösing zu meinem Bedauern 
bestreiten. Herr Kollege Rösing, ais ein Schrift-
führer — es war der Kollege Ruf — mit dem Ergeb-
nis von drüben kam und Ihnen das Zahlenergebnis 
mitteilte, da haben Sie zu Herrn Ruf die Bemerkung 
gemacht — ich selbst stand dabei; ich habe Sie noch 
darauf hingewiesen, wenn Sie sich bitte erinnern 
wollen —, daß in diesem Fall getrennt ausgezählt 
werden müsse 

(Widerspruch des Abg. Rösing) 

— ja, Herr Kollege Rösing — und daß es Ihnen 
darauf ankomme, das Ergebnis ohne Berliner Stim-
men zu erfahren. 

(Abg. Haehser: Hört! Hört!) 

Sie wissen genau, es ging um den Einzelplan 04, 
und da hatten Sie im stillen die Hoffnung, daß ohne 
Berliner Stimmen das Ergebnis für Sie besser wäre 
als mit Berliner Stimmen. 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Abg. Rösing: 
Das Ergebnis war doch sehr gut!) 

Herr Kollege Rösing, ich bedaure, daß ich. diese Tat-
sachen hier feststellen muß. Aber nach Ihrer Bemer-
kung blieb mir in der Tat nichts anderes übrig. 

Ich stelle nur fest, daß es nicht unsere Praxis ist, 
jeweils aus Opportunitätsgründen zu entscheiden, 
ob die Berliner Stimmen mitgezählt werden sollen 
oder nicht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Rawe? 

Mertes (FDP) : Bitte sehr. 

Rawe (CDU/CSU) : Herr Kollege Mertes, würden 
Sie bitte auch so freundlich sein und bekanntgeben, 
wie bislang bei namentlichen Abstimmungen das 
Stimmergebnis hier bekanntgegeben worden ist? — 
Nämlich genau in der Weise, die Sie jetzt bean-
standen. 

Mertes (FDP) : Ich will Ihre Frage gern beant-
worten. Wir Freien Demokraten sind der Meinung, 
daß die Kollegen aus Berlin bei allen Abstimmun-
gen über Haushaltsfragen voll stimmberechtigt sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wir sind in der Tat ja auch in den meisten Fällen so 
verfahren, daß die Stimmen zusammengezählt wur-
den. Wir halten es deshalb für völlig überflüssig, 
daß nur bei namentlichen Abstimmungen eine Aus-
nahme davon gemacht wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Mertes, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Wohlrabe? 

Mertes (FDP) : Ja,  bitte!  

Wohlrabe (CDU/CSU) : Herr Kollege Mertes, ist 
Ihnen bekannt, daß in der letzten Legislaturperiode, 
wie mir heute der Kollege Kurt Mattick berichtete, 
der Kollege Dorn vorn an der Eingangstür zu die-
sem Plenarsaal Berliner Abgeordnete daran gehin-
dert hat, an einer Abstimmung teilzunehmen? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Baier: 
Sehr wahr! — Abg. Ruf: Das stimmt, das 

ist nicht zu bestreiten!) 

Mertes (FDP) : Herr Kollege Wohlrabe, ich be-
zweifle, daß es sich so verhalten hat, wie Sie es hier 
darzustellen versuchen. Aber ich bin kein Über-
mensch. Sie fühlen sich als solcher. Ich bekenne in 
aller Bescheidenheit: Ich bin kein Übermensch, ich 
bin nicht überall in diesem Hause. Wenn es der 
Kollege Dorn für zweckmäßig hält, 

(Abg. Baier: Herr Dorn muß es wissen!) 

wird er dazu Stellung nehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Rawe? 

Mertes (FDP): Bitte, Herr Kollege Rawe! 

Rawe (CDU/CSU) : Herr Kollege, da Sie meine 
erste Frage offensichtlich nicht verstanden haben, 
möchte ich sie noch einmal wiederholen. Ich hatte 
Sie nicht danach gefragt, wie wir allgemein bei 
Haushaltsberatungen abgestimmt haben, sondern ich 
hatte Sie gebeten, zu sagen, wie wir in den letzten 
25 Jahren das Abstimmungsergebnis bei nament-
lichen Abstimmungen festgestellt haben. 

(Zurufe von der SPD.) 

Mertes (FDP) : Verehrter Herr Sollege Rawe, 
darum geht es hier gar nicht. Ich habe Ihnen dazu 
meine grundsätzliche Meinung und die grundsätz-
liche Meinung meiner Fraktion gesagt. Hier ging es 
allein darum, daß der Kollege Rösing Wert darauf 
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legte, daß bei dieser Abstimmung ein Unterschied 
gemacht wurde. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, ich erteile zunächst dem 
Abgeordneten Ruf das Wort. 

(Zuruf von der SPD: Er streitet das jetzt 
auch ab!) 

Ruf (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe als Schriftführer und Mitglied 
des Ältestenrates um das Wort gebeten. Es ist eine 
unbestreitbare Tatsache, daß bei namentlichen Ab-
stimmungen die Simmen der Berliner .Abgeordne-
ten seit eh und je getrennt gezählt und dem Präsi-
denten gemeldet werden. So sind wir heute ver-
fahren, so sind wir immer verfahren. 

(Zuruf von der SPD: Warum haben Sie dann 
gefragt?) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Abgeordnete Collet. 

Collet (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich will mich jetzt nicht 
mit der Frage auseinandersetzen, die hier von Herrn 
Ruf angesprochen wurde, wie wir bisher und immer 
abgestimmt haben. Ich gehe von der Argumentation 
des Kollegen Wohlrabe und von der anschließenden 
Behauptung des Herrn Kollegen Rösing aus. Ich saß 
mit am Tisch der Auszähler. Wir hatten schon die 
blauen und die roten Stimmkarten vor uns liegen 
— die Karten der Berliner Abgeordneten waren 
darunter —, als von einem Kollegen Ihrer Fraktion 
ausdrücklich verlangt wurde, getrennt auszuzählen. 
Das wollte ich hier nur feststellen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Abgeordnete Moersch. 

Herr Abgeordneter Hermsdorf, halten Sie Ihre 
Wortmeldung aufrecht? 

(Abg. Hermsdorf: Ja!) 

Moersch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Damit in diesem Protokoll keine fal-
schen Behauptungen stehenbleiben, möchte ich zu 
der Abstimmung über die damalige Verfassungs-
änderung folgendes anmerken. Der Kollege Dorn 
hat dem Präsidenten — Herr Mommer hat präsi-
diert — damals eine getrennte Auszählung vorge-
schlagen, weil nicht die gesamte Große Koalition 
bereit war, für die Finanzverfassungsreformvor-
schläge zu stimmen. Für die Annahme war ja eine 
Zweidrittelmehrheit der Mitglieder des Hauses nö-
tig ;  darum ging es. Es bestand die Gefahr, daß die 
Tatsache, daß die Stimmen — das war damals keine 
namentliche Abstimmung, sondern eine Auszäh-
lung, Herr Wohlrabe; das ist nämlich ein großer 
Unterschied — nicht getrennt nach voll stimmbe-
rechtigten und Berliner Abgeordneten ausgezählt 

worden sind, für irgend jemanden, z. B. eine Ge-
meinde, die mit der Verfassungsänderung nicht ein-
verstanden gewesen wäre, ein Anfechtungsgrund 
gewesen wäre. Wenn diese formale Feststellung der 
für die Verfassungsänderung notwendigen Zwei-
drittelmehrheit im Protokoll nicht getroffen worden 
wäre, hätte das zu einer Rechtsunsicherheit führen 
können. Das wurde damals im Hause besprochen, 
und das sollte niemandem Anlaß zur Polemik sein, 
der dabei war. Ich stelle auch fest, daß kein Kollege, 
der dabei war, eine solche Behauptung aufgestellt 
hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Bundesminister für inner-
deutsche Beziehungen. 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! In der Aussprache zum Einzelplan 
27 wurde hier von Diskussionsrednern an die Regie-
rung die Frage gerichtet, an welchen Grundauffas-
sungen sie sich orientiere, um ihre Politik zu betrei-
ben. Diese dauernden zweifelnden Fragen möchte 
ich noch einmal in aller Deutlichkeit in der Weise 
beantworten, daß ich sage: Die Politik der Bundes-
regierung orientiert sich an der Regierungserklä-
rung und auch an dem Bericht zur Lage der Nation, 
der am 14. Januar dieses Jahres hier abgegeben 
worden ist, um in diesen Fragen, die uns hier be-
wegen, jedes Mißverständnis ausräumen zu helfen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Und hoffentlich 
auch am Grundgesetz!) 

— Auch dazu komme ich noch, Herr Kollege Müller

-

Hermann. Die Frage nach dem Grundgesetz — wie 
wir es damit halten — ist eigentlich schon in der 
Fragestellung eine sehr dubiose Sache. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Ich möchte meinen, daß sich diese Bundesregierung 
von niemandem übertreffen läßt in der Verpflich-
tung, in der sie sich gegenüber dem Grundgesetz 
weiß, ,und daß diese Bundesregierung auch nicht 
unterteilt und differenziert zwischen Absicht, Wol-
len und Handeln, sondern daß sie eine Sprache 
spricht und sich in dieser Auffassung auch mit den 
Regierungsparteien einig weiß. Eigentlich sollten 
das auch andere Abgeordnete des Hauses bereits 
aus der Praxis erkannt haben. 

Hier nun, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, geht es um den Einzelplan 27 des Haushalts-
planes und dabei um zwei konkrete Anliegen, die 
Sie unterbreitet haben. Einmal geht es darum, das 
Vorwort zu diesem Einzelplan zu ändern, um darin 
eine politische Orientierung zum Ausdruck zu brin-
gen. Zum anderen geht es Ihnen darum, daß Sie 
in jenem Tit. 53101 — Herstellung, Erwerb und 
Verbreitung von Publikationen gesamtdeutschen 
Charakters — die Haushaltstitel kürzen wollen. 
Diese Ansätze wollen Sie jährlich um 300 000 DM 
gekürzt wissen. Ich werde dazu noch einiges sagen. 
Aber zunächst lassen Sie mich etwas zu der Vor-
bemerkung zum Haushaltsplan ausführen, um deut- 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 56. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Juni 1970 	3089 

Bundesminister Franke 

lich zu machen, welche Absicht bei dieser Formulie-
rung Pate stand. 

Das Vorwort des Ihnen vorliegenden Haushalts-
planes, das der erfolgten Umbenennung des Ministe-
riums Rechnung trägt, umreißt klar und deutlich 
die Funktionen des Ministeriums. Ich glaube, das ist 
die Aufgabe des Haushaltsplans: in dieser Vor-
bemerkung deutlich zu machen, um was es geht. 

Die Funktionen des Ministeriums sind umrissen 
aus den Erfordernissen der politischen Entwicklung, 
die dazu beigetragen haben, daß wir meinen, sehr 
deutlich zum Ausdruck bringen zu sollen, daß das 
grundlegende Prinzip, der Einheit der Nation zu 
dienen, mit dem ganzen Gewicht seiner Aussage 
allen Aufgaben des Hauses vorangestellt ist. Das 
wird zusätzlich durch den formulierten Auftrag noch 
verstärkt, in dem es heißt: den Zusammenhalt un-
seres Volkes zu stärken. Ich meine, auch das muß 
dabei zum Ausdruck gebracht werden, und alle 
Damen und Herren, die an der praktischen Arbeit 
mitbeteiligt sind, werden nicht in Zweifel ziehen 
können, daß die Arbeit des Hauses darauf abge-
stellt ist. 

Darüber hinaus trägt auch die Formulierung der 
Aufgabe, „die deutschlandpolitische Verantwortung 
der Bundesregierung wahrzunehmen, insbesondere 
in Gesetzgebung und Verwaltung die Bemühungen 
der verschiedenen Ressorts zu koordinieren", der 
praktischen Wirksamkeit dieses Hauses Rechnung. 
Daß das Bundesministerium für innerdeutsche B e

-ziehungen nach dem Willen der Bundesregierung 
diese Aufgabe auch tatsächlich durchführen soll, 
wird damit noch einmal besonders betont. Die  Frage 
der Öffentlichkeitsarbeit, die das Ministerium wahr-
zunehmen hat, wird genau wie in früheren Jahren 
durch den Passus „den gesamtdeutschen Gedanken 
zu fördern" gekennzeichnet. Hier sind keine Ände-
rungen eingetreten. 

Wenn es schließlich heißt, daß das Ministerium 
„an Maßnahmen zur wirtschaftlichen Gesundung und 
kulturellen Entwicklung der Gebiete an der Demar-
kationslinie und in anderen Grenzbereichen mitzu-
wirken" habe, so entspricht diese Formulierung dem 
bisherigen Text „die dem deutschen Volkstum dro-
henden Gefahren, besonders in den Grenzgebieten, 
abzuwehren". Auch wenn inhaltlich dasselbe gesagt 
wird, sind in der jetzigen Fassung die Aufgaben des 
Ministeriums dargestellt und erkennbar. 

Die Rolle Berlins schließlich wird nicht als Be-
sonderheit hervorgehoben, sondern als Selbstver-
ständlichkeit in allen Arbeiten und Planungen mei-
nes Hauses berücksichtigt. 

Das Bundesministerium für innerdeutsche Bezie-
hungen hat in den vergangenen Jahren für die Ko-
ordinierung der Politik der Bundesregierung gegen-
über der DDR eine besondere Bedeutung erlangt. 
Das gilt nicht nur für die Vorbereitung und Durch-
führung der Gespräche in Erfurt und Kassel, sondern 
auch für die Koordinierung der Verhandlungen mit 
der DDR auf anderen Gebieten. Wenn ich davon 
ausgehe, daß auch die jetzige Opposition zur Zeit 
der Großen Koalition der Notwendigkeit, die Bezie-
hungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der DDR zu verbessern, im Prinzip zugestimmt 
hat, frage ich mich, welchen Sinn die Ablehnung des 
Haushalts des Bundesministeriums für innerdeutsche 
Beziehungen eigentlich haben kann. 

(Abg. Haehser: Natürlich keinen!) 

Es ist doch unvorstellbar, daß die Alternative zur 
Deutschlandpolitik der Bundesregierung „keine 
Deutschlandpolitik" heißen sollte; denn darauf 
würde es ja letztlich abzielen, wenn Sie für Ihr Be-
gehren eine Mehrheit in diesem Hause erringen 
könnten. Ich möchte auch meinen, auf nichts mehr 
und nichts weniger läuft schließlich Ihre Ankündi-
gung, den Haushalt abzulehnen, hinaus, wenn nicht 
der Gedanke dahintersteht, daß man das gefahrlos 
tun könne, weil man auf Grund der gegebenen 
Mehrheitsverhältnisse das gesteckte Ziel gar nicht 
erreichen kann. 

Deutschlandpolitik, meine Damen und Herren, ist 
auch eine Woche vor dem 14. Juni eine Frage, die 
uns alle hier im Hause angeht und die wir vor unse-
rem gesamten Volk vertreten müssen. Darüber hin-
aus bitte ich Sie, auch zu bedenken, welche konkre-
ten Konsequenzen Ihre ablehnende Haltung, wenn 
sie hier eine Mehrheit fände, hätte. Ich darf Ihnen 
einige Beispiele nennen, die schwerwiegende Aus-
wirkungen auf die Durchführung der nicht umstritte-
nen Aufgabenstellung des Bundesministeriums für 
innerdeutsche Beziehungen hätten. 

Allein im Randgebiet zur DDR und zur Tschecho-
slowakei wurden im Jahre 1969 über 150 Schulen 
und Kindergärten aus den Mitteln meines Hauses 
gefördert. Ohne die erheblichen Zuwendungen des 
Bundes hätten die meisten dieser Schulen und Kin-
dergärten nicht errichtet werden können. In diesem 
Jahr sind für den Schul- und Kindergartenbau 22 
Millionen DM vorgesehen. Wollen Sie eine Ein-
stellung dieser Maßnahmen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein!) 

Für kulturelle Maßnahmen, wie z. B. Erwachse-
nenbildung, Büchereiwesen, Häuserpflege, Heimat- 
und Denkmalpflege, Theater und Festspiel, Bau von 
Schülerheimen und Einrichtungen von Schulen, ist 
ein Betrag von 12 Millionen DM ausgewiesen. Ich 
glaube, es bedarf keiner weiteren Erläuterung, wie 
bedeutsam diese Maßnahmen für die Bevölkerung 
im Zonenrandgebiet sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wie Ihnen bekannt ist, fördert mein Ministerium 
seit langem Reisen nach Berlin und an die Grenze 
mitten durch Deutschland. Es wird doch niemand in 
diesem Hause sein, der die praktische Anschauung 
der Situation Berlins und des Gebiets entlang der 
Grenze mitten durch Deutschland den interessierten 
Bürgern unseres Landes vorenthalten möchte. Ich 
jedenfalls bin froh, daß das Interesse der Bevölke-
rung im Bundesgebiet, auch diesen Teil der deut-
schen Wirklichkeit an Ort und Stelle kennenzu-
lernen, seit Jahren in erheblichem Umfang zugenom-
men hat und zunimmt. 

Wollen Sie ferner durch die Ablehnung dieses 
Haushalts erreichen, daß den Rentnern, die mit nur 
10 DM versehen für vier Wochen aus der DDR in die 
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Bundesrepublik kommen können, von uns keine 
Hilfe mehr bekommen sollen? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Dr. Althammer? — Bitte schön! 

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Minister, 
nachdem Sie immer wieder die Frage stellen, ob wir 
alle diese Sachleistungen ablehnen wollen, darf ich 
Ihnen die Frage stellen: Würden Sie sagen, daß in 
den Jahren, als die SPD in der Opposition war, eine 
solche Folgerung aus der Ablehnung, die Sie damals 
bei den Haushalten ausgesprochen haben, etwa zu 
ziehen gewesen wäre? 

(Zurufe.) 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Ich möchte darauf antworten, daß die So-
zialdemokraten in der Zeit, in der sie in der Oppo-
sition standen, sich in solchen Fragen, wenn sie ihre 
Oppositionsposition deutlich machen wollten, der 
Stimme enthielten, aber nicht dagegen stimmten. 
Das war ihre Form. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sie lehnen diesen Haushalt ab und gefährden damit 
das, was jetzt noch dazu beiträgt, die geringe Bin-
dung, die zwischen den beiden Teilen Deutschlands 
besteht, 

(Zustimmung bei der SPD) 

jedenfalls in etwa aufrechtzuerhalten. Das ist die 
Konsequenz; das können Sie nicht leugnen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Wohlrabe? 

(Zurufe von der SPD: Nein, nein!) 

— Meine Damen und Herren, es ist Sache des Red-
ners, zu entscheiden, ob er eine Zwischenfrage zu-
läßt. 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Bitte sehr! 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Bitte sehr, Herr Kollege Wohlrabe! 

Wohlrabe (CDU/CSU) : Sehr geehrter Herr Mini-
ster, ist Ihnen bekannt — und ich habe hier mittler-
weile die Niederschrift meiner Rede —, daß ich ein-
leitend gesagt habe, daß diesem Etat in finanziellen 
Dingen in jeder Hinsicht und damit auch in jeder 
einzelnen Etatposition in einvernehmlicher Rege-
lung — das habe ich bewußt vorangestellt: in ein-
vernehmlicher Regelung — die Zustimmung ge-
geben werden konnte durch die Berichterstattung, 

(Zuruf von der SPD: Und dann aber ablehnen!) 
daß aber -- und so ist es nun einmal, wenn man 
nicht nur Buchhalterpolitik betreibt, sondern politi-
sche Arbeit -- wir der Auffassung sind, 

(Zuruf von der SPD) 

daß hier in der politischen Gesamtlinie eine Ableh-
nung anfällt? Ich bitte, dieses — und ich wäre sehr 
dankbar, wenn Sie das bestätigen könnten — doch 
bei Ihrer Aussage zu vermerken. 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Die Fragestellung war zwar etwas schwie-
rig zu erkennen, aber ich habe sehr aufmerksam zu-
gehört. Das enthebt mich aber nicht der Feststellung, 
zu welchen Konsequenzen Ihr Begehren führt, und 
deshalb meine ich, daß ich ruhig den Katalog der 
weiteren Maßnahmen vortragen sollte, damit die 
ganze Bedeutung dieses schizophrenen Verhaltens 
— so möchte ich es bezeichnen — erkennbar wird. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Sehen Sie, für diese Maßnahmen, die ich eben auf-
zählte — und diese Mittel werden zur Verfügung 
gestellt, weil wir nicht nur reden, sondern han-
deln —, ist der größte Teil unseres Haushalts vorge-
sehen, nämlich fast 70 Millionen DM. Die von der 
Opposition angegriffene Öffentlichkeitsarbeit mei-
nes Hauses umfaßt folgende Bereiche — nämlich 
jene, die Sie um 300 000 DM jährlich kürzen wollen; 
damit das auch noch deutlich wird —: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch wir können 
lesen!) 

Die Zusammenarbeit mit Funk, Presse, Fernsehen 
und Film über die aktuelle Unterrichtung hinaus, 
insbesondere durch Versorgung mit Arbeitsunter-
lagen sowie dokumentarischem Material, weiter die 
Zusammenarbeit mit den verschiedensten Organisa-
tionen, Verbänden, Bildungsstätten, auch und ge-
rade mit Jugend-, Studenten- und Schülerorganisa-
tionen, insbesondere durch Förderung politischer 
Bildungstagungen, Seminare und Vortragsveranstal-
tungen, Informationen durch Ausstellungen, Film-
veranstaltungen, Dokumentationen für Lehrzwecke, 
Förderung und Herausgabe von Publikationen, ins-
besondere Dokumentationen, Analysen, Informa-
tionsschriften und Merkblätter, ohne die überhaupt 
nicht die Möglichkeiten gegeben sind, in etwa der 
gegebenen Situation im anderen Teil Deutschlands 
Rechnung zu tragen, um Briefe, Päckchen und ähn-
liches hinüberschicken zu können. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Die schon genannte Förderung von Studienfahrten 
nach Berlin und an die Grenze und schließlich die 
Förderung innerdeutscher Begegnungen. 

Diese Öffentlichkeitsarbeit, die nichts mit Propa-
ganda zu tun hat, wäre durch Kürzungen ernsthaft 
gefährdet. 

(Zuruf von der SPD: Das wollen die auch!) 

Die Haltung der Opposition, den Haushalt des Bun-
desministeriums für innerdeutsche Beziehungen ins-
gesamt abzulehnen, ist nicht nur unverständ lich, 
sondern steht in erklärtem Gegensatz zu ihren 
Wünschen im Hinblick auf Verstärkung der Akti-
vitäten der Bundesregierung gerade in diesem Be-
reich. 

Wie stark diese Konsequenz ist, zeigt sich nicht 
nur im großen, sondern im konkreten Einzelfall, 
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z. B. bei Ihrer Forderung, den Tit. 53 101 um 
300 000 DM zu kürzen. Hier verlangen Sie doch 
praktisch, daß wir jener Informationspolitik nicht 
mehr nachkommen sollen, deren Erfüllung Sie an-
dererseits bei jeder sich bietenden Gelegenheit von 
uns fordern. 

(Unruhe bei der CDU/CSU.) 

Wir können nicht und wollen nicht wie früher die 
innerdeutsche und gesamtdeutsche Informationsar-
beit an den allgemeinbildenden Schulen vernach-
lässigen. Die Kultusministerkonferenz, mit der wir 
über diese Frage ausführlich gesprochen haben, hat 
zusammen mit uns festgestellt, daß gerade auf die-
sem Gebiet eine große Informations- und Wissens-
notwendigkeit besteht. Dafür tragen wir alle zu-
sammen auch im Hinblick auf die Zukunft die Ver-
antwortung. 

Es scheint mir geboten zu sein, daß die Schüler 
ihre Informationen über Deutschland und seine Pro-
bleme im Zusammenwirken mit den Kultusministe-
rien und von dem dafür zuständigen Ministerium 
erhalten. Wir wollen dabei keine einseitige Dar-
stellung der Regierungspolitik geben, sondern ganz 
einfach das zeitgeschichtliche und aktuelle Wissen 
dokumentarisch vermitteln. Deshalb bedauern wir, 
daß Sie gerade hier Ihre Mitarbeit verweigern, wo 
Sie nach Lage der Dinge und in Ihrem eigenen In-
teresse eigentlich zustimmen müßten. 

Wenn die von meinem Hause zusätzlich bean-
tragten Mittel von 500 000 DM , auf 200 000 DM re-
duziert werden sollten, fällt dieser wichtige Teil der 
Informationsarbeit praktisch aus. 500 000 DM sind 
ohnehin schon das Minimum dessen, was unbedingt 
erforderlich ist. Außerdem verringern sich — auch 
dies möchte ich ausdrücklich betonen praktisch 
die bisherigen Möglichkeiten um weitere 200 000 bis 
300 000 DM, wenn wir den Gesamttitel betrachten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist schlicht 
unrichtig!) 

denn gerade auf dem Sektor der Publikationen sind 
die Herstellungskosten erheblich gestiegen. 

Wer also möchte, daß wir in Zukunft gezwungen 
sind, den Bürgern und insbesondere den Schülern 
nicht die notwendigen Informationen über die Pro-
bleme und die Situation Deutschlands geben zu 
können, der möge in diesem Fall für eine Kürzung 
eintreten. Der soll dann aber auch sagen, was dies 
tatsächlich bedeutet. Darum meinte ich, bevor Sie 
sich entscheiden, Ihnen das noch einmal in aller 
Ausführlichkeit vor Augen führen zu sollen. 

Nun noch eines zur allgemeinen Politik meines 
Hauses und der Bundesregierung überhaupt. Sie 
haben hier im Lande so wunderschöne Plakate an-
geschlagen. Darauf steht: Zwei Schritte voran und 
keinen zurück. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

— Sehr richtig! Ich will Ihnen etwas sagen: Wir 
waren 1967 schon viel weiter, als wir es heute sind. 
Damals wurde hier im Hause von jemandem ge-
sagt: Wir müssen uns ehrlich fragen, ob Bemühun-
gen um eine friedliche Lösung überhaupt einen Sinn 

haben, ob wir nicht, statt trügerische Hoffnungen 
zu wecken, warten müssen, bis der Geschichte etwas 
Rettendes einfällt, und uns bis dahin darauf be-
schränken, das zu bewahren, was uns geblieben ist. 
Eine solche rein defensive Politik würde von Jahr 
zu Jahr in größere Bedrängnis führen. Sie würde 
uns nicht nur keinen Schritt vorwärtsbringen, sie 
könnte uns auch das gar nicht bewahren, was sie 
bewahren will; denn die Zeit wirkt nicht für uns. 
Der das gesagt hatte, war der damalige Bundes-
kanzler Kiesinger am 7. Juni 1967. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Wohlrabe? 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Was heute von Ihnen vertreten wird, 
scheint mir weit hinter das zurückgefallen zu sein, 
was wir damals gemeinsam erreicht hatten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dafür hat auch die Bevölkerung draußen kein 
Verständnis Hören Sie sich um dann  haben Sie 

Veranlassung, sich in Ihrer Auffassung zu revidie-
ren, aber nicht wir als Bundesregierung! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Kliesing. 

(Oh!-Rufe links.) 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Als der Herr Mini-
ster eben so alle förderungswürdigen Angelegenhei-
ten und Titel seines Haushalts aufzählte und dann 
meinte, das müßten wir doch unterstützen und 
deshalb seinem Haushalt zustimmen, kam mir die 
Erinnerung an unseren Kollegen Erler. Herr Mini-
ster, Sie werden sich selbst so gut erinnern wie ich, 
dali der Kollege Erler jedes Jahr bei den Haushalts-
beratungen hier heraufkam und sagte: Wenn die 
SPD gegen den Haushalt des Verkehrsministers 
stimmt, dann bedeutet das noch lange nicht, daß sie 
keine Straßen bauen will. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Ich möchte Sie eigentlich bitten, Herr Minister, sich 
diese, wie ich glaube, sehr vernünftige Auffassung 
heute abend zu eigen zu machen. 

Wir haben gar nichts gegen Ihre Informations-
schriften. Wir halten Ihre Schülerheime und all 
die anderen schönen Sachen und Hilfsmaßnahmen 
für die Zonenrandgebiete, die Sie uns vorgetragen 
haben, für durchaus förderungswürdig Aber  so, wie 
der Kollege Erler und Ihre Fraktion Straßen bauen 
wollten und trotzdem aus politischen Gründen den 
Haushalt des Verkehrsministers ablehnten, machen 
wir es mit Ihrem Haushalt. Also bitte, verbreiten 
Sie nicht die Legende, daß diese Ihre sachlichen 
Angelegenheiten nicht unterstützen, sondern neh-
men Sie zur Kenntnis, daß wir Ihre und die 
Deutschlandpolitik Ihrer Regierung — insbesondere 
im Hinblick auf das, was in einer ganzen Anzahl 
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Dr. Kliesing 

der 20 Punkte von Kassel steht — für gefährlich 
und für verderblich für die deutsche Nation halten! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Davon verstehen Sie ja gar nichts!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, wir stehen am Ende der 
Aussprache und kommen zur Abstimmung. Ich muß 
über beide Anträge gesondert abstimmen lassen. 

Wer dem Änderungsantrag Umdruck 46 der Frak-
tion der CDU/CSU zu Einzelplan 27 zustimmen will, 
den bitte ich um das Zeichen. — Ich danke. Gegen-
probe! — Danke. Stimmenthaltungen? — Der An-
trag ist abgelehnt. 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU Umdruck 47 zur zweiten Beratung des 
Einzelplans 27 auf. Wer zustimmen will, den bitte 
ich um das Zeichen. — Ich danke. Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Keine Stimmenthaltungen. 
Der Antrag ist ebenfalls abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zur Ab-
stimmung über Einzelplan 27. Wer Einzelplan 27 
in der nun vorliegenden Fassung zustimmen will, den 
bitte ich um das Zeichen. — Ich danke. Gegenprobe! 
— Danke. Stimmenthaltungen? — Bei zwei Stimm-
enthaltungen mit Mehrheit der Koalitionsfraktionen 
angenommen. 

Ich rufe noch drei Einzelpläne auf, die, soweit ich 
das übersehen kann, ohne Aussprache behandelt 
werden können. 

 

Ich rufe Punkt 22 auf: 

hier: Einzelplan 32 
Bundesschuld 

— Drucksache VI/841 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Strohmayr 

Ich frage den Berichterstatter, ob er das Wort 
wünscht. — Das ist nicht der Fall. — Das Wort wird 
auch anderweitig nicht gewünscht. 

Wer Einzelplan 32 in der vorliegenden Fassung 
zustimmen will, den bitte ich um das Zeichen. — Ich 
danke. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Bei zahlreichen Stimmenthaltungen angenommen. 

Ich rufe Punkt 23 auf: 

hier: Einzelplan 33 
Versorgung 

— Drucksache VI/842 — 

 Berichterstatter: Abgeordneter Schröder 
(Wilhelminenhof) 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort wünscht. — Das Wort wird nicht — auch nicht 
aus dem Hause — gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer Einzelplan 33 
zustimmt, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe den Einzelplan 35 auf: 
Einzelplan 35 

Verteidigungslasten im Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte 

— Drucksachen VI/843, /854 — 
 Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Bußmann 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das Wort 
wünscht. — Das Wort wird nicht begehrt. Ich frage, 
ob zur Aussprache das Wort gewünscht wird. — 
Das ist auch nicht der Fall. Wir kommen zur Ab-
stimmung. 

Wer dem Einzelplan 35 in der nun vorliegenden 
Fassung in der zweiten Beratung zustimmt, den 
bitte ich um das Zeichen. — Ich danke. Gegenprobe! 
— Stimmenthaltungen? — Ich stelle einstimmige 
Beschlußfassung fest. 

Meine Damen und Herren, wir stehen am Ende 
unserer Beratungen. Ich erteile dem Herrn Abge-
ordneten Mick nach § 35 der Geschäftsordnung das 
Wort zu einer persönlichen Bemerkung. 

Mick (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Herr Bundes-
kanzler beschloß heute morgen seine Rede — ich 
zitiere sinngemäß — mit dem Satz: Ich halte es 
mit dem alten Wort: was mich nicht umwirft, macht 
mich stärker. — Ich machte daraufhin den Zwischen-
ruf: „Das hat schon Dr. Goebbels gesagt!" — In-
zwischen habe ich mich belehren lassen, daß dieses 
Wort von Friedrich Nietzsche stammt. 

(Heiterkeit. — Zurufe von der SPD.) 

Ich persönlich hörte es im Rundfunk bei einer Rede 
von Dr. Goebbels im Berliner Sportpalast. Ich be-
tone ausdrücklich, daß mir nichts ferner liegt, als 
den Herrn Bundeskanzler mit der eben genannten 
Person in irgendeine Verbindung zu bringen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat der Herr 
Abgeordnete von Wrangel, und zwar ebenfalls zu 
einer persönlichen Bemerkung. 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Das Wort „Gesin-
nungswandel", das ich gebraucht habe, ist mißdeu-
tet worden. Ich möchte ausdrücklich betonen, daß 
ich mit dem Wort „Gesinnungswandel" einen kon-
kret erkennbaren Auffassungswandel in der SPD-
Fraktion gemeint habe. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Kommt von 
dort keine Interpretation?) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren! Wir stehen am Ende un-
serer heutigen Beratungen. Ich berufe die nächste 
Sitzung des Deutschen Bundestages auf Freitag, den 
5. Juni, 8 Uhr, ein. Wir beginnen mit der Frage-
stunde. Die Fraktionen haben vorgeschlagen, die 
Haushaltsberatung dann mit dem Einzelplan 14 zu 
beginnen. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.13 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Beurlaubungen 

Dr. Ahrens * 4. 6. 
Alber* 4. 6. 
Amrehn * 4. 6. 
Bals * 4. 6. 
Bauer (Würzburg)  * 4. 6. 
Berberich 5. 6. 
Dr. Birrenbach 8. 6. 
Blumenfeld * 4. 6. 
Frau Dr. Diemer-Nicolaus * 4. 6. 
Draeger * 4. 6. 
Dr. Erhard 7. 6. 
Fritsch * 4. 6. 
Dr. Furler * 4. 6. 
Frau Herklotz * 4. 6. 
Dr. Hermesdorf (Sehleiden) * 4. 6. 
Heyen 6. 6. 
Hösl * 4. 6. 
Katzer 5. 6. 
Dr. Kempfler * 4. 6. 
Frau Klee * 4. 6. 
Dr. Lohmar 30. 6. 
Dr. Martin 5. 6. 
Dr. Müller (München) * 4. 6. 
Müller (Remscheid) 6. 6. 
Pfeifer 4. 6. 
Pöhler * 4. 6. 
Richter * 4. 6. 
Dr. Rinderspacher * 4. 6. 
Roser * 4. 6. 
Dr. Rutschke * 4. 6. 
Schmidt 	(Würgendorf) * 4. 6. 
Dr. Schmücker * 4. 6. 
Dr. Schulz (Berlin) * 4. 6. 
Dr. Starke (Franken) 4. 6. 
Frau Dr. Walz * 4. 6. 
Zoglmann 5. 6. 

* Für die Teilnahme an einer Tagung der Versammlung 
der Westeuropäischen Union 

Anlage 2 	 Umdruck 30 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 

zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1970, hier: Einzelplan 09 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Wirtschaft - Drucksachen 
VI/300, VI/580, VI/828, VI/854 - 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 09 02 — Allgemeine Bewilligungen - (Fi

-

nanzhaushalt) 

1. Der Ansatz bei Tit. 683 26 - Zuschüsse zur Er-
leichterung der Förderung von Kokskohle und 
Erzeugung von Hochofenkoks sowie zur Erleich-
terung des Absatzes an die Eisen- und Stahl-
industrie in revierfernen Gebieten und im 
innergemeinschaftlichen Austausch wird um 
30 000 000 DM auf 115 000 000 DM gekürzt. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

2. Der Ansatz bei Tit 683 13 - Frachthilfe für die 
Beförderung von Steinkohle - wird um 30 000 000 
DM auf 35 000 000 DM erhöht. 

Bonn, den 3. Juni 1970 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 3 	 Umdruck 39 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1970, hier: Einzelplan 04 Geschäftsbereich 
des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes 

Drucksachen VI/300, VI/580, VI/823 - 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 04 01 — Bundeskanzler und Bundeskanz-
leramt - (Verwaltungshaushalt) 

1. Der Ansatz bei Tit. 529 01 - Zur Verfügung des 
Bundeskanzlers für außergewöhnlichen Aufwand 
aus dienstlicher Veranlassung in besonderen 
Fällen - wird um 120 000 DM auf 170 000 DM 
für 1970 und 1971 gekürzt. 

2. Der Ansatz bei Tit. 529 03 - Zur Verfügung des 
Bundesministers für besondere Aufgaben für 
außergewöhnlichen Aufwand aus dienstlicher 
Veranlassung - in Höhe von 50 000 DM für 
die Jahre 1970/71 wird gestrichen. 

3. Der Ansatz heit Tit. 529 04 - Zur Verfügung des 
Bundeskanzlers zu allgemeinen Zwecken - wird 
um 100 000 DM auf 250 000 DM gekürzt. 

4. Der Ansatz beit Tit. 427 11 - Honorare für feste 
Mitarbeiter und Kosten des wissenschaftlichen 
Sachverständigengremiums wird 1970 um 550 000 
DM auf 300 000 DM und 1971 um 650 000 DM auf 
300 000 DM gekürzt. 

5. Der Ansatz bei Tit. 526 14 - Kosten für das Gut-
achten und Forschungsaufträge wird 1970 und 
1971 um 450 000 DM auf 200 000 DM gekürzt. 

Bonn, den 3. Juni 1970 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 4 	 Umdruck 40 (neu) 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1970 hier: Einzelplan 04 Geschäftsbereich 
des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes 

Drucksachen VI/300, VI/580, VI/823 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 04 03 Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung (Verwaltungshaus-
halt) 

Der Ansatz bei Tit. 531 03 - Öffentlichkeitsarbeit 
Inland — wird 1970 und 1971 um jeweils 3 500 000 
DM auf 6 000 000 DM gekürzt. 

Bonn, den 3. Juni 1970 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Anlage 5 	 Umdruck 26 

Änderungsantrag der Fraktionen der SPD, FDP 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1970 hier: Einzelplan 10 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten — Drucksachen VI/300, VI/580, VI/829, 
VI/854 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In Kap. 10 02 (Finanzhaushalt) A. 8 Landarbeiter-
wohnungsbau Tit. 891 19 wird der Ansatz von 
4 850 000 DM um 3 000 000 DM auf 7 850 000 DM 
erhöht. 
Deckungsvorschlag 

2. In Kap. 10 02 (Finanzhaushalt) A. 2 Flurbereini-
gung Tit. 882 12 wird der Ansatz um 3 000 000 
DM auf 231 820 000 DM gekürzt. 

Bonn, den 2. Juni 1970 
Wehner und Fraktion 
Mischnik und Fraktion 

Anlage 6 	 Umdruck 28 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1970 hier: Einzelplan 10 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten — Drucksachen VI/300, VI/580, VI/829, 
VI/854 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In Kap. 10 02 (Finanzhaushalt) A. 8 Landarbeiter-
wohnungsbau Tit. 891 19 wird der Ansatz von 
4 850 000 DM um 3 000 000 DM auf 7 850 000 DM 
erhöht. 
Deckungsvorschlag 

2. In Kap. 10 02 (Finanzhaushalt) K. 3 Magermilch-
stützung Tit. 652 82 wird der Ansatz urn 3 000 000 
DM auf 617 000 000 DM gekürzt. 

Bonn, den 3. Juni 1970 
Struve und Fraktion 

Anlage 7 	 Umdruck 50 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1970 hier: Einzelplan 10 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten - Drucksachen VI/300, VI/580, VI/829, 
VI/854 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 10 02 — Allgemeine Bewilligungen — (Fi

-

nanzhaushalt) 

1. Der Ansatz bei Tit. 685 01 — Zuschüsse an Ein-
richtungen außerhalb der Bundesverwaltung, die 
nicht der Forschung dienen — wird urn  80000 DM 
auf 820 000 DM erhöht. 

In den Erläuterungen wird als Ziffer 8 einge-
fügt: 

,8. Deutsche Welthungerhilfe, Komitee der 
„Weltkampagne gegen den Hunger" der Er-
nährungs- und Landwirtschaftsorganisation 
(FAO) der Vereinten Nationen, Bonn.' 

2. Der Ansatz bei Tit. 686 01 — Beträge an inter-
nationale Organisationen mit Sitz im Ausland — 
wird um 80 000 DM auf 11 163 300 DM gekürzt. 

In den Erläuterungen wird in Ziffer 18 der Be-
trag für 1970 um 80 000 DM auf 10 753 600 DM 
herabgesetzt. 

Bonn, den 3. Juni 1970 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 8 	 Umdruck 44 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1970, hier: Einzelplan 23 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit — Drucksachen V7/300, VI/580, VI/837, VI/854 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 
Im Vorwort wird im Absatz 2 der Satz 1 hinter dem 
Wort Hilfe und vor dem Punkt erweitert um den 
Zusatz: und der Kapitalhilfe. Der ganze Satz lautet 
dann: Der Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit ist zuständig für die Grundsätze, das 
Programm und die Koordinierung der Entwicklungs-
politik sowie für die Durchführung der Technischen 
Hilfe und der Kapitalhilfe. 

Absatz 2 Satz 2 wird ersatzlos gestrichen. 

Bonn, den 3. Juni 1970 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 9 	 Umdruck 52 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Zweiten Gesetzes zur Förderung der Ver-
mögensbildung der Arbeitnehmer — Drucksachen 
VI/601, VI/860 — 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. Im Einleitungssatz des Artikels 1 werden die 
Worte „Drittes Gesetz zur Förderung der Ver-
mögensbildung der Arbeitnehmer" durch die 
Worte „Drittes Gesetz zur Förderung der Ver-
mögensbildung" ersetzt. 

2. In Artikel 1 wird folgende neue Nummer 3 a 
eingefügt: 
,3 a. Nach § 12 wird folgender § 12 a eingefügt: 

„§ 12a 
Für Selbständige in freien Berufen, selb-

ständige Gewerbetreibende, selbständige 
Landwirte und mithelfende Familienange-
hörige gelten die Vorschriften dieses Ge-
setzes entsprechend, wenn sie einen Betrag 
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bis zu 624 Deutsche Mark nach diesem 
Gesetz für sich vermögenswirksam anlegen. 
Der Betrag kann auch im eigenen Betrieb 
angelegt werden."' 

3. Artikel 5 erhält folgende Fassung: 
„Artikel 5 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wird ermächtigt, das Dritte Gesetz zur Förderung 
der Vermögensbildung in der nach diesem Gesetz 
geltenden Fassung mit neuem Datum und in 
neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen und 
Unstimmigkeiten im Wortlaut zu beseitigen, ins-
besondere soweit sie sich durch die Einbeziehung 
von Selbständigen ergeben." 

Bonn, den 4. Juni 1970 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 10 	 Umdruck 51 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Götz, 
Burger, von Thadden, Prinz zu Sayn-Wittgenstein-
Hohenstein, Dr. Jungmann und der Fraktion der 
CDU/CSU zur zweiten Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Zweiten Gesetzes zur 
Förderung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 
— Drucksachen VI/601, VI/860 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 1 Nr. 3 wird in § 12 hinter Absatz 5 fol-
gender Absatz 5 a eingefügt: 

„(5 a) Vermögenswirksame Leistungen nach diesem 
Gesetz sind kein Einkommen im Sinne des § 75 
Abs. 1 des Bundessozialhilfegesetzes, des § 25 a des 
Bundesversorgungsgesetzes und des § 15 des Wohn-
geldgesetzes. Beiträge, die auf Grund von Leistungen 
nach § 2 dieses Gesetzes angesammelt worden sind, 
zählen nicht zum Vermögen, das nach § 88 des Bun-
dessozialhilfegesetzes und nach § 24 des Wohngeld-
gesetzes einzusetzen ist." 

Bonn, den 2. Juni 1970 

Dr. Götz 
Burger 
von Thadden 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
Dr. Jungmann 
Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 11 	 Umdruck 53 

Änderungsantrag der Abgeordneten Maucher, 
Burger, Frau Schroeder (Detmold), Geisenhofer, Frau 
Griesinger, Josten und Genossen zur zweiten Bera-
tung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Zweiten Gesetzes über die Anpas-
sung der Leistungen des Bundesversorgungsgesetzes 
(Zweites Anpassungsgesetz — KOV — 2. AnpG-
KOV —) — Drucksachen VI/798, VI/863 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 1 erhält Nummer  11 folgende Fassung: 
,11. § 40 a wird wie folgt geändert: 

a) 9n Absatz 1 Satz 1 wird die Zahl „290" durch 
die Zahl „306" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Worten 
„zuzüglich Grundrente (§ 40) ", die Worte 
„bis zur Höhe von 180 DM" eingefügt.' 

Bonn, den 4. Juni 1970 

Maucher 
Burger 
Frau Schroeder 

(Detmold) 
Geisenhofer 
Frau Griesinger 
Josten 
Dr. Abelein 
Adorno 
Dr. Arnold 
Dr. Artzinger 
Baier 
Balkenhol 
Berberich 
Biechele 
Dr. Böhme 
Breidbach 
Eyrich 
Häfele 
Härzschel 
Dr. Hauser (Sasbach) 

Dr. Jenninger 
Lenze (Attendorn) 
Link 
Meister 
Dr. Miltner 
Müller (Berlin) 
Müller (Niederfischbach) 
Petersen 
Pfeifer 
Pieroth 
Dr. Prassler 
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Anlage 12 	 Umdruck 45 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1970, 

hier: Einzelplan 25, Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Städtebau und Wohnungswesen — 
Drucksachen VI/300, VI/580, VI/838, VI/854 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 05 02 — Allgemeine Bewilligungen --
(Finanzhaushalt) 

1. Die Titel mit gleicher Zweckbestimmung — Son-
derprogramm zur Förderung von Maß-
nahmen zugunsten des Wohnungsbaues — 

Titel: 622 32, 661 32, 662 32, 663 32, 852 32, 861 32, 
862 32, 863 32 werden gestrichen. 

2. Hinter Titel 852 04 werden zwei neue Titel mit 
folgender Zweckbestimmung ausgebracht: 

a) Titel 852 06 	 Betrag für 1970 
Darlehen an Länder zur För- 	DM 
derung des Wohnungsbaues 
für alte Menschen 	 — 
Verpflichtungsermächtigung 
DM 12 500 000 fällig im 
Haushaltsjahr 1971 

nachrichtlich: 	Kap. 25 03 
Tit. 852 06 	 (DM 40 000 000) 
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Erläuterungen 
Zu Tit. 852 06 
vgl. Erläuterungen zu Kap. 
25 03 Tit. 852 06 

b) Titel 852 36 	 Betrag für 1970 

Darlehen an Länder zur son- 	DM 
stigen Förderung von Maß-
nahmen zugunsten des so-
zialen Wohnungsbaues — 
Verpflichtungsermächtigung 
DM 12 500 000 fällig im 
Haushaltsjahr 1971 
nachrichtlich: Kap. 25 03 (DM 15 133 100) 
Tit. 852 36 

Erläuterungen 
Zu Tit. 852 36 

vgl. Erläuterungen zu Kap. 
25 03 Tit. 852 36 

Bonn, den 3. Juni 1970 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 13 	 Umdruck 46 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1970, hier: Einzelplan 27 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für innerdeutsche Beziehungen 
— Drucksachen e/300, VI/580, VI/839 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der erste Satz des Vorwortes wird wie folgt neu 
gefaßt: 

„Der Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen 
hat die Aufgabe, die Wiederherstellung der Einheit 
Deutschlands vorzubereiten, den Zusammenhalt un-
seres Volkes zu stärken, ... usw." 

Bonn, den 3. Juni 1970 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 14 	 Umdruck 47 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1970, hier: Einzelplan 27 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für innerdeutsche Beziehungen 

— Drucksachen VI/300, VI/580, VI/839 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 27 02 — Allgemeine Bewilligungen — (Ver-
waltungshaushalt) 

Der Ansatz bei Tit. 531 01 — Herstellung, Erwerb 
und Vorbereitung von Publikationen gesamtdeut-
schen Charakters — wird für die Haushaltsjahre 
1970 und 1971 um  je  300 000 DM auf je  3 400 000 DM 
gekürzt. 

Bonn, den 3. Juni 1970 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 15 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 3. Juni 1970 auf die Mündlichen Fragen des 
Abgeordneten Burger (Drucksache VI/869 Fragen 
A 19 und 20) : 

Erwägt die Bundesregierung, die im Dritten Reich zwangs-
weise unfruchtbar gemachten Menschen zu entschädigen? 

Würde sich die Form einer öffentlich-rechtlichen Stiftung, ähn-
lich der Heimkehrerstiftung, hierfür nicht anbieten? 

Nach geltendem Recht erhalten Personen, die 
aufgrund des Beschlusses eines Erbgesundheitsge-
richts sterilisiert worden sind, Schadensersatz für 
eingetretene Schäden, wenn eine Amtspflichtverlet-
zung des Gerichts oder des Arztes vorliegt oder 
wenn die Sterilisation über die Unfrruchtbarmachung 
hinaus zu Schäden geführt hat (Sonderopfer im 
Sinne des Aufopferungsrechts). 

Bei der Frage, ob Personen, die aufgrund des 
Erbgesundheitsgesetzes sterilisiert worden sind, 
durch Gesetz über das geltende Recht hinaus neue 
Entschädigungsansprüche gewährt werden sollten, 
handelt es sich um ein vielschichtiges und schwie-
riges Problem. 

Es besteht keine einheitliche Auffassung darüber, 
ob das bereits im Jahre 1932 im ehemaligen 
preußischen Innenministerium vorbereitete, aber 
erst im Jahre 1934 in geänderter Fassung erlassene 
Erbgesundheitsgesetz, das auch in anderen Staaten 
gewisse Vorbilder hat, typisch nationalsoziali-
stisches Gedankengut enthält und damit als Staats-
unrecht anzusehen wäre. 

Die Sach- und Rechtslage ist insoweit in einem 
umfangreichen schriftlichen Bericht meines Hauses 
an den damaligen Wiedergutmachungsausschuß des 
Bundestages vom 1. Februar 1961 dargestellt, in 
mehreren eingehenden Beratungen dieses Ausschus-
ses erörtert und in einem mündlichen Bericht eines 
Angehörigen meines Hauses im Januar 1965 in 
diesem Ausschuß dargestellt worden. 

Vor der Abfassung des Berichts sind zu diesem 
Fragenkreis auch angesehene ärztliche Sachverstän-
dige (u. a. der Eugeniker Prof. Dr. Nachtsheim und 
der Psychiater Prof. Dr. Dr. Ehrhard) sowie erfah-
rene Praktiker (u. a. Pastor von Bodelschwingh) 
gehört worden. 

Die Untersuchung der Gutachter hat ergeben, daß 
sich keine tragfähigen Grundlagen für eine Entschä-
digungsregelung finden lassen, bei der nur einem 
kleinen Kreis von sterilisierten Personen — etwa 
den Nicht-Geisteskranken — eine Entschädigung ge-
währt würde. Sie würde zwangsläufig zu einer Rei-
henuntersuchung aller Sterilisierten führen, einem 
Verfahren, von dem alle Sachverständigen drin-
gendst abraten. Eine Entschädigung aller Sterilisier-
ten als solcher kann aber im Hinblick auf die Tat-
sache, daß auch schwerstes nationasozialistisches 
Unrecht angesichts des ungeheuren Umfangs der 
NS-Schäden leider nicht immer entschädigt werden 
kann, keinesfalls in Erwägung gezogen werden. 

Der gesamte Fragenkreis ist schließlich noch von 
den Gesundheitsministern (Senatoren) der Länder 
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geprüft worden. Auch diese Prüfung hat zu dem 
Ergebnis geführt, daß die Länder aus den gleichen 
Gründen den Gedanken einer neuen gesetzlichen 
Entschädigungsregelung aufgegeben haben. 

Die Frage, ob eine weitere Entschädigung des 
Personenkreises der zwangsweise Sterilisierten 
über eine der Heimkehrerstiftung ähnliche öffent-
lich-rechtliche Institution durchgeführt werden soll, 
berührt mehr die technische Seite der Angelegen-
heit. Diese Frage könnte sich überhaupt nur dann 
stellen, wenn eine weitere Entschädigung gewährt 
werden sollte. Wie dargelegt, ist das aber nicht 
möglich. Im übrigen treffen auch die Gründe, die 
zur Errichtung der Heimkehrerstiftung geführt 
haben, für die Zwangssterilisierten nicht zu. Bei den 
Heimkehrern war das Recht auf Entschädigung durch 
das Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz bereits 
vor der Errichtung der Stiftung gesetzlich festgelegt. 
Die Heimkehrerstiftung wurde nur deshalb ins Le-
ben gerufen, weil die geforderte allgemeine Erhö-
hung und Ausweitung der Leistungen des Kriegs-
gefangenenentschädigungsgesetzes finanziell nicht 
vertretbar war. Sie sollte die Möglichkeit geben, 
mit einem begrenzten Kapital denjenigen aus dem 
großen Kreis der Heimkehrer, die trotz der langen 
seit der Heimkehr verstrichenen Zeit noch hilfs-
bedürftig waren, gezielt zu helfen. 

Anlage 16 
Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 4. Juni 1970 auf die Mündliche Frage des 
Abgeordneten Dr. Hammanns (Drucksache VI/869 
Frage A 32) : 

Bedarf es nach Ansicht der Bundesregierung für die Transpo-
nierung der Richtlinie (ler Kommission der Europäischen Gemein-
schaften vom 17. Dezember 1969 Tiber die Lieferung voll Waten 
an den Staat, seine Gebietskörperschaften und die sonstigen 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts in die Rechtsord-
nung der Bundesrepublik Deutschland eines Gesetzes? 

Nein, der Erlaß eines Gesetzes ist nicht erforder-
lich. 

Nach Artikel 30 EWG-Vertrag sind Diskriminie-
rungen bei der Vergabe öffentlicher Lieferaufträge 
zwischen den Mitgliedstaaten verboten. Diese Ver-
tragsvorschrift ist seit Ablauf der Übergangszeit 
unmittelbar geltendes Recht in den Mitgliedstaaten. 
Die Einzelbestimmungen der von Ihnen genannten 
Richtlinien enthalten lediglich nähere Konkretisie-
rungen dieses Verbots und schaffen keine selbstän-
digen Verbotstatbestände. 

Anlage 17 
Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 4. Juni 1970 auf die Mündliche Frage des Ab-
geordneten Schulte (Schwäbisch Gmünd) (Drucksache 
VI/869 Frage A 24) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, das Verhält-
nis zwischen den in der Bundesrepublik Deutschland üblichen 
Preisen für Stickstoffprodukte und den Exportpreisen nach China 
tragbar zu gestalten, nachdem die deutsche Landwirtschaft zum 
Teil immer noch das Zehnfache des Exportpreises bezahlen muß? 

Die Bundesregierung kann die von Ihnen ver-
mutete Preisdifferenzierung der Düngemittelindu-
strie nicht bestätigen. Den verfügbaren Statistiken 
zufolge beläuft sich der Exportpreis für China nicht 
auf ein Zehntel, sondern auf erheblich weniger als 
die Hälfte des Inlandspreises. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß seit 
1964 die Preise für stickstoffhaltige Düngemittel auf 
den Inlandsmärkten um etwa 10 % gesenkt wurden. 
Damit diese Tendenz anhält, hat der Bundesminister 
für Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
die staatliche Höchstpreisregelung für Kalkammon-
salpeter mit Wirkung vom 1. Juli 1970 aufgehoben. 
Damit unterliegt kein stickstoffhaltiges Düngemittel 
mehr der staatlichen Preisbindung. 

Anlage 18 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 4. Juni 1970 auf die Mündliche Frage des Ab-
geordneten Kiep(Drucksache VI/869 Frage A 41) : 

Ist die  Bundesregierung bereit und in der Lage, über die 
bisherigen Hilfsmaßnahmen hinaus auch technische Hilfe für die 

Wiederinstandsetzung der durch die Hochwasserkatastrophe in 
Rumänien ausgefallenen Industrieunternehmen zu leisten? 

Ja, zur Wiederherstellung der vom Hochwasser 
betroffenen rumänischen Industrie hat die rumäni-
sche Regierung die Bundesregierung um die Ver-
mittlung der beschleunigten Lieferung einer Reihe 
von Materialien gebeten, die zum ersten Wieder-
aufbau dringend benötigt werden. Des weiteren hat 
die rumänische Regierung um eine Zusammenstel-
lung  der von deutschen Firmen in das rumänische 
Überschwemmungsgebiet gelieferten Maschinen und 
Anlagen gebeten, die möglicherweise einer Inspek-
tion oder Reparatur bedürfen. Wegen der rumäni-
schen Wünsche steht die Bundesregierung im engen 
Kontakt mit den Industrieverbänden und dem Ost

-

ausschuß der deutschen Wirtschaft, um möglichst 
schnelle Hilfe zu :gewährleisten. 

Anlage 19 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 4. Juni 1970 auf die Mündlichen Fragen des Ab-
geordneten Geldner (Drucksache VI/869, Fragen A 
45 und 46) : 

In welchem Maße nehmen Brachlandflächen im Bundesgebiet 
zu, und worauf ist das nach Ansicht der Bundesregierung zurück-
zuführen? 

Welche Vorstellungen von der Nutzungsmöglichkeit (z. B. Auf-
forstung) dieser Brachflächen hat die Bundesregierung, und 
welche Finanzierungsmöglichkeiten gibt es, um die hier drohen-
den Schäden für die Landschaft zu vermeiden? 

Die Brachflächen haben von 1965 bis 1969 von 
rd. 150 000 ha auf rd. 180 000 ha zugenommen, das 
sind z. Zt. rd. 1,3 % der gesamten landwirtschaft-
lichen Nutzfläche. Die Zunahme ist vor allem auf 
das größere Angebot an Arbeitsplätzen in Gewerbe 
und Industrie zurückzuführen, das viele Inhaber 
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kleiner landwirtschaftlicher Betriebe mit geringwer-
tigen Böden oder starker Flurzersplitterung veran-
laßt, ihre Betriebe ganz oder teilweise nicht mehr 
zu bewirtschaften und statt dessen ein gut bezahltes 
außerlandwirtschaftliches Arbeitsverhältnis einzu-
gehen. 

Die Brachflächen können, soweit es sich nicht um 
Grenzertragsböden handelt, entweder durch An-
kauf seitens der Siedlungsgesellschaften oder bei 
zersplittertem Grundbesitz durch Flurbereinigung 
und Ankauf für Aufstockungszwecke durch Teil-
nehmergemeinschaften oder auch Siedlungsgesell-
schaften wieder der Bewirtschaftung zugeführt wer-
den. Bei schlechter Bodenqualität sind die Brach-
flächen aufzuforsten. 

Die bisher zur Verfügung gestellten Bundesmittel 
haben knapp ausgereicht, um die Grenzertrags-
böden in angemessenem Umfang aufzuforsten, für 
den Ankauf von Brachflächen, sofern sie überhaupt 
zum Kauf angeboten werden, stehen im Rahmen 
der für Agrarstrukturverbesserung und Siedlung 
ausreichende Mittel zur Verfügung. 

Im übrigen könnten Schäden, die von Brachflä-
chen für die übrige Landwirtschaft ausgehen, nur 
durch Einführung einer Pflegepflicht vermieden 
werden, wie es in einzelnen Gemeinden durch die 
Ortssatzung bereits geschehen ist. 

I Anlage 20 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 4. Juni 1970 auf die Mündlichen Fragen des Ab-
geordneten Mü ller (Mülheim) (Drucksache VI/869 
Frage A 48 und 49) : 

Ist die Bundesregierung bereit, die Bemühungen Großbritan-
niens, Irlands und Norwegens, die Lachsbestände zu erhalten, 
durch geeignete Maßnahmen zu unterstützen? 

Wird die Bundesregierung die beim letzten Meeting der North

-

West Atlantic Fisheries (ICNAF) eingenommene Haltung gegen 
eine vorübergehende Einstellung der Netzfischerei von Grön-
land einer Prüfung unterziehen? 

Ja. Die Bundesrepublik, Dänemark und Schweden 
lehnen jedoch das von Großbritannien und Irland 
geforderte völlige und unbefristete Verbot des 
Lachsfangs auf hoher See aus grundsätzlichen Er-
wägungen ab. Auf der jüngsten Sitzung der Nord

-

ostatlantischen Fischereikommission im Mai d. J. in 
London wurde ein deutscher Kompromißvorschlag 
zur Erhaltung der atlantischen Lachsbestände mit 
Mehrheit angenommen. Dabei hat Norwegen für den 
deutschen Vorschlag gestimmt. 

Auch in der Internationalen Kommission für die 
Fischerei im Nordwestatlantik (ICNAF) hat die Bun-
desregierung das von den USA und Kanada gefor-
derte völlige unbefristete Verbot des Lachsfangs auf 
hoher See abgelehnt. Die Kommission befaßt sich in 
dieser Woche erneut mit der Regulierung des Lachs-
fangs. Die deutsche Delegation wird sich dabei für 
eine Kompromißregelung einsetzen, die einen wirk-
samen Schutz der Lachsbestände gewährleistet und 

die Interessen sowohl der Länder mit Lachsströmen 
als auch der Länder, die Lachsfang auf hoher See 
betreiben, berücksichtigt. 

Anlage 21 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 3. Juni 1970 auf die Mündliche Frage des Ab-
geordneten Roser (Drucksache VI/869, Frage A 58) : 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten — und gegebenenfalls 
welche —, um im Rahmen einer modernen Sozialpolitik Schwer-
körperbehinderten Einrichtung und Unterhalt von Telefonan-
schliissen zu ermöglichen bzw. zu erleichtern? 

Ich bin mit Ihnen durchaus der Meinung, daß ge-
rade für den Schwerstkörperbehinderten das Tele-
fon eine wertvolle Hilfe bei der Bewältigung der 
ihn besonders berührenden Probleme des täglichen 
Lebens sein kann. Beim gegenwärtigen Stand bietet 
allein das Bundessozialhilfegesetz, dessen Durch-
führung den Ländern obliegt, die Grundlage für 
solche Hilfen. Für den Schwerstkörperbehinderten 
können die Kosten des Fernsprechdienstes übernom-
men werden, wenn er pflegebedürftig ist, die Be-
reitstellung eines Telefons unter Berücksichtigung 
der besonderen Umstände des Einzelfalles zur Er-
leichterung seiner Behinderung geboten erscheint 
und die im Gesetz festgelegten einkommensmäßigen 
Voraussetzungen für eine solche Hilfe vorliegen. 

Die Bundesregierung mußte allerdings wieder-
holt darauf hinweisen, daß die Deutsche Bundespost 
als wirtschaftliches Unternehmen grundsätzlich 
nicht in der Lage sei, von der Erhebung der Ge-
bühren für die Einrichtung von Fernsprechanschlüs-
sen und für den Fernsprechdienst ganz oder teil-
weise bei bestimmten Personengruppen abzusehen. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer sozial-
politischen Bemühungen um den behinderten Men-
schen gemeinsam mit den zuständigen Stellen prü-
fen, ob in Zukunft eine Verbesserung gegenüber 
der heutigen, von mir dargelegten Situation erreicht 
werden kann. 

Anlage 22 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 3. Juni 1970 auf die Mündliche Frage des Ab-
geordneten Dr. Arnold (Drucksache 111/869, Frage 
A 64) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Empfänger 
von Sozialhilfe die Möglichkeit haben sollten, sich diese auf ein 
Konto überweisen zu lassen, und daß Vorschriften, die dem 
entgegenstehen, geändert werden sollten? 

Ich teile Ihre Auffassung, daß Sozialhilfeempfän-
ger grundsätzlich die Möglichkeit haben sollten, 
Sozialhilfezahlungen auf ein Konto überweisen zu 
lassen. Es bestehen keine gesetzlichen Vorschriften 
des Bundes und der Länder, die dem entgegen-
stehen. 
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